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Vorwort zur 1. Auflage 


In meiner Brofchäre „Die flaatöbürgerliche Erziehung ber kauf⸗ 
männifchen Tugend“ habe ich vorgefchlagen, den abgehenden Schülern 
unſerer Handelöfchulen und anderer Lehranftalten ein gutes Buch 
mit auf den Weg zu geben, gewiflermaßen eine ftaatöbürgerliche 
Feſtgabe, das fie anregen fol, fidy in Zukunft mehr mit den Fragen 
des öffentlichen Lebens zu befaflen, ald die Schule ihnen dazu Ges 
legenheit bieten Fonnte. 

Unter freundlicher Mitwirkung von Kachmännern habe ich num 
verfucht, ein Buch zu fchaflen, den Deutfchen Staatsbürger, 
das zunächft den Abiturienten der Handels⸗, Gewerbe und anderer 
Kortbildungsfchulen, der Nealfchulen und verwandter Anftalten, fos 
wie den Schülern der oberen Klaflen der Gpmnaflen gewidmet fein 
fol. Es will aber auch jedem, der politifch interefftert ift oder um 
politifche Bildung ſich bemüht, Anregung bieten, ſich mit Dingen 
zu befchäftigen, auf die er fchon oft geftoßen, Fragen näherzutreten, 
wie fie unfere Tageszeitungen fländig erörtern, wie fie das öffent, 
liche Leben von heute bewegen. 

Anregen möchte dad Bud. Es will nicht in erfter Linie ein 
Nahfchlagebud fein, es will gelefen werden. Daher legten 
die Berfafler nicht fo fehr ben Nachdrud auf eine Erfchöpfung bes 
Stoffes in allen Einzelheiten, fondern waren vielmehr bemüht, fos 
weit die Spröpdigleit des Gegenſtandes dies erlaubte, anfchauliche 
Darftellungen von Ausfchnitten and dem flaatöbürgerlicdhen Leben 
der Gegenwart zu geben. Wo ed nur anging, wurde Nüdficht ges 
nommen auf die hiftorifche Entwidlung der heutigen Berhäftniffe, 
da beren tiefered Verſtaͤndnis nur im Lichte der Geſchichte mög» 
lich iſt. 

Ausgangspunkt mußte ein Abriß der deutſchen politiſchen 
Geſchichte ſein, der dem Leſer den Werdegang des Reiches in 
großen Zügen vorführt EErſter Abſchnitt). Seinen vorläufigen Ab⸗ 
fhluß fand dieſes Werden in der Gründung des Reiches, in der 
Schaffung einer Berfaffung. 


IV Vorwort 





Der zweite Abfchnitt handelt von diefer Berfaffung, fowie von 
ber Verfaffung ber Bundesſtaaten und der Bemeinden, wobei Ge⸗ 
wicht gelegt wurbe auf eine Darftellung ber Aufgaben ber Ge⸗ 
meinbepolitit, 

Die großen Bindeglieber, bie ein Staatsweſen zuſammenhalten, 
find Recht, Finanzen, Heer und Marine; ihnen find bie fols 
genben brei Abfchnitte gewibmet. 

Wie ed in diefem fo geeinten und zufammengehaltenen Reiche 
ausfieht, davon rebet ber ſechſte große Abfchnitt, der von ber dent⸗ 
fhen Wirtfchaftspflege handelt. Ausgehend von den agrart- 
fhen Berhältuiffen im erften Unterteil, wird im zweiten Dentfcy- 
land als Induſtrieſtaat gezeichnet. Ein britter führt und bie 
wichtigften Einrichtungen bes deutſchen Handels vor Augen, 
während uns ein vierter mit den Gauptfragen bed Verkehrs⸗ 
lebens befannt macht und ein fünfter enblih in die foziale 
Frage und ſoziale Bewegung einzuführen verfucht. 

Die geographifche Begrenzung bed Meiches, Dentfchlands euro» 
pälfche Stellung, unb bie daraus entfpringenden Folgen zeigt 
ber fiebente Abfchnitt, und über die Grenzen hinaus, ind „Brößere 
Deutfchland“, führt und der legte, ausklingend mit einer Betrach⸗ 
tung ber weltpolitifchen Lage, in bie Deutfchland heute geftellt iſt. 

Damit dürfte in den Grundzuͤgen das erichöpft fein, was jebem 
zu wiffen nötig if, der Anteil am öffentlichen Leben nehmen wil, 
der auch nur mit Berflänbnis feine Zeitung Iefen möchte. Es if 
ein Kehler unferer Zeit, daß bei uns viel über bie Dinge hin ger 
redet wird. Man führt den Begriff vom „Brößeren Deutfchland“ 
im Munde, ohne eine rechte Anfchauung bavon zu haben; man fpricht 
von Agrars und Induſtrieſtaat und hat doch recht bürftige Bilder 
von ihnen. Das führt zu Phrafentum. Es zu befämpfen helfen, fol 
nicht die legte Aufgabe dieſes Buches fein. 

Unfer politifches Leben krankt vielfach an unnötiger Schärfe ber 
Gegenfäge, die in der Hauptſache auf ein Nichtverftehen des Gegners 
zurüdzuführen find. Diefe Gegenſäͤtze abzufchleifen, möchte „Der 
Dentfhe Staatsbürger“ an feinem Zeil verfuchen. Er ſtellt ſich 
daher nicht in den Dienft einer Partei, er iſt nicht tenbenzids nad 


Vorwort V 


ber einen ober anderen Seite gefärbt, er will aber dem Lefer, nament» 
lich dem jungen, zu einer Freude am Reiche verhelfen; er will ihm, 
indem er ihm die Einrichtungen dieſes Reiches vorführt, das flolze 
Bewußtfein verfchaffen, ein Bürger bdiefed mächtigen Staatsweſens 
zu fein, ber freudig befennt: Ich bin ein Deutfcher. 

Es bleibt mir noch die angenehme Pflicht, allen denen zu danken, 
bie durch Winke und Ratfchläge dad Bud, förberten. Bor allem 
gebührt diefer Dank den Witarbeitern, die fih mit Hingebung ihrer 
nicht leichten Aufgabe unterzogen haben. 


Leipzig, 3. April 1911. Der Gerausgeber. 


Vorwort zur 2. Auflage 


Wider Erwarten fchnell, nah kaum neun Monaten, macht fich 
eine neue Auflage des Deutichen Staatöbürgerd nötig. Dad mag 
zum Teil feine Erklärung finden in dem reger gewordenen Intereſſe 
für Fragen unfred öffentlichen Lebens, ſodann aber in der guten 
Aufnahme, die das Buch bid auf eine ober zwei Ausnahmen bei 
der Kritit gefunden bat. Ihr ift der Herausgeber aud zu Dank 
verpflichtet für wertvolle Anregungen zu Verbefferungen und Ergäns 
zungen, bie faſt alle in ber vorliegenden Auflage berüdfichtigt wer- 
ben konnten 

Zwei Kapitel wurden neu aufgenommen. Das eiue (2 c) behandelt 
unfre politifchen Parteien. Ohne VBoreingenommenbheit, in ber 
Sauptfache au ber Hand ber Parteiprogramme, werben dem Leſer 
Geſchichte, Ziele und gegenwärtige Stellung der Parteien vorgeführt; 
zugleich wird er mit ber politifchen Prefle in ihren Haupterſchei⸗ 
nungen bekannt gemacht. Ein Urteil über bie Parteien fol fich der 
einzelne felbft bilden. Uuterftügt wirb die Darftellung durch graphifche 
Illuſtrationen der Veränderungen in der Zahl der Abgeorbueten 
und Wähler von 1871 bis zur Gegenwart 

Das zweite neue Kapitel (3) gibt einen Überblid über die Bers 
hältniffe von Kirche und Schule. Auch diefe VBereichernng bärfte in 


VI Dorwoet 





unfern Tagen willlommen fein, in denen Kirchen» und Schulfragen 
lebhaft erörter werben. 

Bon den übrigen Kapiteln erfuhr namentlich dad Kapitel 2 a 
Meih und Gfliedftaaten) eine Erweiterung infofern, ald auf bie 
Berfaflungen der Bundesſtaaten, infonderheit auf bie von Elſaß⸗ 
Lothringen, ausführlicher eingegangen wurde. In dem Kapitel 7 c 
(ber deutfche Handel und feine Einrichtungen) find zugunften mancher 
Ergänzungen die Abfchnitte weggefallen, die nur auf ein rein kauf⸗ 
männifches Intereffe zechnen konnten. In allen Kapiteln wurben für 
Ratiftifche Angaben die neuften Zahlen benugt; auch wurbe überall, 
wo ed nötig erichien, die beffernde Hand angelegt. 

Der Geift des Buches ift der gleiche geblieben. Wöge auch bie 
neue Auflage dazu beitragen, dad Berftänbnis für die Fragen unferd 
Öffentlichen Lebens in immer breitere Schichten zu tragen, möge 
dad Buch vor allem der heranwachfenden Jugend, ber eö in erfter 
Linie gewidmet ift, ein zuverläfliger Führer fein. 


Leipzig, im Sanuar 1912, 
Der Serausgeber. 
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1. Die Entfiehung des Deutfchen Reiches, 


Die Grundlage alled Schaffene in Gegenwart und Zukunft bildet 
die Vergangenheit. Fortbauen auf dem Boden früherer Zeiten, 
jedoch alle erfüllten oder veralteten Wünfche preidgeben, um neuen 
Platz zu machen, ift die Aufgabe unferer wie jeder Zeit. Verſtaͤndnis 
des Gewordenen, Kenntnis der Geſchichte ift notwendige Vorbebingung 
für jegliche Arbeit nationaler Art. 

Die Entftehungdgefchichte ded Deutfchen Reiches beginnt in ben 
lebten ausfchlaggebenden Kräften mit dem 19. Jahrhundert. Um aber 
all das Trennende und Gegenfägliche, das fi heute in Deutfchland 
findet, ebenfo zu verftehen wie die Kräfte der Einigung, die in ihm 
wirken, muß der Blick zurüdgehen bid in dad 16. Jahrhundert. Noch 
weiter, wohl bis in das 13, Jahrhundert hinein, Taflen ſich die Fäden 
fpinnen; allein das 16. brachte die große Ummälzung auf religiöfem 
Gebiete, die zum Teil faſt unverändert durch den Lauf der Zeiten 
bis zur Gegenwart nachwirkt. 

Die Tat Lutherd gab bem 16. Jahrhundert dad Gepräge Bon 
ihr her ftammt der große Eonfeffionelle Gegenſatz, den wir heute 
haben. Zwar war noch zur Zeit ded Augsburger Religionsfriedens 
1555 ganz Deutſchland in feinen heutigen Grenzen und weit über 
diefe hinaus vollftändig proteſtantiſch — nad, der Schägung des 
venezianifchen Staatömanned Badosro gehörten von den Deutfchen 
7 0 dem Luthertum, */,, ben Sekten und nur '/,, dem Katholizismus 
an —; aber der Teil bed Augsburger Religiondfriedend, der ben 
Tandeöherren die Kirchenhoheit und Religionsbeſtimmung übertrug 
(euius regio, eius religio: weflen dad Land, beflen der Glaube), 
fam ſcharf zur Anwendung mit al feinen Härten gegen andere» 
gläubige Untertanen. Die Gegenreformation brachte mit Hilfe der 
Inquiſition und der Jeſuiten, unterflügt durch fchwere Fehler der Pros 
teftanten, ben Glauben des Mittelalterd wieder in vielen Gebieten zur 
Anerfennung; und feit dem Wertfälifchen Frieden 1648, der das Jahr 
1624 als Normaljahr für den Stand der Religionsübung feitfegte, 
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blieb die Spaltung eine dauernde, die ſich raͤumlich mit der von 
Nord⸗ und Süddeutſchland im weſentlichen deckt. 

Die Reformation bahute den Weg zu freierer Geſtaltung alles 
Geiſteslebens und ſchuf die Grundlage der heutigen proteſtantiſchen 
Kirchenverfaſſung. Zugleich aber verhinderte der Zwieſpalt der Kon⸗ 
feſſionen fuͤr immer eine kirchliche Einheit in Deutſchland, ſo daß 
wir heute im neuen Deutichen Reiche keine Reichskirche haben, 
daß die Religion kein einigended Band um alle deutſchen Stämme 
fchlingt, fie vielmehr in zwei Lager ſcheidet. An biefem für bie 
Reichdeinheit unheilvollen Gegenfage liegt e& auch, daß neben ber 
Kirche die Schule heute noch Randesangelegenheit ift und daß es 
fchwer halten wird, die Heranbildung der Tugend zur Reichdanges 
legenheit zu machen. 

Politiſch war dad 16. Jahrhundert von nicht geringerer Bedeu⸗ 
tung für die Zukunft der deutfchen Stämme. Kaifer Karl V. ver- 
trat zum legten Male die fchon längft erfchütterte Univerfalidee 
des heiligen römifchen Neiched teutfcher Nation. Der mittels 
alterliche Gedanke Taiferlicher Univerjalherrichaft feierte noch einmal 
glänzende Triumphe, fcheiterte aber fchließlich trog äußerer Erfolge 
au dem innerlich feiten, auf nationaler Grundlage aufgebauten 
Franfreih. Die Unmöglichkeit, dieſes Land der fpanifchsdeutfchen 
Herrfchaft einzugliedern, kündete eine neue Zeit, dad Auffommen 
nationaler Staaten. Karl V. erlebte noch den Zuſammenbruch feiner 
Träume. Die folgenden Jahrzehnte bradıten dann den großen Krieg, 
der in mehr als einer Hinficht von nachhaltiger Bedeutung für das 
deutfche Volt werben follte. 

Der Dreißigjährige Krieg war nicht allein ein Religionskrieg, 
fondern auch ein Kampf aller frei gewordenen Mächte und nad 
Selbftändigfeit ringenden Kräfte gegen ben überlebten Anſpruch 
deutfcher Kaiferherrlichkeit und gegen die Bormachtitelung des heiligen 
römifchen Reiches. 

Wozu das 13, Sahrhundert den Grund gelegt hatte, bad wurbe 
in diefem Kriege Wirklichkeit: die Selbftändigkeit der deutſchen 
Territorialfürften und die Wündigfeit der benachbarten Staaten. 
Unter fchweren, biutigen Wehen wurden die Einzelftaaten geboren, 
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hart und gewalttätig. Im Weltfälifchen Frieden von 1648 werden 
alle Reichsſtände, 570 an Zahl, tatfächlicy völlig unumfchräntt; 
fie erhalten die volle Kandeshoheit und können felbftändig Bündniffe 
unter ſich und mit fremden Mächten fchließen. 

Die Wunden dieſes großen Krieges, der Zufammenbruc aller 
Kultur, aller Wirtſchaft, alles Handels, waren fo tief, daß fie uns 
heitbar fchienen, daß es über 200 Sahre eifrigfter Arbeit und mühe⸗ 
vollfter Anftrengung gekoftet hat, fie zu heilen. 

Deutfchland zerriffen, die deutiche Kultur vernichtet, ber deutſche 
Boden ein Tummelplag fremder Nationen, die gierig Beute auf 
Beute ſchlucken; alle Mündungen und Mündungsgebiete vom Niemen 
bis zur Schelde unter fremder Botmäßigfeit, unter polnifcher, fchwes 
difcher, daͤniſcher, holländifcher, ſpaniſcher Herrſchaft; wertvolle 
Teile ganz lodgeriffen, wie die Schweiz und die Niederlande; die frans 
zöfifche Herrichaft in den drei Bistümern Meg, Toul und Berbun 
befeftigt, im Elſaß, Sundgau, Xothringen teild begründet, teild ans 
gebahnt — das iſt das tieftraurige Bild, das und dad Jahr 1648 
zeigt, in dem endlidy die Friedendgloden durch die Lande klingen. 

In al dem Elend erbliden wir in einem bis bahin gering ges 
achteten, oft verhöhnten Lande, in einer wenig fruchtbaren und nicht 
einladenden Gegend ein Geflecht am Werke, das berufen fein follte, 
in harter Arbeit und zäher Ausdauer ein neued Reich, eine neue 
Blanzzeit heraufzuführen, das Geſchlecht der Hohenzollern. 

Deutfchland zu Tode getroffen, Wirtfchaft und Kandel vernichtet, 
— und gleidhzeitig die feite, fichere Hand des großen Kurfürften 
am Steuer Brandenburgs: mitten in Zrübfal und Not der leuchtende 
Strahl kommender Herrlichkeit. 

Bewußt und Fräftig werden Landwirtfchaft, Handel und Verkehr 
gehoben durch die Aufnahme fremder Koloniften, wie holändifcher 
Bauern und franzöfifcher Hugenotten. Vegünftigt wird die wirts 
fhaftliche Erneuerung durch den überall in Europa fih Geltung 
verfchaffenden Merkantilismus. Bon wefentlicher Bedeutung für 
die Zukunft unſeres Baterlandes wird eine politifche Ermwerbung, 
deren Anfänge bis in die Zeit vor dem Ausbruch bed Dreißigiäh- 
sigen Krieges zurüdreichen. Die Befitergreifung von Kleve, Marl 
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und Ravensberg (1614, endgültig 1666) flellt dem brandenburgiſch⸗ 
preußifchen Staat bie Aufgabe, Wittler zu werden zwiſchen dem 
Welten und Often, die Wacht zu halten am Rhein wie an ber 
Weichſel. 

Waͤhrend ber große Kurfuͤrſt die weit voneinander getrennten 
Gebiete feines Staates verfehröpolitifh durch Einrichtung einer 
Meitpoft miteinander verband, ſchuf Friedrich Wilhelm I. die Zens 
tralifation ber Verwaltung und gab bamit feinen Ländern eine 
Einheitlichleit im Innern und Stoßkraft nach außen, wie fie damals 
fein anderer Staat aufweilen konnte. Dad trug weſentlich dazu 
bei, ben Norden Deutfchlande im Laufe der folgenden Sahrzehnte 
und Sahrhunderte zur Vormadhtftelluug in Deutfchland gelangen zu 
laffen. Und nod zu zwei anderen Einrichtungen wurde damals 
der Grund gelegt, zum Heerweſen und zum Beamtentum, bie 
beide in ihrer Pflichttreue und gehorfamen Dienftleiftung nicht nur 
Stügen ded Abfolutismusd waren, ſondern auch, in allmählicher 
Übertragung ihrer Eigenfchaften auf alle beutfchen Stämme, bie 
Größe und Stärke des heutigen Deutfchlandb begründeten und noch 
ausmachen. 

Hatte 17041 Friebrih II. (1) durd die Erhebung des fchon 
unter feinem Borgänger 1660 fouverän gewordenen Staated Preußen 
zum Königreich äußerlich die Gleichſtellung mit den europäifchen 
Königreicdhen erlangt, fo brachten die ruhmreichen Taten Friedrichs 
bed Großen ben Eintritt Brandenburgs Preußens in bie Reihe ber 
Großmaͤchte. Zugleich vollendete Friedrich der Große, was fein 
Bater begonnen hatte: dem Beamtentum Staatögefinnung einzuprägen. 

In derfeiben Zeit griff Ofterreich durch die glänzenden Siege Prinz 
Eugene über bie Türken nadı Ungarn über. Damit war das Ziel ber 
öfterreichifchen Politik für alle Zukunft gelegt, wenn ed auch damals 
nicht von allen Kreifen erkannt wurde, nämlich: nach dem Südoften, 
dem Balkan, bie zum Mittelländifchen Weere vorzudringen und bie 
Bermittlerrofle zu übernehmen zwiichen den Kulturen Mitteleuropas, 
Sübofteuropas und bed Orients. Öfterreich wuchs ſich von nun an 
zum Donauftaat aus. Noch immer aber vertraten die Habsburger 
die Kaiferwürde des heiligen römifchen Reiches deutfcher Nation. 
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Somit gab ed im Deutſchen Reiche zwei Großmächte, und der 
Kampf um die Borberrfchaft mußte über kurz oder lang losbrechen. 
Die Geſchichte wies ſterreich eine andere Rolle zu ald Preußen; 
ber Ausgang biefed Kampfes konnte, hiftorifch betrachtet, fein anderer 
fein, als ihn dann das Jahr 1866 wirklich herbeiführte. 

Auch im innerpolitifchen Leben hatte das 18. Jahrhundert wichtige 

MWandlungen mit fid gebracht und neuen Zuftänden den Weg ges 
ebnet. Hatte der Abfolutismus fchon im 17. Jahrhundert bie 
Ständeherrfhaft mit ihren Borrechten vor ber großen Maſſe 
gebrochen, fo begann er im 48. Sahrhundert, geftüßt auf bie polis 
tifche und wirtfchaftliche Macht des Bürgertume, die Maffe zu fchügen 
und für fie, die die Grundlage bes Heeres bildete, zu forgen. Der 
Wohlſtand der Bürger wurbe gefteigert, ihr Selbftgefühl gehoben 
und dadurch in ihnen bad Streben gemwedt, Anteil an ber Lenkung 
bed Staated zu gewinnen. So ebnete der Abfolutismud den Weg 
für eine neue Staatöform, deren Ideen vom Welten Europas her 
nad Deutichland kommen follten. 
Aus England ftammend, erfuhr der fonftitntionelle Gedanke 
in $ranfreicd, eine weitgehende Ummandlung und nahm vor allem 
durch die Schriften eined Montesgieu die Geftalt an, in ber er 
feine Siegedlaufbahn antreten follte, einen Siegeszug, ber erft in 
unferen Tagen räumlich auf der Erbe fein Eude erreichte mit dem 
Erlaß der Berfaffungen in China und Japan. 

Die Ideen der franzöfiichen Revolution, allgemeine Menfchens 
rechte, Abichaffung des Keubalismus, Gleichftellung aller 
Bürger und Aufhebung der fozialen Unterfchiede, fanden 
in ben deutſchen Rändern bald Verbreitung, vor allem in der Zeit 
der napoleonifhen Herrſchaft. Es waren Ideen, die erft mit Ges 
walt den Deutfchen beigebracht werben mußten — nnd darin liegt 
ein Segen ber Herrſchaft Napoleons. Zugleich bradıte diefe die 
endliche Auflöfung des fchon lange morjchen heiligen römifchen 
Reiches teutfcher Nation. Im Reichsdeputationshauptſchluß 
bed Jahres 1803, ber die Entfchädigungen für die Abtretung bes 
linksrheiniſchen Gebietes feitfette, wurden faft alle geiftlichen Kürften- 
tümer aufgehoben, „fätularifiert”, alle Reichsftäbte bis auf 
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ſechs und die Gebiete fehr vieler kleiner, biöher reichdunmittels 
barer Kürften ber Laudeshoheit größerer unterftellt, „mediantis 
fiert“. 41412 Stände verfchwanben auf einmal, 1806 wurde eine 
weitere Aufteilung vorgenommen. Notwendig war bdiefe Entwids 
fung, traurig ift aber, daß durch eine Frempherrfchaft erlangt 
werden mußte, was bie beutiche Nation and eigener Kraft hätte 
leiften follen. 

So zeigt und das beginnende 19. Jahrhundert die Kragen Mar 
geftellt, die dad Sahrhundert bewegt und die zur Einigung ber 
beutfchen Stämme geführt haben: Dad Volk beherrfcht von ber 
Sehnſucht nach Freiheit und Gleichheit, von dem allgemeinen Ber, 
langen nach Teilnahme an ber Megierung bed Staated. Ein nords 
deutfcher Staat, Preußen, der von Welten und Often her deutfche 
Gebiete umflammert, mit einem zwar erflarrten, aber doch noch 
Iebeudfähigen Geere und Beamtentum. Und .ein fübdentfcher Staat, 
der gerade damals die Folgen zog aus ber früheren Gefchichte: 
Bormadıtftellung unter den Donauvölfern und beshalb Preisgabe 
ber deutfchen Kaiſerkroue. 

Das Jahr 1804 zeigt und diefed Ergebnis, ald Öfterreich ben 
Kaifertitel annimmt und damit zu einem Donaulaiferflaat wird, 
Die Niederlegung ber deutſchen Kaiferfrone 1806 war dann nur 
eine Foͤrmlichkeit. Noch aber bleibt immer der Anſpruch Öfter 
reichs auf die Vormachtſtellung in Deutichland beftehen; noch ift 
bie Stellung ber mittels und füdbeutfchen Staaten nicht entſchieden, 
ob fie der norddeutfchen ober ber füddentfchen Großmacht ſich ans 
fchließen follen. 

So fehen fi die deutichen Patrioten des 19. Jahrhunderts vor 
bie boppelte Aufgabe geitellt: einmal die deutfche, Die natios 
nale Frage, und dann bie fonftitutionelle Frage zu Löfen. 
Dabei wirken die Gegenfäge in ber Religion fletd erfchwerend ein. 

Es bedurfte großer Ummwälzungen, bis veraltete Anfichten und Bes 
griffe verfchwunden, bis neuen Kräften Tür und Tor geöffnet waren. 

Noch war Preußen das fridericianifche Preußen, und erft ber 
Sturm ber Jahre 1806 und 1807 fegte hinweg, was mit ben Jahren 
alt und morſch geworden war. 
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Während in Oſterreich Wetternich, ein glatter, fchlauer Hof⸗ 
mann und geichidtter Diplomat, ohne bie Ideale von beutfcher Kreis 
heit und Einheit und nur auf Oſterreichs Vormachtſtellung bedacht, 
feine Politit auf dem Grundfage aufbaute, dad „Beftehende zu ers 
halten”, fuchten in Preußen Stein und Hardenberg den erfchütterten 
Staat durch bie Gewährung von Freiheit und Selbftändigkeit wieder 
anfzurichten. 

Gleichzeitig mit der franzoͤſiſchen Revolution erlebt Deutfchland 
eine Neufchöpfung auf dem Gebiete des Geifted und ber Kiteratur. 
Es fei erinnert an bie großen Namen Wieland und Klopftod, 
Leffing und ‚Herder, Goethe und Schiller, Hegel, Fichte, Schleier 
macer und Wilhelm v. Humboldt. Diefe Literatur voller Anregung 
und neuer Ideale wirkte befreienb auf viele Beifter; zu einem Ers 
wachen in politifcher Beziehung tat fie, vorläufig wenigſtens, nichts. 
Um biefen Umfchwung herbeizuführen, war das ſchwere Unglüd 
nötig, das über Preußen hereinbrach. Die Zeit der Not zwang zu 
Meformen, forderte gebieterifcy eine Betonung ber idealen Momente, 
eine Erneuerung der fittlichen Auffaflung. 

Die Berwaltungseinriditungen Steins und Hardenbergs, die 
Aufhebung der Erbuntertänigfeit, die die Bauern frei machte, bie 
Städtegefepgebung, bie den Gemeinden die Selbftverwaltung gab, 
die Beſeitigung bed Zunftzwanges, bie mit der Gewerbefreiheit den 
Segen ber Konkurrenz brachte, hatten nicht nur den Auffchwung 
einer neuen Kultur zur Folge, fondern ermwedten im Volke auch 
neue fittliche Anſchauungen. 

In Verbindung mit Schleiermader, Fichte und Arndt brachte 
Stein dad Nationalgefühl zum Erwachen. Diefe Männer mahns 
ten immer wieder, daß das Abhängigkeitögefühl, bad ohne Übers 
legung Gehorfam übe gegen jede, aud, eine fremde Obrigkeit, aus⸗ 
urotten ſei. Der Gemeinſinn müfle erwedt werden, ber Einzelne 
lernen, für das Geſamtwohl alle Kräfte einzufegen. In dieſer 
Richtung wirkte auch die Meuorbnung des Heerweſens durch Scharns 
horſt auf grund der allgemeinen Wehrpflicht, die bald ben anderen 
großen Geſetzen folgte. 

Diefelben Jahre bradıten in Preußen die Gruͤndung eined eins 
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heitlichen, alle prenpifchen Provinzen umfaflenden Zollſyſtems, das 
in ber Folgezeit zur erften Einigung Deutſchlands geführt hat. 

So hatte fi der norddentſche Staat Preußen unter Männern wie 
Stein, Hardenberg, Scharnhorft, Bneifenau und Boyen in Berwals 
tung, Wirtfchaft und Heer nen gekräftigt, um dann im Bunde mit 
ſterreich und Rußland die Befreiung aller beutfchen Stämme burdys 
führen zu können. Die glorreiche Zeit von 1813 fand den Preußifchen 
Staat und bad gefamte beutfche Bolt einig, die Fremdherrſchaft 
Napoleons abzufchütteln, während die Regierungen ber mittels und 
fündeutfchen Staaten noch zögerten, diefen Schritt zu tun. 

Ein Gefühl der Begeifterung umfchloß das gefamte deutſche Volk; 
die Befreiung war groß und gewaltig, Daß die Krüdıte biefer 
Zeit nicht fofort reiften, lag an ber Politit der Kabinette, lag 
daran, daß bie politifchen Ideen bed 18, Jahrhunderts noch einmal 
fiegreich ihr Haupt erhoben. 

Der Wiener Kongreß 1815 brachte die Beftätigung der preußi⸗ 
fhen nnd Öfterreichifchen Entwidlung. Preußen verzichtete auf die 
in den polnifchen Teilungen erworbenen dftlichen Gebiete zugunften 
eines einheitlichen Nationalftaated, Jedoch mußte ed die am weites 
fien nach Welten vorgefchobene polnifche Bevölkerung mit in kauf 
nehmen, um zwiſchen der Hauptſtadt Berlin und der ruffifchen 
Grenze genügend Raum zu behalten. Die Erwerbung ber Provinz 
Dofen war zwar eine geographifche Notwendigkeit, blieb aber immer 
ein Fremdkoͤrper im preußifchen Staate, der ihn und fpäter das 
dentfche Meich vor ſchwere Aufgaben ftellte, Weiter erwarb Preußen 
damals deutfche Gebiete im Norden und Dften, in Mitteldeutfchland 
und am Rhein, biefe mit überwiegend Tatholifcher Bevoölkernng, 
(Schwediſch⸗Pommern mit Rügen, außer der Provinz Pofen noch 
Danzig, die Hälfte von Sachſen uud bedeutende VBergrößerungen ber 
alten Befigungen in Weſtfalen und am Rhein). So wurde Preußen 
zum bewußten Vertreter deutfcher Macht, während Öfterreich durch 
die Erwerbung von Salzburg, Tirol, Kärnten, Krain, Trieft, Galizien, 
Mailand, Benetien feine Bermittlerrofe neu übernahm. Preußen 
war nun vor bie Aufgabe geftellt, verfchiedene Stämme in einem 
Staatöwefen zu vereinigen, aus dem Zerritorialftaat zum bdeutfchen 
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Einheitöftaat zu werden, fowie bad Prinzip ber Bleichitellung 
Parität) zwifchen ben beiden großen chriftlichen Gemeinſchaften 
sur Geltung zu bringen. 

Aber dadurch, daß ein „Deutfcher Bund” geichaffen wurde mit 
wei Großmächten, ein loſes Gebilde, ein Staatenbund, in bem 
die einzelnen Staaten bei voller Souveränität Fein Opfer für bie 
Gefamtheit zu bringen entfchloffen waren, begann die Rivalität von 
nenem, und eine Erneuerung des beutfchen Neiched wurde auf lange 
Zeit hinausgeſchoben. 

Die Gefchäfte des Bundes führte ein Händiger Bundestag in Frank 
furt a. M., eine Berfammlung von Öefandten ber regierenden Fürften, 
und zwar in einem engeren Rat mit 17 und einem weiteren mit 
69 Stimmen. Die Verteilung ber Stimmen ſtand in feinem Vers 
hältnis zur Wacht ber einzelnen Staaten (jeded Königreich hatte 
4 Stimmen, die anderen weniger, bis 4 Stimme). Über die Rechte 
und Berpflichtungen der einzelnen Bundesglieder ift man fich nie 
far geworben. Das Heer blieb bunt zufammengewürfelt. Es fehlte 
bem Bunde jede Autorität in Krieg und Krieben. 

Zu ihm gehörten 35 fouveräne Fürften, darunter der König 
von England für Hannover, der König von Dänemark für Holftein 
und der König von Holland für Luxemburg; dazu kamen die 4 freien 
Städte Hamburg, Bremen, Lübel und Frankfurt a. M. Der Bund 
war eine völlerrecdhtliche Bereinigung ber beutfchen Staaten unters 
einander zur Erhaltung der äußeren und inneren Sicherheit Deutſch⸗ 
lands. Da er bie Souveränität ber Einzelftaaten unberührt ließ 
und nur deren Ausübung befchräntte, fo enttäufchte er die Einheits⸗ 
hoffnung des deutſchen Volkes. Dieſes aber war feit entfchloffen, 
fich Freiheit und Einheit troß feiner Regierungen zu erringen. Die 
Jugend wollte bie Hoffnungen ber Befreiungsfriege nicht aufgeben. 
Die dentſche Burſchenſchaft erhob laut und beutlich die Forbes 
rung einer nationalen Einigung und fand überall Anklang. 

Aber die Reaktion metternichfcher Prägung drängte durch bie 
Karlöbader Befhlüffe von 1819 dieſe Beftrebungen weit zus 
zuräd; man hob die Burfchenfchaften auf, verbot die Prepfreiheit, 
überwachte fcharf die Lniverfitäten und unterwarf jeden „Vers 
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daͤchtigen“, der für Deutſchlands Einheit begeiftert war, ber Zentral 
unterſuchungskommiſſion in Wainz. 

So ſchien die Köfung der nationalen Frage, von der das Bolt 
während der Freiheitöfriege geträumt hatte, auf weite Zeit hinans 
unmöglich zu fein, 

Unterdeflen aber arbeitete die preußifche Diplomatie eifrig weiter, 
und es ift in der Gefchichte des 19. Jahrhunderts als ein Meifters 
ftüf und eine imponierende Leiftung dieſer Diplomatie anzufehen, 
baß fie trog aller Hinderniffe und Widermwärtigfeiten, felbft in Zeiten 
biplomatifcher Niederlagen, dad große Ziel der nationalen Einigung 
niemald aus dem Auge verloren hat. 

Der Zollverein von 1834) nahm nach und nach alle beutfchen 
Stämme mit Ausſchluß Oſterreichs in fi auf. Es war die wirt- 
ſchaftliche Einigung Deutfchlands, die zum erftien Male eine aus⸗ 
wärtige Handelspolitik ermöglichte, und die vor allem die Grunds 
lage zu den folgenden militärifchen und politifhen Einigungen 
abgab. 

Den kirchlichen Zwiefpalt wollte Kriedric Wilhelm IIL wenigſtens 
etwas mildern, als er bei der 300jährigen Zubelfeier der Neformas 
tion die firhliche Union, die Vereinigung der reformierten und 
Iutberifchen Kirche, errichtete. 

Meben der nationalen Frage, die nur langfam ihrer Köfung ent⸗ 
gegenfchritt, ging die fonftitutionelle Frage einher. Hier übernahmen 
die deutfhen Kleinftaaten die Führung. In ihnen fonnten liberale 
Ideen leichter Eingang finden ald in den beiden durch feſte Tradition 
gehemmten großen Staaten. Der Norddeutſche ift Tonferpativer, 


3), Schon zu Beginn des 19. Jahrhunderts waren Motz, Eichhorn und Maaben 
für Abſchaffung aller Binnenzölle innerhalb Preußens eingetreten, Ideen, die im 
preußiihen Sollgeſez von 1818 ihren Miederichlag fanden. Zuerſt trat Sonders⸗ 
haufen bei (1819), dann einige thüringiiche Staaten, 1828 endlich Heffen-Darmfladt. 
Inzwiſchen hatten auch Württemberg nnd Bayern einen Zollvertrag gefchloflen, und 
41828 kam mit dem WMitteldeutichen Handelsverein (Sachen, Kurheflen und einigen 
anderen) der dritte Soliverein hinzu. Dadurch, daß fich der preußifche und der 
württembergifch« bayerifche vereinigten, wurde auch der mitteldeutiche Sollverein zum 
Anſchluß gezwungen. Außerhalb diefer Vereinigung blieben vorläufig nur Baden, 
Hannover, Hamburg, Bremen und einige andere, 
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fefter durch Überlieferung und Herkommen gebunden, Neuerungen 
ſchwerer zugänglich ald der heitere, lebensfrohe, für fortfchritt« 
liche Bewegungen leichter zu gewinnende Süddeutſche. Wie wir 
im Weimarifchen Staate, in Jena, die beutfche Burfchenfchaft ers 
fiehen fehen, fo ift e8 dasfelbe Großherzogtum, noch von Karl Auguft 
unb Goethe geleitet, das zuerft 1816 eine Berfaffung gibt. Ihm 
folgen bald andere beutfche Kleinftaaten nach; aber in vielen vers 
fucht die alte Idee ihre KHerrfchaft wiederzuerlangen, weſentlich 
unterflügt durch die Politik Metternichs; ed kommt zur Befeitigung 
ber Berfaflung, zu Berfaffungsbrud nnd Streit, wie in Hannover, 
wo die „fieben Goͤttinger“ ) fo mutig für die Verfaffung eins 
treten und bamit das deutfche Profefiorentum in bie politifche 
Arena führen, die es feitdem niemals wieder ganz verlaflen hat. 

Da bringt die franzöfifche Iulirevolution 1830 auch in Deutfchs 
land die Berfaflungsfrage von neuem in Fluß. Die Karlöbader 
Befchlüffe haben feine Geltung mehr, bie Preßfreiheit wirb geftattet, 
felbft die Zentralunterfuhungstommiffion muß ihre Arbeit einftellen 
— aber nad) kurzer Zeit, ald die Wellen der Revolution vorüber, 
gefloffen find, lebt alles wieder auf —; Metternich ift noch am 
Ruder, eine gewaltige Madıt. 

Der einzige nachhaltige Erfolg war, daß der einflußreichite mittels 
beutfche Staat, das Königreich Sachſen, 1831 eine Berfaflung 
erhielt. In Baden und Braunfchweig, wo die Reaktion wieder bie 
Oberhand gewonnen hatte, wurden die Berfaflungen neu geftaltet 
und in freiheitlichem Geifte umgeändert (1831, 1832), | 

Mehr als ein Jahrzehnt follte vergehen, ehe die Fonftitutionelle 
Frage auch in ben Großſtaaten zum Siege gelangte; das deutfche 
Bolt mußte noch tiefer durchdrungen werden von ber Forderung, 
Anteil an der Regierung zu befommen, und ihr noch lauter Aus⸗ 
drud verleihen, bis die Regierungen fi) dieſer Bewegung nicht 
länger widerfegen konnten. 

Den Anftoß zu endlichem Siege brachte wieder eine Revolution 
in Paris, die Kebruarrevolution des Jahres 1848. 

PR Jakob und Wilheim Grimm, Dahlmann, Gervinus, Ewald, Albrecht und 
eber. 
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Diefed Jahr zeigt die beutfche Frage und die Fonftitutionelle 
Frage vereint; beide gehen nun gemeinfam ihrer endgültigen Löfung 
entgegen, beide find nicht mehr gu trennen, bie eine hilft der an⸗ 
deren zum Giege. 

Die liberale Bewegung in ben Einzelftaaten ſah ſich ploͤtzlich 
durch eine Maſſenbewegung unterftügt, bie dad Bolf mit unwider⸗ 
ftehliher Gewalt ergriff. In München, Stuttgart, Kaffel, Dresden, 
Sanuover, überall zwangen große Volksverſammlungen, mehr oder 
weniger revolutionär, die Fürften zur Berufung liberaler Minifter, 
der „Märzminifter”, und zur Annahme der Hauptforderungen des 
Liberaliömus: Preßfreiheit, Schwurgerichte, Volksbewaffnung. Die 
Freiheit brach laut und heil in deutfchen Landen an. Der Bundes 
tag felbft mußte ihrem Drängen nachgeben; er geftattete Preßfreiheit, 
erhob die lange verpönten Farben der deutfchen Burfchenfchaft zu 
feinen eigenen und fchrieb allgemeine Wahlen zu einem Parlament aus. 

Am wichtigften wurde bad Jahr aber für Preußen und Öſter⸗ 
reich, für jenes durd, die Märgrevolution!) und für diefes durch 
die Revolutionen des März, Mai und Dftober”. Im Jahre 
4847 war ber erfte vereinigte Landtag”) in Preußen gufammen- 
getreten. Am 20. Mär; 1848 hatte Friebrid; Wilhelm IV. eine 
preußifche Nationalverfammlung nach Berlin berufen; als fie nicht im 
Sinne des Königs arbeitete), gab diefer nach der gewaltfamen Aufs 
löfung der Berfammlung aus freien Stüden 1850 feinen Ländern 
eine einheitliche Gefamtverfaffung. Öfterreich erhielt auf die gleiche 
Art wie Preußen 1849 die Berfaflung oftroyiert. 


2) Am 18. März 1848 Straßentampf in Berlin; die unbeſiegten Truppen new 
laſſen am 49. ihre Stellungen. 

”, Metternich muß fliehen; die Einberufung des Neichetags wird erzwungen. 

©, Er war keine freigewählte Volksvertretung, fondern mr eine Sufammenfaffung 
alfer preußifchen Provinziallandtage (MWertretung der Stände). Deshalb hatte er 
auch eine rein ftändifche Gliederung, eine Herrenkurie und eine ftändilche Kurie. Er 
beſaß nur drei politifche Rechte: 4. Zuftimmung zur VBeiteuerung und zur Aufnahme 
von Dartehen, 2. Aufſicht über die Staatsſchulden, 8. beratende Stimme bei der 
Geſetzgebung. 

% In den Verfaſſungskämpfen Preußens 1848 liegen die Unfänge der konſer⸗ 
vativen Partei (Krenzeitung). 
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Auch in allen Einzelftaaten werden in der Zeit von 18481850 
fonftitutionelle Verfaffungen eingeführt ober fortgebildet; nur in 
Mecklenburg wird fie abgefchafft, um bis auf den heutigen Tag 
nicht wieder zu erftehen. 

Zu gleidyer Zeit tagte bad Frankfurter Parlament, das mit 
ber deutfchen auch die fonftitutionelle Frage für die Gefamtheit der 
deutfchen Staaten Löfen wollte. 

Das Bolt felbft hatte die Löfung der Aufgabe in die Hanb ges 
nommen. Die Regierungen waren zurüdgetreten; der Bundestag . 
in Franffurt am Main hatte feine Sigungen gefchloffen, um bie 
Vertreter bed Bolfed im Parlament zu Worte fommen zu laflen. 

Es waren bie beften Männer ber beutichen Nation, die fich in 
Frankfurt a. M. unter dem Präfidium Heinrichd vou Gagern zus 
fammenfanden. Unter ben Abgeordneten finden wir Namen wie 
Arndt, Dahlmann, Droyfen, Jakob Grimm, Simſon, VBafler 
mann, MR. v. Mohl, Robert Blum, Döllinger u. a. Wit großem 
Ernft und charaktervoller Haltung haben fie die Beratungen geführt. 
In ber Frage der Einheitöbewegung war die monardhifcye oder Erbs 
taifers Partei nur um ein geringes ſtaͤrker ald die republifanifche. 
Mit 267:263 Stimmen wurde das erbliche Kaifertum befchloflen. 
Wichtiger für die Zukunft war, daß bei ber Frage der Vorherrfchaft 
in Deutfchland bie Partei ber Kleindeutfchen über die der Groß⸗ 
deutfchen ſiegte. Jene wollten ein einheitliches deutſches Reich unter 
Preußens Führung im Anfchluß au deu Zollverein, Gedanken, die 
fhon Ende der dreißiger Jahre auftauchen. Diefe dagegen wollten 
Öfterreich mit einbegriffen haben. Mit 290 Stimmen, bei 248 Stimm- - 
enthaltungen, wurde Friedrih Wilhelm IV. zum künftigen Kaifer 
erforen. | 

Großes wurde geleiftet, Großes in der Durcharbeitung der Ideen, 
Großes in der Feftftellung der Gedanken und Forderungen — prak⸗ 
tiſch aber war dad Ergebnis gleid Null. Das Frankfurter Parlas 
ment fcheiterte in der Zöfung ber deutfchen Frage an der Dynaftifchen 
Auffaffung Friedrich Wilhelms IV., der Kaifer von Gottes Gna⸗ 
ben, nicht aber von Volkes Gnaden werben wollte. 

Damit tritt das Bolt von der Löfung zurüd. Die Fürften muͤſſen 
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fie von neuem verfuchen, und fie haben dann mit ihren Regierungen 
die Aufgabe ſchließlich auch gelöft. 

Für bie Entwidlung der Eonftitutionellen Gedanken aber iſt das 
Frankfurter Parlament grundlegend geworben. Wie damals bie 
Forderungen formuliert worden find, 5. ®. Gleichheit vor dem Ges 
feß, Freizügigkeit, Gewerbefreiheit, Preßfreiheit, Gewiſſens⸗ und 
Glaubenefreiheit, unabhängige Rechtſprechung, Schwurgerichte, Aufs 
hebung der Standesunterfchiede, Freiheit der Lehre, Zivilehe, Schub 
bed Eigentums und der Perfon, Abfchaffung aller Titel ohne Amt, 
Staatsſchule, Trennung von Staat und Kirche uſw., fo find fie 
— nicht alle — fpäter durchgeführt worden. Manches harrt heute 
noch der Erfüllung. Aber die Grundlage zur heutigen beutichen 
Neicheverfaflung iſt damals gelegt worben. 

Schon während ded Frankfurter Parlamente, mehr noch nadı 
deflen Auflöfung gingen die beiden Großftaaten Preußen und Öfters 
reich ihre eigenen Wege. Die Berfuche ber Fürften, Deutfchlandb 
zu einigen, nahmen einen boppelten Verlauf. 

Preußen fucdhte mit der Wehrzahl der nord» unb mittelbeutfchen 
Staaten im Dreilönigsbund‘) und fpäter in ber preußifchen 
Union und mit dem Erfurter Parlament) bie Frage zu löfen. 
Demgegenüber wollte Öfterreich die Einigung auf bem alten Wege 
erreichen, indem ed von neuem den deutſchen Bundestag berief. 

Über der heffifchen Berfaflungsfrage — der Kurfürft von Heſſen 
wollte die Verfaſſung nicht beichwören unb die alte Ständeherrfchaft 
wieder einführen — wäre es bald zum Kriege zwifchen Öfterreich und 
Preußen getommen, inbem jenes, von Rußland unterftügt, den Kurs 
fürften und die Reaktion, diefed die Rechte des Volkes vertrat. Da 
brachte der Bertrag von Olmütz (1850) zwar ben Frieden, zugleich 
aber auch einen Sieg der öfterreichifchen Diplomatie und für Preußen 
den fchmählidhften Vertrag feiner ganzen Geſchichte. Die heffifche 
Angelegenheit wurde im Sinne des Kurfürften erlebigt. Die härtefte 


2) Zu ihm gehörten die Königreiche Preußen, Sachſen und Hannover. 

») Der Union traten die meiften Heinen Staaten bei, während Sachſen unb 
Hannover fidy wieder losgeſagt hatten. — Das Erfurter Parlament beftand aus 
Mitgliedern der früheren erbkaiferlichen Partei des Frankfurter Parlaments. 
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Beſtimmung aber war, daß Preußen felbft den Bundestag wieder 
befchiden und bie Mitglieder feiner eigenen Union dazu auffordern 
mußte, 

Der alte beutfche Bund beginnt 1851 von neuem. Während bie 
meiften der Einzelftaaten Verfaſſungen erhalten haben, fcheint es, ale 
ob die deutfch-nationale Bewegung feinen Fortgang nehmen wolle. 

Aber auch damald fehen wir, wie Preußen das Ziel nicht aus 
bem Auge verliert. Abgefehen davon, daß es zäh feithält am Zoll⸗ 
verein, erwirbt ed 1853 den Sabebufen, um dort einen Krieges 
hafen anzulegen, und beginnt eine Flotte zu bauen. 

Der preußifchsöfterreichifche Gegenfag erfährt in berfelben Zeit 
eine Berfhärfung durch die SchleswigsHolfteinifhe Frage, 
die feit 1848 die Diplomatie befchäftigte und fchon mehrere Kriege 
verurfacht hatte. 

Die männliche Linie des dänifchen Königehaufes ftand 1848 nur 
noch auf den Augen Friedrich& VIL., nach beffen Tode die weibliche 
Linie erbberedhtigt war. Mit Dänemarf war Schleswig, Kolftein 
in Perfonalunion vereinigt. Bon bdiefen beiden KHerzogtümern ges 
hörte KHolftein zum Deutfchen Bunde, in bem der König von Däne- 
marf ald Herzog von Holftein Sig und Stimme hatte. In Schleswig» 
KHolftein galt das falifche Erbfolgegeſetz, wonad bie weibliche 
Linie von der Regierung ausgefchloffen if. Hier war der Herzog 
von Schleswig⸗Holſtein⸗Sonderburg⸗Auguſtenburg erbberedhtigt. 
Die Schwierigkeit hätte Leicht behoben werden fünnen, wenn 
Dänemark Schleswig einverleibt und ben deutfchen Befig Holftein 
preißgegeben hätte. Aber diefer Löfung ftanb die Beltimmung des 
Jahres 1460 entgegen, wonach beide Herzogtümer „up ewig uns 
gedeelt” bleiben follten. 

Nach diefem Stand der Frage war eine friedlidye Löfung uns 
möglich, es fei denn, daß eine der beteiligten Mächte, Daͤnemark, 
Schleswig, Holftein und der deutſche Bund, auf feine Rechte vers 
zichtet hätte, 

Das deutfche Volt war von dem Gedanken erfüllt, bei biefer 
Gelegenheit bie Herzogtümer Deutfchland einzuverleiben. Und als 
Friedrich VIL eine Erbordnung für die Herzogtümer im Sinne 
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des däntichen Hauſes gab, entſtand ein Aufftand; Preußen unters 
Küste diefe Erhebung mit militärifcher Hilfe, hatte es doch wegen 
feiner Stellung an der Oſt⸗ und Mordfee das größte Intereſſe 
daran, daß dieſe die beiden Weere verbinbenden Gebiete deutſch 
und unter feinem Einfluß blieben. Die Zuftimmung des ganzen 
beutfchen Volkes folgte den fiegreichen preußifchen Scharen, bie 
zweimal, 1848 und 49, bie Dänen fchlugen und weit hinauf nad) 
dem Norden vordrangen. Der deutſche Bund fand nicht die Kraft, 
von ſich aus einzufchreiten, zumal Öfterreidh mit neidifchen Augen 
die Erfolge bed nordifchen Rivalen fah, felbft aber, durch Aufftände 
in Italien und Ungarn feltgehalten, in die Schleswig⸗Holſteiniſche 
Angelegenheit nicht eingreifen konnte. 

Die Einmifchung Englands, Rußlands, Frankreichs und Schwer 
dene, die alle eine Anderung der Machtverhältniffe an ber Nord» 
und Oſtſee nicht gern fahen, erzwang bie Einftellung der Feindfelig- 
teiten, ohne daß Preußen den Erfolg feiner Siege hätte ausnugen 
fünnen. Ja, in der oben erwähnten dipfomatifchen Niederlage von 
Olmütz mußte ed fogar die Auslieferung der Provinzen an Dänes 
mark zugefichen. In bem Londoner Protokoll 1852 wurde 
dann von den fünf Großmächten und Schweden der Herzog von 
Sonderburg⸗Gluͤcksburg als Nachfolger in ber Gefamtmonardjie 
beſtimmt. 

Auch Preußen hatte dieſes Protokoll mit unterzeichnet. Trotzdem 
betreibt es die ſchleswig⸗holſteiniſche Angelegenheit weiter, und zwar 
in Frankfurt am Bundestage. In geſchickter Weiſe verbindet es 
dieſe mit der „Bundesreform“, d. h. der nationalen und konſtitu⸗ 
tionellen Frage. Eins iſt von dem andern nicht mehr zu trennen, 
und nur einem ſtaatsmaͤnniſchen Genie war es moͤglich, dieſe ſchwie⸗ 
rigen Verwicklungen zu löfen: Bismarck greift in die Politik 
Preußens ein in dem Augenblide, wo die die beutiche Nation bes 
wegenden Fragen auf dem Höhepunkt ber Schwierigfeit und Ber 
widlung angelangt find. | 

Am 4. April 1815 zu Schönhaufen in der Altmark geboren, war 
Bismard der Abkömmling einer alteingefeflenen brandenburgifchen 
Familie, von der er das Fefihalten am Überlieferten, die Treue 
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gegen ben König, die Pflichterfällung, aber auch den kecken Mut 
und bie unbeugfame Willenskraft geerbt hatte Dagegen ift bie 
mütterliche Kinie der Gelehrtenfamilie Menke weniger von Ein, 
fluß auf Bismard geworden. Der Politik iſt er erſt nahe ges 
treten, als er von feinem Kreife, in dem er ald Deihhauptmann 
und Landwirt eine angefehene Stellung einnahm, in ben vereinigten 
Landtag gewählt wurbe. Hier Fam er, der durch feine Abftammung 
und Verwandtſchaft mit den Adeldgefchlechtern ber Mark natürliche 
Beziehungen zu ben Diplomaten Preußens hatte, mit den leitenden 
Perſoͤnlichkeiten in engere Berührung. 

1851 ift Bismard Gefandter Preußens am wiebereröffneten 
Bundestage. Er war noch öfterreichifch geſinnt, als er dorthin 
kam, d. h. er glaubte noch an ein friedliches Nebeneinanderleben 
beider Großftaaten innerhalb eined größeren Gemeinweſens. Erſt 
die Frankfurter Jahre mit der ausgeſprochen preußenfeinblichen 
Politik Öfterreiche öffneten ihm bie Augen. Und als er 1859 ben 
Bundestag verließ, nm ald Gefanbter nad Peteröburg zu gehen, 
legte er der preußifchen Regierung ein Programm für die Zukunft 
vor, in dem ed u.a. heißt: „Wenn keine Ausficht ift, daß Öfter- 
reich und feine Bundesgenoſſen ſich freiwillig entfchließen, ihrer 
Politit gegen Preußen eine andere Richtung gu geben, fo fragt es 
fi, ob Prenßen demgegenüber in feiner biöherigen Haltung auf 
die Dauer verharren kann.” Das war in ber vorfidhtigen Sprache 
der Diplomaten fchon fehr klar ausgebrüdt, wie entichloffen und 
nach welcher Richtung hin Bismard die Löfung haben wollte, 

Er hat dann bald den Poften in Petersburg mit dem in Paris 
vertaufcht Mai 1862), um fchon im September 1862 Minifterpräfident 
in Preußen zu werden. Dort war 1857 infolge der unheilbaren 
Erkrankung bed Könige deflen Bruder Wilhelm zum Vertreter bes 
fiellt, bald darauf zum NRegenten ernannt worden; 1861 hatte er 
nach dem Tode Friedrich Wilhelm IV. bie Regierung als König ans 
getreten. Bon fchlichter Frömmigkeit, gerade gerichtetem Wefen, eins 
fach, fiher und feſt, durch und durch Soldat und in allem, was das 
„Heer betraf, gründlicher Sachkenner, mit gefundem Berftand und Urs 
teil, ohne jede Phrafe, gab er dem beutfchen Bolfe wieder Wut und 
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Vertrauen in bie preußifche Politit. Veruhigend und zuverfichtlich 
wirften in ihrer einfachen Natürlichfeit die Worte des Königs in 
der erften Anfprache an feine Winifter: „Weine Pflichten für Deutfchs 
Iand fallen mit meinen Pflichten für Preußen zufammen.“ Der 
Konflikt, in den ber König wegen der Geereöreform mit der bas 
48er Ideal der Bollöbewaffnung doftrinär verfolgenden Volks⸗ 
vertretung geraten war, ließ ihn iu Bismard den Mann finden, 
ber Mut und Selbftvertrauen genug befaß, um auch gegen den 
Willen ded Volkes die Aufgaben Preußens im eigenen Lande wie 
in Deutfchland durchzuführen. Der König hatte die Schwierigkeit für 
zu groß errachtet und abdanken wollen. Da erinnerte ihn Bismard 
an bie Pflicht des Offizierö, einen Poften, auch einen verlorenen, 
bid zum legten Augenblid zu halten. Und fein Wut, feine zus 
verfichtliche Sicherheit gaben auch dem Könige die Kraft wieder. 
Bon diefer Zeit an verbindet beide ein ZTreueverhältnis, wie es 
idealer nicht gebacdht werden kann: Bismarck, ber treue Diener 
feines Herrn, unb biefer treu zu feinem Miniſter ſtehend — ein 
erhebendes Beifpiel deutſcher Männers und Königstreue, unbefüms 
mert um alle Widerwärtigfeiten draußen und im eigenen Lager 
unb Haufe. 

Bismardd Meifterhand ift jebt am Werke. Auf ben Idealismus 
der 30er und AMer Jahre, deren lebte Kauptvertreter die „Achts 
undvierziger” geweien waren, folgte der „Realpolitifer”, der ruhig 
die Moͤglichkeiten abwog und die Verhältniffe nahm, wie fie fich 
boten, um fie dann nad feinem Willen zu ordnen. Entwürfe 
zum Bau eined neuen Reiches gab ed in Fülle, aber einer hemmte 
den anderen. Bismarck bradıte Ordnung in dad Gewirr. Die 
Pläne ſterreichs durchkreuzte er mit gefchichter Band, nicht ohne 
bad ftärkfte Mittel anzuwenden. Als nämlich Öfterreich 4863 die 
fchwebenden Fragen durch einen Fürftenkongreß unter feinem Borfig 
Löfen wollte und den König von Preußen ausdrüdlich durch ein eigen» 
haͤndiges Schreiben feined Kaifere und durch perfünliche Einladung 
des Könige von Sachſen zur Teilnahme bitten ließ, konnte Wilhelm 
diefer Form nicht widerftehen. Erit ald Bismard die Zufage als 
Grund zum Rüdtritt vom Amte bezeichnete, gab Wilhelm feinem großen 
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Minifter nach. Diefer weiß mit meifterhafter Staatöfunft die Schleswig⸗ 
Holfteinifche Angelegenheit fo zu führen, daß Preußen und Öfterreich 
allein die Löfung herbeiführen, die Einmifchung aller fremden Nationen 
ferngehalten und dadurch Moltkes Heereöführung erleichtert wird, 
Und als dann die beiden deutfchen Großmächte durch den Frieden 
von Wien 1864 die Herzogtümer in Beſitz haben, ift ed Bismarck, 
der im Bafteiner Bertrag 1865 Schleswig für Preußen fichert 
und Holftein durch Zollgefete, Militärftraßen, Eifenbahn und Teles 
graph, ſowie durch den Landbefig des geplanten NMorbdoftfeelanals 
tatfächlich unter Preußens Oberaufficht bringt. Der Grafentitel war 
nur ein aͤußeres Zeichen der großen Dankbarkeit feines Königs. 

Die folgenden Monate bringen ben unvermeidlichen Bruch mit 
Öfterreich.- Die Verhandlungen werben am Bundestage geführt, die 
fonftitutionelle Frage mit der ber Herzogtümer verbunden und dabei 
der liberale Gedanke allgemeiner Volkswahlen ald Hauptgewicht in 
die Wagfchale geworfen. So kommt ed zum offenen Konflikt mit 
Öfterreich, dem Süddeutfchland und außerdem vor allem Hannover 
und Sadıfen beipflichten, während das übrige Norbdeutichland auf 
Preußens Seite flieht. Oſterreich legt die fchledwig s hoffteinifche 
Frage dem Bundestag in Frankfurt vor und läßt die holfteinifchen 
Stände berufen, was Preußen ald Berlegung des Gafteiner Bers 
trages bezeichnet, wonach den beiden Großftaaten allein die Ent 
fheidung über die Zukunft der Herzogtümer zuftehe. Deshalb bes 
fegt Preußen KHolftein unter ber Begründung, der Zuftand dee 
Wiener Friedens, der beiden Ländern beide Staaten übermeife, fei 
wiederhergeftellt. Öſterreich dagegen betrachtet dies ald Bruch ber 
Gaſteiner Abmachungen und beantragt die Mobilmachung der Bundes 
armee, die auch mit 12:9 Stimmen befchloflen wird. Da aber gegen 
ein Bundesmitglied eine Mobilmachung rechtlich unmöglich fei, ers 
Märt Preußen die Verfaflung für gebrochen und damit den Bund 
für aufgelöfl. Der beutfche Bund hat aufgehört zu beſtehen. Der 
Krieg beginnt. Mit Italien hatte Preußen wenige Monate vorher 
ein Kriegsbündnis gefchloffen. 

In fieben Tagen ift der Krieg entfchieden mit der Schlacht bei 
Königgräg, am 3. Juli 1866; befonderd bie Erftürmung bed 
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Dorfes Sadowa war für den Gieg entſcheidend. Roons, bes 
preußifchen Kriegsminifters, ausgezeichnete Drganifation bed Heeres 
und Moltkes Feldherrngenie hatten Bismarcks diplomatifche Züge 
wirffam unterftägt. Öfterreich if gefchlagen und die Bahn frei 
für die Gründung eines dentſchen Meiched unter Preußens Füh⸗ 
rung. 

Sofort nach der Schlacht bei Königgräg beginnt Bigmard die 
Vorbereitungen für ein friedliched Berftändnis mit dem gefchlagenen 
Bruder nnd für eine Annäherung au die anberen deutfchen Staaten. 
Denn er fieht Mar voraus, daß ein freundnachbarliche® Einvers 
nehmen beider nunmehr ganz felbftänbigen, ungehemmten Großmächte 
für dad gefamte beutfche Bolt von der Nordfee bie zu den Alpen 
wie auch für Europa von größter Bebeutung ſei; vor allem aber 
durfte bei der vorauszufehenden Auseinanberfegung mit Frankreich 
im Süden fein Feind erftehen. 

Im eigenen Lande hatte Biömard mit dem Bolle Frieden ges 
fchloflen; der feit 1862 beftehende Berfaflungstonflilt war dadurch 
beigelegt worden, daß bie Regierung eine Indemnitätsvors 
lage eingebradht, d. h. den Laudtag um nachträgliche Genehmigung 
aller Ausgaben erfucht hatte *). 

Ald der preußifhe Gefandte in Frankfurt a. M. den Bund für 
gebrochen erflärt hatte, hatte er zugleid; den ausgearbeiteten Ent 
wurf eined neuen Bundes ohne Öfterreich auf den Tiſch nieder⸗ 
gelegt. Jetzt kommt dieſer Bund zuſtande. Bleibt Öfterreich auch 
vorläufig noch von Rachegedanken erfüllt, die mittels nnd nord» 
deutfchen Staaten fchließen ſich alle gufammen zum Norddeutfchen 
Bunde, 

Ein neues Gebilde war geichaffen; aber welch ein Unterfchied 
zum Deutfchen Bunde. War jener ein Iofer Staatenbund gewefen, 
fo ift diefer ein feftgefügter Bundesftaat, in welchem die Einzel 
glieder wichtige Rechte an die Geſamtheit abgegeben haben. Der 


3) Aus den Mitgliedern der damaligen Fortichrittspartei, die für die Indemni⸗ 
tät8porlage flimmten, ging die nationalliberale Partei hervor. Ihre Preß⸗ 
organe find heute die Nationatzeitung, die Kölnifche, Magdeburger, Königsberger 
Aug. Beitung, Hannoverfher Courier und zahlreiche andere Provinzblätter. 
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Norddeutſche Bund ift der Vorläufer ded Deutſchen Reiches geworben, 
feine Gefege, feine Verfaſſung find geblieben, als ein einiges Reich 
gefchaffen war, und beftehen zum Zeil, wie wichtige Artikel ber 
Berfaffung und das Wahlrecht von 1867, heute noch fort. 

An der Spige ded Bundes, der 22 Mitglieder zählte, ftand die 
Krone Preußen, welche ben Bund völferrechtlicd, vertrat; die 
Souveränität lag beim Bundesrat, der Vertretung aller Kürften. 
Preußen hatte 47 Stimmen erhalten, die ſich daraus erflären, daß 
bie Stimmen aller Länder, die Preußen 1866 anneltiert hatte, zu 
ben 4 Stimmen Preußens hinzugezählt wurden: Hannover 4 (wie 
jebes Königreich im Deutſchen Bunde), Kurs Heflen 3, KHolftein 8, 
Naflau 2, Frankfurt am Main 1 Stimme. Neben Preußen hatten 
Sadıfen 4, Schwerin und Braunfchweig je 2, die übrigen 4 Stimme. 
Mit dem Bunbesrat wirkte bei ber Gefepgebung der Reichstag zus 
fammen, ber and allgemeinen, gleichen, geheimen und direkten Volle, 
wahlen hervorgegangen war. Das Heer war einheitlich und ſtand 
unter dem Öberbefehl des Königs von Preußen. Allgemeine Wehr, 
pflicht war überall burdhgeführt; auch gab es eine einheitliche Zolls, 
Dofts und Zelegraphenverwaltung. Im Laufe der Jahre folgten 
weitere gemeinfame Regelungen. Die Regierung bildete ber Buns 
beöfanzler, zu bem Graf Biömard ernannt wurde, 

Die Verfaſſung wurde am 17. April 1867 proflamiert, angenommen 
von den Regierungen der Einzelftaaten und vom Morddeutfchen 
Reichdtage; nad; den vorher aufgeftellten Abmachungen ftimmten 
darauf die Landtage aller Einzellänber der Berfaffung zu Am 
4. Juli 1867 trat fie in Kraft. 

Etwas ganz Eigenartiged war gefchaffen, das in Feine ſtaats⸗ 
rechtliche Kategorie fi einordnen läßt. Den Teilen ded Bundes 
blieb ein weit ausgedehntes Gebiet der Autonomie, d. h. der eigenen 
Gefepgebung und Verwaltung, weiter bie Ausführung der Reiches 
gefege, vor allem aber die Pflege der Volksbildung, ber Kunft und 
Wiffenfhaft wie die religiöfen Aufgaben, dazu die Förderung von 
Landwirtfchaft nnd Induftrie. Aber auf die Souveränität mußten 
die Zeile verzichten. Bundesrecht ging, wie heute Reichörecht, vor 
Landesrecht. Der Norbdeutfche Bund war gefchaffen, feſt nach innen 
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und kraͤftig nach außen. Die Südgrenze bildete der Main, und 
zwar ohne Unterbrechung, fo daß die Provinz Oberheffen des füb- 
beutfchen Staates Heſſen zum Norbbeutichen Bunde gehörte. 

Schon das zeigt, daß enge Verbindungen zwifchen dem Norden 
und Süden vorhanden fein mußten. Und dad war auch ber Fall 
im Kortbeftehen bes Zollvereind‘ und in den neu gefchaffenen Mili⸗ 
tärfonventionen. 

Am 8. Juli trat dad Zollparlament, das aus Abgeorbneten ber 
Einzellandtage der fübbeutichen Staaten wie aus ſolchen ded Norbs 
beutfchen Neichdtages beftand, in Tätigkeit. Ein gemeinfames Bundes» 
oberhandelägericht, das 1869 im Leipzig errichtet und der Vorläufer 
bed Reichsgerichts wurbe, trug weiter zur Einigung ber im Nord⸗ 
deutfchen Bunde vereinigten Stämme bei. 

Meben diefe wirtfchaftliche Vereinigung ganz Deutſchlands trat 
bald die militärifche. Bismard ſchloß mit den füddeutfchen Re⸗ 
gierungen, bie einmal um günftige riedensbebingungen zu ers 
langen, dann aber vor allem durch Die Enthällungen über Napoleons 
Mheingelüfte Preußen zugeführt wurden, Berträge folgenden Ins 
halte ab: „Im Kalle eine Angrifföfrieges auf den Norddeutfchen 
Bund treten die Heere Suͤddeutſchlands mit unter die Waffen und 
zwar unter preußifchem Oberbefehl.“ Diefe Schutz⸗ und Trusbünds 
niffe wurden vorläufig geheim gehalten. 

Die Maingrenze blieb aber eine politifche, kulturelle und völkifche 
Örenze. 

Nords und GSüpddeutfche weifen große Unterſchiede fchon durch 
den Stammescharafter auf. Hinzu kommt bie politifche Sonder⸗ 
gefhichte und der Gegenfag in ber Religion. So ift es erklaͤrlich, 
daß all dies zufammenwirkte, um eine Einigung zu erfchweren. Da 
muß man das Berdienft des fchließlich doch erfolgten Zufammens 
fchluffes vorwiegend den Fürften und Regierungen zufchreiben, die 
mit weiterfhauendem Blick ald die Maſſe ihrer Untertanen für 
Deutfchlande Größe eintraten. 

Das deutiche Bolt hatte im Nordbeutfchen Bunde eine neue kraft⸗ 
volle Vertretung gefunden. Und der Neid des alten Feindes, Frank⸗ 
reiche, war groß; aber and, beſonders gefährlich, weil ber neue 
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Kaifer Napoleon ILL nicht dulden konnte, daß ein anderer Staat 
mehr Ruhm erworben habe ald er. Und das franzöfifche Volk ſchrie 
lauter ald das Öfterreiche: „Revanche pour Sadowa“. Es war, 
als wenn bie Waffentaten Preußens feinem eigenen Ruhme Abbruch 
getan hätten. Verſtaͤrkt wurbe die Mißſtimmung Frankreichs dadurch, 
daß es von dem Plane, Luxemburg von Holland abzufaufen, durch 
ben ftarten Einfprud Preußens abftehen mußte, nnd zwar, nad 
dem bie franzöfifcdye Regierung ſchon fiegeögewiß den europäifchen 
Staaten von der baldigen Gebietövergrößerung Mitteilung gemacht 
hatte‘), 

Es beginnen bie diplomatifchen Schachzüge Napoleons, die eine 
Koalition gegen Preußen» Morbbeutfchland zu flande zu bringen 
fuhen. Bismard aber durchſchaut diefe Pläne und erzwingt eine 
Kriegserflärung Frankreich, noch bevor biefes genügend gerüftet, 
noch bevor die Koalition zu flande gefommen ift. 

Die fpanifche Thronkandidatur bildete den Anlaß zum Ausbruch 
bed Krieges. Die unerhörten Anfprücde Napoleons, der dem Bots 
fhafter in Paris den Gedanken eined Entichuldigungsbriefes des 
Königs Wilhelm unterbreiten ließ und weiter dem Gefandten Bene 
betti die Weifung erteilte, vom preußifchen König eine feſte Bindung 
für alle Zukunft zu verlangen, brachten bie Entfcheidung Wilhelm 
wied die Forderung Benedettis fchlicht und vornehm zurüd. Er hielt 
bie Augelegenheit damit und mit dem vorher ſchon ausgefprochenen 
Rücktritt des Prinzen Leopold von Hohenzollern» Sigmaringen von 
der fpanifchen Thronfandidatur für erlebigt und Ichnte es deshalb 
ab, den Gefandten noch einmal zu empfangen. Dadurch, daß Biss 


2, Luremburg, das nach Aufföfung des Deutfchen Bundes ohne engen Zuſammen⸗ 
hang mit den übrigen deutichen Staaten war, wurde auf einer Konferenz für 
neutral erklärt, d. h. unter den Schub ber Großmächte geftellt, die preußifchen 
Truppen aus ber Feſtung Luxemburg zurücdgezogen und deren Werke gefchleift. 
Das Großherzogtum blieb aber im beutfchen Zollverein, dem es heute noch an- 
gehört. Dafür erhielt das Deutſche Reich 1871 durch Vertrag, vorläufig auf 
42 Jahre, die Eifenbahnen in diefem Staate. Die Perfonalunion mit Holland 
(öfte ſich, als im Fahre 1890 in Holland die weibliche Linie mit der Königin 
Wilpelmina zur Regierung kam. Seitdem ift Zugemburg ein eigener neutraler Staat, 
in dem allerdings fpäter, 1907, auch die weibliche Erbfolge zugelaffen wurde. 
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mard die Emfer Depeche feined Könige, in der er ihm den Bors 
gang in Ems mitteilte, um einige Worte Fürzte und fie dann ber 
Dreffe übergab, zwang er Frankreich zur Kriegserflärung. Die 
Depefche ſprach ruhig und feit, jedoch ohne ein beleidigenbes Wort, 
den unumftößlichen Willen des beutfchen Volkes aus, daß es fidh 
von einer fremben Nation nichts gebieten oder verbieten lafle, daß 
ed den Krieg aufnehme, wenn eine andere Macht ihn wolle. 

In Deutichland war alles vorbereitet, Moltkes Pläne waren fertig. 
Mit den Morbdeutfchen griffen fofort die ſuͤddeutſchen Brüder zu 
ben Waffen. 

Bismarck hatte ed verflanden, daB das deutiche Boll den 
Krieg 1870/71 allein führen konnte, daß alle auderen Mädıte zu 
ruhigem Zufehen verurteilt waren. Uud Moltkes Feldherrngenie 
führte die deutfchen Soldaten nun von Sieg zu Sieg. Beiſpiellos 
war ber Erfolg, aber auch blutig wie in feinem anderen Kriege. 
Hohe Begeifterung erfüllte alle, von ben Fürften bis zum geringften 
Soldaten. Jeder tat fein Befted; niemand fcheute ein Opfer; bie 
zum legten Blutötropfen wurbe flanbgehalten. Der Segen bed 
Ererzierplaged und Wanöverfelded wurde offenbar. Manneszucht 
und VBegeifterung für das gemeinfame Baterland waren die beften 
Helfer in diefem Kriege. 

Die Sehnfucdht bed deutichen Volkes nach einem neuen Kaiferreiche 
Deutfchlaud fchien ſich zu erfüllen. Noch aber galt ed Schwierig» 
feiten zu überwinden bei dem Titel, ben das Oberhaupt des neuen 
Reiches führen follte. 

Den König Wilhelm von Preußen gewann Bismard bald; bie 
Sehnſucht der Deutfchen fowie die Stellung unter den europäifchen 
Böltern ließen ihn ertennen, daß er nicht immer nur den Namen 
„Präfidinm ded Bundes“ führen könne. Aber ohne ausdrüdliche 
Zuftimmung der Fürften wollte er den Kaifertitel nicht annehmen. 
Den größten Widerftand ſchien der mächtigfte ber füddeutfchen 
Staaten zu leiften. Aber auch bier fand Bismard Rat. Er ent 
warf den Brief, den dann Ludwig IL. von Bayern fchrieb, worin 
er im Mamen aller deutfchen Fürften und ber freien Städte bem 
König von Preußen die Kaiferfrone anbot. Im Dezember erfchien 
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eine Aborbnung bed Norbdeutfchen Reichstages in Berfailles unter 
ber Führung Simfond, der einftmald Friedrich Wilhelm IV. die 
Kaiferfrone ded Frankfurter Parlaments angeboten hatte. Am 
48, Dezember 1870 erfolgte die Hulbigung Aber ed mußte noch 
bie offizielle Zuftimmung aller Fürften und Landtage abgewartet 
werben. Im Januar endlid, war das geſchehen. Der Name hatte 
in legter Stunde noch Schwierigkeiten bereitet. Wilhelm wollte 
nicht Deuticher Kaifer, fondern Kaiſer von Deutichland heißen. 
Aber Bigmard war aus Nüdficht auf die Fürften und den Bundes 
charakter dagegen. Schließlich fand der Großherzog von Baden, 
ber dad Kaiſerhoch auszubringen hatte, eine glüdliche Löfung. Am 
48, Januar, dem Krönungstage der Könige von Preußen, wurde 
im Spiegelfaale Ludwigs XIV. die feierlihe Kaiferproflamation 
vollzogen. Der greife vierundfiebzigjährige Kaifer war umgeben von 
ben Fürften und Fahnen ber Deutfchen. Bismard verlas die Pros 
Hamation: | 


„Bir, Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen, nachdem 
die deutfchen Fürſten und freien Städte den einmütigen Ruf an Uns 
gerichtet Haben, mit Herſtellung des Deutichen Reiches bie feit mehr 
denn 60 Jahren zuhende deutiche Kaiſerwürde zu erneuern und zu über 
nehmen, und nachdem in ber Verfaſſung des Deutichen Bundes bie ent 
fprechenden Beſtimmungen vorgefehen find, befunden hiermit, daß Wir 
es als eine Pflicht gegen das gemeinfame Vaterland betrachtet haben, 
diefem Ruf der verbündeten deutfchen Fürften und Städte Folge zu 
leiſten und die dentſche Kaiferwürde anzunehmen. Demgemäß werden 
Wir und Unfere Nachfolger an der Krone Preußen fortan den Kaifer 
lichen Titel in allen Unferen Beziehungen und Angelegenheiten des 
Deutfcheu Reiches führen, und hoffen zu Gott, daß ed der deutfchen 
ration gegeben fein werde, unter dem Wahrzeichen ihrer alten Herrlichkeit 
das Vaterland einer fegendreichen Zukunft entgegenzuführen. 

Wir übernehmen die Kaiferliche Würde in dem Bewußtfein der Pflicht, 
in deutfcher Treue die Rechte des Reichs und feiner Glieder zu fchüsen, 
den Frieden zu wahren, die Unabhängigkeit Deutichlands geflüst auf die 
geeinte Kraft feines Volks zu verteidigen. Wir nehmen fie an in der 
Hoffnung, dab dem deutfchen Volke vergönnt fein wird, den Zohu feiner 
heißen und opfermütigen Kämpfe in dauerndem Frieden und innerhalb 
der Grenzen zu genießen, welche dem Baterlande die ſeit Jahrhunderten 
entbehrte Sicherung gegen erneute Angriffe Frankreichs gewähren. 
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Uns aber und Unferen Nachfolgern an der Kaiferkrone wolle Gott 
verleihen, allzeit Mehrer des Deutichen Reiches zu fein, nicht an Eriege 
riſchen Eroberungen, fondern an den Gütern und Gaben des Friedens, 
auf dem Gebiete nationaler Wohlfahrt, Freiheit und Gefittung.” 


Nachdem die Worte verflungen waren, forderte der Großherzog 
von Baden zum Hoc auf den neuen Kaifer auf mit den Worten: 
„Seine Kaiferlihe und Königliche Majeſtaͤt Kaifer Wilhelm lebe 
hoch!“ Bom Jubel umbrauft wurde Wilhelm zum Kaifer ausge⸗ 
rufen; die deutfche Kaiferherrlichleit war neu und herrlicher als je 
erftanden. 

Am 16. April nahm dann ber deutſche Neichdtag bie Verfaſſung 
an, die im wefentlichen der bed Norbdeutichen Bundes entſpricht. 

Das nene Deutfche Reih war geboren. Die fübdentfchen 
Staaten hatten fchon während ded Jahres 1870 die Berträge mit 
dem Norddeutſchen Bunde abgeſchloſſen; fo war am 15. Movems 
ber 1870 zwifchen diefem einerfeitd und Baden und Heflen anderer, 
feitd eine Einigung über die Gründung bed „Deutfchen Bundes“ 
und Annahme der Bunbeöverfaffung erzielt worden; am 25. No⸗ 
vember folgte Württemberg; und im Anfang des Jahres 1871 wurbe 
ber ſchon am 23. November 1870 abgefchloffene Vertrag mit Bayern 
veröffentlicht. Durch den Eintritt der fühdeutfchen Staaten in ben 
Morddeutfchen Bund war das Deutfche Reich entftanden. Wechtlich 
wurde der 1. Sanuar 1871 als fein Anfang feitgefegt. 

Der Friedensſchluß mit Frankreich am 10. Mai 1871 zu Frank 
furt a. M. brachte dann neben einer Kriegsentfchädigung von 5 Mils 
liarden dem neuen Reiche einen großen Gebietszuwachs; Elſaß und 
Lothringen waren dem Wutterlande wieder gewonnen. Unbeſchreib⸗ 
lich war der Jubel aller deutfchen Stämme vom Norden zum Süden, 
im Often und Welten. 

Bismard hat den Löwenanteil an diefem Werte. Daß König 
Wilhelm von Preußen im September 1862 der Krone nicht ent 
fagte, daß er 1863 dem von Öfterreich geleiteten Fürftentage fern- 
blieb, die Löfung der fchledwigsholfteinfchen Frage, der Krieg von 
1866, der Frieden, die Ausfühnung mit dem preußifchen Landtage, 
die Berfaffung bed Norbbeutfchen Bundes, die Annahme der Kaifers 
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krone — alles dad hat Bismard nicht nur zuerft geplant und ent⸗ 
worfen, er hat ed auch ausgeführt, und zwar oft nad, langen, 
fchwierigen Verhandlungen mit dem Könige, der anders wollte, und 
den er mehrmald nur durch bie Forderung feined Rücktrittes zur 
Zuftimmung bewegen konnte. 

Was König Wilhelm geleiftet hat, bleibt deshalb nicht weniger 
groß; er hat den gewaltigen Staatsmann berufen, hat ihn vor 
allem, was mehr war, gehalten gegen alle Berfuche, ihn zu flürzen, 
hat ihm in vollem Vertrauen und mit feiner Autorität den Weg 
offen gehalten für feine großen Pläne und Ziele. 


Diefer Überblid über die Entftehungsgefchichte Deutfchlands kann 
nicht fchließen, ohne der Kräfte zu gedenken, die im Deutfchen 
Reiche trennend und einigend wirken. 

Der große Gegenfag von Nord und Süd, ber die beutfche Ges 
fchichte fo lange beherrfcht und zu fo vielen Bruberfämpfen geführt 
bat, ift auch heute noch nicht ganz verſchwunden. Bayern vor 
allem hat viel Selbftändiged bewahrt, wie Poft, Telegraph und 
Eifenbahn, um nur die widhtigften VBorrechte zu nennen. Aber ber 
Reichsgedanke ift auch in Sübbeutfchland weiter verbreitet worden; 
und dad heutige Geſchlecht kennt nicht mehr die partikulariftifchen 
Anwandlungen der 70er und 80er Jahre, gefchweige die früherer 
Zeit. In Tagen der Not hat das Weich ſich ald mächtiger Hort 
für alle in ihm vereinten Deutfchen erwiefen; die Maingrenze wird 
bald ganz ber Gefchichte angehören. Allerdings bleibt der Gegenfag 
in Auffaffung und Temperament zwifchen Nord» und Süddeutfchen 
erhalten. Aber das ift wahrlich Fein Nachteil; reicher Gedanken» 
audtaufch und frifched Leben drängt alle Glieder zum friedlichen 
Wettfampf und gewährleiftet den Fortfchritt. 

Dad Gleiche gilt von dem Unterſchied des Oſtens und Weſtens. 
Landwirdfchaft nnd Induſtrie find feine notwendigen Gegenfäge 
in einem Staate, beide Ieiften Großes auf ihrem Gebiete, koͤnnen 
aber auch in hohem Maße fördernd aufeinander einwirken. Wohl 
hat es Deutfchland ſchwerer ald manch anderer Staat. Aber es 
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muß der Stolz eines jeden Deutſchen ſein, Beſonderes zu leiſten, 
Beſonderes zu ſein, das nicht unter die gewoͤhnlichen Begriffe zu 
bringen iſt. 

Ernfter und ſchwerer iſt der Gegenſatz in ber Konfelfion. Hier 
bat das beutfche Reich die Aufgabe zu Löfen, beiden Religionen in 
friedlichem Mebeneinander Ruhe und Sicherheit zu gewähren, eine 
Aufgabe, die dad Höchfte menfchliher Staatskunſt erfordert. Wohl 
tft der alte Grundfag, daß der Landeöherr die Religion feiner 
Untertanen beftimme, aufgegeben worden. Der Norddeutſche Buud 
hatte 1869 ein Gefeß über die Gleichberechtigung aller Konfeffiouen 
gefchaffen, und das behielt im deutfchen Reiche Geltung. Aber 
Deutichland ift doch in religiöfen und kirchlichen Dingen am Teiche 
teften verwundbar. Und nur eine von allem Kirchlichen getrennte 
nnd deshalb über ihm fiehende Staatspolitit kaun auf die Dauer 
eine Gewähr bed Friedens verbürgen. Der Kulturfampf Bismarcks 
in ber erften Hälfte der fiebziger Jahre zeigt deutlich, daß alle 
Kampfgeſetze haltlos find, daß fie den Gegner nur ſtaͤrken). Aber 
er lehrt aud, daß alle Maßnahmen, die dad Recht bed Staates 
fcharf betonen, ohne in die Firchlichen Fragen einzugreifen, von 
Dauer und Erfolg find. 

Ungelöfte Probleme weift das Deutfche Reich in Menge auf: die 
Berfaflungdentwidiung iu Elſaß⸗Lothringen, die Polenfrage, die 
Schwierigfeiten der fozialen Geſetzgebung und nicht zulegt die vers 
fhiedenen ungelöften Fragen ded Konſtitutionalismus. 

AN diefen Gegenfägen fteht eine feltgefügte Reichdeinheit und 
ein fefter Einheitögedanfe gegenüber. Schon im Zollverein war 
die Handelsgeſetzgebung für Nord» und Süddeutſchland einheitlich 
geregelt worden. Der Wechfelorbnung von 1847 folgte 1861 das 


1) Damals, ald das Unfehlbarkeitsdogma des Papſtes einen fchweren Konflikt 
zwiſchen Staat und Kirche heraufzuführen drohte, entftand unter Führung eines 
Windthorft, Ketteler und der Gebrüder Reichensperger das Zentrum, das feit 
langem die ftärkfte Partei des Reichstages ausmacht, heute geführt von Spahn, 
Hertling und in der Preffe durch die „Sermania“ und die „Kölnifche Volks 
zeitung”. 
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Handelsgeſetzbuch, dad 1897, ben veränderten wirtichaftlichen Bers 
hältniffen entfprechend, durch ein neues erfeht worden if. Die 
größte Tat auf dem Gebiete der Rechtöeinheit bildet das Bürgers 
liche Geſetzbuch, 1896 gefchaffen und 1900 in Kraft getreten, einer 
der wichtigfien und wirffamften Kebel, um ganz Deutichland zu 
einem einheitlich fühlenden und gemeinfam handelnden Gefamtlörper 
auszubauen. Die Regelung bed Strafrechts war fchon 1870 ers 
folgt. Auch die Gerichtöverfaffung iſt reichögefeglich geordnet; an 
ber Spige aller Gerichtöhöfe fieht dad Neichögericht, das feinen 
Sig in Leipzig hat. 

So ift dad Rechtöleben in Deutfchland einheitlich geftaltet; gleiches 
Recht bindet alle, den Preußen und Schwaben, ben Rheinländer wie 
den Schlefier, den riefen wie Bayern, den Sachen und Heſſen; 
alle genießen den gleichen Schug im Innern. 

Und ebenfo ift allen gemeinfam und allen gleich der Schutz 
gegen äußere Mächte, Das Heer, auf der Grundlage der allgemeinen 
Wehrpflicht aufgebaut, ift nicht nur ein ſtarker Hort gegen Über- 
griffe fremder Völker; es bildet auch, ein ſtarkes Band ber Zus 
fammengehörigteit aller Stämme bed Deutfchen Reiches. Ihm 
fchließt die Marine fich würdig und volföverbindend an. 

Die wirtſchaftliche Einheit ift die, die am längften beiteht, feit 
der Gründung des Zollvereind 1834. Einheitlich geregelt find Maß, 
Münze und Gewicht, ebenfo Handels⸗ und Gewerbebetrieb. 

Auch bie großen verfehrspolitifchen Einrichtungen wie Poft und 
Telegraph find ein wichtiges Band, das ſich um alle Einzelftaaten 
fhlingt. Wenn bier auch Bayern ausgenommen ift, das feine felb- 
ftändige Polls» und Telegraphenverwaltung behalten hat, fo ift doch 
bort der Portofag der gleiche wie im übrigen Deutfchland, fo baß 
die Sonderftellung Bayernd mehr rechtlicher Art als tatfächlidh vors 
handen ift. 

Der Verkehr auf ben Wafferftraßen unterliegt ebenfalld der Reichs⸗ 
gefeßgebung, nnd die Handelöflotte führt die deutfche Reichsflagge. 
Dagegen ift die Eifenbahn mit Ausnahme von Elfaßs Lothringen 
(und Luremburg) noch nicht Meichdangelegenheit. Dadurch aber, 
daß 1909 ein Deutfcher Staatsbahnwagenverband geſchaffen 
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wurde und überbied 9, aller Kilometer Bahuſtrecke, nämlich bie der 
preußifchen und heffifhen Bahnen, unter einem Vunbedftaate, 
Preußen, ftehen, ift auch hier die reichögefegliche Regelung nur 
noch eine Frage ber Zeit. Das Reich übt ja jest fchon ein Kons 
trolfrecht über die Betriebsfähigkeit aller Eifenbahnen aus und fegt 
den Tarif für ganz Deutfchland feſt, Bayern ausgenommen, Auch 
kann das Meich jederzeit neue Linien bauen, wenn es in feinem 
Sintereffe Liegt, felbft gegen ben Willen eined Bundesſtaates. 

Ein anderes großes Gebiet, auf dem bie Meichdeinheit in großr 
artiger Weife zum Ausdruck gelangt, ift das der Sozialgefeßgebung, 
ein Gebiet, auf dem allen Kreifen des Volkes ind Bewußtſein ges 
rufen wird, welch reicher Segen von dem gefamten, feit geeinten 
Baterlande über jeden einzelnen fich ausbreitet. 

Gibt ed auch im Innern ded Deutfchen Reiches eine Reihe von 
Einzelftaaten, bie mehr oder weniger von ihrer Souveränität bes 
wahrt haben und denen zum großen Teil auch die Ausführung der 
Meichögefege übertragen ift, fo fteht doch Deutfchland dem Ausland 
als ein Staat gegenüber; es bildet völferrecdhtlid, eine Staatsein⸗ 
heit, was in den vom Kaifer ald dem Oberhaupt ded Bundes er, 
nannten Botfchaftern, Gefandten, Generallonfulu ufw. zum Aus⸗ 
drud kommt. Und die überfeeifchen Befigungen und Kolonien unters 
ftehen ebenfalld der Geſetzgebung und dem Schuge bed ganzen Reiches. 

So fehen wir, wie die reichöverbindenden Momente weit übers 
wiegen und wie fie von Jahr zu Jahr flärfer geworden find und 
fi; vermehrt haben. Und dad Neich kann jederzeit auf dem Wege 
ber Kompetenz» Kompetenz an fich ziehen, was heute noch der bundes⸗ 
ftaatlichen Geſetzgebung vorbehalten ift. 

Die Kräfte, die zu einem feiten gefchloffenen Einheitöitaat hin» 
führen, erweifen ſich flärfer ald die trennenden, auf Sonderftel 
fung gerichteten Bewegungen. Und fo wird der Partikularismus, 
die Abfonderung der einzelnen Stämme voneinander immer mehr 
verfhwinden, bid er einft nur noch der Geſchichte angehört. Das 
mit aber find auch die Bruberfämpfe, die fo viele Jahrhunderte die 
Deutichen entzweit, auseinandbergeriffen und den Fremden Madıt 
und Land überlaflen haben, auf immer vorüber. 


2. Die Derfaffung des Reiches, der Glieoſtaaten 
und Gemeinden; die politifchen Parteien. 


a) Rei und Gliedftaaten. 

Das Deutfche Reich ift ein BQunbesftaat. Der alte Deutfche Bund 
war ein Staatenbund gewefen; er hatte feine Staatögewalt gehabt. 
Zwifchen den einzelnen deutjchen Staaten beflanden damals feine 
ftaatörechtlichen, fondern nur völferrechtliche Beziehungen, wie jept 
etwa zwifchen den Staaten des Dreibundes oder ber Berner Übers 
einkunft. Diefe geringe Feftigfeit des umfchließenden Bandes hatte 
feinen Zerfall erleichtert. Dad neue Reich ift ein ſtaa tsrechtliches 
Gebilde. Die Neichögewalt iſt eine neue Staatögewalt, die den 
Bundesftaaten übergeordnet ift. 

Begonnen hat das Reid; eigentlich fchon mit dem 1. Juli 1867, 
bem Geburtötage des Morddeutfchen Bundes. Mit diefem Tage 
trat deflen Berfaflung in Kraft, die von Regierungsbevollmädhtigten 
in den Sigungen vom 18. und 28, Januar und vom 7. Februar 1867 
entworfen und am 16. April 1867 vom Morbdeutichen Reichötage 
verabichiedet worden war. 

Der Norddeutfche Bund wuchs ſich zum Reiche aus. Mit Bayern, 
Württemberg und Baden fchloß Preußen im Auguft 1866, mit 
Heflen im April 1867 völferrechtliche Verträge, durch die für den 
Fall eined Krieges dem Könige von Preußen ber Oberbefehl auch 
über bie füddeutfchen Truppen gefichert wurde. Durch den Zoll 
vereinigungdvertrag vom 8. Juli 1867 wurden die füddeutichen 
Staaten dem Norddeutſchen Zolls und Handelsſyſtem feſter anges 
gliedert. Der legte Schritt geſchah in den Berfaflungöverträgen; 
der Morddeutfchhe Bund nahm durch die PVerfailler Verträge vom 
45. und 23. November 1870 und die Berliner Verträge vom 
25. November und vom 8. Dezember 41870 in aller Form die vier 
füddeutfchen Staaten auf. 

Nachdem ſich der Bundesftaat fo über die Mainlinie ausgedehnt 
hatte, wurde bie entfprechend abgeänderte Bundesverfaflung mit dem 
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4. Januar 418741 in Kraft gefegt. Der Bund wurde ald Reich, 
das Bundespräfidium ald Kaiſer bezeichnet. Am 16. April 1871 
erging dad Geſetz betr. bie Verfaſſung bed Deutfchen Reiches; es 
trat am 4. Mai 1871 in Kraft. 

Das ift in kurzen Zügen der Werdegang ber Reichöverfaflung. 
In ihrem erften Urfprunge ift fie anders entitanden ald bie Ges 
fege, die fpäter auf ihrem Boden erwuchlen. Verfaflungen entftchen 
häufig anders ald Gelege; fie entwideln ſich aber daun regelmäßig 
in gefeglicher Form weiter. 

Das Deutiche Reich ift ein Bundesftaat wie die Schweiz ober 
die Bereinigten Staaten von Amerifa. Die Reichsgewalt ſteht 
nit dem Kaifer zu. Eine folche Reichögewalt war in 6 84 der 
Verfaſſung des Deutfchen Reiches vom 28. März 1849 geplant. 
Im heutigen Reiche ift Träger der oberſten Reihsgewalt bie 
©efamtheit der Inhaber der Staatögewalt in den 26 Bundes⸗ 
ftaaten. Dan hat deshalb bad Deutfche Reich eine Tonftitus 
tionelle Ariftofratie genannt. Die 22 Monarchen ber Bundes⸗ 
ftaaten, die 3 Senate der Hanfaftädte, fowie der Kaifer ale Ins 
haber der Staatögewalt in ElfaßsLothringen (Belek vom 34. Mai 
49141) üben die Reichsgewalt nicht perfönlich, fondern burdy den 
Bundesrat aus, foweit fle nicht durch bie Verfaffung dem Kaifer 
allein übertragen iſt. 

Die Berfaffung vom 28. März 1849 handelte iu ihrem dritten 
Abichnitte vom „Reichdoberhaupte” und legte ihm in 5 70 den Titel 
„Kailer der Deutfchen“ bei. Die Verfaflung des Norddeutſchen Buns 
des vom 47. April 1867 fpricht in ihrem IV. Teile vom „Bundes⸗ 
praͤſidium“, dad der Krone Preußen zufteht; einen Kaifer hatte der 
Morddeutiche Bund nicht. Bismard erzählt in feinen Gedanken und 
Erinnerungen, wie fehr fit König Wilhelm von Preußen wider 
den Kaifertitel firäubte; er fpradı vom „Charaktermajor“ und vers 
glich fo den Kaifertitel dem Charakter ald Major, der älteren 
Sauptleuten bei der Verabſchiedung verliehen wird. Am 18, Januar 
4871 wurde er aber doch feierlich zum Kailer ausgerufen. In der 
Verfaſſung bed Deutfchen Reiches vom 46. April 1871 heißt es iu 
Art. 11. „Das Praͤſidium ded Bundes fteht dem Könige von Preußen 
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zu, welcher den Namen Deutfcher Kaifer führt.” Die Berfaflung 
vom 28. März 1849 war aus großbeutichem Geifte geboren; fie 
wollte das gefamte Gebiet bes früheren Deutichen Bundes, alfo 
auch Öfterreich mitumfaffen. Deshalb konnte fie von einem Kaifer 
ber Deutfchen reden. 

Wer Deutfcher Kaiſer wird, das entfcheidet fi nach bem Thron» 
folgerechte Preußens. Das Neid, gewährt dem Kaifer feine Zivils 
lifte; im Etat ded Reichsſchatzamtes if für ihn nur ein Betrag 
von Berfügungsgeldern (Diespofitionsfonde) vorgefehen. Der 
Kaifer kann daraus im Gnadenwege Wittel für Zwecke bewilligen, 
wofür im Neihshaushaltplane Feine Ausgabepoſten vorgefehen find, 
z. B. für Unterftägungen bei Überfchwemmungen oder Feueröbrünften, 
Gnabdengehalte an Dichter u. dgl. 

Die Nechte des Kaifers, wie fie ihm die Berfaflung gibt, find 
der Oberbefehl über die Kriegsmarine (Art. 53) und bie gefamte 
Landmacht (Art. 63, 64) in Krieg und Frieden. Das bayrifche Kon⸗ 
tingent nnterfieht nach dem Berfailler Bertrage nur im Sriege, bas 
gegen nicht im Frieden dem Bundesfeldherrn. Berteidigungsfriege 
gegen Angriffe auf bad Weichögebiet ober feine Küften kann ber 
Kaifer allein erklären. Zu Augrifföfriegen bedarf er der Zuftimmung 
bed Bundesrats. 

Der Kaifer hat ferner bad Weich nach außen völferrechtlich zu 
vertreten (Art. 12). Er fchließt im Namen des Reiches die Ber: 
träge mit anderen Staaten; er beglaubigt die diplomatifchen Ber; 
treter bed Meiches bei den fremden Regierungen, empfängt deren 
Geſandte und erteilt bad Erequatur!) Bei Staatöverträgen muß 
man zweierlei unterjcheiben, einmal ben Abfchluß des Vertrages 
mit der fremden Regierung, und dann die Inkraftſetzung des Ber; 
trages im Reiche. Der Abfchluß von Staatöverträgen gehört zur 
völferrechtlichen Vertretung nad) außen; er fteht deshalb dem Kaifer 
zu. Betrifft aber ein Staatövertrag Gegenftände ber Reichsgeſetz⸗ 
gebung, wie 3. ®. bie Berner Übereinkunft über das Urheberrecht 


) D. i. die Srmächtigung, ihre Tätigkeit auszuüben, von lat. exequatur = er 
vollziche. 
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ober die Parifer Übereinkunft über ben gewerblichen Nechtöfchug, 
fo ift zu feiner Gültigkeit und gefegmäßigen Verbindlichkeit für bie 
Reichsuntertanen auch bie Zuftimmung des Bunbedrates uud bie 
Genehmigung bed Reichötages erforderlich. In den deutſchen Schutz⸗ 
gebieten über See übt ber Kaifer bie Schupgewalt im Namen des 
Meiches aus (5 1 des Schußgebietögefeged vom 10. September 1900). 
— Der Kaifer beruft, eröffnet und fchließt Bundesrat wie Reichs⸗ 
tag (Art. 12). Er ernennt den Reichskanzler (Art. 15) und bie 
Reichsbeamten (Art. 189. Er hat die Reichsgeſetze auezufertigen 
und zu verfünden. Er überwadt ihre Ausführung. Der Kaifer 
handelt dabei allenthalben im Namen bed Neiches unter Gegen⸗ 
zeichnung des Reichskauzlers, der dadurch die Berantwortung übers 
nimmt (Art. IN. 

Der Bundesrat ift fein Oberhaus wie etwa das House of Lords 
des Bereinigten Koͤnigreichs von Broßbritannien und Irland, wie 
der Senat ber franzöfifchen Republik ober die erfien Kammern der 
deutfhen Bunbesftaaten. Im Reiche gilt nicht dad Zweilammer- 
ſyſtem; ed gibt nur eine Kammer, den Reichstag. Im Bundesrate 
figen nicht Bolfövertreter, fondern die Vertreter der Träger der 
Reichögewalt. Der Bundesrat ift darum ein Regierungsorgan und 
feine parlamentarifche Körperfchaft. Bei feiner Einrichtung nahm 
man das Plenum bed alten Bundestages zum Borbilde. Nur gab 
man ber alten Form einen ganz neuen Recdteinhalt. Im Bundes» 
rate waren früher nur die 25 Bundesſtaaten vertreten. Durch das 
Reichögefeh vom 31. Mat 1914 erhielt Elſaß⸗Lothringen im Bundes» 
rate drei Stimmen, die aber nicht gezählt werben, wenn Preußen 
dadurch die Mehrheit erlangen oder bei Stimmengleichheit den Aus⸗ 
fhlag geben würde. Die Schußgebiete haben feine Stimmen in dem 
Bundesrate; denn fie find noch feine felbftändigen Glieder des 
Meiched. Das Stimmenverhältnis der Bundesftaaten ift im Bundes 
rate abgeftuft nad, ihrer Größe und Bedeutung. Dabei ift freilich 
nicht fo fehr auf die Zuftände zur Zeit ber Reichsgründung Bedacht 
genommen, ale vielmehr in der Hauptſache dad Verhältnis wieder 
bergeftellt, das in Artikel VI der Bundesakte vom 8. Juni 1845 
geihaffen war. Preußen hatte damald 4 Stimmen, Hannover 4, 
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Kurheſſen 3, Holſtein 3, Naſſau 2, Frankfurt 1 Stimme. Hiernach 
gab man Preußen im neuen Bundesrate 47 Stimmen. Bayern 
führte im Plenum der alten Bunbeöverfammlung 4 Stimmen, im 
Bunbesrate des neuen Reiches erhielt ed 6. Alled andere ftimmt 
mit der Bundesafte überein, alfo Sachſen und Württemberg haben 
je 4, Baden und Heflen je 3, Medlenburg- Schwerin und Braun, 
fhweig je 2 Stimmen, die übrigen Staaten je 1 Stimme. Die 
Gefamtheit der Stimmen beträgt 58, mit ben Stimmen Elſaß⸗ 
Lothringend 61. 

Jedes Bundesmitglied kann ſoviel Bevollmächtigte zum Bunbes- 
rate ernennen, ald ed Stimmen hat. Freilich kann jeder Bundes⸗ 
ftaat die Gefamtheit feiner Stimmen nur einheitlich abgeben. Ein 
Staat, ber mehrere Stimmen im Bundesrate hat, braucht nur einen 
Bevollmächtigten zu ernennen. Eine und diefelbe Perfon kann von 
mehreren Bundesſtaaten zum Bundesratsbevollmächtigten ernannt 
werben. Das tun indbefondere die kleineren Bundesſtaaten zur Er- 
fparung von Koften. Häufig find bundesftaatliche Winifter Bundes» 
ratöbevollmächtigte. Da ber Bundesrat allmählich zu einer ftändig 
arbeitenden Einrichtung geworben ift und fidh die einzelftaatlichen 
Minifter nicht dauernd in Berlin aufhalten können, fo find für die 
Iaufenden Gefchäfte vielfach ſtellvertretende Bundesratsbevoll⸗ 
mächtigte ernannt. Die größeren Bundedftaaten, wie Bayern und 
Sadıfen, unterhalten in Berlin Gefandtichaften — den Bundes» 
ftaaten blieb das aftive und paſſive Geſandtſchaftsrecht — und ers 
teilen dann ihren Gefandten am preußifchen Hofe Vollmacht zum 
Bundesrate. Unter den mehreren Bevollmächtigten eined Staates 
ift regelmäßig einer der ſtimmführende. 

Der Kaifer hat den Bundesrat zu berufen. Der Bundesrat tagt 
alfo nadı ber Berfaflung nicht ftändig wie der alte Bundestag. 
Tatſaͤchlich haben ſich die Gefchäfte des Bundesrats aber fo gehäuft, 
daß er nur mit Ferienunterbrechung arbeitet. In den erften Jahren 
bed Reiches hatten die meilten Bundesratöbenollmädhtigten nicht 
ihren fänbigen Wohnfig in Berlin. Jetzt unterhalten die größeren 
Bundesftaaten für ihre Bundesbevollmaͤchtigten ftändige Geſchaͤfts⸗ 
ftellen in Berlin. Der Bundesrat kann ohne Reichdtag, ber Reichs⸗ 
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tag nie ohne Bundesrat berufen werben (Art. 13). Bundesrates 
tagungen, bie gleichzeitig mit dem Reichstage flattfinden, nennt man 
ordentlidhe Seffionuen, die auderen außerordentliche. Da der 
Reichstag alljährlich zufammentritt, fo muß mindeſtens eine orbent- 
lihe Tagung ded Bundesrats in jedem Kalenderjahre flattfinden. 
Der Bundesrat ift ferner vom Kaifer zu berufen, wenn ed von 
einem Drittel der Stimmen verlaugt wird. Den VBorfig im Bundes 
rate führt ber Reichskanzler. Bei der großen Geſchaͤftslaſt, die auf 
dem Kanzler ruht, zumal er meift gleichzeitig preußifcher Miniſter⸗ 
präfident tft, ift er häufig behindert, im Buubesrate zu erfcheinen 
und vorzufigen. Er kann fi in ſolchen Källen durch jedes andere 
Bundesratsmitglied vermöge fchriftliher Vollmacht vertreten Iaffen. 
Regelmäßig vertritt ben Kanzler ein prenßiſches Bundesratömitglied. 
In alle der Verhinderung Preußeus fleht nad dem Schlußprotos 
tolle zu dem Berfailler Bertrage vom 29. November 1870 ber Bors 
fig dem Bertreter der bayrifchen Regierung zu. 

Der Bundesrat bildet aus feiner Mitte dauernde Ausfchäüffe, 
die in ber Hauptſache dazu beflimmt find, die Gelchäftserledigung 
im Plenum vorzubereiten und zu fördern. Solcher Ausfchüffe nennt 
Art. 8 der Verfaſſung 7, nämlih 4) für das Landheer und bie 
Seftungen, 2) für das Seeweſen, 3) für Zoll» und Steuerweſen, 
4) für Handel und Berfehr, 5) für Eifenbahnen, Poſt und Tele⸗ 
graphen, 6) für Juftizwefen, 7) für Rechnungsweſen. Diefe Auss 
fhüfle werden zu Beginu der Seſſion, alfo regelmäßig jährlich ges 
bildet. In jedem diefer Ausfchüffe müflen außer Preußen, „bem 
Praͤſidium“, mindeftende 4 Bundesftaaten vertreten fein. Im Aus⸗ 
fchufle für das Landheer und die Feftungen bat Bayern einen ftän- 
digen Sig; feine übrigen Mitglieder ernennt ber Kaifer ebenio wie 
die Mitglieder des Ausfchuffes für dad Seeweſen. Die Mitglieder 
der übrigen Audfchäffe wählt ber Bundesrat; er beftimmt aber nicht 
die Perfonen der einzelnen Bundesratöbevollmächtigten, die den 
Ausſchuͤſſen angehören follen, fondern die Staaten. Sache der eins 
zelnen Regierungen iſt ed dann, den ihrer Bevollmächtigten zu bes 
zeichnen, der ben Sig im Ausfchuffe einnehmen fol. Bon ganz 
anderer Art als bieje fieben Ausſchüſſe ift der Ausfchuß für die 
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auswärtigen Angelegenheiten, ber auf Grund bes Berfaffungsvertrage 
mit Bayern gefchaffen worden ift. Ihm gehören an Bayern, Württem- 
berg unb zwei vom Bundesrate jährlich gewählte andere Bundes⸗ 
ftanten; ber Borfig ift Bayern vorbehalten. In dieſem Ausſchuſſe 
werden feine Staatöverträge vorbereitet, Feine maßgeblichen Ber 
fchläffe für die auswärtige Politit des Reiches gefaßt. Er dient 
in der Hauptfache dem Nachrichten» und Meinungsaustauſch. Nach 
Abſchluß der Berfaflung wurden auf Grund von Bundesratsbeſchluͤſſen 
noch einige weitere Ausfchüffe gebildet: der Ausfhuß für Elſaß⸗ 
Lothringen, bie Ausfhüfle für die Berfaflung, für die Geſchaͤfts⸗ 
ordnung unb für das Eifenbahus®ütertarifmeien. Den Ausfchüffen 
werden bie zu ihren Arbeiten nötigen Beamten, zumeift aus ben 
Reichsaͤmtern, zur Verfügung geftellt. 

Der Bundesrat hat die Reichstagsvorlagen feitzuftellen und zu 
ben Reichötagsbefchlüffen Stellung zu nehmen. In ben meilten 
Källen werben die Geſetzentwürfe in ben Neichdämtern ausgearbeitet. 
Diefe Entwürfe werdeu im Bundesrate burchberaten, wobei ber 
größte Teil der Arbeit in dem zufländigen Ausſchuſſe geleiftet wird. 
Auf Grund des Auöfchußberichtes ſtellt der Bundesrat die Vorlage 
an den Weichdtag endgültig fell. Die Beratung im Neichötage wird 
dann von ben Bunbeöratöbevollmädhtigten und den Regierungs⸗ 
fommiffaren ftändig verfolgt. Die Bundesratsmitglieder haben das 
Recht, im Reichdtage zu erfcheinen, und müſſen bort auf Verlangen 
jederzeit gehört werden. If eine Vorlage vom Reichstage verabs 
fchiedet, fo gelangt fie wieder an ben Bundesrat. Bei diefem fteht 
ed nun, den Reichstagsbeſchlüſſen beizutreten oder nicht. 

Dem Bundesrate liegt weiter die Ausführung der Reichsgeſetze 
ob. Er hat alfo die Ansführungdverordnungen zu erlaflen, die Bes 
hörden zu fchaffen und die Beamten anzuftellen, bie etwa zur Aus⸗ 
führung eines neuen Geſetzes nötig find. Schließlich hat der Bundess 
rat noch über Mängel zu wachen, bie bei der Ausführung von 
Meichögefegen und Ausführungsverordnungen hervortreten. Solche 
Mängel werden zumeift im Reichetage beim Voranſchlage zum Reiches 
haushalte beiprochen. 

Seine Beſchlüſſe faßt der Bundesrat im allgemeinen mit einfacher 
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Mehrheit. Nicht vertretene und von ihrer Regierung nicht inftrnierte 
Stimmen werden uicht gezählt. Berfaflungsänderungen gelten je 
doch fhon dann als abgelehnt, wenn 14 Stimmen dagegen find 
Art. 78). Gegen ben Willen Preußens oder der Wittelftaaten kann 
fomit die Verfaſſung nicht geändert werden H. 

Wie fchou erwähnt wurde, wirb dad beutfche Reich ale eine 
fonftitutionelle Ariftofratie bezeichnet. Sie ik Tonftitutionell, weil 
die Regierungsgewalt nicht unbefchränft, nicht abfolut if, fondern 
ihr eine Volksvertretung gegenüberficht. Seit Rußland und bie 
Türkei zum Parlamentarismus übergegangen find, gibt es in Europa 
feine abfoluten Monarchien mehr. Auch alle deutſcheu Bundesftaaten 
find tonftitutionel; nur Wedienburg hat noch die alte ftändifche 
Berfaffung. Die Bolfövertretungen in ben Bundesſtaaten find die 
Landtage, in den Hanſaſtaͤdten die Bürgerfchaften. 

Im Reihe wird das Bolf der Negierung gegenüber durch ben 
Reichstag vertreten. Im Reiche gilt alfo das Eintammerfyftem. 
Der Reichstag geht aus allgemeinen Wahlen hervor. Das beutfche 
Reich hatte von Anbeginn an ein fo freiheitlihes Wahlrecht wie 
fein anderer Staat. Selbft dad Wahlrecht ded fo vielgerühmten 
Großbritannien ift nicht fo weitgehend wie das deutſche; in Groß⸗ 
britannien find nämlich Mieter nur dann ftimmberechtigt, wenn ihre 
Wohnung einen Wietwert von mindeſtens zehn Pfund Sterling 
jährlich hat. Nach dem Belek vom 31. Mat 1869 darf zum beut- 
[chen Reichdtage wählen Cbefigt bad aktive Wahlrecht) jeder Deutfche, 
der dad 25. Lebensjahr zurüdgelegt hat. In diefem Sinne tft das 
Wahlrecht zum Neichötage allgemein. Kein Deuticher wird auss 
gefchloffen wegen zu geringen Einfommend ober etwa, weil er am 
Orte der Liftenaufitellung noch nicht lange genug wohnt. Das Geſetz 
verlangt auch feine wirtfchaftliche Selbftändigfeit, auch feinen durch 
Prüfung nachgewiefenen Bildungsgrad. Eiu Schlafgänger ift ebenfo 
wahlberedhtigt wie ein Schloßherr. Für die Perfonen des Soldaten» 


1) Bei Oefebesvorfchlägen über das Heerweſen, die Kriegsmarine und beftimmte 
Reichsſteuern (Satz, Tabak, Branutwein, Bier, Zucker) gibt Preußen bei Meinungs- 
verfchiedenheit den Ausichlag, wenn ed für die Aufrechterhaltung der beftchenden 
Einrichtungen ſtimmt. 
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ftandes ruht die Berechtigung zum Wählen, folange fie fich bei ber 
Fahne befinden, nicht aber die Wählbarkeit. Eingezogene Referviften 
und Wehrmänner bürfen alſo ihre Wahlrecht während der Waffen, 
übung nicht ausüben. Bon ber Berechtigung zum Wählen audges 
fchloffen find Perfonen, bie unter Vormundfchaft oder Pflegichaft 
ftehen, Gemeinſchuldner während des Konkurſes, Perfonen, die öffent» 
liche Armenunterftägung beziehen (Gef. vom 15. März 4909), fchließ- 
lich Perfonen, denen durch gerichtliched Erkenntnis der Vollgenuß 
ber ftaatöbürgerlichen Rechte entzogen ift. Nicht wahlberechtigt find 
in Deutfchland die Frauen. In Finnland fteht ihnen das aktive 
Wahlrecht zum Reichötage zu, in Morwegen auch das paſſive. In 
England haben die Frauen nur das Gemeindewahlrecdht, fordern 
aber das Parlamentöwahlrecht. Einzelne politifche Parteien fordern 
in Deutfhland auch dad Frauenitimmreht und bie Herabſetzung 
ber Wahlmündigfeit auf das 21. Lebensjahr. 

Das Wahlrecht im Deutſchen Reiche iſt ein gleiches; es gibt 
feine Klafien von Wählern wie etwa bei ber Wahl zum preußis 
fchen Abgeordnetenhaufe, wo die Wählerfchaft nach der Steuers 
leitung in drei Klaſſen eingeteilt if. Es wird zwifchen ben vers 
fhiedenen Wählern auch fein Unterfchieb gemacht wie nach bem 
fächfifchen Landtagswahlrechte, wo ed Wähler mit einer, zwei, drei 
und vier Stimmen gibt. Bei ber Reichdtagsmwahl gilt jede Stimme 
gleichviel. 

Dad Wahlrecht ift auch ein direktes. Die Wähler erfiefen ihren 
Abgeorbneten unmittelbar. Sie wählen nicht, wie in Preußen oder 
vor 1909 in Sachſen, erft Wahlmänner, bie in einem weiteren 
MWahlgange bann den Abgeordneten wählen. 

Schließlich ift dad Reichstagswahlrecht ein geheimes. Die Wahl: 
handlung im allgemeinen ift öffentlich. Geheim ift nur die Abſtim⸗ 
mung bed einzelnen Wählers. Dad Wahlgeheimnie wird durch tat 
fächliche Vorkehrungen gefihert. Im Wahlraume wird eine Zelle 
aufgeftellt; in diefer hat der Wähler den Stimmzettel in bem Wahls 
umfchlage zu verfchließen. Den verfchloffenen Stimmzettel gibt er 
bei der Urne ab (Wahlreglement vom 29. April 1903). Zum preus 
Bifchen Landtage ſtimmt ber einzelne Wähler öffentlih ab. Im 
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Frankreich wi man das Wahlgeheimnid in gleicher Weife fichern 
wie in Deutichland. Doc wird die Vorlage zwifchen dem Senate 
und ber Kammer ber Abgeorbneten noch immer hin unb herge- 
fchoben. 

Der Nordbbeutfche Bund zählte 297 Neichdtagsabgeorbnete. Durch 
bie Verfaffungsverträge uub Art. 20 der Berfaflung vom 16. April 
41871 wurbe dieſe Zahl erhöht auf 382, nämlich um 48 für Bayern, 
47 für Württemberg, 14 für Baden, 6 für Heffen füdlich der Main⸗ 
linie. Dazu kamen 1873 noch 15 für Elfaß-Lothringen. Jetzt gibt es 
alfo 397 Reichstagsſitze y. Das Wahlgefeg wollte auf 100000 Seelen 
einen Abgeorbneten wählen laflen und hatte eine Vermehrung ber 
Abgeordneten bei Zunahme ber Bevöllerung ins Auge gefaßt. Zu 
diefer Vermehrung ift ed aber trog de bedeutenden Wachsſtums ber 
Volkszahl nicht gefommen. Die befonders volfreichen Wahltreife, 
die für eine Teilung in Betracht fämen, find zumeilt Die Herrſchafts⸗ 
gebiete beftimmter politifcher Parteien, denen die anderen eine Bers 
mehrung ihrer Neichstagsfige nicht gönnen”, In jedem Wahlkreiſe 
wird nur ein Abgeordneter gewählt, nicht wie in manchen preis 
Bifhen oder englifhen Wahlfreifen zwei. Die Wahlfreife übers 
fchreiten nicht die Grenzen eined Bundesſtaates. Sie find räums» 
lich geichloffen und möglich abgerundet. Es gibt alfo Feine Scheis 
dung von flädtifchen und laͤndlichen Wahlfreifen wie feit Alters 
in Sachſen. 

Der Wahlkreis wird zur Erleichterung der Stimmenabgabe in 
Wahlbezirke geteilt. Wer wählen will, muß im Wahlbezirfe feinen 
MWohnfig haben und in die Wählerlifte eingetragen fein. 

Wählbar zum Abgeorbneten ift, db. h. das paſſive Wahlrecht 


1) Das englifche Unterhaus hat 670, der öfterreichifche Reichsrat 516, das un⸗ 
garifche Abgeordnetenhaus 458, die franzöfliche Kammer 584, die italienische Kammer 
508 Mitgiieder. In den Vereinigten Staaten will man die Sahl der Abgeordneten 
von 391 auf 488 vermehren; alsdann wird auf 212000 Einwohner ein Abgeord⸗ 
neter kommen. 

2) In Frankreich werden vor jeder Neuwahl die Wahlkreife durch Geſetz neu 
eingeteilt. Dabei findet die herrichende Mehrheit Gelegenheit, ihre Macht weiter 
zu feſtigen. 
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hat jeder über 25 Jahre alte Deutfche, der feit mindeſtens einem 
Jahre Staatdangehöriger in einem Bundesſtaate ift. 

Bei der Wahl enticheibet die einfache Mehrheit Cabfolute Mas 
jorität) der im Kreife abgegebenen Stimmen. Sat kein Sigbewerber 
(Kandidat) dieſe Wehrheit auf fich vereinigt, fo findet Stichwahl 
unter ben beiden Bewerbern ftatt, bie bie meiften Stimmen erhielten. 
Bei Stimmengleichheit enticheidet bad Los. Die Hauptwahl findet 
im ganzen Weiche an einem und bemielben Tage ftatt; auch hierin 
unterfcheidet ſich Deutichland von England), Die endgültige 
Wahlprüfung fleht dem Reichstage zu, nicht wie in England 
den Gerichten. Der Reichötag bildet zu dieſem Zwecke fofort nach 
Eröffnung der Sigungen durch das Los aus feinen Mitgliedern fie 
ben gleichſtarke Abteilungen, bie bie Wahlprüfungen zu erledigen 
haben. Gleich nach der Wahl hat aber der Wahlvorftand der 
einzelnen Bezirke vorläufig über die Gültigkeit der Stimmzettel 
zu enticheiden unb bie für ungültig befunbenen dem Wahlproto« 
tolle beizufügen?). 

Der Reichstag ift der Oberbau ber weitverzweigten politifchen 
DOrganifation bed beutfchen Volkes. Diefe politifche Organifation 
ift gefleidet in die Rechtsform ber Bereine. Eine gewiffe Bers 
einds und Berfammlungsfreiheit muß in jedem konſtitutio⸗ 
nellen Staate herrichen. Deshalb gab fchon dad Wahlgeſetz den 
Wahlberechtigten die Befugnis, Bereine zu bilden und in gefchlofs 
fenen Räumen unbewaffnet Berfammlungen zu veranftalten. Das 
hatte feine Bedeutung zu einer Zeit, wo in den Bundesſtaaten 
zumeifi ein in ber Reaktionszeit entſtandenes Bereinsrecht galt. 
Sept iſt das Vereinsrecht in dem Reichsgeſetz vom 19. April 1908 
nen geregelt. 


3) In den Vereinigten Staaten ift der allgemeine Wahltag (General Election 
Day), der Donnerstag nad) dem erfien Montag im November, ein nationaler Yefttag. 

2) Eine öffentliche Rechnungslegung über die Wahlkoften ift dem deutichen Rechte 
fremd. In England ift fie 1888 durch die Corrupt Practices Act, in den Ber 
einigten Staaten durch das Geſetz vom 25. Juni 1910 eingeführt; in beiden angel 
ſaͤchſiſchen Reichen will man die Gefege verichärfen. 
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Die Bolfövertreter genießen bie Vorrechte, bie ihr Amt erfordert. 
Beamte bedürfen zum Eintritte in den Reichötag feines Urlaubes. Die 
Regierung kann alfo keinen Beamten hindern, feinen Reichdtagsfig 
(Mandat), für den er gewählt wurde, tatfächlich einzunehmen. Tritt 
ein Reichdtagsabgeorbneter in ben Reichſs⸗ oder Bunbesftaatöbienft 
ober wird er in biefem Dienfte befördert, fo verliert er feinen Siß, 
faun aber wiebergewählt werben. Kein Mitglied bed Reichstags 
darf wegen feiner Abflimmung ober wegen ber in Ausübung feines 
Berufs getanen Äußerungen gerichtlich oder disziplinariſch oder fonft 
zur Verantwortung gezogen werden. Unter dem Schutze dieſer par⸗ 
lamentarifchen Immunität fiehen auch die Kommifflonsberatungen. 
Meferveoffiziere find auch gegen militärehrengerichtliche Verfolgung 
durch Die Immunität ald Abgeordnete gefchügt. Die Reichöverfaflung 
ſtellt unter den Schug nur Abftimmung und Äußerungen; alfo find 
Tätlichleiten nicht erlaubt. Wenn alfo im beutfchen NReichdtage Aufs 
tritte vorfämen wie zur Zeit des fchlimmften Nationalitätenhaders 
und ber damit verbundenen Obftruftion in Öfterreich, fo würde 
nach deutfchem Mechte eine firafrechtliche Verfolgung wegen Körpers 
verlegung oder Sahbefhädigung möglicd; fein. Ohne die Genehmi⸗ 
gung des Reichötages darf kein Abgeordneter während der Sitzungs⸗ 
periode in Unterfuchungshaft genommen werden außer auf frifcher 
Zat oder am Tage darnach. Auch ein Perfonalarrefi oder ein Haft⸗ 
befehl im Dffenbarungseidöverfahren barf während der Sitzungs⸗ 
periode nicht vollftredt werden. Auf Berlangen bed Reichstages wird 
jeded Strafverfahren gegen Reichdtagsmitglieder audgefegt und jebe 
Unterfuchungss oder Zivilhaft aufgehoben. Diefe Vorfchrift fol vers 
hüten, daß die Megierung ihr unbequeme Abgeordnete durch ſtraf⸗ 
rechtliche Verfolgungen an der politifchen Tätigkeit hindert. Zur Zeit 
haben die Witglieder ded Reichsſstages noch Fein Zeugnisverweiges 
rungsrecht wegen folcher Dinge, die ihnen in Ausübung ihres Bes 
rufd anvertraut find. Große Parteien wollen aber dad Zeugnisvers 
weigerungsrecht in bie neue Strafprozeßordnung, die jegt bearbeitet 
wird, aufnehmen. Beichlagnahmen und Zurdfuchungen find im 
Neichdtagdgebäude jet unbegrenzt zuläffig; auch bier fol die uene 
Strafprozeßordnung eine Anderung bringen. 
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Die Mitglieder bed Reichſtages find nach Art. 29 Vertreter bes 
gefamten Volkes nnd an Aufträge und Inftruftionen nicht gebunden, 
Sie ſtehen infofern im Begenfage zu den Bundesratöbenofmächtigten, 
die inftruftionggemäß flimmen mäflen. Die Abftimmung eined Reichs⸗ 
tagsmitglieded Tann nie deshalb für ungültig erklärt werben, weil 
fie dem Willen der Wählerfchaft nicht entfpricht. Matürlich nimmt 
jeder Abgeordnete bei feinem Wirken im Reichdtage, in den Koms 
miffionds und in den Kraftiondfigungen auf bie Wuͤnſche und Meis 
nungen feiner Wähler Rüdficht. Ein Abgeordneter, der ſich mit den 
Anfichten feiner Wähler nicht mehr eins weiß, kann zwar nach dem 
Buchltaben des Geſetzes feinen Sig innebehalten und gültig weiter 
wirken; er wird bad aber nicht tun, weil er fich auf die Dauer 
vor der Öffentlichkeit nicht wohl fühlen wird. 

Nach dem urfprünglichen Wortlaute bed Art. 32 ber Verfaflung 
durften die Mitglieder des Reichſtags als folche keine Befoldung 
oder Entfhädigung beziehen. Diefe Vorfchrift follte ein Feines Gegen- 
gewicht gegen die Allgemeinheit und Gleichheit des Reichdtagswahls 
rechts bilden. Unter der Herrfchaft des allgemeinen Landrechts für 
die preußifchen Staaten hat der preußiiche Staatöfisfus gegen ſozial⸗ 
bemofratifche Abgeordnete mit Erfolg auf Herauszahlung der Parteis 
biäten geflagt. Durch das Neichögefeg vom 21. Mai 1906 wurde 
Art. 32 der Berfaffung geänbert; er lautet jet: „Die Mitglieder 
bed Neichötags dürfen als folche feine Befoldung beziehen. Sie ers 
halten eine Entfhädigung nad Maßgabe bed Geſetzes“. In einem 
befonderen Reichsgeſetze ift gleichzeitig ben Reichdtagsabgeorbneten 
eine jährliche Aufwandentfchädigung von 3000 Mark zugefprochen 
worden. Au diefer Summe werden für jeden Tag, an bem ein Mits 
glied der Plenarfigung fernbleibt, 20 Mark gekürzt. Kerner find bie 
Reichstagsabgeordneten während ber Dauer ber Sitzungsperiode ſo⸗ 
wie acht Tage vorher unb nachher zu freier Fahrt auf den beut- 
fchen Eifenbahnen berechtigt. Übrigens genießen in einzelnen Bundes» 
ftaaten die Landtagsabgeordneten feit Sahrzehnten entfprechende Ders 
günftigungen. In Frankreich beziehen bie Deputierten weſentlich 
höhere Jahrgelder ald die Witglieder des beutfchen Reichstages. 

Der Reichstag muß alljährlich berufen werden. Das Reich hat ein» 


4 Die Derfaffung des Reiches ufw. 


jährige Finanzperioden, d. 5. der Haushalt (Etat) für das 
Neich, feine Ausgaben und Einnahmen, werben immer für ein Jahr, 
das Etatjahr, bewilligt, das vom 41. April bi8 31. März läuft. 
Die Legislatur⸗y oder Wahlperiode bed Reichstags dauerte 
früher drei Jahre, wurbe aber durch das Beleg vom 19. März 1888 
auf fünf Jahre verlängert. Diefe Verlängerung erfchien zweck⸗ 
mäßig, weil die Koften, Arbeiten und Unruhen der Wahlen fich 
fonft in zu kurzen Friften wiederholen. 

Der Reichetag wird vom Kaifer berufen, vertagt, gefchloffen 
oder aufgelöfl. Die Eröffnung geichieht regelmäßig durch die for 
gen. Thronrede, die einem Überbli gibt über den Stand ber 
Politik und die Aufgaben, bie ben Reichdtag erwarten. Zu einer 
Bertagung von mehr ald 30 Tagen muß der Reichetag feine Zu- 
flimmung geben, zu einer Schließung nicht. Man hat in den legten 
Fahren die Bertagung der Schließung während ber Ferienzeiten 
vorgezogen, weil im Kalle der Vertagung die Geſchaͤfte fortlaufen und 
bie Kommiffionen weiterarbeiten können. Im Falle der Schließung 
hört alle Reichötagsarbeit auf. Unerledigte Vorlagen bleiben uner⸗ 
ledigt, müflen in der naͤchſten Sitzungsperiode neu eingebracht werden 
und die Lefungen von vorn durchmachen. Wird der Reichstag aufs 
gelöft, fo müflen bie Hauptwahlen binnen 60 Zagen flattfinden; 
binnen 90 Tagen muß der neue Reichdtag verlammelt fein. Die 
gleihe Beſchleunigung gilt nicht, wenn der Reichsſtag nach ber 
Schließung am Ende feiner Legislaturperiode auseinandergeht. Die 
Auflöfung des Reichstags fegt einen Bundesratsbefchluß unter Zus 
flimmung ded Kaiferd voraus. Auf Grund diefed Beſchluſſes er 
geht eine Faiferliche Verordnung. Die Reichsregierung wird den 
Reichstag nur dann auflöfen, wenn fie erwartet, daß aus ben Neu⸗ 
wahlen eine Mehrheit für ihre Borlagen hervorgeht. 

Dem Reichstag flieht keinerlei Regierungsgewalt zu. Er hat feine 
Regierungshandlungen vorzunehmen und übt die Wacht des Reiches 
nicht aus. Er hat aber bei Regierungshandlungen durch feine Zus 
flimmung mitzuwirken und {fl berechtigt, an Regierungshandlungen 


2) Geſetzgebung, vom lat. leg das Geſeß. 
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Kritif zu üben. Seine wichtigfte Aufgabe ift die Mitwirkung bei der 
Meichdgefeggebung, worauf noch fpäter einzugehen ift. Ferner 
fteht dem Reichstage dad Budgetrecht zu. Alle Einnahmen und 
Ausgaben bed Reiches müflen für jedes Jahr veranfchlagt und auf 
ben Reichshaushalts⸗Etat gebradıt werben; dieler wirb vor Bes 
ginn bed Etatsjahres durch ein Beleg feftgeftellt. Fehlbeträge im 
Reichsh aushalte werden nach Art. 70 der Berfaffung dur die Was 
trifularbeiträge) ber Bundesſtaaten gededt. Da der Neichetag 
über Ausgaben des Neiched und Dedung von Fehlbeträgen durch 
neue Steuern zu befinden hat, fo beflimmt er mittelbar andy die 
Hoͤhe ber Matrifularbeiträge und greift damit tief in bie Finanz 
wirtfchaft der Bundesftaaten ein. Die Watrifularbeiträge werben 
auf die einzelnen Gliedſtaaten nad, Maßgabe ber ortsanweſenden 
Bevoͤlkerung umgelegt. 

Die Lefungen (Beratungen) bed Etat geben den Abgeorbneten 
Gelegenheit, in weitgehenden Maße die Regierungshandlungen und 
die Handhabung der Reichsgeſetze zu befprechen, fowie Geſetzgebungs⸗ 
wünfche zu äußern. Das Schwergewicht ber Bebeutung bed Reichs⸗ 
taged liegt darin, baß die Angelegenheiten bed Reiche dort mit 
rückhaltloſer DÖffenheit behandelt und die Berichte über feine Ver⸗ 
handlungen verbreitet werben können, ohne baß die Gefahr einer 
ftirafrechtlichen oder fonftigen Verantwortung befteht. Diefe große 
Mefonanz ift von ungeheuerer Wichtigkeit. Dinge, bie bad helle Licht 
biefer Öffentlichkeit zu fcheuen haben, bleiben deshalb ungefchehen. 
Auf der anderen Eeite zeigt fich, wie weientlich die Berichterftattung 
der Prefle über den Reichstag iſt; died machte ſich befonders fühls 
bar bei den Gournaliftenftreifs, die gelegentlich in legter Zeit vorfamen. 

Bon den Fraktionen fpricht die Neichdtagsverfaflung fein Wort. 
Die Fraktionen find keine gefegliche, fondern eine bloß tatfächliche 
Einrichtung, wenngleih ed im Reichstagshauſe Fraktionszimmer 


9 Mom lat. Matrikel— ſchriftliches Verzeichnis; die ehemalige deutfche Reichs: 
matrikel war ein Verzeichnis der Stände des Deutichen Reiches und ihrer Bei: 
träge zu den Reichsanſtalten. Zur Zeit des Deutichen Bundes wurde fie durch Die 
Bundesmatribel erfest. Die nad) ihre von den einzelnen ©liedern des Bundes zu 
zahlenden Beiträge wurden Matritularbeiträge genannt. 
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gibt. Die Fraktionen im Reichötage entiprechen deu politifchen Pars 
teien ber Wähler. Diefe fiud Erfcheinungen, die ebenfo wie andere 
Erfcheinungen bed Volkslebens gefcyichtlich verftanden werben müflen.‘) 
Bei der Erledigung ber Reichstagsgeſchaͤfte haben die Fraktionen 
natürlich ihre Bebeutung. Die Kommiffionen bed Neichdtage, in 
benen bie Geſetzentwuͤrfe regelmäßig für bie zweite Lefung im Pienum 
vorbereitet werden, muͤſſen in ihrem Stimmverhälmmiffe dem Plenum 
nach Möglichkeit entſprechen, wenn nidıt die Kommilfionsbefchlüffe 
{m Plenum regelmäßig umgeworfen werden follen. Nach feiner Ge⸗ 
ſchäftsordnung gliedert fidy ber Neichdtag in fleben Abteilungen; 
durch diefe Abteilungen follen nach der Geſchäftsordnung die Kom⸗ 
miffionen gewählt werben. Das aber ift nur eine Formalität; in 
MWirklichleit wird die Zufammenfegung ber einzelnen Kommiffionen 
von den Fraktionsvorftänden vereinbart. Regelmäßig werden Kom⸗ 
miffionen gebildet für 1) die Geſchaäftsordnung, 2) Die eingehenden 
Petitionen, 3) Handel und Gewerbe, 4) Finanzen und Zölle, 5) das 
Juſtizweſen, 6) den Reichshaushaltetat. Für größere Geſetzesvor⸗ 
lagen (Meichöverficherungsordnung u.a.m.) bildet ber Reichstag zus 
meift befondere Kommiffionen; zur Beratung von Adreflen an den 
Kaifer muß nach ber Gefchäftdordnnung ſtets eine Sonderkommiſſion 
gebildet werben. In ähnlicher Weife wie über die Zufammenfegung 
der Kommiffionen treffen bie Fraktiondvorftände auch Abmachungen 
über die Reichstagsgeſchaͤfte. 

Der Reichdtag regelt feinen Gefchäftögang und feine Disziplin 
durch feine Geſchäftsordnung. Beim Eintritte in eine neue Legis⸗ 
laturperiode eröffnet ber Alteröpräfident die erfte Sitzung. Dann wählt 
der Reichstag ſich feinen Präfidenten, zwei Bizepräfidenten und acht 
Schriftführer. Der Präfident ernennt für die Dauer feiner Amtes 
führung aus ber Mitte ded Reichstags zwei Quäftoren (Schatmeifter); 
ihnen liegt dad Kaflen» und Rechnungsweſen bed Reichtags ob. Das 
Bureau bed Reichtagd wirb regelmäßig ben Parteien der Regierungs⸗ 
mehrheit entnommen. 

Die Tagesordnung wirb vom Präfidenten vor bem Schluſſe 


2) Vergl. ©. 89 fi. 
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jeder Sigung für bie nädıfle Sigung verkündet; über etwaige Wider⸗ 
fprüche entfcheidet dad Haus. An einem Sitzungstage in der Woche 
Mittwoch) werden regelmäßig Anträge von Abgeordneten, fowie 
Petitionen erledigt (Schwerinstag, fo genannt nadı dem prenßis 
ſchen Winifter Grafen Schwerin, ber biefe Einrichtung zuerft im 
prenßifchen Abgeorbnnetenhaufe traf). Der Präfldent hat weiter Die Ord⸗ 
nung in ben Sigungen aufrecht zn erhalten. Er erteilt und ent» 
zieht dad Wort, ruft zur Ordnung und darf Abgeordnete bei groben 
Berftößen von der Sigung ausfchließen. Die Vorlagen machen im 
Reichstage drei Beratungen durch. Die erfle Beratung ift eine all 
gemeine Erörterung der Orundfäge ded Entwurfs, wobei Änderungen 
nicht beantragt werben bürfen. Die zweite Beratung geht in die 
Einzelheiten, ihr geht zumeift bie Kommiffionsberatung vorauf. Die 
Beichlüffe der zweiten Lefung bilden die Grundlage für die dritte. 
Zwifchen den einzelnen Lefungen müſſen immer Friſten liegen, damit 
bie Abgeordneten die Drudfachen lefen können. Die Beratung der 
einzelnen Gegenflände dauert folange, bis entweder die Nednerlifte 
erfchöpft ift, oder die Mehrheit des Hauſes den „Schluß der Des 
batte” herbeiführt. Abgeflimmt wird im allgemeinen durch Aufftehen 
oder Sigenbleiben. Im Zweifelöfalle findet die Gegenprobe ftatt. 
Schafft auch diefe keine Klarheit, fo wird „dad Haus gezählt“ 
(Sammelfprung). Alle Reichdboten müflen den Saal verlaflen, die 
Türen werden geſchloſſen bie auf die Tür an der Nordſeite (Iatür) 
und bie an der Süpfeite (Meintür), Auf ein Glockenzeichen treten 
nun bie Abgeorbneten durch die beiden Türen ein und werden durch 
bie Schriftführer gezählt. Bei namentlidher Abflimmung werden 
Abftimmungsfarten in Urnen gefammelt. Diele Karten tragen den 
Namen des Neichöboten und ben Vermerk: Ia ober Mein oder Ent 
halte mid. 

Über die Sigungen bed Reichsſstags werden Protokolle abgefaft, 
worin die Beſchluͤſſe und Interpellationen wörtlich angeführt find. 
Außerdem werben die Verhandlungen von angefiellten Stenographen 
amtlich aufgezeichnet. Die ftenographifchen Berichte werden unter 
Anffiht der Schriftführer zur Durchſicht ausgelegt und dann ges 
druckt. Die großen Tageszeitungen und Korrefpondenzbureaus haben 
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ihre eigenen Stenographen und Berichterftatter auf der Journaliſten⸗ 
tribüne. — Interpellationen an die verbündeten Regierungen 
müfjen beftimmt formuliert und von 30 Witgliedern unterzeichnet 
bem Reichdtagspräfidenten überreicht werben. Diefer teilt fie dem 
Reichskanzler abichriftlich mit und fragt ihn in der nächſten Sigung, 
ob er die Interpellation beantworten wolle. Iſt der Kanzler dazu 
bereit, fo erhält ber Interpellant an dem vom Kanzler bezeichneten 
Tage bad Wort zu näherer Begründung feiner Interpellation. An 
die Antwort bed Kanzlerd fchließt fidy eine Beiprechung, wenn bie 
Mehrheit ed wünfht und mindeſtens 50 Abgeordnete barauf ans 
tragen. Bei biefer Befprechung ift die Stellung von Anträgen nicht 
zuläffig. Ieder Reichsbote kann aber fonft ben Gegenſtaud der Inter 
pellation in Form von Anträgen weiter verfolgen. — Nach eng» 
lifchem Borbilde beabfidhtigten bie liberalen Parteien die kurzen 
Anfragen an beu Bundesrat einzuführen. Die Geſchäftsordnungs⸗ 
fommifflon des Reichsſstags hat fi damit bisher ohne Ergebnis bes 
ſchaͤftigt. 

Die Geſetzgebungszuſtändigkeit bed Reiches iſt in Art. 4 ber Reichs⸗ 
verfaffung, dem fogenannten Kompetenzartifel geregelt. Dad Deich 
fann durch Berfaflungsänderungen feine Zuftändigfeit ausdehnen 
(KRompetenz-Kompetenz nad Art. 78) und hat das fchon wieder 
holt getan. So ift 1873 eine Berfaffungdänderung ergangen, wos 
durch die Schaffung eines gemeinfamen bürgerlichen Geſetzbuches 
ermöglicht wurde. Die Zuftäudigfeitsvorfchriften werben im allge, 
meinen weit auögelegt. Nicht zuftändig iſt das Reich 5. ®. zum 
Erlaffe von Vorfchriften auf dem Gebiete bed Schulweſens; ſoweit 
aber dad Schulmefen mit dem Heerweſen zufammenhängt, wird 
man an ber Geſetzgebungszuſtaͤndigkeit des Reiches nicht zweifeln. 
Kirche und Kultus gehören nicht zur Zuftändigkeit des Meiches, 
wohl aber Bereinds und Berfammlungswefen, Heimatds und Mieders 
laffungsverhältniffe. Das Reich darf alſo Gefege über Bildung von 
Drden und anderen Kultusgemeinfchaften erlaflen, wie 3. B. bas 
Jeſuitengeſetz. 

Zur Entſtehung eines Geſetzes bebarf ed einer äußeren Anregung. 
Diefe kann aus dem Schoße ber Regierung fommen. In der Mehr⸗ 
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zahl aller Fälle aber machen die Geſetzgebungsintereſſenten, die Leute, 
bie von bem neuen Gefeg einen Borteil erhoffen, ihre Wünfche 
geltend. Die Programme ber politifchen Parteien find im Grunde 
nichts andered ald enger ober weiter formulierte Geſetzgebungs⸗ 
forderungen. Die Gefepgebungsintereffenten äußern ihre Wünfche 
in Verſammlungsreden, Zeitungsauflägen, Bittfchriften an die Res 
gierung und den Reichstag und durch Aborbnungen, die fie zu dem 
Reichskanzler, den Staatöfefretären und ben Bundesftaatsminiftern 
ſchicken. Die politifchen Parteien, denen die Gefepgebungsintereffenten 
im einzelnen Falle nahe ftehen, nehmen ſich der Forderungen ger 
meinhin an und vertreten fie der Megierung gegenüber. Werden bie 
MWünfche für beachtlich gefunden und nachdrücklich genug vertreten, 
fo wirb fchließlich ein Gefegentwurf ausgearbeitet. Die Initiarive 
bierzu kann von ber Reichöregierung ausgehen. Doch hat auch ber 
Keichdtag dad Recht, Geſetze vorzufchlagen (Art. 23). In der Mehr⸗ 
zahl aller Fälle aber werden die Gefegentwürfe in ben Neichdämtern, 
bisweilen auch in einem yreußifchen Winifterium ausgearbeitet, 
weil bier die Arbeitöfräfte dafür vorhanden find. Der Entwurf wird 
dann vom Neichöfanzler dem Bundesrat vorgelegt und nach deſſen 
Befchluffe und in der von ihm feitgeftellten Kaflung (Art. D im 
Namen bed Kaiferd an den Reichstag gebracht CArt. 16). Hier 
werben bie Borlagen von Bundesratsmitgliedern, in der Hauptfache 
aber von den Beamten ber Behörde, die die Vorlage entwarf, ver- 
treten und burch die verfchiedenen Lefungen im Plenum und in 
der Kommilfion bis zur Berabfchiedung geleitet. 

Nicht felten werden Gefepedentwärfe, richtiger Borentwürfe, der 
öffentlichen Kritit unterbreitet. Die Beteiligten haben fo Gelegen⸗ 
heit, fidh ausführlich mit ben Fragen, die fie angehen, zu beichäf- 
tigen. WWiderftreitende Intereflen koͤnnen vor der Allgemeinheit ers 
örtert und ausgeglichen werben. Eine gefegliche Verpflichtung ber 
Regierung, ihre Gefepentwürfe gewifle Zeit vor der Einbringung 
öffentlich befannt zu machen, befteht nicht. 

Zum Zuftandefommen eines Reichsgeſetzes fit die Übereinftimmung 
der Mehrheitöbefchlüffe von Bundesrat und Reichstag erforderlidy 
und ausreichend CArt. 5). Bei Gefegedvorfcjlägen über das Heer⸗ 
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weſen, bie Kriegsmarine und die Reichdabgaben gibt bei Weinunges 
verfchiedenheiten im Bundesrate Preußen den Ausſchlag, wenn es 
ſich für die Aufrechterhaltung der beftehenden Einrichtungen aus⸗ 
fpricht. (Über Berfaflungsänderungen vergl. oben ©. 38.) 

Die vom Bundesrat und Reichstag befchloflenen Geſetze hat ber 
Kaifer audzufertigen und zu verfünden CArt. 7). Durch die Bers 
fündung im Neichögefegblatte, da vom Reichdamt des Innern hers 
ausgegeben wird, erhalten die Reichsgeſetze ihre verbindliche Kraft 
(Art. 2). Die Neichögefepe gehen den Bundesgefeten vor: „Reiches 
recht bricht Landesrecht”. Dadurdy unterfcheidet fi dad neue Neich 
vom alten, dad 1806 ausdeinanderging. Die Gelege ded alten Reiches 
galten uur zur Ergänzung der Landesgefege. Durch die neue 
Regelung if dem neuen Reiche eine größere Feltigkeit verliehen 
worden. Soweit dad Reich zur Geſetzgebung zuftändig ift, hat es 
natürlich auch die Zätigfeit der Bundesſtaaten zu beauffichtigen. 
Für die Ausführung hat der Kaifer mit dem Bundesrate zu forgen, 
der feine Anordnungen und Berfügungen im Namen des Reiches 
unter Gegenzeichnung ded Kanzlers erläßt. 

Zum fonftitutionellen Staate gehören außer dem Parlamente, der 
Bolkövertrerung, verantwortliche Winifter. Das Reich hat nur einen 
verantwortlichen Minifter, den Reichskanzler. Der bundegitaatlidye 
Charakter des Neiched und die Präfidialftelung Preußens bringen 
ed mit fidh, daß der Reichskanzler immer preußifcher flimmführender 
Bundesratsbevollmächtigter fein muß (Art. 15) und im Bundesrate 
den Borfig führt. Es befteht ferner die tatfächliche Notwendigkeit, 
daß der Reichdfanzler gleichzeitig Mitglied des preußifchen Staates 
minifteriums ift. Zumeift ift der Reichskanzlers preußifcher Minifters 
präfident und preußifcher Winifter des Äußeren. Es ift aber auch 
ſchon vorgekommen, daß er nur preußiſcher Miniſter des Äußeren 
war. Dad Miniſterium des Außern Preußens hat wie das aller 
Bundeöftaaten neben dem Auswärtigen Amte des Neiched nur noch 
geringe Bedeutung; ed könnte wegfallen. Der Kanzler vereinigt in 
feiner Perfon den preußifchen Bundesratöbevollmächtigten mit dem 
verantwortlichen Reichdminifter. Bon feiner Berantwortlichkeit für 
die Maßnahmen ber Reichöregierung fpricht nur Art. 17 der Ver⸗ 
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faffung mit wenigen Worten. - Worauf fih die Berantwortlichkeit 
im einzelnen erftredt, wem fie geichuldet wird, wer fie geltenb 
madıt, ift nicht gefagt. Praftifh hat der bloße Brundfag ber 
Berantwortlichleit, den allein die Neichöverfaflung aufftellt, zur 
Folge, daß der Kanzler gegen Angriffe auf feine Gefchäftsführung 
fi vor dem Bundesrate und Reichstage rechtfertigen muß. Im 
Jahre 1908 fegte eine Bewegung der liberalen Parteien ein, die 
das Nechteinftitut der Kanzlerverantwortlichleit weiter ausbauen 
wollte, Sie hat aber zu feinem Ergebnifle geführt. 

Da die Geſchäfte ded Reiches bald gewaltig anmwuchfen, fo machte 
fih fchon früh das Bedürfnis nach einer Entlaftung des Kanzler 
von der Verantwortung für ſolche Negierungsgeſchaͤfte fühlbar, die nicht 
feiner unmittelbaren Leitung unterftehen. Dan fhuf nun nicht bes 
fondere Reichdminifterien, fondern eröffnete durd das Reichsgeſetz 
vom 17. März 1878 die Möglichkeit, dem Kanzler felbftändig 
verantwortliche Stellvertreter für beflimmte Gefchäftetreife 
zur Seite zu ftellen. Diele Stellvertreter ernennt der Kaiſer auf 
Antrag ded Kanzlerd und bezeichnet dabei den Geſchäftskreis, für 
den die Vertretung gilt. Dad Geſetz kennt auch einen Generals 
ftellvertreter, der ald Vizefanzler allgemein für den gefamten 
Umfang der Gefchäfte und Obliegenheiten des Reichskanzlers tätig 
wird. Doch kommt eine folche Generalftellvertretung nur für vors 
übergehende Behinderung durch Kranfheit oder notwendige Reifen 
in Betracht, während die Reffortftellvertreter regelmäßig und 
dauernd beftellt zu werden pflegen. So ift 3.8. der Staatsſekretaͤr 
vom Reichsamt ded Innern herkömmlich Kanzlerftellvertreter für 
den Geſchaͤftskreis feines Amted. Der Kanzlerftellvertreter hat die 
Anordnungen und Verfügungen des Kaiferd im Umfange feiner Vers 
tretung&befugnid gegenzuzeichnen und trägt dafür die Verantwortung, 
wodurd der Reichskanzler ſelbſt entlaftet if. Der Reichskanzler ift 
befugt, andy; während der Dauer einer Stellvertretung jede Amts⸗ 
handlung felbft vorzunehmen. Dadurch bleibt dem Reichskanzler die 
oberfte und einheitliche Leitung der Regierungsgeſchaͤfte gewährleiftet. 

Alsbald nach der Gründung des Norddeutichen Bundes mußten 
bie zu feiner Verwaltung nötigen Einrichtungen gefchaffen werden. 
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So wurbe burdh den Präftbialerlaß vom 12. Auguft 1867 das Bundes» 
tanzleramt ind Leben gerufen; feine Zuftändigfeit umfaßte alle Bun⸗ 
deögefchäfte. Als diefe wuchfen, wurden allmählich die verfchiedenen 
Reichsämter als felbftändige Behörden bavon lodgetrennt. Sept bes 
ſtehen ald Neichsämter unter der Leitung von Staatefefretären: das 
Reichsamt ded Inneren, dad Auswärtige Amt, dad Reichepoftamt, das 
Reichs juſtizamt, das Reichsfchagamt, das Reichsmarineamt, das Reiches» 
kolonialamt, und ohne Staatsſekretaͤr dad Reichseiſenbahnamt. 

Den weiteſten Geſchaͤftskreis und die groͤßte Beamtenzahl hat das 
Reichsamt des Innern. Ihm liegt die Geſetzgebung des Reiches auf 
wirtſchaftlichem Gebiete ob (Randwirtichaft, Viehzucht, Bergban, Ge⸗ 
werbe, Handel), auf dem Gebiete der Arbeiterverſicherung, ber Frei⸗ 
zügigleit, des Unterſtützungswohnſitzes uſw. Überhaupt hat das Reiches 
amt des Innern alle Geichäfte zu erledigen, die feinem anderen Reiche» 
amte zugewiefen find. Unterftellt find dem Neichsamte bed Innern: 
das Statiftifche Amt, die Normaleichungstommifflon, die Phyſikaliſch⸗ 
technifche NReichanftalt, dad Neichdgefundheitdamt, bad Schiffsver⸗ 
meffungsamt, bie Zentraldireltion der Monumenta Germaniae hi- 
storica, bad NReichöverficherungsamt, das Auffichtsamt für Privat⸗ 
verfiherung n. a. m. 

Dad Auswärtige Amt wurde am 4. Januar 1870 ins Leben 
gerufen, Bid dahin wurden die auswärtigen Gefchäfte des Nord⸗ 
beutfchen Bundes von dem preußifchen Winifterium des Auswärtigen 
und den preußifchen Diplomaten mit beforgt. Mit dem 4. Januar 
1870 wurde Die preußifche Behörde in eine NReichebehörde umge 
wandelt. Das Amt ift gegliedert in drei Abteilungen. In der 
erften Abteilung wirb vorwiegend bie hohe Politik bearbeitet, in 
der zweiten werden Handelsſachen, in der britten Recht sſachen 
erledigt. Die vierte Abteilung bildete früher dad Kolonialamt, das 
unter Dernburg zum felbftändigen Reichsamt erhoben wurde, Unters 
ftellt find dem Auswärtigen Amte bie Gefandtfchaften und Konfu- 
late, fowie bie wiffenfchaftlichen Anftalten bed Reiches im Aus⸗ 
lande, in&befondere in Rom und Athen. Die biplomatifchen Vertreter 
des Reiches bei den auswärtigen Regierungen heißen je nach ihrem 
Range Botjchafter, Gefandte, Minifterrefidenten und Gefchäfts- 
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träger). Bei den Konfuln unterfcheidet man Berufs⸗ und Wahls 
tonfuln. Die Berufötonfuln find Reichsbeamte, die ind Ausland 
geichidt werden. Die Wahltonfuln find meift Kaufleute, häufig 
Angehörige des Staats, im dem fie die deutfchen Intereſſen vers 
treten. Den Konfulaten liegt der nnmittelbare Schuß der Deutfchen 
im Auslande ob; fie haben die Handeldintereffen wahrzunehmen und 
gewifle Gefchäfte ber Rechtspflege zu erledigen. 

Die Kriegdmarine des Norddeutichen Bundes ftand nach Art. 53 ber 
Berfaflung unter preußifchem Oberbefehl. Ihre Verwaltung führte das 
preußifche Marineminiſterium. Die Reichöverfaflung unterftellt die Mas 
rine bem Oberbefehl ded Kaiferd. Deshalb wurbe durch den faiferlichen 
Erlaß vom 1. JSanuar1872 die Kaiferliche Admiralität als oberfte Reiche» 
behörde ind Leben gerufen. Der Chef der Abmiralität war Oberbefehls⸗ 
haber und gleichzeitig Berwaltuugächef. Durdy den Erlaß vom 30. März 
1889 wurde der Oberbefehl von der Berwaltung getrennt. Verwaltungs⸗ 
behörde wurde dad Reichsmarineamt. Ihm unterfteht außer den 
eigentlichen Marinebehörben auch die Seewarte in Hamburg. 

Dad Reichspoſtamt verwaltet die Poſt- und Telegraphenanges 
legenheiten. Ihm unterfteht ein gewaltiger Behörbenapparat und ein 
großes Beamtenheer. Bayern und Württemberg haben je eine eigene 
Poſtverwaltung. Doc fteht auch für diefe Bundesſtaaten bie Geſetz⸗ 
gebung dem Weiche zu, ebenfo wie bie Abfchließung von Staats» 
verträgen auf diefem Gebiete. Das Reichspoſtamt bearbeitet die Poſt⸗ 
und Telegraphengefetgebung und bie Staatöverträge, insbeſondere 
die Angelegenheiten, bie den WWeltpoftverein berühren, fürd ganze 
Reich. Unterftellt ift dem Reichepoftamte u. a. die Reichödruderet. 

Die gemeinfame Geſetzgebung über das gefamte bürgerliche Recht, 
das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren gehört zur Zuſtaͤndig⸗ 
feit des Reiches. Die Ausführung ber Juſtizgeſetze ift aber in der 
Hauptſache noch Aufgabe der Bunbesitaaten. Wit Ausnahme bes 


2) Botfchaftee werden unterhalten bei den Großmaͤchten, nämlich in London, 
Paris, Petersburg, Bien, Rom (beim Quirinal, nicht aber beim Vatikan), Madrid, 
Konſtantinopel, New Vor (und feit dem rufl.»japan. Kriege) in Tokio; Gefandte 
bei Staaten von geringerer Bedentung, 3.8 in Kopenhagen, Stockholm, Ehriftiania, 
Bräflei, im Haag, in Buenos Aires uſw. 
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Reichsgerichts find alle Gerichte Laubeöbehörben. Dem Reichs juſtiz⸗ 
amte als oberfter Rechtöpflegeverwaltungsbehörde iſt alfo nur ein 
Heiner VBehördenapparat unterftellt; fein Etat iſt verhältnismäßig 
Hein. Dafür if feine Gefepgebungszuftändigfeit größer. Da dem 
Meiche auch die Aufficht über die Ausführung feiner Belege zufteht, 
fo hat das Reichsjuſtizamt vor dem Neichdtage gegenüber der Kritil 
an der bundesftaatlichen Nechtöpflege Rede zu ftehen. 

Das Reichsſchatzamt verwaltet die Reichdeinnahmen nnd Aus» 
gaben, bearbeitet den Voranſchlag und die Entwürfe der Abgaben» 
gefege. Die unteren Finanzbehörden find Landesbehörden, audı wenn fie 
Abgaben für das Reich erheben. Unterftellt find dem Reichsſchatzamte: 
die Reichshauptkaſſe, die Verwaltung des Kriegsichages, Die Reichsbe⸗ 
vollmächtigten für Zölle und Steuern, die Stationdlontrolleure ufw. 

Das juͤngſte unter den Reichsaͤmtern iſt dasReichskol onialamt. Ihm 
unterſteht die Verwaltung der Schutzgebiete außer Kiautſchou, das zur Zus 
ſtaͤndigkeit des Neichsmarineamts gehoͤrt. Über die Schutztruppe in den 
Schutzgebieten führt das Kolonialamt denOberbefehl und die Verwaltung. 

Das Reichdeifenbahnamt führt die Oberaufſicht über die bun⸗ 
desftaatlichen Eifenbahnen. An feiner Spige fteht fein Staatsſekretaͤr, 
fondern ein Präfident. Die Verwaltung der Neichseifenbahnen Cin 
EifaßsFothringen) unterfieht einem befonderen Reichsamt für Die 
Meichdeifenbahnen. Vorſteher diefer Behörbe iſt regelmäßig der preu⸗ 
Bifhe Eifenbahnminifter. 


Reich und Bundesſtaaten find eind. Die Berfaffung bed Reiches 
und fein Wahlrecht wirken ein auf die Zuflände in den Bundes 
ftaaten. Berfaflung und Wahlredyt der Bundesftaaten beeinfluffen 
die Berhältniffe im Reiche. Dad Reichstagswahlrecht, fo freiheitlicdh 
wie faum ein anderes in Europa, wird in feiner Wirkung abge 
fhwächt durch die weniger freiheitlihen Landtagewahlredıte, 

Die deutichen Bundesftaaten erlangten mit dem Zerfall des alten 
Meiched 1806 die volle Souveränität und erbten die bis dahin dem 
Meiche zuftehenden Hoheitsrechte. Mit der Gründung bed neuen 
Reiches mußten fie einen Zeil ihrer Hoheitörechte an die neue Reichs⸗ 
gewalt, deren Mitträger fie find, abgeben. Die Reichsgewalt ift in den 
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Grenzen ber Reichezuftändigfeit der Bundesftaatögewalt übergeordnet. 
Soweit das Reich feine Zuftändigfeit nody nicht ausgedehnt hat, z. B. auf 
dem Gebiete der Kirche und Schule, find die Gliedſtaaten fouverän. 

Ihrer Berfaflung nad find 20 Bundesftaaten Tonftitutionelle, 
zwei ftänbifche Monarchien, drei Republiten; eine Sonderftellung 
nimmt noch Elfaßskothringen ein. Von ben fonftitutionellen Mo⸗ 
narchien find 4 Königreiche, 4 Großherzogtümer, 5 Herzogtümer, 
7 Kürftentümer; die beiden ftändifchen Monarchien find Großherzog» 
tümer (Medlenburg- Schwerin und »Streliß). 

Die Fonktitutionellen Monarchien. An der Spige bes Staates 
fieht der Monarch. Das Thronfolgerecht ift in ben verfchiedenen 
Bunbesftaaten nicht ganz gleichmäßig geregelt. Doch herricht überall 
das falifche Geſetz, wonach ber Thron im Mannedftamme vererbt, 
die Primogeniturorbnung, die den erfigeborenen Sohn bevor⸗ 
zugt, und die Linealfolgeyy. Beim Auöfterben ded Stammes ber 
regierenden Linie oder des regierenden Hauſes find in mandıen 
Bundesftaaten die Kognaten”), indbefondere die Erbtochter bes 
rufen. In anderen Bundesftaaten beftehen Erbverbrüderungen 
mit anderen Fürftenhäufern. Allgemein gilt, daß nur Abfümmlinge 
aus ebenbürtiger, nicht aus morganatifcher Ehe thronfolges 
fähig find. Welche Anforderungen an eine Ehe zu ftellen find, das 
mit fie ald ebenbürtig gilt, das richtet fich nach den Hausgeſetzen 
der einzelnen fürftfichen Familien. IR der Monarch durch Minder⸗ 
jährigfeit, Krankheit oder Abwefenheit an der Ausübung feines Bes 
rufed verhindert, fo Tann nach ben Landeöverfaffungen eine Res 
gentfchaft eingerichtet werben. 

Der Landesherr galt im Patrimonialftaate als Obereigen⸗ 
tümer bed Landes. Ihm gehörten insbefondere die Domänen und 
Forſten. Ald die Bundesſtaaten in der Zeit von 1845 bis 1851 zur 
Fonftitutionelen Staatöform übergingen, wurde es nötig, genauer 
zwifchen dem Eigentume bed Fürften und des Landesfiskus zu 


2) Darnach gehen bie thronfolgefähigen Glieder der älteren Linie allen aus ber 
jüngeren Linie vor. 

”) Die Kognaten umfaflen auch die weibliche und die durch Franen vermittelte 
Verwandefchaft, während Agnaten die duch Männer verwandten Männer find. 
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unterfcheiben. Bei ber Auseinanberfegung zwiſchen Krongut und 
Staatögut wurbe dem Fürften regelmäßig eine beftimmte jährliche 
Geldfumme zugeiprocden, bie Zivillifte. Die Prinzen und Prin- 
zeifinnen beö regierenden Hauſes erhalten ben ſtandesgemäßen Unter» 
halt in der Form ber Apanagen und Suftentationdgelber, bie 
Witwe ded Monarchen erhält ein Wittum. 

In faft allen Verfaffungen ift die Perfon des Fürften als unver⸗ 
letzlich oder als heilig und unverleglich bezeichnet. Wenn der Monarch 
gegen Strafgefege verftößt, Tann er nicht verfolgt werben. Die Bers 
antwortung für bie Regierungsgefchäfte tragen die Minifter. Sie 
haben bie Regierungsafte des Fürſten gegenzuzeichnen unb übers 
nehmen eben bamit die Berantwortung. Nicht gegengezeichnete Ers 
lafle des Herrfcherd find grundfäglich ungültig. Die ſaͤchſiſche Vers 
faffungsurfunde erklärt allerhöchfte Verfügungen, bie nicht gegen 
gezeichnet find, für erfchlichen. Das heſſiſche Gefeg über die Bers 
antwortlichfeit ber Winifter unb oberften Staatsbeamten vom 5. Juli 
1821 verorbnet: „Die Minifter ... follen, wenn ihre Verantwort- 
lichkeit wegen gefegwibriger Handlungen ober Nichterfüllung ber 
Zufagen bed Regenten an bie Stände bed Großherzogtums reflas 
miert wird, fidy nie zur Entichuldigung auf angebliche Befehle bes 
Regenten berufen dürfen.” Nur der militärifche Oberbefehl wird 
ohne Gegenzeichnung geübt. Doc, ift die Rechtsübung hier in Einzel- 
heiten verfchieden. In Preußen behandelt man bie Offizierdernens 
nungen ale Ausübung der Kommandogewalt. Der Kriegsminifter 
zeichnet hier nicht verantwortlich, die Ernennungen werben vielmehr 
im Wilitärfabinet bearbeitet. In Sachſen betrachtet man auch bie 
Dffizierdernennungen al& Verfügungen in Regierungsangelegenheiten 
und hält demgemäß bie Gegenzeichnung bed Kriegsminiſters für 
nötig. Die militärifchen Perfonalfachen werben dbemgemäß im fächfis 
[chen Kriegöminifterium bearbeitet, fo daß der König von Sachſen 
eined Militärfabinetd gänzlih entraten kann. Der preußiiche, der 
ſaͤchſiſche und der württembergifche Kriegsminifter find übrigend im 
Sinne von $ 159 des Reichsbeamtengeſetzes oberfte Reichsbehörden, 
was mit ihrer Eigenfchaft ale verantwortlichen Bunbesftaatsminiftern 
burchaus verträglich ift. Ein eigenartiges Verhältnis befteht für fie 
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aber infofern, al& bie Koften ber ihnen unterfiehenden Verwaltung 
vom Reiche getragen werben. Ihr Etat wirb alfo im Reichstage 
verhandelt, ihre Tätigkeit dort kritifiert, viel feltener einmal im Land⸗ 
tage. Die bunbesftaatlichen Kriegsminifter werben gegenüber bem 
Reichstage zumeift von den Militärbevollmädhtigten vertreten, die als 
ſtellvertretende Bundesratöbevollmächtigte in Berlin anweſend find. 

Die Berfaffungen der einzelnen Bundesſtaaten enthalten eine 
Reihe von Borfchriften, woburd die forgfältige Beobachtung der 
Berfaffung gewährleiftet werben fol. Der Thronfolger oder Regent 
bat beim Regierungsantritte einen Eid auf die Berfaffung zu leiften. 
Diefer Eid lautet z. V. in Bayern: „Ich ſchwöre, nach der Ders 
faffung unb ben Geſetzen bed Reiches zu regieren. So wahr mir 
Gott helfe und fein heiliges Evangelium.” Ähnliche Berfprechungen 
find in dem Staatsbürger» unb in bem Staatöbeamteneibe ent 
halten. So lautet 5. B. ber Eid nad) 5 108 ber großherzoglich hefs 
ſiſchen Verfaſſungsurkunde: „Ich fchwöre Treue dem Großherzoge, 
Gehorfam dem Gefege und Beobachtung der Staatöverfaflung.“ 
Schließlich fehen viele VBerfaffungen noch die Minifteranflage zur 
Geltendmachung ihrer verfaffungsmäßigen Berantwortlichfeit vor. 
Man hat häufig gefagt, daß Winifteranflagen nicht vorfämen, daß 
alfo die Gefegesvorfchriften barüber in Wirklichkeit feine Bedeutung 
hätten. Dem haben andere entgegengehalten, bie Wöglichfeit ber 
Anklage gliche dem Schwerte, bad an ber Wanb hängt. $ 61 der 
preußifchen Berfaffungsurtunde fagt: „Die MWinifter können durch 
Beſchluß einer Kammer wegen bed Berbredyens ber Verfaſſungs⸗ 
verlegung, der Beſtechung und bed Verrats angellagt werden. Über 
folche Anklage entfcheidet der oberfte Gerichtshof der Monarchie in 
vereinigten Senaten.” Andere Verfaffungen richten befondere Staates 
gerichtöhöfe ein, fo z. B. Württemberg (55 195 ff.), Sachſen (55 142 ff). 
Befondere Gefege ergingen hierüber in Bayern am 10. Juni 1848 
und in Heflen am 5. Juli 1821. In Baden ift ald Staatögerichtähof 
bie erfte Kammer zuftändig, doch treten ihr hinzu ber Präfident des 
oberften Gerichtshofes und acht weitere Richter, bie aus den Kollegialge⸗ 
richten bes Landes durch das Los bezeichnet werben. Je nadı der Größe 
ber Bundesſtaaten gibt ed eine verfchiedene Anzahl von Minifterien. 
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Dreußen bat 9 Minifterien: das Minifterium bed Innern, bas 
Miniſterium der geiftlichen und Unterrichtsangelegenheiten, bem bis⸗ 
lang auch die Medizinalangelegenheiten unterftanden, bad Minifterium 
für Landwirtſchaft, Domänen und Korften, bad Minifterium für 
Handel und Gewerbe, bad Minifterium ber Juſtiz, dad Kriege» 
minifterium, dad Kinanzminifterium, das Minifterinm ber öffents 
lichen Arbeiten (Eifenbahnminifterium) und das Winifterium bes 
Auswärtigen. Der Miniſter ded Königlichen Hauſes ift fein Staats» 
minifter. Der Reichöfanzler ift ftetd Witglied des preußifchen Staates 
minifteriums, zumeift, aber nicht notwendigerweife, in ber Eigen⸗ 
ſchaft als Minifterpräfident. Dem Staatöminifterium unterftellt find 
die Oberpräfidenten, bie an der Spitze der 12 preußifchen Provinzen 
ftehen. Die Provinzialverfaffung ſtimmt für alle Provinzen im großen 
und ganzen überein, nur in Einzelheiten unterfcheidet fi die Pros 
vinzialordnung für bie älteren Provinzen (Brandenburg, Oſt⸗ und 
Weftpreußen, Pommern, Schlefien, Sachſen) von denen für bie 
neueren Provinzen (Hannover, Heflen-Naffau, Schleswig-Holftein, 
Rheinland, Weltfalen, Pofen). Die Provinzen find Selbſtverwal⸗ 
tungsförper und haben eine Volfövertretung im Provinziallandtage. 
Sie find eingeteilt in Regierungsbegirfe, denen Regierungspräfidenten 
vorfiehen. Die Regierungsbezirfe gliedern fi in Lands und Stadt⸗ 
freife. Die Städte haben ihre Selbitverwaltung nad den Städte 
ordnungen. Die Landfreife werden von den Landräten regiert, denen 
ber Kreisausichuß und ber Kreistag ald Organe ber Selbftverwals 
tung zur Seite ftehen. Die rein örtlichen Gefchäfte führen die Ge⸗ 
meindevorftände und Amtsvorſteher. Den Landräten entipridyt in 
Hannover der Landdroſt. Im Rheinland find häufig mehrere Lands 
gemeinden zu Randbürgermeiftereien zufammengelegt. Den rheinifchen 
Landbürgermeiftern entfpricht der weftfälifhe Ammann. 

Dad preußifche Volk hat gegenüber der Regierung feine Bertres 
tung in den beiden Kammern, dem Herrenhauſe und dem Haufe der 
Abgeordneten. Wie in den anderen Eonftitutionellen Monarchien im 
deutichen Reiche ift audh die erfte Kammer Preußens aus dem vors 
maligen fländifchen Landtage hervorgegangen. Sie wirb gebildet 
aus ben großjährigen Prinzen des königlichen Haufes, aus Mit- 
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gliedern fraft erblicher Berechtigung und aus Mitgliedern, bie der 
König anf Lebenszeit beruft. Erbliche Rechte ftehen zu den Häuptern 
des Fürftlichen Haufes Hohenzollern uud der zur Etandfchaft berechtige 
ten mebdiatifierten Käufer, ferner den Fürften, Grafen und Herren, die 
nach ber Verordnung vom 3. Februar 1847 erblich berechtigt waren, 
fchließlich den Perfonen, denen folche Rechte fpäter verlichen wurden. 
Auf Lebenszeit werden berufen die Inhaber ber vier großen Landes» 
ämter im Königreiche Preußen, ferner Perfonen, die durch beſon⸗ 
dered Bertrauen vom Könige bazu auderfehen worden, endlich die 
traft befonderer Rechte vorgefchlagenen. Vorfchlagsrechte fliehen zu 
gewiflen Stiftern, ben Srafenverbänden ber Provinzen, einzelnen Bers 
bänden begüterter Adeldgeichlechter, ben Verbänden bed alten und 
befeftigten Grundbeſitzes, jeder Lanbesuniverfität, beftimmten Städten. 

Die zweite Kammer geht aus allgemeinen Wahlen hervor. Sie 
befteht feit dem Geſetze vom 28. Juni 1906 aus 443 Abgeordneten. 
Das preußifche Wahlrecht ift zum Zeil in ber Verfaflungsurtunde, 
zum anderen Teile in einer Reihe von Gefegen enthalten. Darnadı 
gilt dad Dreiklaſſenwahlrecht, deflen Anderung vielfach gefordert, 
auch in einer Thronrede verheißen worden ifl. Die Wahlen find 
indireft. Die Abflimmung ift öffentlih, fowohl bei der Urmwahl, 
wie bei der Wahl ber Abgeordneten durch die Wahlmänner. Die 
indirefte Wahl hat als überlebt zu gelten. Die politifchen Parteien 
haben das Volk foweit burchbrungen, daß fie in ber Wahlbewegung 
durch Zeitungsaufläge, Flugblätter, Rundfchreiben, Eäulenanidyläge 
und Berfammlungsreden unmittelbar mit dem einzelnen Wahlberechs 
tigten Kühlung nehmen und feine Urteildbilbung beeinfluffen können. 
Die Wahlmänner fuchen ben Abgeordneten nicht als die Urteile 
fähigeren aus, ſondern fie werben von ben Urmählern regelmäßig 
auf einen beftimmten Abgeorbneten verpflichtet. Die Urwähler wer⸗ 
den nach ihrer Leiſtung an direkten Staats⸗, Gemeindes, Kreids, 
Bezirkes und Provinzialfteuern in drei Abteilungen geteilt in ber 
Art, daß auf jede Abteilung ein Drittel ber Gefamtfumme ber 
Steuerbeträge aller Urmähler entfällt. Gebrittelt wird dad Steuer, 
auftommen nidyt im Wahlkreife, fondern im Wahlbezirfe. Die Urs 
wähler werden in ortsüblicher Weife zur Wahl berufen. Die Regel 
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bildet die Zerminswahl, wobei bie Urmähler zu einer Verſamm⸗ 
lung zuſammentreten und ihre Stimme zu Protokoll in aller Offent⸗ 
lichkeit abgeben. Nur in Gemeinden mit über 50000 Einwohnern 
findet Friſtwahl flatt, wobei die Wähler mehrere Stunden Zeit zur 
Abftimmung haben. Die Wahlkreife find ungleich groß. So hat der 
Wahlkreis Hohenzollern 30000, Kattowitz⸗Zabrze 320000 Einwohner. 
Auch ber Zenfus mit feiner Drittelung in den Urmwahlbegirfen führt 
zu eigenartigen Ergebniflen. So gibt ed Bezirke, wo Wähler mit 
900 Mark Einfommen in der zweiten Klaſſe wählen, während anders 
wärts ein Mann, der 30000 Mark Steuern zahlt, in dritte Klaffe 
eingereiht werden mußte. — Das weientlichfte Recht des Landtags 
ift in Preußen wie auch fonft in Lonftitutionellen Monarchien das 
Budgetrecht unb die Mitwirkung bei der Geſetzgebung. Sachlich ber 
fteht in dieſer Beziehung kein bedeutfamer Unterfchied vom Reiches 
tage. Zu erwähnen ift hier aber bad Notverorbnungsredht bed Art. 63 
der Berfaffungsurfunde. In Art. 62 heißt es: „Die Übereinftimmung 
bed Königs und beider Kammern ift zu jedem Geſetze erforderlich.“ 
Art. 63 beftimmt: „Nur in dem Falle, wenn bie Aufrechterhaltung 
ber öffentlichen Sicherheit oder bie Befeitigung eines ungewöhnlichen 
Notſtandes es dringend erfordert, können, infofern die Kammern 
nicht verlammelt find, unter Berantwortlichleit des gefamten Staates 
minifteriumd Verordnungen, die ber Berfaffung nicht zumiderlaufen, 
mit Gefegeötraft erlaffen werden. Diefelben find aber den Kammern 
bei ihrem naͤchſten Zufammentritt zur Genehmigung fofort vorzu⸗ 
legen.” Diefed Notverordnungsrecht ift feine Beſonderheit des preus 
ßiſchen Staatörechtes, fondern finder fich auch in den Verfaſſungs⸗ 
urfunden anderer Bundesftaaten, inöbefondere in der jüngften Ber, 
faffung, nämlich der Elfaßstothringene. — Die Legislaturperiode 
betrug in Preußen urfprünglich 3 Jahre, wurbe aber 1888 auf 
5 Jahre audgebehnt. Im preußifchen Landtage find diefelben Par- 
teien vertreten wie im Neichötage, freilich wegen des verfchiebenen 
Wahlrechts in anderen Stärkeverhältniffen. Im Jahre 1911 plante 
man im Abgeorbnetenhaufe eine Anderung der Gefchäftsorbnung 
und wollte zum erften Wale die Fraktionen amtlich anerkennen. 
Diefe Arbeit ift noch nicht abgeſchloſſen. 
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In Bayern gibt ed 7 Minifterien: das Minifterium des Koͤnig⸗ 
lichen Haufes und des Außeren, der Juſtiz, des Innern, ded Innern 
für Kirchens und Schulangelegenheiten, der Finanzen, bed Kriegs 
und für Verkehrdangelegenheiten. Das Königreich Bayern wird eins 
geteilt in acht Kreife, an deren Spige bie Kreiöregierungen unter 
dem Regierungspräfidenten ſtehen. Die Kreife gliedern ſich in Dis 
ftrikte unter Bezirfdamtmännern. Kreis und Diftrikt find gleichzeitig 
Kommunalverbände (Kreißgemeinde, Diftriltögemeinde). — Die Bers 
tretung des bayerifchen Volkes gegenüber ber Regierung wirb ges 
bildet von ber „allgemeinen Berfammlung ber Stänbe bed Reiches“, 
bie in zwei Kammern zerfällt: die Reichöräte und die Abgeorbneten. 
Auch in Bayern erkennt man in ben Reicheräten fofort ben alten 
ftändifchen Landtag. Die Kammer ber Reicheräte ift zufammengefegt 
aus den volljährigen Prinzen bed Königshaufes, den Kronbeamten 
bes Reiches, den beiden Erzbifchöfen, ben Häuptern ber mebiatis 
fierten in Bayern mit vormals reichöftänbifchen Herrſchaften anges 
feflenen Häufer, einem vom Könige ernannten Bifchof, dem Präfls 
denten bed evangelifchen Oberkonſiſtoriums, ſchließlich aus Perfonen, 
die der König wegen ber dem Staate geleifteten Dienite oder wegen 
threr Geburt ober ihred Vermögens erblich oder Lebenslänglich ers 
nennt. Die Zahl der Iebenslänglichen Reicheräte fol ben dritten 
Zeil der erblichen nicht überfteigen. Zu erblichen Reichsräten follen 
nur abelige Lehen» oder Fibeifommißbefiger ernannt werben. Durch 
bie Begrenzung der Zahl ber Lebendlänglichen Reichsräte auf ein 
Drittel der erblichen wirb alfo dad Übergewicht des agrarifchen und 
adeligen Elements über das bürgerliche und nichtagrarifche gewähr- 
leiftet. Ein Pairsfchub ift nur mit begrenzter Wirkung möglich. — 
Die Wahlen für die Kammer der Abgeorbneten find jegt in dem 
Geſetze vom 9. April 1906 geregelt. Daburch wurde die direkte 
Wahl eingeführt. Das Wahlrecht ift gleich, alfo nicht abgeftuft nach 
ber Steuerleiftung. Die Wahlhandlung ift geheim. Stimmberedhtigt 
find alle Bayern, bie bad 25. Lebensjahr erfüllt haben, feit einem 
Jahre Staatsangehörige find und feit minbdeftens einem Jahr eine 
birefte Steuer entrichten. Die Ausübung bed Wahlrechts tft bedingt 
burch die Ableiftung bed Berfaffungseides. Mit großer Sorgfalt 
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haben die Parteien, die beim Erlaffe bed Geſetzes vom 9. April 1906 ben 
Ausſchlag gaben, die Wahltreife eingeteilt (Wahlkreisgeometrie). 
Das Königreih Sahfen hat nad einer befonderen Borfchrift 
ber Verfaſſungsurkunde ſechs Winifterialdepartementsd, nämlich der 
Juſtiz, der Finanzen, bed Innern, bed Kriegs, bed Kultus und 
Öffentlichen Unterrichts und der auswärtigen Angelegenheiten. Die 
Borftände der Minifterialdepartements bilden ald Befamtminifterium 
die oberfte kollegiale Staatöbehörbe. Eine Belonderheit Sachſens 
find die in evangelicis beauftragten Staatsminifter. Sachſen gehörte 
nad dem Weltfälifchen Frieden zu ben evangelifchen Rändern. Der 
Kurfürft Auguf der Starfe wurde 1697 katholiſch und übertrug 
bamald die Ausübung der bifchöflichen Gewalt in der evangeliſch⸗ 
Iutherifchen Landeskirche auf das Geheime Konzilium. Bon diefem 
ging diefer Auftrag auf den Kultusminifter und zwei feiner Amts⸗ 
genoffen über. Diefe drei Staatsminifter müflen immer dem evans 
gelifchen Belenntniffe angehören. — Das Land wird eingeteilt in 
fünf Kreishauptmannfchaften (Dresden, Leipzig, Chemnig, Zwidau, 
Baugen) und 28 Amtshauptmannichaften; bazu kommen bie eremten 
(kreisfreien) Städte (Dresden, Leipzig, Ehemnig, Plauen). Kommu⸗ 
nalverbände beftehen in den amtshauptmannfchaftlichen Bezirken. — 
Für dad ganze Königreich befteht als Volfövertretung eine allge, 
meine in zwei Kammern abgeteilte Ständeverfammlung. Die erfte 
Kammer wird aus den Elementen des alten ftändifchen Landtags 
gebildet. Eine Befonderheit ift hier, daß zwölf Abgeordnete, die Bes 
figer von PRittergütern und anderen größeren ländlichen Gütern find, 
auf Lebengzeit nadı dem Wahlgefege vom 3. Dezember 1868 gewählt 
werden. Ein Pairsſchub ift nicht möglich, weil die Zahl der Mits 
glieder in der erften Kammer feſt begrenzt ift. Für die Wahlen zur 
zweiten Kammer gilt dad Gefeg vom Jahre 1909. Die Zahl der 
Abgeordneten wurde auf 91 feltgelegt. Davon werden 43 in den 
nädtifchen, 48 in den ländlichen Wahltreifen gewählt. In Sachſen 
befteht nämlich immer noch die Scheidung zwifchen den Städten und 
bem platten Lande, fo wie in England früher county und borough 
einander gegenüberftanden. In ftädtifchen Wahlkreiſen find häufig 
eine Reihe von verfchiedenen — bie zu 15 — Städten vereinigt, 
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die weit auseinanberliegen und nicht felten wiberftreitende Inter⸗ 
effen verfolgen. Das indirefte Wahlrecht und die 1896 eingeführte 
Drittelung nach der Steuerleiftung wurben 1909 wieder befeitigt. 
Das Wahlrecht ift in Sachen direkt, aber nicht gleich. Vielmehr 
befteht ein Mehrſtimmenrecht (Pluralwahlrecht). Jeder Wahlbes 
rechtigte hat mindeltend eine Stimme, fann aber bis zu drei Zus 
fagftimmen je nach Einfommen, Bildung, Befig und Alter erhalten. 

Sn Württemberg beftehen nach ber Berfaflungsurfunde ebenfo 
viele Minifterien (Bermaltungsdepartements) wie in Sachſeu. Das 
Land ift in vier Kreile Medars, Jagſt⸗, Schwarzwald, Donaus 
freie) und 64 Oberamtöbezirfe eingeteilt. Die Volksvertretung oder 
wie die Berfaffung fagt, die Landftände teilen ficy in zwei Kammern: 
die erſte Kammer (Kammer der Standesheren) und Die zweite 
Kammer (Kammer der Abgeordneten). Auch in Württemberg ift die 
erfte Kammer aus dem alten ftändifchen Landtage hervorgegangen. 
Durch das Gefeg vom 16. Suli 1906 find je zwei Vertreter des 
Handels und der Induſtrie, zwei Vertreter der Lanbwirtfchaft und 
ein Bertreter ded Handwerks in die erfte Kammer aufgenommen 
worden. Diefe Vertreter werden vom Könige nad) den Borfchlägen 
der amtlichen Intereflenvertretungen ernannt. Die Wahlen zur zweiten 
Kammer find durch das Beleg vom 46. Juli 1906 geregelt. Ges 
wählt werden je ein Abgeordneter in jedem Oberamtöbezirfe und 
in den Städten Tübingen, Ludwigsburg, Ellwangen, Ulm, Keil 
bronn und Reutlingen nad, abfoluter Mehrheit, wobei allgemeines, 
gleiched und direkte Stimmredt gilt. 6 Abgeordnete für Stuttgart 
und 17 Abgeordnete der beiden Landeswahlfreife, deren einer aus 
dem Nedars und Sagfifreife, der andere aus dem Schwarzwald» 
und Donaufreife gebildet wird, gehen aus Liſten⸗ und Berhältniss 
wahlen (Proportionalwahlen) hervor. 

Baden und Heffen haben gleichfalld eine Volksvertretung nach 
dem Zweilammerfpftem. In Heflen ift 4910 auch die direfte Wahl 
eingeführt worden. In Baden erging am 24. Auguft 1904 ein Ges 
feg, wodurd; die Zufammenfegung der erften Kammer geordnet 
und für die zweite Kammer das allgemeine, gleiche, geheime und 
birefte Wahlrecht eingeführt wurbe. | 
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Bon befonderem Intereſſe if die neue Berfaffung Elſaß⸗Loth⸗ 
ringens (Meichögefeg vom 31. Mai 1911). Im Reichstage ift von 
einzelnen Abgeordneten ber Erlaß einer Eonftitutionellen Berfaffung 
für Medlemburg vom Reiche gefordert worden. Die Reichsregierung 
hat fich aber für unzuftändig erklärt. An der Zuftändigkeit zum Er⸗ 
laffe der Berfaffung für das Reichsland war aber nicht zu zweifeln. 
Bemerkenswert an dem Gefege ift, daß ihm die fozialdemofratifche 
Fraktion zuflimmte, während bie Konfervativen ſich dagegen er 
Härten. Die Staattgewalt in Elfaß-Lothringen übt der Kailer aus. 
An der Spige ber Landesregierung fleht der Statthalter, ben ber 
Kaifer unter Gegenzeihnung bed Kanzlerd ernennt und abruft. Der 
Statthalter ernennt und inftruiert Die Bevollmächtigten zum Bundes» 
rate. Die Anordnungen und Verfügungen bed Kaiferd müflen vom 
Statthalter gegengezeichnet fein, um zu gelten. Durch die Gegen» 
zeichnung übernimmt der Statthalter die Verantwortung. Der Kaifer 
kann dem Statthalter durch Verordnung Ianbesherrlicye Befugnifle 
unter Gegenzeichnung bed Kanzlerd übertragen. Anordnungen und 
Berfügungen, bie der Statthalter kraft ber ihm übertragenen landes⸗ 
herrlichen Befugniffe erläßt, bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegen» 
zeichnung bes Staatsjelretärd. Soweit ed fich nicht um landesherr⸗ 
liche Befugniſſe handelt, kann der Staatöfelretär ben Statthalter 
vertreten wie ein Kanzlerftellvertreter den Reichölanzler. Die Landes⸗ 
gefeggebung übt der Kaifer aus unter Zuftimmung bed Landtags. 
Auch in Elfaß-Fothringen befteht der Landtag aus zwei Kammern. 
Die erfte Kammer erinnert ald Neubildung nicht in demfelben Maße 
an den ftänbifchen Landtag wie in anderen Bundesſtaaten. Ihr ges 
hören an die Bifchöfe von Straßburg und Meg, ber Präfident bes 
Oberkonſiſtoriums der Kirche Augsburgifchen Bekenntniſſes, der 
Dräfident ded Synobalvorftandes ber reformierten Kirche, der Präfls 
dent bed Oberlandeögerichtd zu Colmar. Ferner wählen zur erften 
Kammer: bie Univerfität Straßburg einen ordentlichen SProfeflor, 
bie iöraelitifchen Konfittorien einen Vertreter aus ihrer Mitte, die 
Städte Straßburg, Weg, Colmar und Mülhaufen je einen Ges 
meinberat, die Handeldfammern in benfelben vier Städten je einen 
Bertreter, der Landwirtſchaftsrat je zwei Landwirte aus bem Ober, 
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elfaß, dem Unterelfag und Lothringen, von denen je einer Kleins 
bauer fein muß; fchließlich wählt Die Handwerkskammer in Straßburg 
zwei Vertreter. Sobald durch Reiches oder Landesgeſetz eine Arbeiter» 
vertretung CArbeiters ober Arbeitöfammer) geichaffen ift, follen drei 
Vertreter des Arbeiterftandes in bie erfte Kammer eintreten. Zu ben 
geborenen und ben geforenen Mitgliedern der erften Kammer treten 
die vom Kaifer ernannten; ihre Zahl darf die der übrigen nicht 
überfteigen, wodurd; dem Pairdfchub Grenzen gezogen find. Die zweite 
Kammer befteht aus 60 Abgeordneten, die aud allgemeinen und 
bireften Wahlen hervorgehen, Das Stimmredit ift gleich, Stimm⸗ 
berechtigt ift jeder NReichdangehörige, der 25 Jahre alt tft und feit 
drei Jahren im Rande feinen Wohnfig hat oder ein öffentliches Amt 
ausübt. Borausfegung für die Wählbarkeit ift dreijährige Reiches 
angehörigfeit, breijähriger Wohnfig im Lande, Erfüllung des 30. Le 
bensjahres und Entrichtung einer direkten Staatöfteuer. Gewählt ift, 
wer im Wahlfreife die meiften Stimmen und zugleich mehr als bie 
Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten hat. Über Wahls 
anfechtungen foll ber oberfte Berwaltungsgerichtöhof und bie zu feiner 
Errichtung ein Senat des Oberlanbeögeridytd enticheiden. Man hat 
bier alfo mit Vorbedacht bem Parlamente nicht diefe Entfcheidung 
überlaffen; denn die politifchen Parteien enticheiben doch bei Wahl⸗ 
anfechtungen zumeift ald Richter in eigener Sache. Die Legislatur⸗ 
periode beträgt fünf Jahre, die Finanzperiode ift einjährig. 

Sn den Pleineren Bundesftaaten gibt es in ber Regel nur 
ein Staatsminifterium, dad die Staatdgefchäfte in verfchiebenen 
Abteilungen erledigt. Der Landtag befteht nur aus einer Kammer 
und vereinigt in ſich erbliche und ernannte Mitglieder mit folchen, 
bie aus allgemeinen Wahlen hervorgehen. Eigenartig find die Ber 
hältniffe in Sachſen⸗Koburg⸗Gotha; hier gibt es einen koburgiſchen 
und einen gothaifchen Landtag. Beide treten für die gemeinfchafts 
lihen Angelegenheiten zu einem gemeinfamen Lanbtage zuſammen. 

Ständifhe Monarchien find bis heute die beiden Großherzog 
tümer Wedlenburg- Schwerin und Mecklenburg⸗Strelitz geblieben. 
Sie haben die Entwidlung zur konftitutionellen Monarchie noch nidyt 
durchgemacht. Zwei Drittel bed Gebiete ber beiden Großherzog, 
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tümer find ald Domanium Eigentum bed Landesherrn. Aus ben 
Einfünften ded Domaniumd werben die Koften des Hofhaltes und 
ber Landesregierung bezahlt. Ein Drittel des Gebietes ift ſtaͤndiſch. 
Die Stände gliedern ſich in Nitterfchaft und Landſchaft. Zur Lands 
fhaft gehören bie Grundftüde in den Städten und ihrer Feldmark. 
Für beide Großherzogtümer zufammen gibt ed nur einen Landtag, 
ben bie Schweriner Regierung beruft. Daneben treten Konvolationss 
landtage zufammen; das find Verfammlungen ber Stäude einzelner 
oder mehrerer Kreife. Diefe Konvolationslandtage beruft ber eins 
zelne Landesherr. Innere fländifche Angelegenheiten erledigen bie 
Stände auf den Konventen. Gemeinfame Angelegenheiten beider 
Stände werben auf Landeöfonventen, ritterfchaftliche Angelegen⸗ 
heiten auf Ritterfchaftöfonventen und ftäbtifche Angelegenheiten auf 
Lanbfchaftölonventen erledigt. Zu den Konventen treten die Stände 
ohne Berufung des Landesherrn unb kraft eigenen Rechts zufammen. 
Soweit ftändifhe Rechte und fländifches Gebiet berührt werden, 
wirft der Landtag bei der Sefepgebung mit. Er hat ein Steuer, 
bewilligungsrecht, aber fein volles Budgetrecht. — Die Regierungen 
in Schwerin und in Strelig haben fi feit Jahren bemüht, mit 
den Ständen, indbefondere mit ber Ritterfchaft eine Berfaflung 
zu vereinbaren. Die Hauptgegenftände ber Erörterung bilden dabei 
die Bolfövertretung aus allgemeinen Wahlen und das Budgetredt. 
Die Nitterfchaft fordert dad Budgetrecht; bie Regierung will es 
dem Landtage nicht geben, folange nicht Bolkövertreter aus allges 
meinen Wahlen hervorgehen. Dagegen firäubt fich feither Die Ritters 
fhaft. Sie will nur dem biöher auf dem Landtage unvertretenen 
Domanium eine Vertretung, bie aus ben Gemeindevorfländen ges 
wählt wird, zugeltehen, fowie einigen VBeruföftänden (Kandwirt⸗ 
ſchaftskammer, Bandeldtammer, Handwerkskammer, ben gelehrten 
Berufen, endlich den Paftoren, höheren Beamten, höheren Lehrern, 
Anwälten und Ärzten und der Univerfität). Diefe Vorfchläge der 
Mitterfchaft hat der Großherzog von Medienburg-» Schwerin am 
81. Juli 1944 nicht angenommen, fondern ald Grundlage weiterer 
Verhandlungen bezeichnet. Der Kampf um die medlenburgifche Ber» 
faffung wird alfo weiter gehen und ben Neichdtag immer wieder 
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befchäftigen. Reichsboten aus Medienburg haben wiederholt ein 
Eingreifen bed Reiches gefordert. Der Reichskanzler hat aber bie 
Zuftändigfeit ded Reiches hierzu nicht anerkannt. Die Dinge liegen 
eben bei Mecklenburg anders als bei Elfaß-kothringen. Ohne Ände⸗ 
rung der Reichöverfaflung kann Mecklenburg von Reichöwegen feine 
Berfaffung erhalten. In der erften Hälfte bed 19. Jahrunderts haben 
manche beutfche Landesherren die Eonftitutionellen Verfaſſungen ots 
troyiert, wenn fich bie alten Stände zu feiner Bereinbarung bereits 
fanden. Manche Staatörechtölehrer behaupten, daß die medlenburs 
gifchen Regierungen auch heute noch befugt feien, kraft ihres Manu⸗ 
tenenzrechted dem Lande eine Eonftitutionelle Berfaffung aufzuzwingen. 

Die Republiten. Die Berfaffungen ber drei Hanfeftädte find 
in ihrer jegigen Form noch nicht alt; die Verfaſſungsurkunde Lübecks 
erging am 7. April 1875, die Hamburgs am 13. Oktober 1879 und 
die Bremend am 1. Januar 1894. Sie fegen deshalb ald Verfaſ⸗ 
fungsgrundfag auch die Zugehörigkeit zum Deutfchen Reiche feft. 

Die Staatögewalt wird in den drei Hanfeltäbten von Senat und 
Bürgerfchaft ausgeübt, die beides gewählte Kollegien find. Der 
Senat befteht in Kübel aus 14, in Hamburg und Bremen aus je 
48 Mitgliedern, die teild Juriſten, teild Kaufleute fein müffen. Die 
Senatoren werben von einer Kommilfion gewählt, bie aus Senat 
und VBürgerfchaft gebildet wird. Der Senat wählt ſich feinen Bors 
figenden, den Bürgermeiſter. Die Bürgerfchaft wird von den 
ftimmberecdhtigten Staatdangehörigen gewählt. Das Stimmredt ift 
verfchieden geftaltet. Die Geſetzgebung fteht beiden Kollegien ger 
meinfam zu. Die Bürgerfchaft nimmt auch an der Verwaltung, ind» 
befondere au ber Finanzverwaltung in beftimmten Umfange teil. 
Im übrigen regiert der Senat. Die Bürgerfchaft darf fich felbft 
aus eigenem Antriebe verfammeln, ohne baß der Senat berechtigt 
wäre, fie aufzulöfen. Bei juriftifchen Weinungsverjchiedenheiten 
zwifchen beiden Körperfchaften entfcheidet für Kübel und Bremen 
das hanfeatifche Dberlandesgericht in Hamburg, für Hamburg das 
Neichögericht. Bei Meinungsverfchiedenheiten in Zweckmaͤßigkeits⸗ 
fragen entfcheidet in Kübel und Hamburg eine aus Senat und Buͤr⸗ 
gerfchaft gebildete Entſcheidungskommiſſion. 
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- 6) Die Gemeinde und Ihre Selbfiverwaltung. 


Die Gemeinde fpielt ald Ältefter örtlicher Verband im heutigen 
Staates und Wirtfchaftsleben eine große Rolle, die ftetig an Bes 
deutung zunimmt. Sie ift eine fog. Körperfchaft des öffentlichen 
echtes und beruht auf dem nachbarlichen Zufammenmwohnen ver 
bazu gehörenden Perfonen auf einem abgegrenzten Teile des Staates, 
gebieted. Wan unterfcheidet vor allem zwei Kauptarten von Ges 
meinden, Städte und Dörfer, oder, wie ed in ben Gemeindegefegen 
regelmäßig heißt, Stadts und Landgemeinden Erſtere find 
meift mit einer freieren Berfaffung ausgeftattet und weniger den 
übergeordneten Staatöbehörden unterworfen als die Landgemeinden. 
Häufig befteht aber ein Unterfchied allein im Namen, 

Ob eine Gemeinde ald Stadt oder Dorf zu betrachten ſei, if 
hauptſaͤchlich ein Ergebnid ber gefchichtlihen Entwidlung Die 
Städteordnung für bie öftlidhen preußifchen Provinzen vom 30. Dat 
4853 beflimmt z. B., daß fie Anwendung finden wolle auf alle 
Städte, für welche die beiden vorhergehenden Städteorbnungen ges 
golten haben. Ungefähr ähnlid, drüden ſich die bayrifche Ges 
meindeordnung für die Landesteile diesſeit des Rheins vom 29. Aprif 
4868 und die fächfifche revidierte Städteordnung vom 24. April 
4873 aus. Landgemeinden find dann nach den entiprechenden 
Landgemeindeordnungen alle nicht ald Städte anerkannten Orts 
fchaften. 

Neben deu Stadte und Landgemeinden ift oft von polttifchen, 
Schuls und Kirchengemeinden die Rede Der Unterfchieb 
zwifchen dieſen Arten hat, wie fchon aus ihrem Namen hervorgeht, 
feinen Grund in ben Zweden, benen diefe Gemeinden dienen. 
Schuls und Kirchengemeinden find in der Regel Unterabteilungen 
der politifchen Gemeinden; umgekehrt kommt ed jedoch nicht felten 
vor, daß mehrere politifche Gemeinden eine Schuls oder Kirchens 
gemeinde bilden. Weiter fpricht man von Orts⸗ und Kreiss 
gemeinden (Bayern); erftere find die einzelnen Drtfchaften, letztere 
mehrere zu einem Kreis vereinigte Dörfer. 

Während heute die Einteilung in Stadt⸗ und Landgemeinden 
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vielfach etwas kuͤnſtlich erfcheint, beftand im ganzen Mittelalter, 
zum Zeil bi in das 19. Jahrhundert hinein, zwifchen ihnen ein 
tiefgehender Unterichied. Die Stadt hatte, im Gegenfage zum Dorf, 
eine Dauer und einen Markt. Die Mauer erhob fie zur Feſtung, 
und ber Markt machte fie zum Sitze des Gewerbes, das damals 
ausfchlieplich die Korm ded Handwerks trug. Die Stadtbürger 
waren freie Männer (Stabtluft macht frei), die Landbewohner das 
gegen in der Mehrzahl Hörige der Grundherren, an deren Scholle 
fie gefeffelt waren und ohne deren Zuftimmung fie ihren Wohnfig 
nicht verlaffen durften. Wenngleid, die Städter auch Landwirt⸗ 
[haft trieben, beruhte doch ihre Exiſtenz hauptfächlid auf dem Ges 
werbe. Die Stadt empfing von bem umliegenden Lande bie 
Mahrungsmittel, die fie bei ihrer größeren Einwohnerzahl nicht 
feibR erzeugen konnte, während fie das Land mit den gewerblichen 
Produkten verſorgte. Stadt und Land mußten fid, bei den damals 
unentwidelten Berfehröverhältniffen gegenfeitig ergänzen. 

Aus der Verfchiedenheit der Erwerböquellen ber Einwohner ergibt 
fih auch, daß die Städte fid, in ganz anderer Richtung und viel 
fchneller entwidelten ald die Dörfer. Bald entftand, zumal in den 
bedeutenderen, ein unabweisliches Bedürfnis nach Unabhängigkeit 
von dem die Gegend beherrfchenden Grundherrn und ein Drang 
nach eigner Verwaltung. Dem trug die Reichöregierung weitgehend 
Rechnung, um in den Städten gegen bie immer ftärfer wachſenden 
Gondergelüfte der Landesherren ein Gegengewicht zu fchaffen; fie 
gewährte daher zahlreiche Privilegien, in denen die Grundzüge einer 
Berfaffung und ded in ber Stadt geltenden Rechtes verzeichnet 
waren. So erhielten nad) und nach bie Städte je ihr befonderes 
Necht und gewannen allmählich an Macht den ehemaligen Stadts 
herren gegenüber. Durch Kauf wurde vielfadh dad Recht der 
Ämterbefegung erworben, und der Rat ber Stadt, der nunmehr 
die Gerechtſame der Stadt in feiner Hand vereinigte, traf mit oder 
ohne Zuftimmung der Bürgerfchaft Beltimmungen zur Regelung der 
ftädtifhen Verhältniffe. Der Zwed war dabei einerfeitd, genau die 
Beziehungen zur Obrigfeit und zum Herrn der Stadt, der entweder 
der Kaifer oder ein Landesherr oder ein Bifchof war, zu ſchildern, 
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sum andern bie Rechte ber Bürgerfchaft dem Rate gegenüber ober 
der einzelnen Klaffen untereinander feitzuftellen. Wan nannte bie 
Urkunden und Privilegien, bie von einer höheren Gewalt, 3. B. dem 
Kaifer, ausgingen, „Handfeſten“, diejenigen, welche ber Rat vers 
faßte u.a. „Küren, Einungen, Statuten“ uſw. Xebtere bes 
sogen ſich auf die Marktangelegenheiten, den Verkauf von Lebens⸗ 
mitteln, Maß und Gewicht, Zulaffung von Fremden zum Warfte, 
die Innungen, ben Betrieb ber Handwerke. Doch beichränfte man 
fi) nicht darauf, fondern ging fchließlicdh im Laufe der Zeit dazu 
über, das gefamte Necht auf diefe Weife zu regeln und alle Rechts⸗ 
quellen der Stabt im fog. „Stadtbuche“ zu vereinigen. Eine 
große Anzahl der bedeutenderen Städte fchufen ſich in ber zweiten 
Bälfte des 43. und in der erften bes 14. Jahrhunderts folche Bücher. 
Dabei dienten befonders befannte den audern immer wieber als 
Mufter. Am berühmteften war bad Magdeburger Stadtrecht, defien 
Grundfäge 3.8. in Brandenburg, Weißen, Pommern, Schlefien 
bis weit nach Polen hinein in Geltung waren. 

Unter ber Leitung einer zielbewußten, energifchen Obrigkeit und 
gefördert durch ein ziemlich vorgefchrittened Privatrecht gelangten 
die Städte zu hohem Anfehen. Allerdings tobten zumal im 13. und 
44. Sahrhundert zumeilen innerhalb ber Mauern heftige Kämpfe 
zwifchen den Geſchlechtern, bie feither im Befige ber Macht waren, 
und ben aufblühenden Zünften, die nadı Teilnahme an der Stadt 
verwaltung und Mitgliedſchaft im Rate ftrebten (ſog. Zunftrevolus 
tionen). In manchen Städten wurden biefe Verfuche unterbrüdt, 
in den meiften aber glüdte ed den Handwerkern, wenn auch unter 
fhweren Opfern, in ben Rat einzubringen und Einfluß auf die 
Geſchicke der Gemeinde zu gewinnen. 

Um fi) der vielfachen Übergriffe der Landesherren zu erwehren 
und Handel und Verkehr zu fchügen, fchloffen fid zahlreiche Staͤdte 
zu Bünden zuſammen. Beſondere Erwähnung verdienen ber rheis 
nifhe und der fchmäbifche Städtebund und vor allem die Hanſa, 
deren Macht in der zweiten Hälfte des 414. Jahrhunderts ihren 
Höhepunkt erreichte. Ausgedehnte Handelöbeziehungen wurden mit 
faft allen Teilen der damals befannten Welt unterhalten und brachten 
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Reichtum in bie Städte Wan benfe an Augsburg, Nürnberg, 
Köln, Frankfurt u. a, m. 

Bald fegte jedoch ein Umſchwung ein, der ſich vor allem in ber 
Zeit nad) der Reformation bemerkbar machte. Diefe geiltige Bes 
wegung hatte wefentlich zur Stärkung der Macht der Landesfürften 
beigetragen, die, je mehr die Entwidlung zum abfoluten Polizeiftaat 
bindrängte, den ihnen untergebenen Städten ein Privileg nach bem 
andern entriffen. Das früher fo rege Leben erftarrte. Die Zünfte 
und Gilden, ehemald mit die Träger des Kortichrittes, zerfplitterten 
ihre Kraft in Heinlichen Streitigleiten über bie Abgrenzung der 
einzelnen Gewerbe zueinander. 

So war es allenthalben, namentlich nach bem fo verberblichen 
Dreißigjährigen Kriege, zu einem dumpfen Stillftande gekommen. 
Wo die Staatdaufficht nicht fcharf ausgeübt wurde, herrfchten fchwere 
Mipftände. Der Nat, der fi meift felbft ergänzte, nahm nur 
Männer in fih auf, die voraudfichtlic feine Kreife nicht flören 
würden. Wo der Bürgerfchaft formell eine geringe Einwirkung 
geblieben war, hatte er es verftanden, fie allmählich gänzlich zu bes 
feitigen.. Die Folge war eine erhebliche Mißwirtfchaft, und im 
Zufammenhange damit ftand der Verfall der ftäbtifchen Finanzen. 
Berfuche der Staateregierungen, hier Abhilfe zu fchaffen, hatten nur 
in feltenen Fällen Erfolg. 

Ein wirklicher Erfolg wurde erft durch den Erlaß der nadı großen 
Mühen und Kämpfen zuflandegefommenen preußifchen Städte 
ordnung vom 19. November 1808 erzielt. Sie fchuf zum erften 
Male ein einheitliched Städterecht für ein großes Gebiet, nachdem 
der im preußifchen Allgemeinen Landredhte gemachte Verſuch, die 
Nechtöverhältniffe ber Gemeinden zu regeln, ſich ald verfehlt heraus. 
geftellt hatte. 

She geiftiger Urheber war der Freiherr vom Stein, beflen 
Zwed dabei war, eine Umgeſtaltung der höheren Berbände, in legter 
Linie des Staates felbfi, anzubahnen. Da ihm eine Reform am 
Haupte unmöglich erfchien, begann er bei den Gliedern, den Ge⸗ 
meinden, und gab ihnen die „Selbftverwaltung“. Darunter ift 
bie der Gemeinde eingeräumte Möglichkeit zu verftehen, innerhalb 
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bes ihr vom Belege zugewiefenen Wirkungsfreifed ihre Angelegens 
heiten nach eigenem Ermeffen zu ordnen. Als Gemeindeangelegens 
heiten find alle zu betrachten, die die wirtfchaftlichen Intereffen und 
die geiftige Entwidlung des einzelnen, ober doch einzelner Gruppen 
der Gemeinde zu fördern geeignet find. 

Durdy eine tätige Einwirkung der Bürgerfchaft auf Die Verwaltung 
des Gemeinwefend follte der Gemeinfinn erregt und erhalten werden. 
Darum wurden bie bid dahin beftehenden Borrechte der Zünfte unb 
anderer Körperfchaften anfgehoben. 

Da die Grundgedanken der Städteordnung ſich bewährten, fanden 
fie auch in die Bemeindegefepgebungen bed übrigen Deutfchland 
Eingang. Den in den nädılten Jahrzehnten erlaffenen Städtes und 
und Gemeindeordnungen hat fie wefentlid, ald Mufter gedient. Es 
würde zu weit führen, alle diefe Gelege aufzuzählen, denn im 
deutfchen Gemeindeweſen herrfcht heute noch eine große Bunts 
fchedigkeit. Es find gegen 40 Stäbtes und Gemeindeordnungen in 
Kraft, in Preußen zurzeit allein 14. Die wichtigften davon find die 
Städteorbnung für die öftlichen Provinzen vom 30. Mai 1853; bie 
Städteordnung für die Provinz Weltfalen vom 19. März 1856; bie 
Städteorbnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856; die rebis 
dierte Hannoverfche Städteordnung vom 24. Juni 1858; die Lands 
gemeindeordnung für die öftlichen Provinzen und Schleswig⸗Hol⸗ 
ftein ufw. In Sachſen find drei Gefege in Wirkfamteit, die revi⸗ 
bierte Städteorbnung vom 24. April 1873, die Städteordnung für 
mittlere und Heine Städte und Die revidierte Landgemeindeordnung 
je vom gleichen Tage. Bon den übrigen Staaten haben Bayern, 
— Gemeindeordnung für die Landesteile diesſeit des Rheine und 
pfälzifhe Gemeindeordnung je vom 29. April 1869 — Baden, 
Heffen, Braunſchweig, die beiden Kippe je zwei Gemeindegefege; 
ber Reſt begnügt ſich mit einem. Zwar treffen hinfichtlich der Bes 
fugniffe der Gemeinden die einzelnen Geſetze meift gleiche oder mins 
deſtens ähnliche Beſtimmungen, Berjchiedenheiten dagegen herrſchen 
mehrfach in der Verfaffung und Zufammenfegung ber Gemeindes 
organe und ded Wahlrechtd zur Gemeindevertretung. 

Al Organe der Selbftverwaltuug beftehen in ben Städten 
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größtenteild der Magiftrat Preußen, Bayern) oder Stadtrat 
(Sadıfen, Baden) und als Vertreter der Bürgerfchaft die Stadt, 
verordneten, Gemeindebevollmäcdtigten (Bayern), Bürgers 
ausfhuß (Provinz Hannover). Beide Organe, Magiftrat wie 
Stadtverorbnete, find dabei meift getrennte Körperfchaften, denen 
die Gefege verfchiedene Obliegenheiten zumweifen. Dan bezeichnet 
nach diefen den Magiftrat vielfach, ohne damit den Umfang feiner 
Zuftändigkeit wirflich zu umfdhreiben, ald dad verwaltende und 
ansführende, die Stabtverordneten ald dad beratende, bes 
fhließende und kontrollierende Organ. Diefed Nebeneinander 
zweier Organe nennt man „Dualiömus“, deſſen Zwedmäßigfeit 
wiederholt Gegenſtand Iebhaften Meinungsaustaufches gewefen ift. 
Manche Gemeindegefepgebungen haben ihn nicht angenommen, fo 
z. B. die Landgemeindeordnungen, wo ber Gemeindevorftand 
(Gemeindevorfieher, VBürgermeifter, Bauermeifter, Schuitheiß) mit 
den Gemeinderäten zufammen ein Kollegium bildet. Ebenfo ift 
das der Fall nach der fächfifchen Städteordnung für mittlere und 
Heine Städte und nad, der Städteordnung für die Rheinprovinz. 
Legtere weiſt auch infofern eine erhebliche Befonberheit auf, als fie 
in Anlehnung an die franzöfifche Geſetzgebung nicht die Magi⸗ 
firatsverfaffung, wonach der aus mehreren Mitgliedern mit dem 
Bürgermeifter an der Spige zufammengefegte Magiftrat das vers 
waltende Organ bdarftellt, fondern bie fog. Bürgermeifterver- 
faffung hat. Hier ift der VBürgermeifter allein der Träger ber 
Verwaltung; zur Unterftügung werden ihm fog. Beigeorbnete bes 
ſtellt. Wil man die beiden Verfaffungsarten mit anderen ftaatlicdhen 
Einrichtungen vergleichen, fo wird beider Wefen am beiten beleuchtet, 
wenn die Bürgermeifterverfaffung mit dem Kanzlerfpftem im Reiche 
und die Magiftratöverfaflung mit dem Minifterfpftem in den größeren 
Bundesftaaten in Zufammenhang gebradıt werden. Wie der Kanzler 
der Borgefegte der Staatöfefretäre, fo ift der Bürgermeilter der 
ber Beigeorbneten; dagegen find die Minifter, wie die Mitglieder 
des Magiftratd untereinander gleichberechtigt, und der jeweilige 
Minifterpräfident bez. Bürgermeifter ift nur der Borfigende des 
Kollegiums. 
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Der Magiſtrat oder Stadtrat, an deſſen Spitze der Bürgermeiſter, 
in den großen Staͤdten ein Oberbürgermeiſter ſteht, vertritt die Stadt 
nach außen und den Staatsbehörden gegenüber und übt die eigent⸗ 
liche Verwaltung der Gemeinde aus. Er leitet die ſtaͤdtiſchen Betriebe, 
ſtellt die notwendigen Gemeindebeamten an und beaufſichtigt ſie. Weiter 
hat er die Pflicht, die Einkünfte der Stadt zu verwalten, den Haus⸗ 
baltplan aufzuftellen, die Einnahmen einzuziehen, die Ausgaben ans 
zuweifen, fowie dad Rechnungs⸗ und Kaſſenweſen zu überwachen. 

Meben feiner Eigenichaft ald Gemeindeverwaltungsbehörde handelt 
ber Stadtrat weiter in zahlreichen Fällen ald Organ der Staatövers 
waltung, 3.8. in verfdyiedenen polizeilichen und vielen anderen Ans 
gelegenheiten, zu deren Ausführung das Reid) oder der Staat fich der Ge⸗ 
meinben bedienen. So zieht der Staat feine Steuern meift nicht durch 
eigene Beamte ein, fondern läßt dies durch die Organe der Gemeinden 
tun. Man fpricht infoweit von „Delegierter“ d. h. übertragener 
Staatsgewalt. Bon folcher Übertragung wird in immer fteigendem 
Umfange Gebrauch gemacht, den Gemeinden wird vom Staate eine Aufs 
gabe nach der anderen zugeteilt, woburd; eine bedeutende Vermehrung 
der Beamtenfchaft und bamit der Bemeindelaften herbeigeführt wird. 

Die Magiftratömitglieder werden von den Gemeindevertretern 
gewählt, der Bürgermeifter bezw. Oberbürgermeifter vielfach, 3. B. 
in Sacfen, in gemeinfamem Wahlgange der beiden ftäbtifchen 
Kollegien. In der Regel fegt fi, der Magiftrat aus befoldeten oder bes 
rufömäßigen und unbefoldeten oder ehrenamtlichen Mitgliedern zus 
fammen. In Pleineren Gemeinweſen ift meift der Bürgermeifter das 
einzige befoldete Mitglied, während die andern einfchließlicd; bed Bürger, 
meifterftellvertreterö, meift Vizebürgermeifter genannt, ehrenamtlid) 
tätig find. Die befoldeten find regelmäßig Juriſten oder Techniker 
(Stadtbauräte). In Sachfen z. ®. befteht für die Städte, welche die 
revidierte Städteorbnung angenommen haben, die gefegliche Vor⸗ 
fehrift, daß mindeftend ein Ratsmitglied die Befähigung zum Richters 
amte oder zum höheren Berwaltungsbdienfte befigen muß; außerdem 
bedarf die Wahl des Bürgermeifterd und feines Gtellvertreters, 
nad manchen Gemeinbeorbnungen die aller Ratsmitglieder, ber 
Betätigung durch die Auffichtöbehörde, in Preußen teilmeife fogar 
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durch den König. Die Annahme der Wahl zum befoldeten Stadt, 
rate hängt vom freien Willen des gewählten ab; bie unbefoldeten 
Dagegen Fünnen zur Annahme gezwungen werben, wenn nidyt bes 
fondere in ben Geſetzen vorgefehene Ablehnungsgründe zutreffen. 

Die Gemeindevertreter, — für die fortan das Wort Stabtvers 
ordnete angewendet werben fol, — haben mit der Berwaltung an 
ſich nichts zu tun. Sie vertreten die Gemeinde dem Magiftrate 
gegenüber und überwachen deſſen Verwaltung, foweit er ald Ges 
meindeverwaltungsorgan gehandelt hat, eine Einwirkung auf bie 
ibm vom Staate belegierte Tätigkeit fommt ihnen nicht zu. Zur 
Erfüllung ihrer Pflichten können fie Akten, Rechnungen und fonftige 
Schriften bed Stadtrates einfehen; fie haben bie Gemeinderechnungen 
zu prüfen und nad, Erledigung der dagegen vorzubringenden Ex 
innerungen richtig zu fprechen. Weiter bürfen fie Beſchwerden, 
Wahrnehmungen und Borfchläge zum beften der Gemeinde an den 
Magiftrat gelangen lafien und von diefem Belanntgabe des darauf 
gefaßten Befchluffes mit Begründung verlangen. Beſonders wichtig 
ift die fog. Finanzkontrolle der Stadtverorbneten, d. 1. ihr Eins 
fluß in Angelegenheiten, die finanzielle Wirkungen für die Gemeinde 
im Gefolge haben. Ihre Zuftimmung iſt erforderlich zur Feſtſtellung 
oder Abänderung bed Haushaltplanes der Gemeinde und zur Ber 
änderung feiner VBeftandteile, zur Erwerbung oder Beräußerung von 
Grundftäden für die Gemeinde, zur Übernahme bleibender Berbinds 
lichkeiten und zur Vermehrung der Gemeindefchulden, zu Befchlüffen 
über bie Bewirtfhaftung von Gemeindegrundftüden ufw. Weiter 
bedarf ed ihrer Mitwirkung bei Errichtung ober Abänberung von 
Drtögefegen (Ortöftatuten). 

Während der Magiftrat in geheimen Sigungen feine Befchlüffe 
faßt, verhandeln die Stadtverorbneten Öffentlich unter der Leitung 
eine® felbitgemwählten Vorftehers, der auch die Sitzungen einberuft. 
Sn Städten mit Bürgermeifterverfaffung führt der Vürgermeifter 
und in Landgemeinden ber Gemeindevorſteher den Vorſitz. Zur 
Megelung der Gefchäftsführung können fie eine Gefchäftsorbnung 
aufitellen und in biefe Strafbeitimmungen für zumiderhandelnde 
Mitglieder aufnehmen. Zur Faſſung giltiger Befchlüffe ift die Aus 
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wefenheit einer beftimmten Anzahl von Mitgliedern notwendig, meift 
mindeſtens von zwei Dritteln oder der Hälfte der Körperfchaft. Zur 
Vorbereitung wichtiger Angelegenheiten werben häufig Ausfchüffe 
"gebildet; verbindlich handeln kann jedoch nur das ganze Kollegium. 

Ihre Befchlüffe dürfen die Stadtverordneten nur in den jelteniten 
Fällen ſelbſt ausführen; das iſt Sache des Magiltrated. Er ift jedoch 
nicht ber Bollfireder des Willens der Stabtverorbueten, er hat im 
Gegenteil feinerfeitd dazu Stellung zn nehmen und ift verpflichtet, 
die Zuftimmung zn verfagen und bie Ausführung zu verweigern, wenn 
die Stadtverordneten ihre Befugniffe überfchreiten, wider die Geſetze 
verfioßen und das Staatswohl oder dad Gemeindeintereſſe verlegen. 

Als Organe der Stadtgemeinde find Magiftrat und Stabtverorbnete 
im Berhältntd zueinander gleichwertig. Der übereinftimmende Wille 
beider ift erforderlich, wenn eine Maßnahme, wie 5. B. die Eins 
führung einer neuen Steuer verbindlich fein fol. Beide können zu 
Drtögefegen Anregung geben. Beſchließt der Stadtrat, es folle ein 
Krankenhaus errichtet werden, fo ift noch lange nicht die Möglichkeit 
gegeben, nun mit dem Bau zu beginnen; erft müflen die Stadtver⸗ 
ordneten zugeftimmt und die erforderlichen Geldmittel bewilligt haben. 
Ebenfo verhält es fi, wenn die Stabtverordneten befchließen würden, 
baß eine Halle für Luftfchiffe erbaut werben fol. Zritt der Magi⸗ 
firat dem Antrage nicht bei, hat der Bau zu unterbleiben. Können 
die beiden Körperfchaften zu feiner Einigung fommen und verharrt 
jede bei ihrer Anfiht, fo entfcheidet die Auffichtöbehörde den Streit. 

Da ein gebeihliched Zuſammenwirken der Kollegien ftetö erwünfcht iſt, 
fehen die meiften Städtes nud Bemeindeordunngen die Bildung fog. ger 
mifchter Ausfchüffe vor, Die aus Mitgliedern des Magiftrats und ber 
Stadtverordneten zufammengefeßt find. Manchmal kommen noch befons 
dere Bertreter der Bürgerfchaft Dazu. Solche Ausfchüffe, Die zumeilen mit 
Selbftändigfeit andgeftattet werben, find eine neuerdings ehr beliebte Ein⸗ 
richtung geworden, die ſich bewährt hat. Eine befondere Bedeutung haben 
diegemifchten Schulausſchüſſe. Ihnengehören meift Mitglieder beis 
der ftädtifcher Kollegien, Vertreter der Bürgerichaft und der Kehrerfchaft 
an. Die Schulausfchüffe regeln die Angelegenheiten der Schulgemeinde 
ziemlichfelbftändig,fiebefchliegen äberSchulbauten,mwählendiefehrerufw. 
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Dem einzelnen Bürger fteht ald folchem kein Einfluß auf bie 
Gemeindefelbftverwaltung zu. Seine Einwirkung erfchöpft fi, wenn 
er nicht Mitglied ded Magiftratd, der Stabtverordneten oder eines 
gemifchten Ausfchufles ift, in der Teilnahme an der Wahl ber 
Stabtverorbneten, bie zuerſt von ber Steinichen Städteorbnung ein» 
geführt worden find, „weil die Vertretung der Stadtgemeinde durch 
Stadtverorbnnete notwendig fei, da bie Bürgerfchaft aus zu vielen 
Mitgliedern beftehe, ald daß ihre Meinungen über öffentliche Ans 
gelegenheiten jedesmal einzeln vernommen werben könnten.“ Nur in 
ganz Peinen Gemeinden Tann jeder Gemeindbeangehörige ald Mits 
glied ber Gemeindeverfammlung feinen Willen zum Ausbrud brins 
gen; in großen kann er dad nur durch Teilnahme an der Wahl. 
Die fächfifche revidierte Stäbteorbnung verbietet die Einberufung 
von Bürgerverfammlungen durch die Gemeindeorgane; Beſchlüſſe 
derartiger Berfammlungen haben für die Gemeinde unb deren Dr- 
gane keinerlei bindende Kraft. 

Wahlberechtigt find in ber Regel Gemeinbebürger, die ein bes 
ftimmted Lebensalter erreicht, meift das 25. Lebensjahr vollendet haben. 
Sn Preußen werben die ftimmfähigen Bürger je nad) den von ihnen 
entrichteten Steuern in 3 Klaffen geteilt und zwar fo, daß auf 
jede Klafle ein Drittel der von allen Wählern gezahlten Steuerbeiträge 
entfällt. Doch kann dies Verhältnis durch Ortöftatut mit Einwilligung 
ber Aufficytöbehörbe fo abgeändert werden, daß anf die erfte Wählerabs 
teilung 5l,,, auf Die zweite *,, und auf die dritte 3),, der Gefammtfumme 
der Steuern kommen.) Jede Klafle wählt ein Drittel der Stadtver⸗ 
ordneten, ohne babei an die ber Abteilung Zugehörigen gebunden zu fein. 

In Bayern, Sachſen und in der Mehrzahl der übrigen Bundes» 
ftaaten haben zwar grundfäglich alle Bürger gleiches Wahlrecht, 
body kann, wie z. B. nad, der fächfiichen revidierten Städteordnung 
durch Ortögefeg vorgefchrieben werben, daß die Wahl nad) gewiſſen 
Klaflen der Bürgerfchaft erfolge. Dies ift in Leipzig gefchehen, wo 
ein dem preußifchen nachgebildeted Klaffenwahlredht in Kraft if. 

2) Nach dem Statiftifchen Jahrbuche der Stadt Berlin, 8. Jahrgang 1909, ge 
hörten Ende 1908 von insgefamt 386073 Gemeindewählern 1255 = 0,33 %, zur 
erften, 33204 == 8,84%, zur zweiten und 852614 == 91,33°/, zur dritten Abteilung. 





78 Die Derfaffung des Reiches ufw. 





Dresden, Ehemnig und andere Orte haben dagegen ein berufs- 
ſtändiſches Wahlrecht eingeführt; es find verfchiedene Berufs⸗ 
gruppen gebildet, die eine beftimmte Anzahl von Stabtverorbneten 
ind Stadtyarlament entienden. 

MWählbar ift nur, wer felbit wählen kann. Frauen find ſtets aus⸗ 
gefchloflen, ebenfo wer in Konkurs geraten, ber bürgerlichen Ehren» 
rechte für verluftig erklärt oder eines öffentlichen Amtes enthoben 
ift, ferner alle, die unter Polizeiaufficht ftehen oder mit der Ent- 
richtung der Stenern beflimmte Zeit im Rüdftande geblieben find ufw. 
Mer aber alle Borausfegungen der Wählbarkeit erfüllt, darf eine 
auf ihn fallende Wahl nur ablehnen, wenn befondere in den Ges 
fegen ſelbſt aufgeltellte Gründe in feiner Perfon vorliegen. Ift das 
nicht der Fall, kann er zur Annahme durch Berhängung von Geld» 
ftrafen angehalten werden. 

Die Stadtverordneten verwalten ihren Poften unentgeltlid, ents 
weder 3 Jahre GSachſen, revidierte Städteordnung), 6 Sahre 
(Preußen) oder 9 Jahre Bayern). Alljaͤhrlich ober nach 2 bez. 
3 Jahren tritt je ein Drittel aus und muß neu gewählt werben. 
Mindeftend die Hälfte der Stadtverordneten muß mit Wohnhäufern 
im ®emeindebezirte anfäffig fein Hausbefigerprivileg). Die 
Stärke der Verfammlung ift in den einzelnen Orten verſchieden; 
fie richtet fi je nad der Bevölkerungszahl, In Preußen follen 
mindeftend 12, in Sachſen mindeftend 9 Stadtverorbnnete vorhanden 
fein. Für folche, die außerhalb der üblichen Reihe ausfcheiden, können 
Erfagmänner gewählt werben. 

Ein gewicdhtiged und entfcheidended Wort in allen Gemeinde 
angelegenheiten mitzufprechen, hat fi) faft jeder Staat vorbehalten. 
Er übt die „Oberaufſicht“ über die Gemeinden aus und hat 
dabei das Hauptaugenmerk darauf zu richten, daß von der Gemeinder 
verwaltung die gefeglichen Beſtimmungen eingehalten, daß die Bes 
fugniffe der Gemeinde und ihrer Organe nicht überfchritten, das 
Stammvermögen erhalten und eine ungerechtfertigte Belaftung der 
Gemeinde mit Schulden vermieden werde. Die Auffichtöbehörde ents 
feheidet auf Anrufen Streitigkeiten, die zmwifchen den Gemeinde⸗ 
törperfchaften ausgebrochen find. Wenn eine Gemeinde zu leiften 
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nnterläßt, was ihr geſetzlich gebührt, kann die Auffichtöbehörbe durch 
Zwangsmitttel für die Ausführung forgen. 

Die Ausübung der Oberaufficht übertragen die größeren Staaten 
meiſt Mittelbehörden, das find foldye, über deneu noch das 
Minifterium oder ein andered Amt fieht. Die Behörden führen 
verfchiedene Namen, haben aber im Grunde genommen faft alle dass 
feibe Tätigkeitsfeld. In Preußen ift für die Städte mit Ausnahme 
von Berlin, bad direkt dem Oberpräfidenten unterftellt ift, bie 
„Regierung“, d. bh. der in jedem Regierungsbezirke aus Abs 
geordneten ber einzelnen Kreife beftehende Bezirksausſchuß unter 
dem DBorfite ded Regierungspräfidenten zuftändig, für die Land» 
gemeinden ber Landrat mit dem Kreisausfhuß, dem Vertreter 
der Gemeinden und der Gutsbezirke angehören. In Bayern unter 
ftehen die Gemeinden mit tädtifcher Verfaffung ber Kreidregierung, 
die ländlichen dem Diſtriktsrat. Sachſen hat den Kreishaupts 
mann über die Städte mit rewidierter Stäbteorbnung und dem 
Amtshauptmann über die, für die die Stäbteorbnung für mittlere 
und Fleine Städte gilt, und über die Dörfer geftellt; beide Beamten 
baben für beftimmte Gelegenheiten ven Kreids bez. Bezirksaus⸗ 
ſchuß zuzuziehen; ber fächfifche „Kreis“ausſchuß entipricht dem 
preußiſchen „Bezirks“ausſchuß und der ſaͤchſiſche Bezirksausſchuß 
dem preußiſchen Kreisausſchuß. In Württemberg, Baden und 
Heflen haben diefe Befugnifle die Kreidregierungen. Wit der 
Entſcheidung der Auffichtöbehörde braucht fidy die Gemeinde in ber 
Megel nicht zufrieden zu geben, fondern kann an eine höhere Ins 
ftanz gehen, in den großen Staaten fidy mit einer Klage an das 
Dberverwaltungsgericht wenden. In den Pleineren Staaten ift die 
Auffiht in bie Hände der Winifterien gelegt, deren Urteil in der 
Regel unanfechtbar ift. 

Die Aufgaben, die die moderne Gemeinde erfuͤllen ſoll, ſind 
Außerft mannigfaltig und umfangreich. Zwar kann fie heute dem 
einzelnen nicht mehr feine Exiſtenz gewährleiften, wie es im Mittels 
alter war, wo auf dem Lande die Örtfchaft jedem Bauer Grund 
und Boden, Die Nutzungen bed Waldes und der Weide zur Bers 
fügung ftellte Allmende), damit er davon lebe, und wo zum gleichen 
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Zwede in der Stadt jedem Bürger ein beitimmtes Anrecht auf den 
Markt eingeräumt war. Wir find aber auch weit von der Ans 
fhauung des wirtfchaftlichen Liberalismus der ſechziger und fiebziger 
Sahre des 19. Jahrhunderts entfernt, daß die Gemeinde vornehmlich 
nur Aufgaben auf dem Gebiete des Bildungs» und Wohlfahrtöwefend 
habe und feine Erwerböwirtfchaft treiben dürfe, 

Es würde zu weit führen, follten die Aufgaben an diefer Stelle 
eingehend behandelt werden. Die Anführung einiger wichtiger wirb 
genügen. Da ift zunächft dad Bildungswefen zu erwähnen. Die 
Gemeinde hat ausreichende Schulgelegenheit zu befchaffen, nicht 
bloß durch Anftelung und Befoldung von Lehrkräften, fondern anch 
durch gefumdheitlihen Ausbau der Schulgebäude. Zur Fortbildung 
der Erwachfenen kann fie durch Einrichtung von Kurfen für Arbeiter, 
Handwerker und Kaufleute viel beitragen, ferner durch Gründung 
und Unterhaltung öffentlicher Bibliothefen und Xefehallen, Unter⸗ 
ftägung volkstümlicher Theatervorftellungen ufw. 

Aus dem Gebiete der Gefundheitspflege find zu nennen ber 
Bau von Krantenhäufern, die ben Anforberungen der Neuzeit ent⸗ 
fprehen, Borforge zur Eindämmung von Epidemien, Borfchriften 
über Straßenreinigung, Abwäflers und Fäfalienbefeitigung. Emp⸗ 
fehlenswert ift die Anlegung von Spielplägen für die Jugend, 
gärtnerifcyen Anlagen und Volksparks, bie Beſchaffung billiger Bades 
und Schwimmgelegenheiten im Sommer, ferner die Anftellung von 
Schulaͤrzten, fowie eine allgemeine Krüppelfürforge. 

Weit ausgedehnt iſt das Tätigfeitöfeld, das ald fommunale 
Sozialpolitif bezeichnet wird, deren Berechtigung an ſich Feines 
Nachweiſes bedarf; nur über das eritrebenswerte Maß laͤßt fich 
ftreiten. ‚Hier fpielt Die Wohnungsfrage eine große Rolle, Breite 
Schichten der ftädtifchen Bevölkerung leiden unter einer dauernden 
Wohnungsnot, die weſentlich mit auf falfche Maßnahmen in den 
früheren Bebauungsplänen zurüdzuführen if. In Zukunft wird 
dem dadurch begegnet werden müflen, daß in den Plänen mehr 
zwifchen Berfchrös und Wohnftragen unterfchieden und genau vors 
geichrieben wird, bis zu welchem Grade der Boden für Wohnzwede 
audgenugt werden barf. Zur Überwachung wird bie Einrichtung 
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einer Wohnungsinfpeftion gute Dienfte leiften. Daß die Ger 
meinde felbft den Bau vou Wohngebäuden übernimmt und dadurch 
auf das Wohnungswelen einzuwirken verfucht, wird in vielen Fällen 
nicht notwendig fein. Dagegen ift die Unterſtützung gemeinnüßiger 
Baugenoffenfchaften, Gewährung niedrig verzindlicher Hypo» 
thefen und Überlaffung von ftädtifchem Grund und Boden im Wege 
des Erbbauredhts, das ift das veräußerliche und vererblicdhe Recht 
anf fremdem Grund und Boden ein Gebäude zu haben, oft wohl 
am Plate. Die Haupteigentümlichleit des Erbbaurechtd liegt darin, 
daß ber Eigentümer bes rundes nnd Bodens und ber Eigentümer 
des darauf errichteten Gebaͤudes verfchiedene Perfonen find. Erfterer 
fann den Boden veräußern, ohne daß das Recht bes letzteren bes 
rührt wird, und umgekehrt. Der Hauseigentümer hat an den Grund⸗ 
eigentümer in der Regel eine Rente (fogen. Kanon) zu entrichten, 
bie nach Ablauf einer beftimmten Anzahl von Jahren (meift von 
10 zn 10) nen beredynet und feltgefegt wird. Befigt eine Gemeinde 
viel Land, fo fann fie auf diefe Weife unmittelbar felbft von ber 
durch ihre Einrichtungen bewirkten Bodenpreiderhöhung einen Ge⸗ 
winn erzielen, indem ber Kanon ftändig erhöht wird. Auch fonft 
wird Die Gemeinde darnach tradıten, felbft möglichft ausgedehnte 
Ländereien zu befiten und bei niedrigen Bobenpreifen Gelände zu 
erwerben. Um in foldhen Zeiten die erforderlichen Mittel bereit zu 
haben, empfiehlt fidh die Anlegung von Grundſtückserwerbungs⸗ 
fonds und deren regelmäßige Speifung. In einer Reihe von Ges 
meinden iſt dad gefchehen. 

Wichtig iſt audy eine Regelung bed Armenwefend Die Vor⸗ 
audfegungen für den Bezug von Armenunterflüpung find in ber 
Hauptſache in Neichds und Landesgeſetzen getroffen worden. Nach 
dem Reichsgeſetz über den Unterſtützungswohnſitz vom 6. Juni 1870 
hat die öffentliche Unterftüägung hilfebebürftiger Deutfcher durch 
„Drtsarmenverbänbe” und „Landarmenverbände” zu erfolgen. Die 
Snanfpruchnahme ded Ortsarmenverbandes hängt davon ab, daß 
der Hilfsbeduͤrftige dort feinen Unterftügungswohnfig hat; dieſer 
wird erlangt durch einjährigen nnunterbrochenen Aufenthalt nad 
vollendetem 16. Lebensjahre in einer Gemeinde, durch Verehelihung 
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und Abftammung. Die Unterfiügung erftredt fidy je nach Bedarf auf 
Untertommen, Almofen in barem Gelbe oder Naturalien, Krankenpflege 
und beim Tode auf angemeflened Begräbnis. Hinterläßt der Unterftügte 
Kinder, fo ift für deren Erziehung aufzufommen. Wer keinen beflimmten 
Unterftügungewohnfig hat, fällt dem Landarmenverbande zur Lat. 

Über die Aufbringung der Koften treffen die Randeögefege die ent⸗ 
fprechenden Anordnungen. Der innere Ausbau und die Organifation 
des Armenweſens ift jedoch Sache der Gemeinden, welche Die Armenvers 
bände bilden. Die Armenpflege der Gemeinde muß mit der der privaten 
Bereinigungen und der Einzelperfonen in fteter Verbindung ftehen. 
Es ift nit nur darauf zu achten, daß die Unterflügungen nur wirt, 
lich Bedbürftigen zufließen, fondern daß die Empfänger die Gelder 
auch richtig verwenden. Um das zu erreichen, ift die bisherige Übung, 
die Gefchäfte des Armenweſens möglidift nur unter Heranziehung 
ehrenamtlidy arbeitender Perfonen zu bewirken, dahin abzuändern, 
wenigftend für größere Gemeinden, daß ein Teil der Angelegenheiten 
durch gefchulte Beamte erledigt wird. 

Biel Gutes können die Gemeinden in vernünftiger Stellungnahme 
zu ben allgemeinen Arbeiterfragen ftiften, indem fie die Gründung 
von unparteiifhen Cparitätifhen) Arbeitsnachweiſen fördern, 
während des Winters zu Zeiten brüdender Arbeitsloſigkeit Nots 
ftandsarbeiten veranftalten und felbft der umftrittenen Frage der 
Arbeitdlofenverfidherung nahe treten. Sind fie felbft Unter, 
nehmer, fo follen fie ihren Betrieb fo einrichten, daß er in bezug 
auf Löhne, Arbeitözeit, Vertretung der Arbeiterfchaft, Ruheſtands⸗ 
unterftügung für die Privatbetriebe ald Wufter bafteht. Der Sadıe 
bed gewerblihden Mittelftandes kann durch zweckmäßige Aus⸗ 
geftaltung bed Bergebungswefend (Submiſſionsweſens), durch 
billige Gewährung von elektrifcher Kraft oder von Gas zu Betriebs⸗ 
zweden, Unterftügung von Fachſchulen und des Genoflenfchafte- 
weiend geholfen werden. Unternehmern wie Arbeitern wirb bei 
Lohnkämpfen eine taftuolle Vermittlung ber Gemeindebehoͤrden oft 
erwünfcht fein. 

Beachtung verdienen alle Fragen des Verkehrsweſens. Bor 
aflem find gute Straßen von nöten. Sie find fo anzulegen, daß fie 
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auch ftarten Verkehr eine Reihe von Jahren ohne weientliche Außs 
befferungen aushalten können; fie find mit einem Waterial zu bes 
feRigen, dad den Lärm ber Wagen nicht verftärkt, fondern möglichft 
daͤmpft. Während ber Finfternis ift für genügende Beleuchtung zu 
forgen. Sind Straßenbahnen vorhanden, fo werben fie am vors 
teilhafteften von der Gemeinde felbft betrieben Cin eigener Re⸗ 
gie); denn fle kann ben Berfehr den Bebürfniffen am beiten ans 
paſſen und Reformen fchließlich leichter durchführen ald Privatges 
ſellſchaften. 

Der Einrichtung von Gemeindebetrieben ſtand man fruͤher 
nicht wohlwollend gegenüber. Die Gemeinde ſollte nur Betriebe 
übernehmen, die feinen Gewinn abwerfen und nur eingreifen, wo 
Bedürfniffe zu befriedigen waren, die fonft hätten ungededt bleiben 
müffen. Darım erbauten auch zunaͤchſt nur wenige Gemeinden eigene 
Elektrizitäts- und Gaswerke, fondern begnügten fich mit der Er⸗ 
richtung von Waſſerwerken, Markthallen und Schladhthöfen. Ende 
der fiebziger Jahre trat jebod auch auf diefem Gebiete ein Um⸗ 
ſchwung ein, und eine Stadt nad) der anderen ging dazu über, Gas⸗ 
und Glektrizitätöwerfe ind G©emeindeeigentum überzuleiten. Dann 
folgten vielerortd die Straßenbahnen, Jetzt geht man auch daran, 
dad Veerdigungsmefen zu veritabtlichen, führt Die Gemeindebauten 
durch eigene Beamte aus (@emeinderegie) und greift immer weiter 
in der wirtfchaftlichen Betätigung. Sparkaſſen gründete man bes 
fonders feit den fiebziger Jahren ded vorigen Jahrhunderts, zunächft 
weniger, nm einen Berdienft damit zu erzielen, ald den Heinen 
Sparern eine fichere Anlage ihred Geldes zu bieten. Jetzt find aber 
die Sparkaſſen ald bedeutende Einnahmequelle der Gemeinde fehr 
beliebt; doch ſollten die daraus entfallenden Überfchüffe mehr wieder 
im SIntereffe der Beinen Sparer verweudet werden, als es häufig 
gefchieht. 

Da für manche Einrichtungen einzelne Gemeinden allein oft zu 
Fein find, und da andererfeitö große Betriebe auf manchen Gebieten 
verhältnismäßig billiger arbeiten als Meine, fchließen ſich neuerdings 
öfter mehrere Gemeinden zu fogen. Zwedverbänden zufammen, 
um etwa ein Elektrizitaͤtswerk zu bauen, eine Sparkaſſe einzurichten, 
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Beamte zur Bornahme von Kaflens und Rechnungsprüfungen ans 
zuftellen ufw. Der Gründung derartiger Berbände find die Res 
gierungen fehr gewogen. In Sachſen it 1910 ein Beleg zur Rege 
Iung der Recdhtöverhältniffe der Berbände erlaffen worden, in Preußen 
Anfang 1914 zwei. Das eine behandelt die Zwedverbände und deren 
Aufgaben im allgemeinen; das andere befaßt fi mit ben Berhälts 
niffen von Berlin und deu ed umgebenden Bororten. Diefe werden 
darnach mit der Hauptſtadt für beſtimmte Augelegenheiten zu einem 
Zwedverbande „Broßberlin" zufammengeichloflen. Der Berband tft, 
namentlidy für die kleinen nud kleinſten Gemeinden, oft das einzige 
Mittel, die zahlreichen Anſpruͤche zu erfüllen, bie an bas moderne 
Gemeindeweien geftellt werden. 

Es leudhtet ein, daß bie ftetige Ausdehnung bed gemeindlichen 
Wirkungsfreifes ein ſtaͤndiges Steigen der Ausgaben im Gefolge 
haben muß. Aufgabe der Gemeindeverwaltung if e&, für die ent 
fprechenden Einnahmen zu forgen. Bei Reich, Staat und Gemeinde 
sichten fi die Ausgaben nicht in erfter Linie nach den Einkünften, 
wie es bei jedem Privatmanne fein follte, fondern die Einnahmen 
werben durch die notwendigen Ausgaben bedingt. Wo legtere niedrig 
find, brauchen erftere auch nicht hoch zu fein. 

Die Grundlage für die gelamte Finanzwirtfchaft bildet der 
nad) den meiften Gemeindegeſetzen jährlich aufzuftellende Haushalts 
plan (Etat); er ift eine wahrfcheinliche Überficht der zu erwarten» 
den Einnahmen und Ausgaben, die auf je einer Seite bargeftellt 
werden. Man unterfcheidet ordentliche und außerordentliche 
Einnahmen und Ausgaben. Befonders für die Behandlung der 
Ausgaben ift diefe Auseinanderhaltung wefentlich; als außerordent- 
liche gelten Diejenigen, bie nicht oder nur in audgebehuten Zeit 
räumen wieberfehren. Die Höhe des erforderlichen Aufwandes ift 
Dabei nidyt maßgebend, doch ift die Größe der Gemeinde vielfach 
von wejeutlichem Einfluffe. Die Koften für den Bau einer Schule 
werben in kleinen Gemeinden immer ald außerordentliche Ausgabe 
zu betrachten fein, während fie in den Großſtaͤdten, wo faft jedes 
Sahr ein neues Schulgebäube nötig wird, zu den orbentlichen zu 
zählen find. | 
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Die Ausgaben maucher Gemeinde haben bereits ein fo hohes 
Map erreicht, daß bezweifelt werben kann, ob bie Steuerkraft der 
Einwohner eine weitere Steigerung aushalten Tann. Nach den 
Zufammenftellungen in der Dentfchrift des Reichsſchatzamtes zur 
Heichsfinanzreforn betrugen die Gefamtausgaben aller Stadt⸗ und 
Landgemeinden bed Deutichen Meiched mit mehr ald 1000 Ein 
wohnern im Jahre 1907 1955,8 Millionen Mark, d. t. mehr als 
die ordentlichen und außerordentlichen Ausgaben fäntlicher Bundes» 
ftaaten ohne Preußen, die in demfelben Sahre ſich anf 1836,2 Mil, 
lionen Mark bezifferten, ober mehr ald 25°), aller Meichd- und 
einzelftaatlichen Ausgaben mit 7745,6 Millionen Marl. Wenn man 
die Ausgaben der Gemeinden unter 1000 Einwohnern und der 
Schnl⸗ und Armenverbände auf runb etwa 750 Millionen Marf 
ſchaͤtzt, fo ergibt fich für die Gefamtausgaben aller Ortögemeinden 
im Dentfchen Reiche eine Summe von etwa 2700 Millionen Mark, 
wozu noch etwa 450 Millionen Dark Ausgaben der höheren Koms 
mnnalverbände gerechnet werben können. 

Grundfäglich follte daran feitgehalten werben, daß ordentliche 
Ausgaben durch ordentliche Einnahmen gebedt werben. Dod; wird 
dDiefe Regel nicht immer befolgt. Die ordentlichen Einnahmen fegen 
fich regelmäßig aus Erträgen von Stenern, direkten wie indirekten, 
Gebuͤhren, Überfchüffen der Wirtfchaftöbetriebe, Zinfen, Strafen 
zufammen. Hinfichtlih der Steuern vor allem befindet fich bie 
Gemeinde im Berhältniffe zu Reich und Staat in einer mißlichen 
Lage, denn beide nehmen oft gerade die beiten Einnahmequellen 
für fich in Anfpruch nnd verbieten den Gemeinden entweder ganz, 
daraus zu fchöpfen, ober vermeifen fie auf den Weg ber Zus 
fhläge. In felteneren Fällen nur weifen fie den Gemeinden felbit 
wieder Einfünfte zu. 

Das Reich unterfagt z. ®. im Zolltarifgefege von 1902 den Ge⸗ 
meinden Abgaben (Oktroi) auf Getreide, Hülfenfrücte, Mehl, Bad 
waren, Bieh, Fleiſch, Fleifhwaren und Fett zu erheben, ferner 
nach dem Braufteuergefeß von 1909 Bier mit mehr ald 30 Pfennige 
für den Heftoliter Einfach und 65 Pfennige für die gleiche Menge 
Doppelbier zu befteuern. Einnahmen dagegen weift es zu im Zur 
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wachöfteuergefeg von 1944, nach dem bie Gemeinden 40°), des 
Ertrages diefer Steuer erhalten follen. 

Eingehende Beſtimmungen zur Regelung bed Bemeindefinanz- 
wefeus in befonderen Gefegen haben von den deutſchen Staaten 
nur Preußen in dem muftergiltigen KRommunalabgabengefeg vom 
14. Juli 1893 und jüngft Heflen getroffen; Sachſen weift nur einen 
mißglücten Verſuch auf, body ift bereitd ein neuer Entwurf in 
Arbeit. Borfchriften find vielfach in den Städtes und Gemeinde, 
ordnungen enthalten oder fonft in den Gefegen veritreut. Infolges 
deffen ift es ſchwer, einen kurzen klaren Überblid zu geben. 

Nach dem preußifhen Kommunalabgabengefete dürfen die Ges 
meinden Steuern nur erheben, wenn die fonftigen Einnahmen, wie 
Zinfen aus dem Gemeindevermögen, Gebühren ufw. nicht ausreichen, 
Indirekte Steuern können innerhalb der von den Reichögefegen ges 
zogenen Grenzen erhoben werden, direkte im allgemeinen nur aus⸗ 
bilfsweife, falld die indirekten und die übrigen Einnahmen zus 
fammen den Gemeindebebarf nicht deden; fie föunen auf den Grund» 
befig, den Gewerbebetrieb nnd das Einkommen gelegt werden. 
Bezüglich ded letzteren befteht jedoch die Einichränfung, daß die 
Veranlagung zur Staatdeintommenftener maßgebend fein muß und 
daß lediglich gleichmäßige Zufchläge erhoben werben dürfen. 

Kür die Benußung der von den Gemeinden im Öffentlichen Ins 
terefie unterhaltenen Anftalten, wie Krantenhäufer, Schlachthöfe, 
find fie befugt, Gebühren zu verlangen. Gewerbliche Unternehmungen 
find grundfäglicdh fo zu verwalten, daß durch die Einnahmen mins 
beitend alle Ausgaben einfcdhlieplid der Verzinſung und Tilgung 
bed Anlagelapitaled aufgebracht werden, Man nennt ſolche Unter; 
nehmungen Sleichgewichtöbetriebe und folche, bei denen bie 
Ausgaben höher find als die Einnahmen, Zufhußbetriebe. Diefe 
find nur geftattet, wenn die Unternehmung einem öffentlichen Inters 
efle dient, dad auf andere Weife nicht befriedigt werben kann. Der 
Zug der Zeit geht aber dahin, Zuſchuß⸗ uud Gleichgewichtöbetriebe 
immer weiter in der Richtung auszubauen, daß fie Überfchußs 
betriebe werden. linter dem Drude der unumgänglichen Aus⸗ 
gaben find die Gemeinden genötigt, auf die feften Einkünfte aus 
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den Unternehmungen zu rechnen, ba ihre anderen Einnahmen mehr 
und mehr befchnitten werden. In vielen Gemeinden machen die 
Ermwerbseinkünfte einen ftändig fleigenden Prozentfag aller Ein, 
nahmen überhaupt aus. 

Den Hauptbeftandteil ber außerorbentlichen Einnahmen ftellen 
die aus ber Begebuug von Anleihen erlangten Mittel bar; 
fie find jedoch nicht bloß Einkünfte, fondern vermehren zugleich die 
Schulden. Diefe find in den legten 40 Jahren allgemein ftarf 
gewachſen, weil die Gemeinden Anleihemittel nicht allein zur Dedung 
der außerorbentlihen Ausgaben verwendet, fondern häufig auch 
ordentliche damit beftritten haben. Nach der fhon erwähnten Denk: 
fhrift des NReichöfchatamted wurden für Ende 1907 die gefamten 
Schulden ber deutſchen Städte mit mehr ald 10000 Einwohnern 
auf über 5 Milliarden Mark gefhäbt. In der Zeit vom 1. April 
41906 bis zum 31. März 1909 haben allein 154 Gemeinden mit 
mehr ald 25000 Einwohnern 1244418361 Mark Anleihen aufs 
genommen. Anfang 1908 betrugen 3. ®. die Schulden von 


 Belin. . » . . 390680045 Marl 
Frankfurt am Main . 212254264 „ 
Eölln - 2. 2 2 0. 156156447 „ 
Dredden . - : - . 447270173 „ 
Leipig. © 0 0. 428098116 „ 
Bredlau . 2. 0. 90484612 „ 
Chemnig - « . . . 39213574 „ 


Diefe hohen Summen haben Beunruhigung hervorgerufen und 
einige Regierungen zu den Berfuche veranlaßt, durch Verordnungen 
die Anleihepolitit in andere Bahnen zu leiten. Auch die Ge 
meinden felbft find daran gegangen, von ſich aus eine Änderung 
herbeizuführen. Die Schuldenfrage bildet zur Zeit auf Städtes 
und Gemeindetagen, fowie in ben zahlreichen Fadızeitfchriften 
ein beliebtes Thema, nnd mandye beachtendwerte Maßregel ift ſchon 
vorgefchlagen worden. Es iſt zu eritreben, baß die Verwendung 
der Anleihemittel möglich eingefchränft werde, und daß die Ger 
meinden für Zwede wie Schulbauten, Errichtung und Umbau von 
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Krantenhäufern, Anlegung von Straßen, Ausführung von Be 
fchlenfungen uſw. rechtzeitig mit der Anfammlung von Zweck⸗ 
vermögen beginnen, bamit im Bebarföfalle die erforberlichen 
Mittel vorhanden find. 

Bis zur Anflöfung bed alten deutſchen Reiches hatten die reiche» 
unmittelbaren Städte dad Recht, Gefandte in deu Regenöburger 
Neihstag zu fchiden. In den neuen Reichstag dagegen fenden 
Städte Feine Vertreter mehr, die Abgeordneten werden von ber 
Geſamtheit ded dentfchen Volkes gewählt; nur im Bunbesrate find 
Hamburg, Lübel und Bremen ald Stabtftaaten durch je ein von 
ihnen zu bevollmädhtigendes Mitglied vertreten. Die einzelftaatlichen 
Parlamente aber weifen verfchiedentlih Vertreter ber Städte auf; 
‚in den Zweilammerparlamenten fpielen namentlid in ber erften 
Kammer (Herrenhaus, Neichörat,) die Oberbürgermeifter ber großen 
Städte eine bedeutende Rolle. Zu den Bertretungstörpern ber überges 
ordnneten Kommunalverbände ift den Gemeindeorganen meift ein Wahls 
recht eingeräumt; denen der Landgemeinden und ber nicht kreisfreien 
Städte zum Kreistage, Diftriktörat, ber Bezirksverſammlung, denen ber 
größeren Städte, welche vielfach eigne Kreife bilden (eremte Städte), 
zum Provinziallandtag der Kreiöregierung, dem Kreisausfchuß. 

Zur Wahrung gemeinfchaftlicher Intereflen und zwecks Austaufches 
von Erfahrungen wurden fchon in ben 60er Jahren Zufammentünfte 
von Bürgermeiftern und Gemeindevertretern abgehalten. Bekannt ift 
ber fächfifche Semeindetag, dem Stadt» und Landgemeinden an» 
gehören. Zurzeit beſtehen eine große Anzahl von Verbänden, deren 
Mitglieder Gemeinden eines begrenzteu Gebietes find, wie der preus 
Bilche, ber bayerifche, der heffifche Städtetag, der ſchleswig⸗ 
holfteinifche Städteverein, ber oberfhwäbifche Städtever⸗ 
band. Daneben wirken mehrere Derfonenvereinigungen, die Sonder: 
zwecke verfolgen; bie bebeutendite iſt die Konferenz der Finanzdezer⸗ 
nenten der Städte über 80000 Einwohner. 

Über das ganze Reich erſtreckt fich der 1903 anläßlich der Dresdener 
Städteauöftellung gegründete deutſche Städtetag, dem Städte 
mit mehr ald 25000 Einwohnern und Städteverbände beitreten 
tönnen. Zur Erleichterung bed Verkehrs hat er eine Zentralftelle 
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in Berlin eingerichtet. In letter Zeit hat er fich ſtark bes Anleihe, 
weſens angenommen nnd and, fonft bereitö eine fegendreiche Wirk 
famteit eutfaltet; er wird aller Borausficht nach in Zukunft eben, 
falls das leiften, was von ihm erwartet wird. Zwecks Zufammens, 
faffung ber kleineren zur Mitgliedſchaft beim Städtetage nicht 
berechtigten Städte iſt vor einigen Jahren ber Reichsverband 
deutfcher Städte ind Leben gerufen worden. 

So herrfcht auf allen Gebieten ein frifched Leben und froher 
Schaffensdrang. Das ift auch notwendig, denn groß find die Aufs 
gaben der Bemeindepolitif und fchwer ihre Erfüllung. 


ec) Die politifhen Parteien. 

Die politifchen Parteien der Gegenwart find Kinder ber neueften 
Gedichte, geboren aus dem Streben bed Volkes, an ber Regierung 
bes Staates teilzunehmen. Möglich wurden fie erft, als der konftitu- 
tionelle Gedanke die Völker zu erfaflen begann. Den Anfang bildet 
vielfacdy, die Vereinigung von Abgeordneten gleicher politifcher Ans 
fhauung GFraktion) zu dem Zwede, ihre Pläne und Forderungen 
wirkfam vertreten und durchführen zu koͤnnen. Bald ſucht bie 
Fraktion auch außerhalb bed Parlaments Anhänger zu befommen, 
ba fie von den Wählern gleicher Anfchauung abhängig ift, und fo 
entfteht die Partei, die alle umfchließt, Abgeordnete und Wähler, 
Zweigvereine bildet, Zeitungen für die Propaganda unterhält und 
eine Organifation fchafft, die für die finanziellen Mittel zum Wahls 
fampf zu forgen hat. Aber audy ber umgelehrte Weg ift möglich: 
ed kann in einem Volle, dad noch Feine Verfaſſung hat, der Zus 
ſammenſchluß Gleichftrebender zu einer Partei nach einem auswärs 
tigen Borbilde erfolgen, und erft mit der Berfaflung entfteht dann 
auch die Fraktion. 

Die Partei ift alfo eine Bereinigung gleichgefinnter oder das 
gleiche Ziel erftrebender Bürger, die die Abficht haben, im Staate 
oder in der Gemeinde wenn nicht die Herrichaft, fo doch wenigftend 
die Macht auf einem beftimmten Gebiete zu erobern. Gleiche Zwede 
und gleiche Intereſſen verbinden ihre Mitglieder. 

Urſpruͤnglich waren_e8 beflimmte Weltanfhaunngen, wie Libera⸗ 
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lismus oder Konfervativismus, die parteibildend wirkten. Allmählich 
haben dann auch berufliche Intereffen, Standedangelegenheiten oder 
religiöfe Anfchauungen parteibilbenbe Kraft bewiefen, indem Groß, 
grundbefiger, mittlere bäuerliche Beſitzer, Kaufleute, Handwerker, bie 
Snduftrie wie die Finanzwelt verfuchten, ihre befonderen Zwecke durdy 
Parteigründungen zu verwirklichen. Auch Verfchiedenheiten ber Natior 
nalitäten können zu Parteigruppierungen führen. 

In Deutfchland kennt bas 18. Jahrhundert ein Parteiweſen faft 
noch nicht. Das ift begründet in bem Mangel eines regen Öffentlichen 
Lebens. Erft in ber erften Hälfte des 49. Jahrhunderts entftand unter 
bem Einfluß der franzöfifchen Revolution wie im ganzen weltlichen 
Europa und in Amerika fo au in Deutſchland ber Gegeufag von 
Liberalismus und Konſervativismus. Einzelne Schattierungen waren 
von Anfang an vorhanden, je nad) der Intenfität der Wünfche und 
Forberungen (Parteiftelung im Franffurter Parlament). Bald vers 
binden fich beftimmte wirtfchaftliche und foziale Momente mit ber polis 
tifchen Weltanfhauung. Seit 1860 tritt die Arbeiterflaffe in Gegen» 
fag zum Bürgertum, und bei der wachfenden Bedeutung ber fozis 
alen Frage entftehen neue Parteifchichtungen, die bie älteren liberas 
len und fonfervativen Gruppen zerfegen. Immer größer wirb bie 
Zerflüftung des Parteiweſens, je mehr wirtfchaftliche Intereflen in 
ben Vordergrund rüden. Darüber geht die einheitliche Weltanfhauung 
faft verloren; dad Parteileben Deutſchlands rüdt gegen Ende des 
419. Jahrhunderts immer weiter von dem deal bed Zweiparteiens 
ſpſtems (England) ab. (Siehe die Tabellen S. 92 und 93.) 


Die Partei der Konferpativen entwidelte fih in ben Ber 
faffungstämpfen Preußens im Sahre 1848. Im fchärfiten Gegenfag 
zu den Liberalen, die wie im Kranffurter Parlament auch in ber 
Preupifhen Nationalverfammlung die Mehrheit bildeten, fchloffen 
fidy alle diejenigen Elemente Preußens zufammen, die im Staat den 
monardiifchen Gedanken, in ber Kirche den chriftlich-evangelifchen 
Standpunkt gewahrt wiſſen wollten („Autorität, nicht Wajorität“) 
und einen organiichen Aufbau des Staates an Stelle einer demo⸗ 
Fratifchen Entwidllung wünfchten. Ihre Gründer waren befonders 
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die Brüber von Gerlach, von Bigmard, Stahl, Niebuhr und E. von 
Manteuffel. Da der Großgrundbefig in der Kolgezeit die Vorherrs 
fhaft in der Partei gewann, wurde fie von den Gegnern „Junker⸗ 
partei” genannt. Ald Preßorgan wurde die Kreuszeitung gegründet. 
Die Konfervativen hatten wichtigen Einfluß in der direkten Umgebung 
bed Könige und erreichten in der 1850 oftroyierten Verfaſſung eine 
Einfchränfung ber demofratifchen Forderungen. Ju den 50er Jahren 
erlangten fie auch in der 2. Kammer die Majorität. Ju ber Konflikts» 
zeit (1861— 66; f. ©. 103, 107) aber waren fie, die Anhänger der Bis⸗ 
mardfchen Politik, in der Minderheit. Ald die Volksvertretung 1866 
mit der Regierung ihren Frieden machte, zweigte fich von der kon⸗ 
fervativen Partei der linke Klügel, der im nationalen Interefle vers 
föhnlicher gegen bie Liberalen geflimmt war, unter dem Namen 
„Sreitonfervative” ab. 

Die alte Fraktion, die im Neichdtage ded Norddeutfchen Bundes 
bie gleichen Elemente Mecklenburgs, Sachſens und der mitteldeutfchen 
Staaten in ſich aufgenommen hatte, nannte ſich jegt Deutfchlonfers 
vative Partei. In Württemberg und Mittelfranken hatte fie auch 
bedeutende Teile der Bauernichaft zu Anhängern. Während des 
Kulturtampfed (70er Jahre) trat eine Meine Spaltung in ber 
Partei ein, ba die Wehrheit den „Lirchenpolitifchen Streit als ein 
Unglüd für Reid; und Bolt“ betrachtete, während die Minderheit bei 
Bismard aushielt. Das Jahr 1876 brachte bie Ausföhnung mit Bis⸗ 
mard und bie endgültige Konftituierung der Partei auf Grund eines Aufs 
rufes an die deutſchen Konfervativen (12. Juli 1876). Diefe damals 
niedergelegten Grundfäge find ergänzt und erweitert worben im 
Tivoliprogramm bed Sahred 1892 (8. Dez), dad ſeitdem bie 
Orundlage der deutſch⸗konſervativen Partei bildet. 

„Sie will die Monarchie von Gottes Gnaden unangetaftet ers 
halten wiſſen“ nnd befämpft „jeden Verſuch, die Monarchie zus 
gunften eines parlamentariichen Regiments zu beſchraͤnken“. Im 
vollen Verftändnis für die Bedeutung ber Wehrkraft des beutfchen 
Bolfes treten ihre Mitglieder au für eine „maßvolle“ aber „ziel 
bewußte” Kolonialpolitif ein. Innerhalb der Reichdeinheit wollen fie 
die Wahrung der „berechtigten Selbftänbigfeit und Eigenart der 
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einzelnen Staaten und Stämme und in Provinz, Kreis und Gemeinde 
die Selbftverwaltung erhalten, gegründet nicht auf das allgemeine 
Wahlrecht, fondern auf die natürlichen Gruppen und organifchen 
Bliederuugen des Volkes“. In handelspolitifcher Beziehung waren 
die Konfervativen bis in bie Witte der fiebziger Jahre des vorigen 
Sahrhunderts, noch 1876, Freihändler geweſen. Ald dann im Ges 
folge der Induftries und Handelskriſis von 1873 und ihrer Nach⸗ 
wehen in Nordamerika mit den Jahren 1876/77 auch eine deutſche 
Agrarkriſis einfegte, änderten fie ihre hanbelgpolitifche Stellung. 
Fürft Bismark brauchte damals im Reichötage eine neue Mehrheit, 
da ihm die Liberalen, die mit ihm das Reich gegründet hatten, die 
Mittel für deflen geficherten Beftand (Reichseiſenbahnen, Tabak⸗ 
monopol) verweigerten. Nun wollte er den Schußzoll zur finanziellen 
Baſis des Reichs machen. Er fand die Mehrheit bei den bedrängten 
Induftriellen (Zentralverband Deutfcher Induftrieller 1876), den Agras 
riern und dem Zentrum, dem gegenüber er den Kulturfampf aufs 
gab. Seit diefer Zeit haben die Konfervativen ihre handelspofitifche 
Stellung nidyt mehr geändert, fid) vielmehr in einem Teil fogar zu 
Hochſchutzzoͤllnern weitergebildet. In der inneren Politik fireben fie 
die Erhaltung eines Fräftigen Bauernftanded an (vor allem durch 
„Überführung der auf dem Grundbefig Taftenden Hypotheken⸗Ver⸗ 
fhuldung in zu amortiflerende Rentenfchuld“.) Für dad Handwerf 
erfcheintihnenvornehmlichdie „Einführung des Befähigungsnachweifeg, 
bie Stärkung der Innungen und Innungeverbände, die Begründung 
und Förderung genoffenichaftlicher Vereinigungen geboten. Redlicher 
Kandel und Gewerbebetrieb ift zu fhügen durch Beichränfung und Bes 
auflichtigung des Haufierhandeld und der Abzahlungsgefchäfte, fowie 
durdy die Befeitigung der Wanderlager und der Wanderauftionen, 
Die Börfengefchäfte find durcd; eine Börſenordnung wirffamer ftaatr 
licher Aufficht zu unterftellen; in&befondere ift dem Mißbrauch des 
Zeitgefchäftes ald Spielgefhäft, namentlich in den für bie Volks⸗ 
ernährung wichtigen Artikeln, entgegenzutreten”. In der Sozialpo⸗ 
litik arbeiten fie im Sinne praftifchen Chriftentums, auf der fozialen 
Botſchaft des Jahres 1881 fußend: „Wie fie für die Beflerung der 
Lage der Arbeiter, unter erheblicher Belaftung der Arbeitgeber, eins 
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getreten find, fo halten fie nach wie vor die Stärkung bed Mittels 
ftandes in Stadt und Land und bie Befeitigung der Bevorzugungen 
bed großen Geldkapitals für Die dringendften Aufgaben der Sozials 
politit. Sie fordern ein wirkffames Einfchreiten der Staatögewalt 
gegen jede gemeinichädliche Erwerbstaͤtigkeit und gegen die undeutfche 
Berlegung von Treu und Glauben im Gefchäftsverfehr." Die Ans 
hänger der Sozialdemofratie und bed Anarchismus bekämpfen fie 
als die fchlimmiten Feinde der ftaatlichen Ordnung. Ihre gelamten 
politifhen Grundfäge beruhen auf der chriftlichen Lebensanſchau⸗ 
ung, bie fie in der Geſetzgebung durchgeführt wiflen wollen. Das 
bei „erfennen fie dem Staate bad Recht zu, kraft feiner Souve⸗ 
ränität fein Verhältnis zur Kirche zu ordnen”, lehnen aber jedes 
„Übergreifen der ftaatlichen Gefeßgebung auf das Gebiet des inneren 
firhlihen Lebens ab”, wofür fie volle Freiheit ber felbftändigen 
Regelung verlangen. „Die konfeſſionelle chriftliche Volksſchule ers 
achten fie für die Örundlage der Volfderziehung und für die wich⸗ 
tigfte Bürgfchaft gegen die zunehmende Berwilderung der Maſſen 
und die fortfchreitende Auflöfung aller gefelfchaftlichen Bande. Sie 
befämpfen den vielfach ſich vorbrängenden und zerfegenden jüdifchen 
Einfluß auf unfer Volksleben und verlangen für das chriftliche Volt 
eine chriftliche Obrigkeit und für chriſtliche Schulen chriftliche 
Lehrer. 

Hochachtung von Ehriftentum, Monarchie und Baterland, Schuß 
und Förderung jeber redlichen Arbeit, Wahrung berechtigter Autos 
rität, das find die oberften Grundfäge, welche die deutfche konſer⸗ 
vative Partei auf ihre Fahne gefchrieben hat.” 

Die Zufammenfegung der Partei blieb vorwiegend ariſtokratiſch. 
Außer in Preußen hat fie in Sachſen die meiften Anhänger. Ihre 
Führer und hervorragenditen Vertreter find im Neichdtage Dietrich, 
Graf Kanig, Malfewig, von Normann, Pauli (Potsdam), Graf 
Schwerin⸗Löwitz, Wagner, Graf Weftarp, in Sachſen Mehnert, Opig, 
in Preußen von Heydebrand und ber Lafa, der auch Reichstags⸗ 
abgeordneter ift und jegt ald Haupt ber gefamten Partei gilt (der 
„ungelrönte König von Preußen“). In ber Preffe gehören ihnen 
die Neue Preußifche (Kreuz⸗)Zeitung, die Oftpreußifche Zeitung, 
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Danziger Allgemeine Zeitung, ber Reichsbote, für das Königreich 
Sachſen befonders „Das Vaterland” u. a. 

Der linke Flügel der Tonfervativen Partei, der fi 1866 unter 
dem Namen Freitonfervative abgezweigt hatte (ſ. S. 94) und 
ſich bis heute im preußifchen Abgeorbnnetenhaufe fo bezeichnet, nennt 
fidy feit dem Parlament des Norbdeutfchen Bundes (1867) im Reiches 
tage Reichdpartei. Ihr leitender Grundfag ift die Arbeit für das 
Gefamtintereffe der Nation, wie ed fchon ihre erfte programmatifche 
Kundgebung (27. Dft. 1867) ausſpricht: „Den neuen Provinzen 
werben wir zu beweifen haben, daß Preußiſch und Deutfch eins und 
dasfelbe ift, und daß Deutſchland gewinnt, was Preußen erwirbt. 
Undeutfche Sefinnung ift bei uns nicht heimifch.“ Wit klarer Bors 
ausficht erfannten ihre Witglieder den Gang ber künftigen Entwick⸗ 
lung und ſprachen dieſe Erkenntnis ruhig und ſtolz aus: „Der zu 
einem ‚Deutfchen Reich’ ſich entfaltende Norddeutſche Bund, hervors 
gegangen aus dem Zollverein, erfcheint und ald die deut ſche Weiters 
bildung ber preußiichen Monarchie." Immer hat dieſe Partei die 
Stärkung bed Reichsgedankens betont, wie ihn bie Bismarckſche 
Politik vertrat, weshalb fie „Partei Bismardd sans phrase“ getauft 
wurde; an biefem Namen hält fie noch heute fell. Deshalb konnten 
auch ihre Witglieder einem Parteiprogramm nicht unter allen Um⸗ 
Händen folgen, wodurch fie beſonders in Schuls und Kirdyenfragen 
in fcharfen Gegenfag zu der Deutfchlonfervativen Partei gerieten. 
„Die Berechtigung des Parteimelend verfennen wir nicht”, heißt 
ed in ihrem Programm „aber feine Auswüchfe und Übertreibungen 
weifen wir entfchieden zurüd. Weder billigen wir die Unterwerfung 
charafterfefter Männer unter ben Dogmatismus einer politifchen 
Schule, noch Die Unterordnung ber vaterländifchen Intereſſen unter die 
Sonberintereffen der Parteiung. Nicht über umfaflende Theorien 
verftändigen wir uns, fondern über praltifche Fragen der Gegen 
wart. Wir fegen dad Vaterland ftetö über die Partei, wir ftellen 
bad Nationalinterefle über Alles.” In Vertretung bed durchaus 
fonfervativen Gedankens, „die gefunden und entwidlungsfähigen 
Elemente des Beftehenden forgfältig zu pflegen und fortzuentwideln”, 
erfennen fie unnmwunden ben Eintritt ber preußifchen Monarchie 


Die politiſchen Parteien 97 


in die Reihe der Tonftitutionellen Staaten an nnd bekennen fidy 
freudig zur Mitarbeit an den neuen Berhältnifien. „Die Staats» 
verfaffung ehren fie ald eine Stärkung bed Königtums, ale eine 
Entfaltung des Volkstums, ald die Gewähr der Freiheit der Kirche, 
ber Parität ber Konfeffionen, ber Loslöfung politifcher Rechte vom 
religiöfen Belenntnid. Sie verwerfen ben ‚Scheintonftitutionalies 
mus’ ald Herabwürdigung und Entfittlichung bes öffentlichen Lebens; 
ebenfo befämpfen fie bie überlebte, doch immer fortwirkende Lehre 
von der Teilung ber Gewalten, ber fie ben Grundfag von der Ges 
meinfchaftlichkeit ber Ausübung der einheitlichen Staatsgewalt mit 
Bewußtſein entgegenhalten.”“ Den Ausbau ber Berfaflung fordern 
fie im Sinne fortfchrittlicher Entwidlung, ald deren „Abichluß fie 
bie Selbftverwaltung aller Gliederungen des Volkes“ anfehen. Dem 
Meiche fuchen fie die finanzielle Unabhängigkeit zu verfchaffen und 
find dabei fowohl für birefte wie indirefte Steuern zu haben, aber . 
„im Sinne ausgleichender Gerechtigfeit und unter gleichmäßiger 
Veranlagung und Geranziehung aller Steuerpflichtigen”. Wie bie 
Konfervative Partei find fie Anhänger bed Schupzolled. Die Sozials 
demofratie befämpfen fie in ſchärfſter Weife, fuchen aber „durch 
gefegliche Reformen in erhöhten Maße für das Wohl der arbeitenden 
Klaffe Fürſorge zn tragen”. Ihren Schwerpuntt hat biefe Partei 
ebenfalls äftlich der Elbe, wenn auch Großinduftrielle, hohe Beamte 
Botfchafterfraftion) und ein Zeil des Hochadels eine befondere Rolle 
in ihr fpielen. Ihre Führer find im Reichsſtage Arenbt, v. Dirffen, 
Freiherr v. Gamp, Fürft v. Hagfelbt, Hoeffel, v. Liebert, Pauli (Ober⸗ 
Barnim), Schul, im preußifchen Abgeordnetenhauſe v. Dewig, Graf 
Moltke, Frh. v. Zedlitz⸗Neukirch; als Zeitungen find zu nennen bie 
Po, die Münchner Allgemeine Zeitung, die Schleſiſche Zeitung 
und das Poſener Tageblatt. 

Die foziale Frage ließ 1878 wieber mehrere Konfervative ſich 
von ihrer Partei Iodfagen und unter bem Berliner Hofprediger 
Stöder die hriftlichsfogiale Partei gründen. Diefe fuchte ber 
mofratifche Gebantengänge mit ben konfervativen Anfchauungen zu 
verbinden, um bie Arbeiter zu gewinnen, unb wurde zunädıft bie 
Partei der „Heinen Leute”, hatte aber bald bie größte Wirkung auf 
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die Gebildeten. Ihr erfted Programm von 1878 iſt nach Erfüllung 
vieler Korberungen 1896 neu formuliert worden. Die Partei erftrebt 
auf dem Grunde bes Chriftentumd nnd ber Baterlanböliebe bie 
Sammlung der vom chriftlichsfozialen Geiſte durchdrungenen Volke, 
freife allee Schichten und Berufe. Sie befämpft alle nichtchriftlichen 
und unbeutfchen Einrichtungen, die ben inneren Zufammenbrud, 
und den Äußeren Umfturz herbeiführen müflen; insbeſoudere richtet fie 
ihre Waffen gegen den falfchen Liberalismus und bie drückende 
Kapitalsherrfchaft, gegen das übergreifende Judentum nnd bie res 
volutionäre Sozialdemokratie. Sie erftrebt eine mit Pflichten und 
Mechten ausgeftattete Berufdorganifation für alle Stände und die 
Übertragung politifcher Rechte auf diefe korporativen Genoflenfchaften. 
Ihr Ziel if „die friedliche Löfung der fozialen Schwierigkeiten auf 
dem Wege einer ftarfen Sozialreform durch die Verringerung ber 
Kluft zwifchen reich und arm und das ehrliche Zuſammenwirken aller 
Stände an der Einheit, Freiheit, Ehre und Größe ded Baterlandes 
unter ber Führung des volldtümlichen Kaiſertums“. Das Organ ber 
hriftlichsfozialen Partei ift „Das Reich“. In den legten Sahren 
it die Partei mit eigenen Kandidaten nicht mehr hervorgetreten, 
fondern hat diefe mit der konfervativen Partei gemeinfam aufgeftellt. 
1896 trennte ſich von ihr der linke Flügel unter Führung bes 
Dfarrerd Naumann (f. S. 108 Nationalfoziale). 

An Stöder hatten fid Liebermann v. Sonnenberg, Paul Förfter 
u. a. angefchloffen. Sie gründeten Vereine zur Belämpfung des 
Sudentumd. Unter dem Namen Antifemiten traten fie 1881 als 
befondere Partei in Berlin auf, ohne aber Erfolge bei den Reiche» 
tagswahlen zu erzielen. Auf dem Dresdner Kongreß, am 18. und 
49. Septbr. 1881, nannte ſich die Partei Deutfche Reformpartei. 
Unabhängig von der konſervativen Parteileitung wurbe 1886 in 
Helfen eine Allgemeine beutfche antifemitifche Vereinigung 
gegründet, und 1887 zog der erfte Antifemit in den Reichstag ein, 
bem 1894 vier weitere folgten. Inzwiſchen hatte fi) 1888 die kon⸗ 
fervative Richtung unter Liebermann und Förfter ald Deutfchfoziale 
antifemitifche Partei abgezweigt, die u. a. befonders bad Bers 
bot der Einwanderung frember Juden und bie Aufhebung der Gleich⸗ 
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berechtigung ber Juden forberte. Dagegen bildete die bemofratifche 
Richtung 1890 die Antifemitifche Volkspartei, bie bie Stellung 
ber Tuben unter Frembengefete und Schaffung einer gefunden ſozi⸗ 
alen Geſetzgebung erftrebte. Ein wefentlicher Unterfchieb befteht in 
ihren Programmfordernngen nicht. Die Antifemiten fiehen treu zu 
Kaifer und Reich, Fürft und Baterland, Sie erftreben haupt- 
fächlich eine Durchdringung bed Volks⸗ und Rechtslebens mit dem 
lebendigen Geiſte des Ehriſtentums. Deshalb Dürfen „nur chriftlich- 
deutſche Männer Cnichtjüdifcher Abkunft) in geſetzgebende Körper; 
fhaften gewählt und in Staats⸗ und Gemeinbeämter berufen wers 
ben“, Ihr Kampf richtet fich vor allem gegen bas Großkapital. „Die 
Aufbringung der für den Staat erforberlichen Mittel fol unter Ber 
rüdfichtigung der wirtfchaftlichen Lage ber unteren Volksklaſſen und 
unter ftärferer Heranziehung bed Großkapitals erfolgen“. Wie für 
den faufmännifchen und gewerblichen Wittelftand will bie Partei 
auch für den mittleren Beamtenftand eintreten. Ihre weiteren Forde⸗ 
rungen deden ſich mit denen ber Konfervativen, nur fieht fie in 
ber Erhaltung des beftehenden Reichstagswahlrechts eine Notwen⸗ 
bigfeit. 1894 fam es zu einer Bereinigung aller antifemitifchen Rich⸗ 
tungen, aber auf dem Wagbeburger Parteitag (1900) trat wieder 
eine Spaltung ein. Der Eonfervative Flügel nannte fih Deutſch⸗ 
fogiale Partei (Riebermann von Sonnenberg, Parteiorgan: Deutſch⸗ 
foziale Blätter), ber bemofratifche flellte die Deutfche Reform» 
partei (Zimmermann, Parteiorgan: Deutiche Wacht) wieber her. 
Nachdem beide Führer geftorben find, plant man gegenwärtig wieder 
eine Bereinigung beider Richtungen, 

Aus den vorwiegend agrarifchen Kreifen ber Konfervativen her 
aus entftand zu Anfang bes Tahres 1893 auf den Aufruf bes fchles 
fiihen Päcterd Ruprecht hin: „die Lanbwirtfchaft folle ihre Unzu⸗ 
friedenheit laut hinansfchreien, gegen die Regierung auftreten, ja 
unter die Sozialdemokraten gehen, um zu zeigen, baß fie fich nicht 
weiter fo behandeln laflen wolle wie biöher“, eine Bewegung gegen 
die Capriviſchen Kanbelöverträge, im befonberen gegen ben Bertrag 
mit Rußland. Diefe Bewegung führte am 18. Februar im Berliner 
„Zivoli” zur Gründung ded Bundes ber Landwirte. Das Pros 
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gramm ftellt elf Forderungen auf: Genügenden Zollſchutz für bie 
‚ Erzeugniffe der Laubwirtfchaft; daher feine Ermäßigung der bes 
ftehenden Schugzölle, Feine Kanbelöverträge, die eine Herabfegung 
ber deutfchen Agrarzölle bebingen würden, und entſprechende Regelung 
unfred Berhältuiffes zu Amerika; Schonung ber Tanbwirtfchafts 
lichen, beſonders der bäuerlichen Nebengewerbe in fteuerlicher Bes 
ziehung; Abfperrung ber Bieheinfuhr aus feuchenverbächtigen Läns 
dern; Einführung der Doppelmwährung; Erridtung von Landwirt 
fhaftefammeru; Neuregelung der Geſetzgebung über ben inter 
ftügungswohnfig, Die Freizügigkeit und den Kontraftbrud der Ar» 
beiter; Revifion ber Arbeiterfchutgefepgebung; fcdhärfere Beauf⸗ 
fihtigung der Probuftenbörfen; Ausbildung bed privaten und 
öffentlichen Nechtd, anch der Berichuldungsformen bed Erundbefiges 
und der Heimftättengefeßgebung auf Grundlage des beutfchen Rechtes 
bewußtfeind, damit ben Intereſſen vou Grundbeſitz und Landwirt⸗ 
ſchaft beffer ale bisher gedieut werde; möglichfte Eintlaftung ber 
ländlichen Drgane ber Selbftverwaltung. 

Durch eine fraftvolle, planmäßige Agitation gewann der Bund 
fehr bald eine große Ausdehnung, namentlich unter bem Großgrunds 
befig, ben „Agrariern“, zumal auch der im Jahre 1885 gegrünbete 
„Deutiche Bauernbund” in bem neuen Bunde aufging. Sein 
golitifher Einfluß, ben er namentlich durd; Einwirkung auf bie 
Wahlen, Beranftaltung von Berfammlungen (Zirkus Buſch) und 
Vorträgen von Wanberrebnern, VBearbeituug von wirtfchaftöpofis 
tifchen Zeit» und Streitfragen auszuüben fucht, war zu Zeiten nicht 
unbedentend, Als befondere politifche Partei tritt er allerdings nur 
in wenigen Kreifen auf. 

Der Bund erflärt fich ſelbſt ald eine rein agrarifche Intereſſen⸗ 
vertretung mit dem Zwed „alle wirtichaftlichen Intereflenten ohne 
Rüdficht auf politifche Parteiftellung und Größe des Beſitzes zur 
Wahrung bed der Landwirtfchaft gebührenden Einfluffes auf die Ges 
feggebung zufammenzufchließen, um ber Landwirtſchaft eine ihrer 
Bedeutung entfprechende Vertretung in ben parlamentarifchen Körper 
fchaften zu verfchaffen“. Seine Führer find Freiherr von Wangen, 
beim, uud die Reichsſtagsabgeordneten Diederich Hahn und Roͤſicke, feine 
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Preſſe die Korrefpondenz bes Bundes ber Landwirte, Stimmen aus 
bem agrarifchen Lager, Deutfche Tageszeitung u. a. 


Ähnliche Tendenzen wie ber Bund der Landwirte verfolgt ber 
Anfang der 90er Jahre gegründete Bayrifhe Bauernbund 
(Neue Bapyerifche Landeszeitung), dem allerdings nur wenige Groß⸗ 
grundbefiger angehören. Er hat feine Anhänger namentlich in 
Ober⸗ und Niederbayern und in ber Oberpfalz, wo er in einen ges 
wiffen Gegenfag zur Wirtfchaftspolitit des Zentrums getreten tft. 

Chriſtlich⸗Soziale, Deutfch-Soziale, der Bund der Landwirte und 
der Bayrifche Bauernbund haben fi 1903 ale Wirtfchaftlicdhe 
Bereinigung) zu einer Fraktion zufammengefchloflen; ihr lag ber 
Gedanke einer großen konfervativen Partei auf moberner demofras 
tiſcher Baſis zugrunde. Neuerdings haben ſich aber die Führer des 
Bundes der Landwirte wieder zur fonfervativen Fraktion gefchlagen. 
Führer der Wirtfchaftlichen Bereinigung war bis zu feinem Tode 
(1911) Liebermann von Sonnenberg, fein Nachfolger wurde Latt⸗ 
mann. 


Bon bem Bund ber Landwirte trennten ſich 4909 diejenigen Meinen 
Landwirte und Bauern, Die mit ber einfeitigen Vertretung bed Groß» 
grunbbefited (bed „Agrarier"tumd) nicht einverfianden waren. Sie 
gründeten auf bem Bauerntag in Gneſen GCuni 1909) unter bem 
Borfip des Hofbefigerd Wachhorſt de Wente den Deutfchen Bauern» 
bund. In feinem Aufruf geht er fcharf gegen ben Bund ber Land» 
wirte vor, der für bie Erhaltung ber „Reftgüter“ in ben Oftpropingen 
eintrete und fo feine biöher treueiten Anhänger, die bäuerlichen Ans 
ſiedler, fchwer fchäbige und bie Slawiflerung bed Oſtens fördern 
helfe; ebenfo bauernfeinblich habe er gehanbelt durch Bekaͤmpfuug 
bed niedrigen Zolled auf Futtergerfte, eined Futtermitteld, bad auf 
jebem Bauernhofe in erheblichen Wengen zugelanft werben müſſe. 
Die Anhänger bed Deutfchen Bauernbunbed empfinden ed „als eine 
Beleidigung bed bänerlichen Standes, wenn immer und immer wies 
der bie fünftliche Erhaltung des Großgrundbefiged damit begründet 


2) „Wirtfchafttiche Vereinigung” bezeichnete 1879 eine Vereinigung von fchup- 
sölinerifchen Abgeordneten des Meichötaged, 1898 eine feiche won agrarifchen. 
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wird, der Bauernſtand brauche Führer, er könne feine Intereflen 
nicht felbftändig vertreten”. 

Der Dentſche Bauerubunb will nicht einfeitige Parteipolitit treis 
ben, fondern „Fühlung ſuchen mit dem ebenfalld fchwer um feine 
Eriftenz ringenden Dittelftande, dem Handwerk, Detailliftenftande, 
der ftnatlichen und privaten Beamtenfchaft uſw. Er betrachtet Ins 
buftrie und Handel nicht als feine Gegner. Ausdrücklich lehnt er 
ed ab, ſich zum Vorſpann benugen zu laflen für einfeitige, bie Ges 
famtheit und auch den Bauernftand fchädigende Forderungen der 
Großgrundbefiger, wirb aber ebenfo entfchieden da, wo bie Jutereſ⸗ 
fen ber gefamten Landbevölkerung in Frage kommen, fie zu wahren 
wiffen, in ber Überzeugung, baß kein Staatöwefen auf Die Dauer 
beftehen Tann ohne ben Unterbau einer zahlreichen und gefunben 
Lanbbevölferung.” Die Abgeorbneten unter ben Mitgliebern des 
Deutichen Bauernbundes gehören verfchiedenen Fraktionen an. 

Die fonft beftehenden Bauernvereine wollen faft nur wirtfchafts 
lichen Intereflen ihrer Mitglieder dienen. 


Die dem Konfervativismndentgegengefeßtepolitifche Weltanfchanung 
tft der Liberalismus). Er iſt entftanben zu Beginn bes 19. Jahr⸗ 
hunberts als Rückſchlag gegen bie Abfchließung ber Länder in wirt 
ſchaftlicher Hinfiht (Merkantilismus), gegen die Stänbeherrfchaft 
und gegen bie Polizeiaufficht des Staates. Naturrecht und Aufs 
Härung fanden an feiner Wiege. Er kämpfte gegen bie Autorität 
und focht für Freiheit bes Individunms auf allen Gebieten. Bon 
der Annahme ber Gleichheit aller Menfchen ausgehend fordert er 
volle politifche @leichberechtigung für alle In Deutfchland, wo 
das erwerbötätige Bürgertum und die alademifchen Kreife feine Führer 
und Anhänger waren, wird er der Borkämpfer der deutſchen Einheite- 
bewegung. Eine ftraffe Zentralgewalt und gleichmäßige Unterorbnung 
aller Glieder zum Wohle ded Ganzen ift fein Ideal. Er erfirebt 
freiheitliche Ausgeftaltung alled Beftehenden; deshalb ift ber Kampf 
gegen Firchlichen und Eonfeffionellen Gewiſſenszwang ein beſonders 
ausgeprägter Zug feines Wefend. Die erften Parteibilbungen in 


3) Als politifcher Parteiname wird das Wort zuerft in Spanien gebraucht. 
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Deutfchland geichahen in den Süb- und Mittelftaaten. In Preußen 
brachte die 48er Bewegung es zur Gründung einer liberalen Partei, 
die hier wie in gauz Deutfchland (Frankfurter Parlament) bie 
Mehrheit hatte, 

Aber da fie ohne Rüdficht auf die beftehenden Machtverhaͤltniſſe 
ihre Ideen zu plöglich durchgeführt wiffen wollte, verlor fie an tat 
fählihem Einfluß. Die preußifche Berfaflung entftanb ohne ihre Mit⸗ 
wirkung, und in Frankfurt beftand ihr Kaupterfolg in der Durch⸗ 
arbeitung freiheitlicher, konftitutioneller Forderungen, nicht in einem 
praftifchen Ergebnis. Die verfchiebenen liberalen Fraktionen vers 
einigten fih in ben 50er Jahren, nm wirffamer ihre Wünfche vers 
treten zu können, bie auf eine verfaflungsmäßige, gerechte und freis 
finnige Regierung und ben Ausbau ber Verfaflung in beren Geift 
buch organifche Geſetze hinzielten nnd für Deutfchland eine ftarfe 
Zentralregierung mit einer Bollövertretung anftrebten (Mationalvers 
ein). Mit dem Eindringen rabilaler Elemente nannte ſich die Partei 
418641 Fortfchrittöparteis fie geriet mit ber preußiichen Regierung 
wegen beren KHeereöforderungen in offenen Kampf (Konfliktszeit). 
Immer aber gab ed Liberale, die fih Feiner Partei anichloflen und 
als „Liberale ohne nähere Bezeichnung” gehen; am meilten war bad 
in den 70er Jahren der Kal, wo ſich einzelne ald Mitglieder 
ber „Liberalen Reichöpartei“ bezeichneten. Ald 4866 die Regie⸗ 
rung um Indemnität und Bewilligung einer Anleihe zur Dedung 
ber Kriegöfoften nachſuchte, gewährte bied der bie Mehrheit ums 
faffende rechte Flügel der Liberalen. Unter ber Führung von Lasker 
und Tweſten zweigte er fi von der Fortfchrittöpartei ab und 
grändete mit einigen altliberalen Abgeordneten die Nationalliberale 
Partei. Ihr traten fpäter Wänuer bei wie Hammacher, Fordenbed, 
Gneiſt, Bennigfen, Miquel, Ridert u. a. 

In voller Würdigung der befteheuben Machtverhältniffe gewährte 
bie Nationalliberale Partei der Regierung in ber auswärtigen 
Politit vollen Beiſtand. Das nädıfte Ziel fah die Partei in der 
Einigung Deutſchlands. Die Gefepgebung bed Norddeutſchen Bundes 
und der 70er Jahre bed Deutfchen Reiches trägt ihren Stempel. 
Die Neichöverfaffung und das Reichsſstagswahlrecht find ihre Haupt⸗ 
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erfolge. Die neue Partei gewann rafch großen Anhang und weit 
reichenden Einfluß. Doc waren bamald fchon zwei Nidytungen 
innerhalb ber Partei zu erfennen, die eine unter von Bennigfen 
und Miquel, bie andere unter Lasker und Bamberger. Mit dem 
Vorbringen wirtfchaftlicher Probleme tin bie Reichspolitik begann 
der Zerfall ber nationalliberalen Partei. 4878 unterftügte fie aus 
freihändlerifchen Gründen Bismarck nicht bei feinem Plane, Reichs⸗ 
eifenbahnen und Tabakmonopol einzuführen; die Folge war ein bes 
deutender Manbatöverluft. Als fie im folgenden Jahre gegen ben 
Zolltarif ſtimmte, hauptfächlich wegen der Frantenfteinfchen KlauſelH, 
verlor fie den rechten Flügel, ber ben Aud nad links nicht mit, 
machen wollte (u. a, von Treitſchke). Nachdem die Partei aber 1880 
für die Einbeziehung Hamburgs in den Deutfchen Zollverein eins 
getreten war und die freihändlerifch-partitulariftifchen Gegenplaͤne 
ernftlich gemißbilligt hatte, ſchied deswegen und wegen ber Kirchen» 
politifchen Berhandlungen im ypreußifchen Abgeorbnetenhaufe (Bes 
enbigung bed Kulturfampfes) der linke Flügel aus (u. a. Forcken⸗ 
bed, Bamberger) und gründete eine eigene Fraktion, bie „Liberale 
Vereinigung”, für die ber Name „Sezefftoniften“ gebräuchlich wurbe; 
41884 vereinigten ſich biefe Sezeffioniften mit der Fortſchritts⸗ 
partei zur Deutfchfreifinnigen Partei cf. S. 108). Seit den 80er 
Fahren hat dann bie nationalliberale Partei die Majorität im 
Neichötag eingebüßt, und bamit war ihr bedeutender Einfluß auf 
bie Geſetzgebung vorüber. Nur bei ftarfer Betonung nationaler 
Madıtfragen wie. 1887 (Septennatövorlage) und 1907 (Bülows 
Blod, Kolonialfefretariat) gewann die Partei au Wählern und an 
Einfluß im Parlament, beide Male in einem konfervativsliberafen Kar⸗ 
tel. Ihre Anhängerfchaft hat die nationalliberale Partei vorwiegend 
in den Städten und in ber Großinduftrie. Im Nordweſten unb im 
Süden, vor allem in Baden, hat fie auch zahlreiche bänerliche Aus 
haͤnger. Ju Baden ift fie wegen ber Übermadt bed Zentrums 


*) Nach ihr follten die Erträge aus den Zöllen und der Zabakftener, foweit diefe 
den Betrag vom 180 Millionen Mark überfteigen, nicht für das Reich verwendet, 
fondern den Einzelſtaaten nady Maßgabe ihrer Bevölkerung überwiefen werben Au⸗ 
trag des Zeutrumsabgeordneten v. Frankenſtein). 
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rabifalen Charakters, fo daß fie dort mit ber Sozialbemofratie 
Wahlbündniffe fchließt. Da fie bemüht ift, die Weltanfchauung bes 
Liberalismus rein zu vertreten ohne Ruͤckſicht auf Beruf und Stand 
unb Interefiengruppen, läßt fie in wirtfchaftlichen Fragen ihren Mit⸗ 
gliedern völlig freie Hand, übt alfo für gewöhnlich feinen „Fraktions⸗ 
zwang“ aus; denn „Schutzzoll und Freihandel bürfen nicht zur 
Grundlage politifcher Parteibilbung werben.“ Allerdings befennt 
fih die Fraktion im Neichdtag gegenwärtig zu einem gemäßigten 
Schupzol; eine freihändferifche Nichtung ift in der Partei nicht 
mehr vorhanden. Sie vereinigt in wirtichaftlicher Beziehung ziem⸗ 
lich heterogene Elemente in ſich, behauptet ſich aber baburch ale 
große Partei im Gegeniag zu den Tonfervativen unb liberalen 
Sntereffenvertretungen. Ihre Grundfäge ſind abgefehen von vielen 
MWahlaufrufen niebergelegt in ber Gründungsurkunde von 1866, bie 
von 15 Mitgliedern der Fortichrittspartei und 9 Witgliebern bes 
linken Zentrums (Altliberale) unterfchrieben wurbe. In den Ers 
Märungen von 1881 und 41884 find fie erweitert und 4907 zuſam⸗ 
mengefaßt worben. 

Die Nationalliberalen find überzeugt, „ba eine über ganz Deutſch⸗ 
land auögebreitete, unabhängige, reaktionären wie radikalen Tendenzen 
gleichmäßig fich fern haftende, durch die Unterordnung inbivibueller 
Anfichten unter bie großen gemeinfamen Ziele ftarfe liberale Partei 
eine Notwenbigkeit it“ (A881). In „unverbrüchlicher Treue zu Kaifer 
und Reich“ fiellen fie „das Baterland über bie Partei, das allgemeine 
Wohl über alle Sonberintereflen“. „Bei voller Wahrung der ver- 
faffungsmäßigen Rechte der Einzelſtaaten“ treten fie boch für eine 
Eräftige Zentralgewalt ein: „Berteidigung und Pflege ber errungenen 
Einheitögäter ber Nation, eine Vertretung nadı außen, ein Heerweſen, 
eine Kriegöflotte, ein Recht, ein Berlchrögebiet, gleiche Be: 
dingungen für die freie Bewegung und für bie freie Arbeit”. Am 
beftehenden Reihötagswahlrecht hält die Partei feſt. Das Neich foll 
eigene Einnahmen befommen unter gleicher Berüdfichtigung aller 
ſteuerkraͤftigen Zeile. Die Wehrkraft der Nation, Geer und Flotte, 
find aufrecht zu erhalten; auch wirb eine. zielbewußte Kortführung 
der Kolonialpolitif unterflügt. Die Selbftändigleit und Selbſtver⸗ 
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waltung ber ®emeinden und kommunalen Berbände muß gewahrt 
bleiben. Zwifhen Kirche und Staat erfirebt fie „ein friedliches 
Verhaͤltuis in voller Wahrung ber unveräußerlichen Rechte bes 
Staates gegenüber der Kirdye, namentlich auf ben Gebieten ber 
Schule und der Ehegefeggebung”. Sie verlangt eine „geſetzliche 
Regelung ber verfaflungsmäßig gewährleifteten Mitwirkung der Res 
ligionsgeſellſchaften am Neligiondunterricht in ber Weile, daß ber 
Staat Herr in der Schule, ber Lehrer unabhängig von ber Geift- 
lichfeit bleibt“. Weiter forbert fie Gleichberechtigung für alle Rich⸗ 
tungen innerhalb ber evangelifchen Kirche. Beſonders kaͤmpft fie 
gegen bie Gefahr an, bie dem Deutichtum von ben Polen droht. Am 
ausgefprochenften von allen Parteien ift ihre Gegnerfchaft gegen 
den Ultramontanismus; nicht aus religiöfen, fondern aus politifchen 
Gründen führt fie bier den Kampf. 

Da fie für den „Liberalen Grundſatz der Gleichheit aller Staates, 
bürger in bezug auf ihre flaatlichen Rechte ald eine Forberung ber 
Sumanität und ber Gefittung des Zeitalterd” eintritt, „weift bie 
Partei ben Antifemitismus mit feiner maßlofen Leidenfchaftlichkeit 
und feinen vielfachen unwahren Behauptungen auf bas entfchiebenite 
von ſich ab“. Ihrem zentraliftifchen Streben entfpricht ed audh, 
wenn fie die Entwidlung des Verkehrsweſens nnter bie Aufficht 
des Reiches zu ftellen fucht. In der Sozial und Wirtfchaftspolitif 
treten ihre Mitglieder ein für „bie Erhaltung einer gefunden Land» 
wirtfchaft, vorzůglich eined tüchtigen und leiftungsfähigen Bauern» 
ftandes” und wollen beitragen „zur Anregung und Förderung ges 
eigneter Maßnahmen zur Erhaltung eines gefunden, Träftigen 
Mittelftandes in Stabt und Land”. Deshalb forderten fie u. a. die 
Einrichtung von Handwerker⸗ und Gewerbefammern, fowie von 
Kaufmanndgerichten, was heute erreicht iſt. Die Partei war nad 
anfänglihem Widerftreben für bad Sostaliftengefeg eingetreten, bes 
tonte babei aber umfomehr bie Notwendigkeit „pofltiver Maßregeln 
für dad Wohl der arbeitenden Klaffen“. Heute fpricht fie fih für 
eine „befonnene Zortführung ber Arbeiterfürforge im Sinne der 
faiferlichen Botfchaft vom 17. November 1881 aus“. Ihr Führer if 
Baflermann, bedeutende Vertreter find Fuhrmann, Heinze, Junck 
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Paafche, Semler, Strefemann u. a., an Zeitungen find zu nennen 
die Nationalliberale Korrefpondenz, bie Nationafzeitung, Kölnifche 
Zeitung, Magdeburgifche Zeitung, Königeberger Allgemeine Zeitung, 
Sannoverfcher Kourier, Muͤnchner Neufte Nachrichten, Bapdifche Lan⸗ 
deszeitung, Schwäbifcher Merkur u. a. 

Die legten Jahre haben unter den jüngeren Anhängern ber 
nationalliberafen Partei eine Bewegung auflommen Iaflen, bie 
die Verbindung der Partei mit den weiter links ſtehenden Gruppen 
bed Liberalismus anftrebt, bie Sungliberale Partei. Ihr Pros 
gramm befagt, daß fie eintritt für freiheitliche Politit auf vater 
[änbifcher Grundlage, für fozialen und kulturellen Kortfchritt, für 
wirtfchaftlihe Hebung der Minderbemittelten, für Stärkung deutfcher 
Wehrkraft und deutfchen Volkstums, für die Einigung bes Liberalis⸗ 
mus. Ihr Berbandsvorfigender iſt FifchersKöln; auf eine eigene 
Bertretung in den Parlamenten verzichtet fie. Es ift ber Verſuch, 
allein auf Grund der liberalen Weltanfhauung eine große Partei 
zufammenzubringen, um der unfeligen Parteizerfplitterung ein Ende 
zu bereiten. | 

Die nationalliberale Partei war aus ber Deutfhen Fort 
fhrittspartei hervorgegangen. Diefe war 1864 gegründet worden 
mit der Abficht, alles das, was 1848 unerfüllt geblieben war, zur 
Durchführung zu bringen. Sie ftrebte nach der Einheit des Reiches, 
vor allem aber wollte fie die Parlamentöherrfchaft erringen und 
geriet dabei mit der prenßifchen Regierung in Streit (Konfliktzeit). 
Sie beherrichte damals die zweite Kammer faſt vollſtaͤndig. Nach⸗ 
bem 1866 der xechte Flügel von ihr abgegangen war (Mationals 
liberale Partei), verharrte der Neft unter Führung von Walde, 
Hoverbed und Virchow in der Oppoſition. Die Partei flimmte faft 
gegen jeded Belek, das nicht völlig ihren Brundfägen entſprach, 
fo gegen bie Berfafiungen bed Nordbeutfchen Bundes und bie bes 
Deutſchen Reiches, gegen alle Militärs, Marines und Kolonial 
forderungen und gegen bie Steuergefete. Im Jahre 1884 ver 
einigten ſich mit ihr die „Sezeſſioniſten“ der Nationalliberalen 
Partei, die „Liberale Bereinigung“ (Radler, Bamberger), wodurch 
dem Liberalismus mehr Gewicht und Einfluß verfchafft werben follte; 
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bie Partei nannte fich feitdem „Deutfchfreifinnige Partei” (Eugen 
Nichte). Als Eaprivi Freihandelspolitik trieb und auch fonft links⸗ 
liberalen Ideen Eingang gewährte, glanbte ein Teil der Partei, bie 
DOppofitionöftelung verlaffen und mit ber Regierung gehen zu mäflen. 
Darüber und durch perfönliche Reibereien der Führer fam es zur 
Spaltung. Während die ältere Partei unter bem Namen „Kreis 
finnige Volkspartei“ (1893) in ber negativen Oppofition vers 
harrte (Waflerftiefler, männlicher Freifinn; Führer: Richter) und 
nur in Bubdgetfragen pofitive Arbeit leiftete, nannte fich bie neue 
Partei „Kreifinnige Bereinigung“ (Wadenſtrümpfler, weiblicher 
Freiſinn; Führer: Rickert, Roͤſicke, Schrader). Sie ſtimmte in natios 
nalen Angelegenheiten (Militär und Flottenfragen) ben Vorlagen 
der Negierung zu. In ber Vertretung liberaler Grundfäge ftand fie 
zuweilen der Sozialdemokratie fehr nahe. Mit ihr vereinigten fidh 
41903 die Mehrzahl der „Nationalfozialen“ (1896 gegründet) 
unter ber Führung Naumauns, ald deflen Ziel, die unbebingte Liebe 
zum Kaifertum mit einer möglichft weitgehenden Arbeiterpolitif zu 
vereinigen und auf biefer Grundlage eine große Arbeiterpartei mit 
nationalem Charakter zu gründen, nicht verwirklicht werben konnte. 
41908 Löfte fi von der Freifiunigen Bereinigung ein Feiner Flügel 
unter Barth, Breitſcheid und von Gerlach ab, ber ſich Demofras 
tifhe Bereinigung nannte und gegen die Kompromißpolitit bes 
Büͤlow⸗Blockes proteſtierte. Diefer Verſuch, zwifchen Linföliberas 
lismus und Sozialdemokratie eine neue Partei zu gründen, erwies 
fi, fehr bald als ausſichtslos. 

Die dritte Iinfeliberale Gruppe war die 1868 gegründete „[Süb>] 
deutfche Volkspartei" (Konrab Hanßmaunn, Payer und ber Grün⸗ 
ber der Frankfurter Zeitung Leopold Sonnemann), bie ganz über 
wiegend in Württemberg ihre Anhänger hat und dort in ben Meinen 
Städten und auf bem Lande bie ftärffte Partei if. Sie zeigt 
einen ſtark partitulariftifchen Grundzug und vertritt radifal demo 
Pratifche Forderungen. Bon Anfang an ftand fie ber Freifinnigen 
Volkspartei fehr nahe, mit ber fie auch gemeinfame Fraktions⸗ 
figungen abhielt. 

In dem erften Jahrzent des 20. Jahrhunderts machten ſich unter 
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ben linksliberalen Gruppen allentbalben Einigungsbeftrebungen gel⸗ 
tend, bie 1906 im fogen. Einigungsprogramm von Frankfurt a. M. 
zum Ausdruck kamen. Seit 1907 bildeten ihre Abgeorbneten im 
Reichdtage bie „Freifinnige Fraktionsgemeinſchaft“. 1910 haben fich 
dann alle brei Linfsliberale Parteien zu ber „Kortfchrittlichen 
Volkspartei“ zufammengefchloflen, woburd anf der Iinfen Seite 
bie Parteizerfplitterung wefentlich verringert worben tft. 

Die Partei fordert „die volle Gleichberechtigung aller Staatös . 
bürger vor bem Geſetz, in ber Rechtfprechung und in der Berwaltung”. 
Bei Stelenbefegung fol nur bie Tüchtigkeit maßgebend fein; bes 
ſouders wird bie „Sicherung ber ftaatöbürgerlichen Rechte ber Bes 
amten und Lehrer geforbert". An bem beflehenden Reichsſstagswahl⸗ 
recht hält bie Partei feſt und erftrebt deſſen Einführung auch in ben 
@inzelftaaten, beren bunbesftaatlicher und Fonftitutioneller Charakter 
gewahrt werben fol. Die Neichöverfaflung und das Vereins, 
Berfammlungss und Preßrecht follen einen freiheitlichen Ausbau, 
die Selbfiverwaltung Schu und Ausdehnung erfahren. Ferner 
wird „volle Gewiſſens⸗ und Weligiondfreiheit und bie Gleichbe⸗ 
rechtigung aller religiöfen Belenntniffe und Religionsgeſellſchaften“ 
gefordert. Die „Anerkennung ber ftaatlichen Oberhoheit über die 
Kirche, die Unabhängigkeit des Unterrichts von ber Kirche und bie 
Befeitigung ber geiftlihen Schulauffict” fol burchgefegt, eine 
„allgemeine Volksſchule ohne Lonfeffionelle Trennung, fowie Unents 
geltlichkeit des Volksſchulunterrichts“ erfirebt werden. „Die Partei 
tritt ein für Schug und Stärkung bed Reiches“ unb deshalb für 
„Stcherung ber vollen Wehrkraft des Reiches“, wobei aber „alle 
nicht unbebingt gebotenen Aufwenbungen vermieden unb alle Luxus⸗ 
ausgaben befeitigt werben follen“. Andere Forberungen find: „Ges 
rechte Berteilung der Staatslaften nach der Leiſtungsfaͤhigkeit der 
Steuerzahler; fchrittweife Herabfegung ber Lebensmittels wie In⸗ 
duſtriezoͤlle, Entlaftung umentbehrlicher Verbrauchsgegenſtaͤnde unb 
Nohftoffe von Steuern nnd Abgaben, progreffive Beſteuerung von 
Einfommen, Bermögen und Exrbfchaften, Befeitigung aller Steuer⸗ 
prioilegien, insbeſondere der toten Hand.“ Ihr Programm enthält 
weiter: Hebung ber wirtfchaftlichen und fozialen Lage der Lohn⸗ 
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arbeiter unb ber Angeftellten, Nechtögleichheit für Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer, Sicherftelung und Ausdehnung bed Koalitionsrechts, 
Ausbau bed Arbeiterfchnges, vor allem zugunften der Frauen und 
Kinder fowie für die Hausinduftrie nfw.” Eine Befonderheit ber 
Partei ift bie Forderung: „Erweiterung ber Rechte der Frauen, 
aktives und paffives Wahlrecht ber Frauen für die Kaufmanns 
und Gewerbegerichte, Heranziehung der Franen zur Kommunal 
verwaltung“ u. a.; weiter „Zörberung ber VBeftrebungen auf Ans 
näherung ber Voͤlker zu gemeinfamer Kulturarbeit und zu gleich, 
mäßiger Erleichterung der Nüftungslaft, Ausbau des Voͤlkerrechts 
und der internationalen Schiebögerichtdeinrichtungen zum friedlichen 
Ausgleich entftehender Streitigkeiten.“ Führer und namhafte Vers 
treter der Partei find heute Gothein, Haugmann, Kaempf, Mommfen, 
Müllers-Meiningen, Naumann, Payer, Potthoff, Schrader, Träger, 
Wiemer. Bon Zeitungen feien genannt: Die Freifinnige Zeitung, 
das Berliner Tageblatt, bie Franffurter Zeitung, die Königeberger 
Sartungfche Zeitung, die Weferzeitung, der Kränfifche Kurier, die 
Hilfe. 


Eine Partei, die weder auf politifche Weltanfchaunngen gegründet 
iſt, noch burch beftimmte Berufsintereflen zufammengehalten wird, ift 
dad Zentrum. Agrarifcher Adel, Fleinbürgerlicher und Bleinbäuers 
licher Mitteltand, Induftriearbeiter, alfo ganz verfchiedenartige 
Stände unb Berufe vereinigt bie Partei in fi, Anhänger ber 
Demokratie wie ber Ariftofratie. Das einigende Band ift die Zus 
gehörigfeit zur Tatholifchen Kirche ober doch ber Glaube an die 
chriftlichsfatholifchen Grundlehren. Schon 1852 gab ed im preu⸗ 
Bifchen Abgeordnetenhaufe unter ber Kührung der Brüder Reichen⸗ 
fperger eine „Katholifche Fraktion”, bie ſich fpäter wieder auflöfte. 
Im Norddeutfchen Fonftituierenden Reichötage von 1867 waren bie 
preußifchen Klerikalen mit den in Hannover von ber Welfenpartei 
gewählten Abgeordneten (Windthorſt) und einigen Partitulariften 
in ber „bundeöftaatlichs konftitutionellen Fraktion” vereinigt. Noch 
während ber Tagung bes Vatikaniſchen Konzild aber, beflen Beſchlüſſe 
die Befürchtung eines bald ausbrechenden Kampfes zwifchen Staat 
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und Kirche auflommen Tießen, traten einige Mitglieder ber alten 
„Katholifchen Fraktion“ wieder mit dem Plane hervor, eine neue 
katholiſche Partei zu gründen, zunächft für Preußen. Ihr Zwed 
geht aus einem Schreiben Peter Neichenfpergerd an bie Kölnifche 
Volkszeitung vom 414. Juni 1870 hervor, worin ed heißt: „Die 
tatholifche Bevölkerung Preußens kann eines ſolchen Bereinigungs- 
punktes (d. i. Wahlprogrammes) umfo weniger entbehren, als fie 
an fi nur eine Minorität darſtellt und nicht bloß ihre ſtaatsbuͤrger⸗ 
lichen Rechte nnd Intereflen, fondern überbied ihre vielfach anger 
griffene und bedrohte kirchliche Freiheit unb Lebensbetätigung ernſt⸗ 
lich zu verteidigen hat." Im Dezember 1870 fchloffen fich ber neuen 
Fraktion im Preußifchen Abgeorbnetenhaufe 48 Mitglieder an; am 
4141. Sannar 1871 erließ fie ihren erften Wahlaufruf für den Reichötag, 
in ben fie im März mir 63 Abgeorbneten unter ber Führung des 
früheren hannöverfchen Miniſters Windthorft, der Gebrüder Reichen» 
fperger, Mallindrodts und des Biſchofs Ketteler einzog. Nach ihrem 
Platz im Saale wählte bie Partei ben Namen „Zentrum“; von ben 
Gegnern wird fie „Ultramontane Partei” genannt, da fie ihre 
MWeifungen aus Rom (ultra montes — jenfeitd der Berge) erhalte, 

In dem bald auöbrechenden Kulturlampf!) gewann fie an Ans 
hängern, die ihr auch durch die Ausbreitung bed Fatholifchen Vereins⸗ 
wefend zugeführt wurben (1890 Gründung bed „Volksvereins für 
das Fatholifche Deutichland“ zum Kampf gegen die Sozialbemofratie). 
Die Partei ift feit 1874 immer über 90 Abgeorbnete ftarf ges 
weſen unb iſt feit 1884 bie ſtaͤrkſte des Meichdtags; von 1895 bie 
41907 war fie im Beſitze bed Reichſtagspraͤſidiums. Als bie Regie- 
rung Ende ber 70er Jahre durch bad Verſagen bed Liberalismus 
in Finanz» und Wirtfchaftöfragen auf die Hilfe des Zentrums ans 
gewiefen war, wurbe bie Partei gewiflermaßen Regierungspartei und 
{ft feitdem ausfchlaggebenb geblieben, bis fie durch bie Wahlen 1907 
(Kolonialpoliti) ihre Stellung einbüßte. Aber bad war auch nur ba 
durch möglich, daß die Sozialdemokratie an Sitzen verlor und bas Zens 
trum fo aus ber ansfchlaggebenden Stellung verbrängt wurde; die 
Zahl feiner Abgeorbnneten hat bas Zentrum behaupten fünnen. Der 


1) Das Wort flammt von dem fortfchrittlichen Abgeordneten Virchow. 





412 | Die Derfaffung des Reiches ufw. 


Einfluß des Adels tft allmählich zurückgetreten, und bie Partei hat 
einen bemofratifhen Zug angenommen mit ftarfem fozialen Ein- 
flag. Ihre meiften Anhänger hat fie in Suͤddeutſchland, im Rhein» 
land, in Weftfalen und in Schlefien. Da fie fih auf bie Maflen 
fügt, if fie Anhängerin bed Reichstagswahlrechts. Das Pros 
gramm, das Ende März 1871 aufgeftelt und feitbem nicht ernenert 
worben ift, beginnt mit dem Sage: „Justitia fundamentum regno- 
rum“ (Gerechtigkeit ift die Grundlage ber Reihe), Es ift kurz und 
enthält folgende Punkte: „1. Der Grundcharakter des Neiches als 
eined Bundesſtaates fol gewahrt, bemgemäß den Beftrebungen, 
welche auf eine Anderung des föberativen Charakters der Reichs⸗ 
verfaflung abzielen, entgegengewirkt und ber Selbftbeflimmung und 
Selbittätigfeit der einzelnen Staaten in allen inneren Angelegen- 
heiten nicht mehr geopfert werben, als bie Intereffen bed Ganzen 
unabweislich erfordern. 2. Das moralifche und materielle Wohl 
aller Volksklaſſen ift nad Kräften zu fördern; für bie bürgerliche 
und religiöfe Freiheit aller Angehörigen bes Reiches ift bie verfaſſungs⸗ 
mäßige Feltftellung von Garantien zu erftreben unb insbefondere bad 
Recht der Religionsgefellichaften gegen Eingriffe ber Geſetzgebung zu 
ſchuͤtzen. In einem 3. Abfchnitt wirb ben Witglieberu ber Fraktion ges 
flattet, im Reichdtage ihre Stimme abweichend von dem Fraktions⸗ 
befchlufle abzugeben. 

Dentlicher ald diefes Programm gibt bas oben erwähnte Schreiben 
Deter Reicyenfpergerd bie Forderungen ber Partei an, bie dann in 
vielen und langen Wahlaufrufen eingehend erörtert worben find. In 
bem Briefe find un. a. folgende „Karbinalpuntte” aufgeftellt, bie 
„vor allem bei ber Wahl der Abgeordneten ind Auge zn fallen und 
burch biefe Wahl ficher zu ftellen find: Unverfehrte Aufrechterhaltung 
derdurchdie preußifche Verfaſſungsurkunde gemährletiteten Selbftändig- 
keit der Kirche, insbefondere auch hinfichtlich der Bilbung und Entwick 
fung Eirchlicher Geſellſchaften; Abwehrung aller gegen ben konfeſſionellen 
Charakter des Volksunterrichts gerichteten Beſtrebungen und Angriffe 
zur Sicherung des heiligften Nechted ber chriftlichen Familie; Ber 
wahrung bes füberativen Charakters bed Norbbentfchen Bundes gegen- 
über allen auf Einführung eines zentralifierten Einheitsſtaates ge- 
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richteten Parteibeſtrebungen; Dezentraliſation der Verwaltung und 
Verwirklichung der Selbſtverwaltung des Volkes in Gemeinde, Kreis 
und Provinz.“ In wirtſchaftspolitiſchen Fragen iſt das Zentrum 
infolge ſeiner heterogenen Elemente vielfach geſpalten, dagegen 
halten es die gemeinſamen kirchlichen Auffaſſungen zuſammen. Den 
Machtfragen des Reiches iſt die Partei allmaͤhlich wohlwollender 
gegenuͤbergetreten, fo daß fie heute auch für die Erhaltung ber bes 
ftehenden Wehrkraft bed Reiches eintritt. 

Den Vorwurf einer Tonfeffionellen Partei lehnt das Zentrum ent⸗ 
fchieden ab (ed gehören ihm auch einige Proteflanten an), wenn 
es auch in bem Aufruf zu ben Reichdtagewahlen von 1898 heißt: 
„Die Zentrumspartei ift gegründet als politifche Partei zur Ber 
teidigung ber tirchlichen Rechte, zur Wahrung der politifchen Kreis 
heiten und zur Förderung ber wirtfchaftlichen Intereflen des deut« 
fhen Volkes, insbeſondere ber beutfchen Katholiken”. Zu lebhaften 
Auseinanderfegungen innerhalb ber Partei führte im Jahre 1910 
ber Zwieſpalt zwifchen einer Fleineren Gruppe unter ber Führung 
bed Abgeorbneten Roeren, die den fireng fonfelfionellen Charakter 
bed Zentrumd betonte und auf ben Zufammenhang mit Rom hins 
wies (Berliner Richtung), unb einer mädhtigeren Gruppe unter 
dem Abgeorbneten Bachem, bie für politifche Selbflänbigfeit und 
Unabhängigkeit der Partei eintrat, auch bad Zufammenarbeiten mit 
ben religiös » proteftantifchen Elementen, 3. B. in ben chriftlichen 
Gewerfichaften, nicht ohne weiteres ablehnte (Kölner Richtung). In 
dem Streit ergriffen auch bie Erzbifchöfe von Breslau (für bie 
Berliner) und Köln (für die Kölner Richtung) Partei. Gegen Ende 
des Jahres 1940 kam ein Außerlicher Frieden zwifchen beiden Rich⸗ 
tungen zuſtande. 

Der bebeutendfte Führer des Zentrums war Windthorft, beflen 
Nachfolger Lieber wurbe; heute fliehen im Borbergrunde Ergberger, 
Gröber, Heim, Freiherr von Hertling, Müller Fulda, Pichler, Roeren, 
Schäbler, Spahn sen. und Trimborn fowie außerhalb des Reichs⸗ 
tages OÖrterer und Spahn jun. Bekannte Parteiblätter find die Ger⸗ 
mania, Kölnifche Volkszeitung, Augsburger Poftzeitung, Bayerifcher 
Kurier, Schwäbifche Volkszeitung m. a. 
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Der Zentrumsfraktion haben ſich Abgeordnete Fleinerer Parteien ans 
gefchloffen, die partitulariftifchen Beſtrebungen huldigen. Die Elſaͤſſer 
gehören feit 1874 dem Reichdtage an. Beſeitigung der Sonderftellung 
Elſaß⸗Lothringens war ihre Forderung. Nachdem das Reichsland 
4914 bundesſtaatliche Selbftändigkeit erlangt hat, wird die Partei 
der Eifäffer wohl ganz im Zentrum aufgehen, von dem fie als ka⸗ 
tholiſch⸗ demokratiſche Partei heute ſchon kaum zu trennen iſt. 

Wie die Elfäffer bilden auch die Welfen keine befondere Fraktion, 
fondern find zum Teil Hofpitanten des Zentrums; fie erfireben die 
Herſtellung Hannovers ald Bundesftaat auf „frieblichem, gefeglichem 
Wege.” Allmählicdy geht ihre Zahl zuräd; ihre Sitze verlieren fie 
größenteild an die Nationalliberalen. 

Dem Zentrum fteht andy die Partel der Polen nahe, deren Abs 
geordnete aber eine felbftändige Fraktion bilden. Ihr Tranm iſt in 
der Hauptfahe das polnifche Königreich, ihr Ziel daher die Ross 
löſung der polnifchen Teile Preußens. Alle Madıtfragen bed Deutfchen 
Meiched werden planmäßig bekämpft. Die nationalen Tendenzen übers 
wiegen fo ftark, daß auch die polnifche Sozialdemokratie nicht mit 
ber bed Meiched zufammengeht. Der Hauptfig ber polnifchen Bes 
wegung find die Provinz Pofen und einzelne Teile von Weſtpreu⸗ 
Ben und Oberfchlefien. Unter der Reichskanzlerſchaft Eaprivis gab 
ed innerhalb der Partei eine Hofpartei, die mit der Regierung ging, 
und eine Volkspartei. Die Spaltung ift jept vorüber. Die Volks⸗ 
partei herricht uneingefchränft; ihr Führer it ber Fuͤrſt Radziwill. 
Eine befonders radikale Richtung vertritt heute Korfanty in Ober 
fchlefien, wo die Polen auch gegen dad Zentrum Front machen. 
Als wichtigfte Zeitungen find zu nennen: Dziennik Pognanfli, Gazeta 
Grabziafa, Kuryer Poznanffi, Katolik (Korfanty). 

Der Sprach und Mationalitätenunterfchieb in der Nordmark läßt 
bei jeder Reichsſtagswahl 1 Dänen in den Reichstag einziehen (4881 
waren es 2), der für Loslöfung ber Zeile Preußens mit daͤniſch⸗ 
fprechender Bevölkerung vom Deutfchen Reiche zu wirken verfucht. 


Als legte Partei bleibt die Sogialdemofratie übrig. Die Ber 
tonung wirtfchaftlicher Momente hat hier in ganz befonderem Maße 
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zu einer Neubildung geführt, die an fidy nichts mit Tonfervativer 
oder liberaler Weltanfhauung zu tun hat. GVergl. hierzu und zu 
den folgenden etwas kurz gehaltenen Ausführungen das Kapitel 
„Soziale Frage und foziale Bewegung“ ©. 372.) Die große, zwar 
rechtlich freie aber befiglofe Waffe der werftätigen Bevölkerung er- 
fannte etwa feit den 40er Jahren des vorigen Sahrhunderts ihre 
befondere infolge der zunehmenden Verwendung von Mafchinen ger 
fhaffene Notlage; ed entwidelte fih ein Klafienbewußtfein ber 
Arbeiterfchaft aller weitenropäifchen Länder. Ergriff nun dieſe ſich 
ihrer Zufammengehörigfeit bewußte Waffe eine ftarfe Idee, fo waren 
alle Bedingungen für die große Maflenbemegung gegeben. Diefe 
Idee braten Marz und Engels in die Arbeiterfchaft; das von 
beiden 1847 aufgeftellte „Kommuniftifhe Manifeſt“ wurde die 
Grundlage der fozialdemokratifchen Bewegung in allen Ländern. In 
Deutfchland brachte zuerft Laffalle die Arbeiter zu einem Zufammen- 
fhluß, indem er 1863 in Leipzig den „Allgemeinen deutfchen 
Arbeiterverein" gründete. Er hatte das „eherne Lohngeſetz“ 
verfündet und erblidte nur in ber Erlangung eines allgemeinen, 
gleichen, direkten Wahlrechts das Mittel, die materielle Lage der Ars 
beiter zu beflern. Doch blieb er bis an fein Ende Monarchiſt. Nach 
feinem Tode (1864) gewannen aber bald andere Gedankengaͤnge inner; 
halb der Partei Raum. Marz hatte 1864 in London die „Internationale 
Arbeiterafloziation” gegründet, die auch die beutfche Arbeiterfchaft 
an fih zu ziehen fuchte. Als Zweig diefer Vereinigung gründeten 
4869 Liebknecht und Bebel in Eiſenach die „Sozialdemofratifche 
Arbeiterpartei.” Hier fpielten Weltbürgertum, internationale Ans 
fhauungen, republifanifche Ideen, Abfchaffung bed Privateigentums, 
Bergefelfchaftung ber Probuftionsmittel, Kampf gegen ben beftehen- 
den Staat nfiw. die Hauptrolle. Nach higigen Kämpfen fiegten bie 
Anhänger von Marg über die Laflalled; 1875 einigten fich beide 
Gruppen in Gotha auf das Gothaer Programm, und ed gab nunmehr 
nur noch eine Partei, die ſich „Sozialiftifche Arbeiterpartei” nannte, 
fpäter aber den Namen „Sozialdemofratifche Arbeiterpartei” wieder 
aufnahm. Die Negierung wollte gegen diefe Bewegung Ausnahmes 
geſetze erlaffen. Die nationalliberale Mehrheit des Neichötages Ichnte 
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aber in den Jahren 1875 und 4876 die Vorlagen ab. Ale jedoch 
1878 die beiden Attentate Hödeld und Nobilings geſchehen waren, 
wurde das „Sozialiftengefeg” mit 221 gegen 149 Stimmen ange⸗ 
nommen; in ben folgenden Jahren iſt es immer wieder erneuert 
worden, bie ed 1890 erlofch. Seitdem ift kein Ausnahmegefeg gegen 
die Sozialdemofratie wieder erlaffen worden; denn man fah ein, 
daß damit nichts gewonnen war. Wohl war furz nadı Erlaß des 
Gefeged ein Rüdgang ber fozialdemofratifhen Stimmen um 1], zu 
verzeichnen; bald aber ftieg die Zahl wieder troß bed Geſetzes, das 
überdies die gute Seite der ganzen Bewegung, die Gewerkſchaften, 
ſtark fhädigte. Die Zahl der Stimmen, bie für bie ſozialdemokratiſche 
Partei abgegeben wurben, ift Dann immer weiter gewachfen, darunter 
viele Stimmen von Unzufriedenen und Berärgerten aus anderen 
Berufözweigen ale denen der Arbeiter. Die meiften Anhänger hat 
die Partei naturgemäß in den Großſtädten; aber auch auf dem platten 
Lande beginnt fie Eingang zu finden. Heute ift für fie das Erfurter 
Programm von 1891 maßgebend. 

Die wichtigften Lehren und Forderungen ber fozialdemofratifchen 
Partei find darnady folgende: „Die ölonomifche Entwidlung der bürs 
gerlihen Geſellſchaft führt mit Naturnotwendigfeit zum Untergang 
des Kleinbetriebes, deflen Grundlage das Privateigentum bed Ars 
beiterd an feinen Produfionsmitteln bildet. Sie trennt den Arbeiter 
von feinen Produftionsmitteln und verwandelt ihn in einen befiß- 
ofen Proletarier, indes die Produftiondmittel das Monopol einer 
verhältnismäßig Meinen Zahl von Kapitaliften und Großgrundbefigern 
werden. Hand in Hand mit diefer Wonopolifierung der Produktions⸗ 
mittel geht die Verdrängung ber zerfplitterten Kleinbetriebe durch 
foloffale Großbetriebe, geht die Entwicklung bed Werkzeuges zur 
Mafchine., Immer größer wird bie Zahl der Proletarier, immer ers 
bitterter der Klaffenfampf zwiſchen Bourgeoifie und Proletariat.” 
Deshalb iſt zu fordern: „Die Verwandlung bed Tapitaliftifchen Pris 
Yateigentumd an Produktionsmitteln — Grund und Boden, Gruben 
und Bergwerke, Rohftoffe, Werkzeuge, Mafchinen, Verkehrsmittel — 
in gefellfichaftliched Eigentum und die Umwandlung der Warenpros 
duftion in foziafiftifche, für und durch die Gefellfchaft betriebene 
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Produktion. Die Arbeiterflaffe kann aber den Übergang der Produfs 
tionsmittel in den Befig der Gefamtheit nicht bewirken, ohne in den 
Beſitz der politifchen Macht gefommen zu fein. Die ntereflen der 
Arbeiterflafie find in allen Ländern mit Fapitaliftifcher Produktions⸗ 
weife die gleichen. In diefer Erkenntnis fühlt und erklärt die Sozial⸗ 
bemofratifche Partei Deutfchlande ſich eins mit den Maflenbewußten 
Arbeitern aller übrigen Länder. Ausgehend von dieſen Grundfägen for- 
dert fie zunächft: Allgemeines, gleiches, direktes Wahl» und Stimmredt 
mit geheimer Stimmabgabe aller über 20 Sahre alten Neichdangehörigen 
ohne linterfchied des Gefchlechts für alle Wahlen und Abftimmungen; 
direkte Geſetzgebung durch das Volk vermittelt des Borfchlagd- und Ber, 
werfungsrechts; Wahl der Behörden durch das Volk, Berantwortlichkeit 
und Haftbarkeit derfelben; Volkswehr an Stelle der ftehenden Heere.“ 
Weiter erfirebt die Partei Gleichſtellung ber Frau mit dem Manne 
in öffentlich und privatrechtlicher Beziehung; ferner „Erflärung der 
Religion zur Privatfache; Abichaffung aller Aufwendungen aus öffent, 
lichen Witteln zu kirchlichen und religiöfen Zweden; Weltlichkeit der 
Schule; obligatorifchen Beſuch der Öffentlichen Volksſchule; Unent- 
geltlichfeit des Unterrichts, der Lehrmittel und ber Verpflegung; 
Unentgeltlicyfeit der Rechtöpflege und des Rechtsbeiſtands; Rechts 
fprechung durch vom Volk gewählte Richter; Abfchaffung der Todes, 
ftrafe; Unentgeltlichfeit der ärztlichen Hilfeleiftung einfchließlich der 
Geburtöhilfe und der Heilmittel; ſtufenweis fleigende Einkommen⸗ 
und Bermögensfteuer; Erbichaftöftener; Abfchaffung aller indirekten 
Steuern, Zölle und fonftigen wirtfchaftspolitifchen Maßnahmen, 
welche die Intereſſen der Allgemeinheit den Intereffen einer bevor⸗ 
zugten Winberheit opfern.” Zum Schutze der Arbeiterflaffe forbert 
die Partei: „Feſtſetzung eines höchitend acht Stunden betragenden 
NormalsArbeitstaged; Verbot der Nachtarbeit; eine ununterbrochene 
Ruhepaufe von mindeftend 36 Stunden in jeber Woche für jeden 
Arbeiter; Einrichtung von Reichs⸗ und Bezirföarbeitsämtern und 
von Arbeitöfammern; Sicherftellung des Koalitionsrechts; Übernahme 
der gefamten Arbeiterverficherung durch dad Reich mit maßgebenber 
Mitwirfung der Arbeiter an der Verwaltung uſw.“ 

Die politifchen Erfolge der fozialdemokratifchen Partei find ver- 
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hältniemäßig gering geweien, ba fie faſt regelmäßig den Etat nnd 
die meiften Gefegedentwärfe, felbft die arbeiterfreundlichen, ablehnte. 
Aber ſchon bald nad dem Erfurter Parteitag entſtand Innerhalb 
der Partei eine gemäßigte Richtung, die auf eine Reviſion des 
erften Teile ded Erfurter Programms und auf eine Änderung ber 
Parteitaktik, nämlich auf pofitive politifche Witarbeit hinarbeitete. 
Ihre Vertreter werden ald „Revifioniften“ bezeichnet. Bereits 1894 
batte der Führer der bayrifchen Sozialdemokraten, v. Bollmar, er⸗ 
Härt, daß er die Verwirklichung der ſozialiſtiſchen Forderungen auf 
dem Boden der heutigen Geſellſchaftsordnung für wichtiger eradhte 
ale das Hinarbeiten auf das „Endziel“, wofür er von den Rabis 
falen Bebelicher Richtung fcharf angegriffen wurde. In Bernftein 
fand dann der „Reviſionismus“ feinen wiffenfchaftlichen Begründer. 
Er und andre, David, Ealwer, Schippel uſw. wielen nad, daß 
die wirtfchaftliche Entwicklung, wie wir fie erleben, durchaus nicht 
den Boransfagungen vou Marr entſpreche. Weber von einer fort 
gelegten „Berelenbung der Maflen“, noch von einer ungehemmten 
Konzentration des Kapitald könne die Rede fein und fomit auch nicht 
von den Schlußfolgerungen, die man daran gefnüpft hat. Namentlich 
für die Landwirtfchaft fei erwielen, daß die Großbetriebe in ihrer 
Entwicklung zurädgingen, dagegen Kleins und Wittelbetriebe im Vor⸗ 
dringen begriffen feien. Der Revifioniemus erfennt zwar die Gegen, 
wartöforberungen bed Erfurter Programme an, überläßt aber bie 
völlige Umgeftaltung der Wirtichaftsorbnung fpäteren Zeiten; nicht 
Revolution, fondern Evolution (Entwicklung) müfle die Lofung fein, 
und daher mäfle pofltive Arbeit in Gemeinde und Staat geleiftet 
werben. 

Die Revifloniften haben vorläufig in der Hauptfache nur in Suͤd⸗ 
beutfchland größeren Einfluß gewonnen; es fteht aber zu erwarten, 
daß fie auch im Norden der radikalen Richtung immermehr Boden 
abringen werden. Bon einer Einheit der Partei kann jebenfalld trotz 
aller Beteuerungen auf ben Parteitagen nicht mehr bie Rede fein. 

Als Führer der Radikalen haben heute zu gelten Die Neichdtagsabges 
orbnneten Bebel und Legien, außerdem Wehring, Liebknecht (Sohn 
bed Mitgründers der Partei) und Kautsky, ber ben „reinen” Marxis⸗ 
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mus in der „Neuen Zeit” publiziftifch vertritt. Bon den Mevifioniften 
fiehen im Vordergrunde Bernftein, Ealwer, v. Elm und Scippel, 
fowie die Neichdtagsabgeorbnneten David, Heine und v. Bollmar. 
Ihr wiffenfchaftliches Organ find die „Sozialiftifchen Monatöhefte”. 
Bon politiihen Tageszeitungen find zu nennen: Der Vorwärts, bie 
Leipziger Volfözeitung, die Münchner Poft, das Hamburger Echo, 
die Rheinifche Zeitung. 


Zum Schluß diefed Kapiteld fei noch die Preffe erwähnt, deren 
fih die Megierung vorwiegend bedient, fowie bie wichtigeren Zei⸗ 
tungen, bie parteilos find. Bon den verfchiedenen Korrefpondenzen 
tragen die Berliner Korrefpondenz, die Neue politifche Korreſpondenz, 
die Süddeutfche Reichskorreſpondenz und vor allem das Wolffiche 
Telegraphenbureau offiziöfen Charakter, d. h. die Regierung bedient 
fih ihrer zur Vermittlung von Berichten, politiſchen Nachrichten 
uſw. Das amtliche Coffiziele) Publikationsorgan des Deutfchen 
Reiches und des Königreihd Preußen ift der Deutfche Reichs⸗ 
und Preußifhe Staatdanzeiger; in ihm müflen n. a. Die 
Kaiferreden veröffentlicht fein, ehe fle für den Reichskanzler und 
den Reichsſstag als gehalten gelten Tönnen. Bon den Zeitungen 
wird zu offiziöfen Auslaffungen in erfter Linie die Norddeutſche 
Allgemeine Zeitung von der Megierung bevorzugt; fie ift unab⸗ 
hängig national, Aber auch der parteilofe Berliner Lofalanzeiger 
(Berlag Scherl) und bie nationalliberale Kölnifche Zeitung werben 
von der Regierung als Sprachorgane benugt. Zu den wichtigeren 
unabhängigen nationalen Zeitungen find u. a. auch zu rechnen bie 
Berliner Morgenpoſt (Ullſtein), der Tag (Scherl), die Deutſche Zeitung 
und die Tägliche Rundſchau. 





3. Rirche und Schule, 


Staat, Kirche und Schule find die drei Edfteine jedes großen zivi⸗ 
Iifierten Gemeinſchaftslebens. Zwiſchen diefen drei gewaltigen Kultur: 
faftoren beftehen Neibungsflächen, die ihren Grund in der gefchichts 
lichen Bergangenheit haben. Trog mancher Gegenſaͤtzlichkeit, ganz bes 
fonders in ber Rechtsauffaſſung und der unabhängigen autoritativen 
Stellung der einzelnen Kulturinftitutionen, befinden wir und in 
einem fortfchreitenden Prozeß des gegenfeitigen Ausgleiche, der jeden 
Faktor, Staat, Kirche und Schule, zu feinem naturgemäßen Rechte 
kommen läßt. 

Unter der Kirche im weiteren Sinne verfteht man die Gemein, 
fchaft der Bekenner ded Ehriftentums. Im engeren Sinne zählen alle 
Belenner bazu, die auf dem Boben berfelben Auffaflung der chrift- 
lichen Offenbarung ftehen. 

Die kirchliche Organifation kann die ganze Erbe umfpannen, wie 
in ber römifchstatholifhen Kirche, ober fie gliedert fih in 
mehrere felbftändige Organifationen, ein Fall, der in den verſchie⸗ 
denen evangelifhen (Landes) Kirhen Deutſchlands vor⸗ 
legt. Alle Rechtönormen der Kirche, die deren innere und äußere An» 
gelegenheiten regeln, heißen in ihrer Geſamtheit das Kirchenrecht. 

Das Mittelalter kannte ein befonderes und unabhängiges Recht der 
Fatholifchen Kirche. Nicht zu verwechfeln ift Kirchenrecht mit fanonis 
fhem Recht. In den canones legten im Mittelalter die geſetzgeben⸗ 
den Organe der Kirche alle zivils, ftrafs, prozeß⸗ und völferrechtlichen 
Beftimmungen nieder. Das Tanonifche Recht verlor durch die Sous 
veränität bed modernen Staates vollltändig feinen Boden. Nach ber 
heutigen ftantörechtlichen Auffaffung iſt dad Kirchenrecht, weil der 
moderne Staat die Souveränität über die Kirchen und Religions⸗ 
gemeinfchaften ausübt, ein Staatskirchenrecht und gehört ale 
ſolches zum allgemeinen Staatsrecht. 

Das Deutiche Weich überläßt im allgemeinen die Megelung ber 
firchlichen Angelegenheiten den Gliedſtaaten. Doc, hat ed durch ein 
befonderes Geſetz feitgelegt, daß das religiöfe Bekenntnis der Staates» 
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angehörigen ohne Einfluß auf den Genuß ihrer bürgerlichen und 
ftaatsbürgerlichen Rechte ift. Es ftellt die Kirche und die Firchlichen 
Einrichtungen und Gebräuche (Kultus) unter feinen Schutz, beftraft 
alfo 3. B. die Gottesläfterung, die Beſchimpfung der Kirche und 
die Störung der gotteöbienftlichen Handlungen. Anbererfeitd verfolgt 
es auch die Geiftlichen, die bei Ausübung ihres Berufes durch Er⸗ 
örterung von Staatdangelegenheiten den öffentlichen Frieden ger 
fährden. (Kanzelparagraph.) Im einzelnen find die gegenfeitigen 
Rechtöverhäftniffe zwifchen Staat und Kirche Durch befondere Staats» 
firhengefege geordnet. (S. S. 132.) Wenn auch der Kirche bei 
Erledigung ihrer inneren Angelegenheiten weitgehende Freiheiten 
eingeräumt find, fo hat fi; der moderne Staat doch bei vielen 
Dingen ein Genehmigungsrecht vorbehalten, dad fogenannte Plazet. 
Jedenfalls iſt feftzuhalten: Die Kirche von heute darf ihr 
Recht nur foweit beftimmen, als fie der Staat darin 
nicht befhränft. 

Die Altefte chriftliche Blaubensgemeinfchaft {ft die katholiſche 
Kirche. Sie beanfprucht allein die allgemeine, apoftoliiche und uns 
feblbare zu fein. In den anderen chriftlichen Gemeinfchaften fieht 
fie nicht eriftengberechtigte Sekten, in ihren Bekennern „Keber“. Die 
Oberen der Fatholifchen Kirche find der Papft zu Nom als der ſicht⸗ 
bare Vertreter Ehrifti auf Erden und die Bifchöfe. Wie jede Kirche, 
fo beftebt auch die katholifche aud dem Klerus und den Laien, Die 
Vollmachten der Kirche kommen allein dem Klerns zu. Diefer bildet 
in der tatholifchen Kirche einen befonberen Stand, in den er durch 
bie Ordination eintritt (Weihe). Damit erwirbt der Kleriker die 
geiftige Befähigung, die Firchlichen Heildgüter und Funktionen zu 
verwalten, beren wichtigfte die Gelebration der Weffe if, d. h. 
die Wiederholung bed unblutigen Opfer Ehrifi durch Verwand⸗ 
Iung von Brot und Wein in beffen Leib und Blut. (Transſubſtan⸗ 
tiation.) 

Die Leitung der katholiſchen Kirche ift ein verſchiedentlich ges 
gliederter Organismus, beffen Vorbild in der römifchen Staats⸗ 
verwaltung zu fuchen iſt. Zur Leitung ber Kirche find nur bie 
Kleriter, nicht die Laien berufen. Träger der Leitung find der 
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Dapft, die Erzbifchöfe und die Bifchöfe. Die Geſamtheit diefer 
Regierungs- und Leitungsorgane heißt Hierarchie. Die oberſte 
Leitung liegt in ben Händen bed Papftes. Er vertritt die katho⸗ 
liche Kirche den einzelnen Staaten gegenüber. Obgleich der for 
genannte Kirchenftaat feit 1870 aufgelöft und in den modernen 
italienifchen Staat übergegangen ift, ertennen die Staaten den Papfl 
ald Souverän in gewiflem Sinne an. Das geht darans hervor, 
daß fie Vertreter, Geſandte beim Vatikan beftelen. Auch Preußen 
hat einen Gefandten am Vatikan, nicht das Deutfche Reich. Bes 
fonderd in Tagen, wo der päpftliche Stuhl eine unfreundliche Hals 
tung gegen ben Proteftantiömus und gegen Staaten mit überwiegenber 
proteftantifcher Bevölkerung eingenommen hat, ift von der politifchen 
Linten öfter der Gedanke befürwortet worden, biefe Gefandtichaft 
am Batilau aufzuheben. 

Der Papft hat das Recht der Beſetzung der kirchlichen Ämter; 
er trifft in Sachen ded Glaubens und ber Sitten eine Enticheibung 
ex cathedra!), worin er uach dem Vatikaniſchen Konzil von 1870 
unfehlbar ift. Neben anderen Rechten hat ber Papft auch das Recht 
der Heilig⸗ und Seligfprechung unb der Ausbildung bed Klerus. Dem 
Papſt zur Seite flieht bad Karbinalstollegium, bad aus 70 Mits 
gliedern befteht, bie verfchiedene Funktionen ausdznüben haben. Unter 
den Karbinälen ift befonders zu nennen ber Karbinalftaatsfelretär,. 
der eine Art Minifter der auswärtigen Angelegenheiten beim paͤpſt⸗ 
lihen Stuhle if. Die politifche Vertretung des Papſtes bei Regie⸗ 
rungen ber weltlichen Staaten liegt ben Nuntien ob, fo z. B. in 
Münden. Die Ernennung der Karbinäle gefchieht nad Anhörung 
des Kollegiums durch den Papft. Das wichtigſte Recht der Karbinäle 
it die Papftwahl. Sie erfolgt im Konklave, d. h. einem eigene 
dafür hergerichteten Raum, den die Wähler vor Beendigung der Wahl 
nicht verlaffen dürfen. Unter dem Papſte ftehen als eigentliche und volle 
Regierungs⸗ und Verwaltungsinftang die Bifchöfe, beren Zahl an 700 
beträgt. Aus ihnen heben fi die Erzbifchöfe heraus, die mehreren 
Bistämern vorfichen, die zu einer erzbifchöflichen Provinz vers 
einigt find. Der Verwaltungsbezirk des Biſchofs ift die Diözeſe. Der 


D. i. vom paͤpſtlichen Stuhle aus. 
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Erzbifchof hat gewifle Strafr uud Difziplinarrechte über die Bifc;öfe, 
doch kann er nie felbfländig ihre Abſetzung ausſprechen. Den Bi» 
fchöfen zur Seite flieht das Domkapitel, das ſich aus Beiftlichen 
zufammenfegt. Bei allen wichtigen Angelegenheiten hat ber Bifchof 
bei Strafe der Nichtigkeit den Rat bed Domkapitels einzuholen, 
. 8, bei Veräußerung und Belaſtung der Kirchengüter. If der 
bifhöfliche Stuhl erledigt, fo wählt das Kapitel einen Kapitels⸗ 
verwefer, der die Geſchaͤfte bis zum Amtsantritt des neuen Bifchofe 
führt. Nach ben Kreuzzügen war eine Anzahl von Bistuͤmern 
in die Hände der Wohamebaner gefallen. Dennoch werden für 
biefe nicht mehr beftehenden morgenländifchen Bistümer noch heute 
Bifchöfe geweiht, fogenanute Titularbifchöfe, die irgend einem viels 
befchäftigten Bifchof vom Papſte als „Weihbiſchof“ beigegeben 
werben. In ber Verwaltung ber Diözefe wird ber Bifchof weiter 
unterflügt vom Beneralvifar und dem gefamten Generals 
vifariat oder Konfiftorium und den Landbefanen, Erz 
prieftern oder Bezirksvikaren, die den aus mehreren Pfarreien 
gebildeten Sprengeln (Defanaten) vorſtehen. Ihre Erneunung 
erfolgt durch den Biſchof. In feiner Pfarrei darf der Pfarrer ober 
Driefter nur allein die Kulthandlungen vornehmen, andere Kleriker 
nur mit feiner ober des Biſchofs Erlaubnis, Sämtliche Kleriker der 
fatholifchen Kirche find Iedig, fie leben im Eölibat. 

Bei der Beſetzung von Kirchenämtern ftellt die katholische Kirche 
eine Meihe von Bedingungen; u. a. finb Kinder von Ketzern“ aus⸗ 
geichloffen. Neben diefen kirchlichen Beftimmungen forbert auch ber 
Staat die Erfülung gewifler Borbedingungen. Preußen, Sachſen, 
Baden, Heſſen beiſpielsweiſe die deutſche Weichdangehörigkeit 
und die Ablegung bed Abiturientenexamens auf einer Oklaſſigen 
höheren Lehranftalt. Baden und Sachſen verlangen ein 3jähriges 
Studium auf einer beutfchen Landesuniverfität; Preußen und Heſſen 
begnügen fit mit einem Studium von 6 Semeftern auf einem 
Kleritalfeminar, das der Staatsaufficht unterficht und deſſen Lehr⸗ 
plan dem einer beutfchen Landesuniverfität gleich geftaltet iſt. Bayern 
befchräntt fi auf die Forberung des Beſuches ber Lyceen, flaat- 
licher Lehranftalten mit theologifchen und philofophifchen Unterrichts, 
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fächern. Preußen, Baden und Heffen verbieten bie Knabenfeminare, 
d. b. Anftalten, die unter geifllicher Leitung fliehen und Gymnaſial⸗ 
giele verfolgen. Erlaubt find aber gemeinfame Penflonsdanfalten, die 
KAnabenkonvikte. Bayern und Elfaß-tothringen erlauben auch bie 
erfteren. In Preußen, Baden und Heflen dürfen die Studierenden 
in geiftlichen Penfionsanftalten, Konvilten, wohnen. 

Preußen, Sachſen, Württemberg, Heflen und Baden haben bei 
der dauernden Beſetzung von Pfarreien ein Einſprnchsrecht. Im 
Sachſen ift diefer Einſpruch gerechtfertigt, wenu das biöherige 
Verhalten des Amtölandidaten die Annahme zuläßt, daß er ben 
Staatögefegen und rechtögältigen Anorbnungen der Obrigkeit ent⸗ 
gegenwirlen ober ben Öffentlichen Frieben ftören werde. Bayern 
nimmt für fich die Eönigliche Beſtaͤtigung oder Genehmerklaͤrung in 
Anſpruch. In al diefen Einfchränkungen, fo verfchieden fie auch 
fein mögen, madıt fi) das Beſtreben des modernen Staates geltend, 
feine Souveränität auch ber Tatholifchen Kirche gegenüber durdy- 
zufegen. Diefe ftaatliche Autorität verfchafft fidy auch bei dem Treu⸗ 
eid der Geiftlichen Geltung. In Sadıfen, Baden und Heſſen leiften 
bie Geifllichen den Eid der Treue und bed Gehorſams auf die Vers 
faffung. Preußen, Bayern, Württemberg und Elfaßstothringen 
verlangen nur einen Treu⸗ und Gehorfamdeid von den Bifchöfen, 
ber letztere Staat auch von den Pfarrern und Geiftlichen. 

Während Papſt und Bifchöfe die Kändigen Leitungdorgane 
der Batholifchen Kirche find, bilden Konzilten und Synoden bie 
nidhtfändigen Organe. Dad allgemeine oder ökumeniſche 
Konzil repräfentiert die ganze Kirche. Stimmberechtigt find bie 
Bifchöfe, die Kardinäle, Drdendgeneräle und Äbte. Den Vorſitz 
führt der Papft. Nachdem das Batilanifche Konzil von 1870 bie 
Unfehlbarkeit des Papites erflärt hat, ift bad allgemeine Konzil 
nur noch eine beratende Körperfhaft. Die Provinzialkonzilien 
ober die Provinzialfynoden find die Berfammlungen der Hier 
rarchie einer Kirchenprovinz. Ihre Einberufung fteht dem Erzbifchof 
zu. Auch der Bifchof kann eine Synode, die Didzefaniypnode, 
einberufen. An ihre Befchläffe ift der Bifchof keineswegs gebunden. 
Sie haben für ihn nur die Bedeutung von Gutachten. Wollen 
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Provinzial oder Didzefanfpnoden zufammentreten, fo bedarf es in 
Preußen, Württemberg, Baden und Heſſen Feiner ftaatlichen Ges 
nehmigung, wohl aber in ElfaßsLothringen. In Bayern kanu bie 
Krone die Einherufung verlangen, wenn es kirchliche Mißbraͤuche 
und Spaltungen erheifchen. 

Die Saframente — Taufe, Abendmahl, Firmung, Buße, Ehe, 
Drdination (Priefterweihe) und legte Ölung — werben von den 
Drieftern verwaltet, die Firmung aber beifpieläwelfe nur von 
dem Bifchof oder einem Priefter mit päpftlicher Erlaubnis. Den 
Mittelpunft des Fatholifchen Gottesdienſtes bildet die Meſſe. 
Daneben kommt noch der Gebetsgottesdienſt und bie Abhal⸗ 
tung Öffentliher Andachten Inbetradht. Die Befähigung zur 
Zelebrierung der Mefle befigt nur ein gültig orbinierter Priefter. 
Einen regelmäßigen Teil der Gotteöbienftorbnung beaniprucht bie 
Verehrung der Heiligen und Reliquien. Reliquien find 
Leichname ober Skelette vou Heiligen oder auch Gegenflänbe, bie 
diefe bei Lebzeiten gebraucht haben. Ihre Echtheit ftellt der Biſchof 
fell. Dad Recht, kirchliche Feiertage feitzufegen, fteht nicht dem 
Staate zu. In neuerer Zeit hat der Papſt eine Beſchraͤnkung ber 
firchlichen Feiertage empfohlen, doch fcheint fein Wunſch bei dem 
deutfchen Klerus nicht auf befondere Begenliebe geftoßen zu fein. 
Gotteödienfte finden in Kirchen unb Kapellen ftatt. Die Gottes⸗ 
häufer der Diözefanbifchöfe heißen Kathedrals oder Domkirchen. 
Sie find meiftend Bauten von hervorragender ardhitektonifcher Schöns 
heit Kölner Dom, Straßburger Münfter). Früher nahm die Kirche 
für fih das Aſplrecht in Anſpruch. Wer fich der Beftrafung 
wegen eined Verbrechens oder ber Schuldhaft entziehen wollte, 
flüchtete in eine Kirche, ein Klofter oder einen biichöflichen Palaft. 
Das ſtaatliche Recht in Deutichland erkennt überhaupt Fein Aſpl⸗ 
recht an, wenn ed auch die Kirche prinzipiell noch nicht aufgegeben 
hat. Die Strafgewalt der Kirche richtet fih gegen Priefter und 
Laien, foweit die ftaatlihen Gefege davon unberührt bleiben. 
„Sünde“ wird in der Beicht- und Bußpraris beftraft. Die hödhfte 
Strafe bei Difziplinarvergehen ber Kleriker ift die Dienftentlaffung. 
Bon befonderer Bedeutung find die fogenannten „Zenfuren” gegen 
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Geiſtliche und Laien: 1. der große Kirchenbann, d. h. die Ent⸗ 
ziehnng der kirchlichen Rechte und Segnungen; 2. der kleine 
Kirchenbann, d. h. die Ausſchließung vom Empfange der Sakra⸗ 
mente und von kirchlichen Ämtern; 8. das Interdikt, das ſich 
auf eine Perſon oder auf ein Land beziehen kann. Erſteres ſchließt 
von der Teilnahme am Gottesdienſt, von dem Empfang ber Sakra⸗ 
mente und einem hriftlichen Begräbnis aus. Letzteres legt alles 
kirchliche Leben in einem Lande lahm, wofür die Geſchichte des 
Mittelalterd mehrfach Beifpiele bietet. Heute erſtreckt fi das in- 
terdictum locale nur auf eiue Kirche oder einen Altar. Geiftlichen 
fann von ihren Oberen die Ausübung ber Amtsrechte auf eine ge- 
wiffe Zeit unterfagt werben. Die kirchlichen Strafen, von denen 
jemand betroffen ift, können durch Abfolution und Begnadigung 
aufgehoben werden. Bei allen ftaatlichen Verbrechen, Vergehen und 
Überfchreitungen gehören die katholiſchen Geiſtlichen vor die welt 
liche Gerichtöbarkeit. 

Eine bedeutende Role in ber katholiſchen Kirche fpielen die ver- 
ſchiedenen Vereinigungen von Prieftern und Laien, Männern und 
Frauen in Orden, ordbensähnlihen Kongregationen und 
Brüderfhaften, deren Geſchichte weit bis ind Mittelalter, zum 
Teil bis ind Altertum zurücreicht, Ihr Zwed iſt die Erreichung 
chriſt licher Vollkommenheit. In den Orden (Moͤnchsorden) Iegt 
jebed Mitglied das Gelübde der Keufchheit, Armut und des Gehor- 
ſams ab. Biel genannt wird der Gefuitenorben, ber 1874 durch 
Reichsgeſetz Geſuitengeſetzz vom Gebiet des Deutfchen Reiches aus⸗ 
gefchloffen wurde. Das Zentrum hat ed nicht an Bemühungen fehlen 
laſſen, dieſe gefeglihe Schranke zu befeitigen; 1904 wurbe denn 
auch 5 2 bed Geſetzes aufgehoben, fo daß jegt den Mitgliedern des 
Ordens der Aufenthalt im Neichögebiet geftattet iſt. 

Die evangelifhe Kirche hat ihren Urſprung in der Refor⸗ 
matton. Sie ift die geiftige Schöpfung Dr. Martin Luthers. Im 
Gegenfag zur katholifchen Kirche kennt fie keine paffive Stellung der 
Laten, fondern gründet fich auf bad Prieftertum aller Gläubi⸗ 
gen. Infolge diefed allgemeinen Prieftertums kann jeder ohne Ver⸗ 
mittelung eines befonderen Srieftertums fi dad ewige Keil er- 
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werben und befigt die Befähigung, bie der Kirche übertragene Voll⸗ 
macht auszuüben. In der evangelifchen Kirche iſt dad Recht ber 
freien Glaubensperfönlichleit gewahrt. Sie iſt in einer gefchicht- 
lichen Periode entſtanden, in der der Einzelmenich anfing, ſich ale 
Perfönlichkeit zu fühlen. So kommt es, daß man unter Proteftans 
tismus nicht nur eine firchliche Nichtung, ſondern eine ganze Welt- 
anfhauung verfteht, die fih anf dem Recht der freien Perfönlichs 
feit aufbaut. Während die Fatholifche Kirche einheitlich gefchloffen 
und gewiffermaßen weltumfaflend ift, gliedert fich die evangeliſche 
Kirche in Landesfirdhen. Bon Territorium zu Territorium, von 
Land zu Land Hat fie ihren Pakt mit dem mobernen Staate ge 
fchloffen. Die gefamte hiftoriiche Entwidelung Deutichlande mit 
ihrem einzelftaatlihen Charakter machte von vornherein die Bildung 
einer einheitlichen evangelifhen Kirche zur linmöglichleit; neben 
der [utherifchen fand die reformierte Lehre Gwingli, Calvin) 
Eingang. In der erften Hälfte des vorigen Sahrhunderts vollzog 
ſich die Vereinigung der Lutheraner und Meformierten in Preußen 
und einer Reihe anderer Bundesftaaten zu einer einheitlichen kirch⸗ 
lichen Organifation, der Union, fo daß wir heute von unierten 
Landeskirchen fpredhen. Dabei braucht keins der beiden Bekennt⸗ 
niffe feine Selbfändigkeit aufgegeben zu haben, fo daß es inner 
halb der Union Iutherifche und reformierte Gemeinden geben kann. 
In Altpreußen befteht Verwaltungs, und Abendmahldgemeinfchaft. 

Die Landeskirchen haben ein landesherrliches Kirchenregi⸗ 
ment. Der Landesherr iſt gleichzeitig oberſter Landesbiſchof. 
Auch dem katholiſchen Landesherrn kommt das Kirchenregiment uͤber 
die evangeliſche Kirche ſeines Landes zu (Bayern und Sachſen). 
In Sachen ift die Ausübung des Regiments den „in evangelicis be, 
auftragten” Staatöminiftern übertragen; zu ihnen gehören der Kultus 
minifter, der ſtets Proteftant fein muß, und mindeſtens zwei Witglieber 
bes Sefamtminifteriums, die der gleichen Konfeffion angehören. Zur 
Ausübung des landesherrlichen Kirchenregiments bedient fidy der Lan⸗ 
beöherr der firhenregimentlihen Behörden, deren hödıfte In⸗ 
tanz Oberfirdhenrat CAltpreußen, Baben, Oldenburg), Oberkon⸗ 
fiRorium (Bayern, Heſſen), Landesfonfitorium (Sachſen) und 
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Konfittorium (Württemberg) heißt. In anderen Landeskirchen ift die 
Berwaltung eine rein ftaatliche und geſchieht durch ein Minifterium 
(in den neuen Provinzen Preußens, andgenommen Hannover, in 
Coburg und Gotha). Unter der Zentralbehörbe ftehen die Provin⸗ 
zialfonfiftorien. Alle diefe kirchlichen Behörden find follegial ver» 
faßt. Ihre Mitglieder werben aus Geiftlichen, Berwaltungss unb 
Juftigbeamten vom Landesherrn ernannt. Als weitere Organe ber 
Kirchenverwaltung findet man in faſt allen Landeskirchen Super» 
intendenten (&phoren, Dekane, Proͤpſte). Ste beffeiden gleich, 
zeitig ein Pfarramt. Ihre Aufgabe liegt in der perfönlichen Ein, 
wirkung auf Pfarrer unb Gemeinden. Sie leiten die Pfarrwahlen 
und Kreiöfyuoden und überwachen die Firchlichen und religiöfen 
Zuftände ihres Bezirks. An der Spige größerer Bezirke, gewöhnlich 
einer Provinz, fteht ein Beneralfuperintendent. Er ift meiftene 
Mitglied ded Provinzialtonfiftoriums, leitet die Provinzialfynoben 
and vollzieht in ber Regel die Ordination ber Geiſtlichen. Durch 
Kirchenvifitationen fegen fi) bie Generalfuperintendenten von 
dem Firchlichen und religiöfen Leben ihres Auffichtöbesirfes in 
Kenntnis. 

Geiftlicher if nur, wer die Ordination empfangen bat. Die 
Vorbildung der Beiftlihen gefchieht auf ven Gymnaſien und 
Univerfitäten. Nah dem Studium werben häufig noch Pres 
digerfeminare befucht. Der Staat verlangt beim Amtsantritt von 
ihnen einen Treu» und Gehorſamseid Preußen) oder einen Eid auf 
die Beobachtung der Staatögefete (Bayern, Sachen, Baden). Ein 
Geiftlicher, der penfloniert wirb, behält die geiftlichen Standesrechte. 
Er ann alfo Amtöhandlungen mit Zuftimmung bes zufländigen 
Geiftlihen vollziehen. Die evangelifchen Geiftlihen haben nicht bie 
Pflicht der Ehelofigkeit; ihrem eigenen Wunfche entfprechend, find 
fie nicht vom Militärdienft befreit wie die katholiſchen Beift- 
lichen, 

In der gefamten Verwaltung der kirchlichen Angelegenheiten kommt 
in ber evangelifhen Konfeſſion der Laie mehr zu feinem Recht als 
in der Latholifchen Kirche, Jede Kirchengemeinde (Parochie), die 
nicht immer mit der politifchen Gemeinde zufammenfällt, hat einen 
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Bemeindefirhenrat (Presbyterium, Kirchenvorftand), deſſen Bors 
figender meiftend der Pfarrer if. Dad Wahlrecht dazu ift von einem 
beffimmten Alter abhängig. Der Gemeindekirchenrat hat u. a. das 
firchliche Leben zu pflegen, dad Bermögen und dad Kirchengebäude 
zu verwalten, für Unterftügung Kranfer und Armer zu forgen und 
bei der Wahl der Beiftlichen mitzuwirken. In manchen Landeskirchen 
befteht noch ein zweites, ebenfalld von der Gemeinde zu wählendes 
Organ, die Gemeindevertretung. Die ganze Verwaltung der 
Kirchengemeinde hat hiernach gewifle Ähnlichkeit mit dem Zweis 
fammerfyfllem in manden Bundesflaaten. Die Gemeinbevertres 
tungen befchließen in erfter Linie über alle Ausgaben. 

Auf den Gemeinden bauen fi die Synoden auf, denen neben 
den kirchenregimentlichen Behörben ein gewifler Anteil an ber Berwals 
tung der Landeskirchen gebührt. Die Synoden find entweder Kreis», 
Drovinzials ober Landes⸗ (Benerals) Synoden. Der Bors 
figtende der Kreids oder Didgefanfynode ift der Superintendent. 
Die Laien werden meiftend von den Gemeindevertretungen gewählt. 
In der Regel fol die Zahl der geiftlichen Spnodalmitglieder ges 
ringer fein ald die der Laien. Die Kreisſynoden treten gewöhnlid, 
jährlich zufammen. Sie haben zumeif nur eine begntachtende 
Stellung zu allen Kirchenfragen einzunehmen. In den Kreisſynoden 
finden die Wahlen zur Provinzialfynode ſtatt. Sie tritt in der 
Megel nur aller drei Jahre zufammen. Zu ihrer Zuftändigfeit ges 
bört die Zuftimmung zu Provinziallirchengefegen, die Einführung 
von Katechiömuderklärungen, Befangbüchern, Religionsbüchern. Die 
Gefamtheit der Kirchengemeinden wird vertreten durch die Landes⸗ 
(Benerals’fpynode, die meiftend aller fünf bis ſechs Jahre tagt. 
Zu den gewählten Witgliebern treten häufig noch vom Landes⸗ 
berrn ernannte (Profefloren der Theologie) oder geborene Mits 
glieder (Generalfuperintendenten),. Die Generalſynode ſtimmt u. a, 
den landeskirchlichen Geſetzen zu, fie hat die Aufficht über die kirch⸗ 
lichen Fonds nnd Einnahmen, übt die Kirchenzucht und hat alle 
Rechte der Provinzialfynoden in erweiterter Form. 

Die evangelifche Kirche it ärmer ald die fatholifche. Zu den Eins 
nahmequellen gehörten früher die Stolgebühren, Gebühren für geift- 
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liche Handlungen. Diefe Stolgebühren find heute aufgehoben. Die 
zn Firchlichen Aufwendungen nötigen Gelder werben zum größten 
Zelle durch eine Kirchenfteuer aufgebracht, die ald Zufchlag zur 
Staatdeinfommenfteuer erfcheint. Ihre Höhe iſt örtlich verfchieden. 
(Berlin 20%.) Das Kirhenvermögen wird von ben Gemeinde⸗ 
organen und ben Kirchenregimentöbehörden verwaltet. Auch bie 
Kultusminifterien verwalten einzelne kirchliche Fonds. 

Die Ämter in deu kollegialen Kirchenbehörden beſetzt der Lan⸗ 
desherr, meift ernennt er auch bie Generaliuperintendenten unb 
Snperintendenten. Diefe wenigſtens bebürfen der Ianbeöherrlichen 
Beſtaͤtigung. Geiftlihe Ämter werben gewöhnlich nach vorand- 
gegangener Wahl durch die Bemeindelörperfchaften befegt. Manch⸗ 
mal haben auch die geiftlichen Behörden (Ronfiftorien) ein Patros 
nats recht und befeten dann die Stelle ohne oder nur mit befchräntter 
Mitwirtung der Gemeinde. Selbſt wenn die Gemeinde Teinerlei 
Wahlrecht hat, fo fteht ihr doch meiftens das Necht bed Einſpruchs 
gegen Lehre, Leben und geiftige Gaben des in Ausſicht genommenen 
Geiſtlichen zu. 

Ein Zeil der kirchlichen Geſetzgebung wird durch Staats⸗ 
gefege geregelt. Kein Kirchengefeh, das durch Synobalbefchluß unter 
Genehmigung bed Landesherrn zuftande kommt, darf einem Staats⸗ 
gefeg widerfprechen. Kirchengefege werben durch den Landesherrn 
publiziert. 

Mitglied der evangelifchen Kirche wirb, wer bie Taufe empfans 
gen hat. „Mottaufen” Tann auch, ber Laie vornehmen. Bei ber 
Konfirmation findet die Erneuerung des Taufgelübdes ftatt, wos 
burh man gleihfam Kirchen bürger wird. Bei der Konfirmation 
wirb zuerft dad heilige Abendmahl in beiderlei Geftalt gereicht, 
d. h. die Laien empfangen Brot und Wein. Dem Abendmahl geht 
eine Beichte voraus, aber feine Ohrenbeichte wie in ber katho⸗ 
lichen Kirche. Dad Abendmahl kann ald Krankenkommunion auch 
in der Behaufung gereicht werden. Im Mittelpunkt bed evangelifchen 
Gotteödienfted fteht die Predigt, ber eine Liturgie vorausgeht. 
Predigen können aud Kandidaten der Theologie und mit Geneh⸗ 
migung ded Superintendenten Studierende ber Theologie. Die evan⸗ 
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gelifchen Kirchen find meiſtens fchlichter ald die Fatholifchen auss 
geftattet und entbehren im Innern fat jedes Bilderſchmuckes, aus⸗ 
genommen am Altar. 

Die Kirchenzucht hat in der evangelifchen Kirche nicht bie 
ftraffen Formen wie in der Tatholifchen. Es ift -fogar feftzuftellen, 
daß alle Zuchtmaßnahmen gegen die Laien immer mehr außer Ans 
wendung kommen. Das hat feinen Grund in der perfönlichen Stels 
lung ber Laien zur Kirche. Verhältniemäßig häufig noch verweigert 
die Kirche Bräuten, an beren fittlihem Lebenswandel fie Anſtoß 
nimmt, den Wyrtentranz bei ber Trauung. Selten verweigert fie 
heute ein chriftliches Begräbnis ober gar bad Abendmahl, Gegen 
die Geiftlichen ftieht den Kirchenbehörden eine Difziplinar- 
gewalt zu, die bid zur Amtsentfegung reicht. Die Kirche fichert 
fih auch einen Einfluß auf die Lehre ber Geiftlihen. So kennt 
Preußen beifpielöweife ein „Sprachlollegium”, das fi aus Geift- 
lichen und Laien zufammenfegt. Die Firchlichen Behörden verlangen 
Rechtgläubigkeit der Geiftlichen, d. h. Übereinftiimmung mit 
den Dogmen ber Kirche. In diefem Berlangen flogen fie nicht 
nnr auf entfchiedbenen Widerfpruch vieler Geiftlicher, fondern auch 
weiter Laienfreife, die ſich Firchlichsliberal nennen. Die Unzus 
friedenheit mit der von den kirchlichen Behörden geforderten flarren 
Mechtgläubigkeit (Orthoborie), die nach der Meinung ber kirchlich 
Liberalen dem proteftantifchen Prinzip zumwiberläuft, hat zu vielen 
Ausdtritten aus der Landeskirche geführt. Es ift das eine ähns- 
liche Erfcheinung wie die „Rod von Rom⸗Bewegung“ in ber 
tatholifchen Kirche. 

Eine viel erörterte und umftrittene Frage ift dad Verhältnis 
zwifchen Staat und Kirche. Nicht nur der Kirche ablehnend oder 
doch gleichgültig gegenüberfiehende Kreife, ſondern auch hochkirch⸗ 
liche Männer forbern die völlige Trennung von Staat und 
Kirche, wie fie beiſpielsweiſe in den Vereinigten Staaten von Amerika 
befteht. In diefem Falle würden Kirchen und Religionögefellichafs 
teu nur noch ald Privatvereine gelten, die ihre Angelegenheiten frei 
ordnen und verwalten fönnen, foweit nicht bad Reichsvereinsgeſetz oder 
andere Geſetze ihnen Grenzen ziehen. Unter diefem Zuftande würde 
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jeder Streitpuntt zwifhen Staat und Kirche ausgefchaltet, ganz 
befonderd der Fatholifchen Kirche gegenüber, die wenigftend in ber 
Theorie feit dem Wittelalter die Souveränität des Staates in Firdhs 
lihen Dingen nicht anerkennt. Nach dem heutigen Staatsrecht 
fommt keiner Kirche oder Religionsgeſellſchaft ein rechtlicher Ans 
ſpruch auf Zulaffung und volle Entfaltung ihrer Berfaffung im 
Staate zu. Der moderne Staat gewährt aber feinen Bürgern volle 
Gewiſſensſs⸗, und Glaubends, Kultus⸗ und Religionsfreiheit. 
Erftere ift dad Recht, feinen Glauben oder auch feinen Nichtglauben 
ohne rechtliche Nachteile zu befennen. Auch der Diffident, der aus 
jeder Glaubendgemeinfchaft audgetreten ift, erleidet keine rechts 
liche Beſchränkung ald Staatebärger. Die Kultusfreiheit iſt das 
Recht, fi mit Sleichgefinnten zu Religionsgemeinfchaften zufams 
men zu tun und einen gemeinfamen Gottesdienft zu üben. Die ka⸗ 
tholifche Kirche als die allein feligmachende, wie fie ſich nennt, vers 
wirft beide Arten ber Freiheit. Wir haben auf deutfchem Boden 
weber ein Staatskircheutum, d. h. ein Verhältnis zwifchen Staat 
und Kirche, bei dem erfterer die Kirche unbedingt beherrfcht und ihr 
feinen Willen auf jeden Kal aufzwingt, noch einen hriftlidhen 
Staat, d.h. einen Staat, der die Rechte Auberdgläubiger, beifpielss 
weife ber Juden gegenüber den Ehriften, einfchränft. (Kein Verbot 
von Ehen zwifchen Ehriften und Juden.) Der Staat hat burd 
feine Befeggebung vielmehr der Kirche dad Recht der 
Selbfiverwaltung (Autonomie) eingeräumt. Das iſt gewiffer- 
maßen die goldene Mitte in allen Brenz und Nechtöftreitigfeiten 
zwifchen Staat und Kirche. Zu dieſer Löfung fchritten Preußen 
1848, Baden 1860, Württemberg 1862, Heflen 1875, Sachen 1876; 
Bayern hat fein Berhältnis zum päpftlichen Stuhle 1817 im fos 
genannten Konfordat geregelt. Die Geiftlichen find bei diefem Bers 
hältnid zwar nicht Staats⸗, wohl aber öffentliche Beamte. Ihnen 
garantiert darum der Staat ein Minimalgehalt in Anfangs» und 
Höochſtgrenze. Der Staat beobachtet beiden Kirchen gegenüber Paris 
tät, d. h. gleiche rechtliche Behandlung. 

Neben den beiden großen Kirchen befiehen Religionsgeſell⸗ 
fhaften, bie fih in allen Staaten meift ber gleichen Ge⸗ 


Kirche und Schule 4133 


wiffends und MNeligionöfreiheit erfreuen. Die fogenannten Alt» 
Fatholifen, bie die Unfehlbarkeit bed Papſtes nicht anerfennen, 
haben im Gegenfag zu Preußen und Heſſen in Bayern nur 
dad Recht einer Privatfirchengefellfchaft. Ferner gibt es Altluthes 
raner, Wennoniten, Baptiften und eine ganze Reihe vou Selten. 


Das Unterrichtsweſen gehört zu den Obliegenheiten der eins 
zelnen Bundesftaaten. Dem Reiche unterfteht nur das Schulwefen 
der deutfhen Kolonien. Es wird vom Reichskolonialamt 
verwaltet, ausgenommen die Schulen in Kiautfhou, die wie bie 
ganze Kolonie zum Reſſort des Reichsmarineamts gehören. 
Es hat allerdings nie an Männern gefehlt, bie die Negelung des 
Schulweſens zu einer Reichsſache machen wollten. In biefer 
Richtung bewegte ſich im Prinzip auch die Forderung des beutfchen 
Lehrertaged zu Dortmund (1908). Die heute von Zeit zu Zeit eins 
berufene „Reihsfhulfommiffion“ ift keine Behörde, fondern 
eine Kommiffion von Sachverftändigen, die ſich gutachtlicdh darüber 
äußert, welchen höheren Lehranftalten auf deren Antrag die Faͤhig⸗ 
feit zugefprochen werben fann, bie Berechtigung zum einjährigsfreis 
willigen Militärdienft zn erteilen. Sie unterfteht dem Reihsamt 
bes Innern und befteht aus einem vom Reichskanzler ernannten 
Vorſitzenden und ſechs Mitgliedern, von denen je eines die vier 
Königreiche, die übrigen zwei die andern Bundesſtaaten nach einer 
beftimmten Reihenfolge ernennen. 

Im allgemeinen unterfcheidet man drei Stufen des Unterrichts⸗ 
wefene, bad niebere, mittlere und hohe, außerdem zwei Haupt⸗ 
arten von Lehranftalten, foldhe für allgemeine und folche für 
fachliche Ausbildung. Der gefamte Aufbau ergibt dad folgende 
Schema: 

L Nliederes Schulwefen. 
A. Volks⸗ und Bürgerfchulen. 
B. Niedere Fachſchulen: Haudwerker⸗ und Kortbilbungefchulen. 


II. Mittleres Schulwefen. 
A. Höhere Lehranftalten 
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a) für Knaben, 
b) für Mädchen. 

B. Mittlere Fachſchulen für gewerbliche, Ianbwirtfchaftliche, kauf⸗ 
männifche Ziele, Kunftfchulen, Lehrers und Lehrerinnenfeminare, 
Techniken. 


IL hochſchulweſen. 

Univerſitaͤten, techniſche Hochſchulen, Akademien oder Hochſchulen 
für beſondere Ziele: Bergfach, Forſtwirtſchaft, Handel, Kunſt, Lands 
wirtſchaft, Militaͤrſtand, ſowie ſonſtige akademiſche Beranftaltungen, 
z. B. das Kolonialinſtitut in Hamburg und die Frauenhochſchule 
in Leipzig. 

Das Schulweſen der meiſten deutſchen Bundesſtaaten leidet heute 
noch daran, daß es nicht organiſch aufgebaut iſt, d. h. ſich nicht von 
unten nach oben geſchloſſen und einheitlich entwickelt wie der Baum 
aus der Wurzel. Zwar beſuchen 949, aller deutſchen Kinder bie 
Volksſchule, dennoch iſt fie in den meiſten Bundesſtaaten nicht 
der allgemeine Unterbau der übrigen Lehranftalten für die männ⸗ 
liche und weibliche Jugend. Außer Bayern, Sachen, Baden, Brauns 
fhweig, Sahfen- Weimar, Eoburg-Gotha, Meiningen, den beiden 
Schwarzburg, Walded und Schaumburgstippe laſſen die Unterrichtös 
verwaltungen „Borfchulen“ zu, die im Deutfchen Reiche rund 40000 
Schüler zählen, wovon auf Preußen nad der letzten Zählung 
33326 entfallen. Bei den Borfchulen find nicht in Betracht gezogen 
die drei unteren Jahrgänge (6.—9. Lebensjahr) ber höheren Mäds 
chenfchufe. Obgleich viele paͤdagogiſche Kreife, voran der Deutfche 
Lehrerverein, und bie politifchen Parteien ber Linken — Liberale 
und Sozialdemokraten — die päbagogifche Berechtigung der Bors 
fhulen als Standesfhulen nicht anerkennen, fie vielmehr wegen 
ihres fchädigenden Einfluffes auf die ſoziale Sefinnung befämpfen, iſt e® 
bis jegt noch nicht möglich gewefen, der allgemeinen Volksſchule 
überall zum Siege zu verhelfen. Noch in weiter Kerne wird bie 
Erfüllung des Wunfches liegen, wie er von bedeutenden Sozials 
pädagogen und »Polititern vertreten wird, jedem Schüler ohne Rück⸗ 
fiht auf Stand und Mittel der Eltern nach Maßgabe feiner Bes 
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gabung und Würdigkeit unentgeltlih und unter Gewährung von 
Zehrmittelfreiheit und fonftigen Unterftügungen alle höheren Schulen 


zu öffnen. 


Die Statiftil des deutſchen Volksſchulweſens veranfchaus 
lichen folgende Tabellen, die dem amtlichen „Statiftifchen Jahrbuch 


für das Deutfche Reich“ entnommen find. 


Die deutfhen Volksſchulen 1906. 


J. Schüler und Xehrer der öffentlichen Volksſchulen. 


Zahl der JSahl der volibefchäftigten 






Schüler der — —5* 

Bundesſtaaten Öffenttichen vebreei und — ee 
olks⸗ e e ehre, jeutnieien | zone 

ſchulen hrkrafte Zehrer abe Sarhler | rinnen 
Maßen. . . ... 102764 84980 |177841 60 17 
8861| 58 24 
dien. - 2 2.0. 6535| 61 5 
Württemberg 6161 57 11 
Boden . > 2 2... 8661 64 18 
MM 2 > 2. 4891 57 48 
ecdienburg- Schwerin 4811 45 9 
burg-Strelig . sel 4 8 
Sachſen⸗Weimar Eiſenach 631 57 5 
Dvdnburg -. - - . . 4180| 87 10 
DBramfchweig 4188| 57 | 48. 
—— 861 60 41 
Sachſen⸗Alten se| 66 9 
Sacfn@oburg u u. Gotha 1101 54 14 
Anhalt. >» 2... 4781 58 47 

Schwarzburg-Sonderk- 

ae .... 421 61 5 
——— 61 68 3 
. oe _» 98 ee 9 44 598 6 
er “ g, 412] 70 6 
Ri... 415] 64 4 
Schaumburg⸗Li 31 88 3 
tippe. . . wor .. 191 78 6 
Bd : 2 2 2 2 4841 88 46 
re. 4161| 45 22 
Zamburg ee. n 4263| 85 88 
ſaß⸗Lothringen 2471] 45 45 
Dentſches Mei | 8747267 | 1u0597 | 138203 |sassa| ss | 18 
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Il. Privat⸗ 


IL. Die Aufwendungen für die öffentlihen) ſchulen mit 
Volkeſchulen. Volks⸗ 
ſchulziel. 





Zahl der 

Bundesſtaaten 
Scuien | Schäfer 
Preußen -. . .. | 2 42847 
Bay . . 2... 88 2496 
Sachen . . 58 8107 
Württemberg _ _ 
Bd .- .: 2 202% q 707 
— — u 
endu trel . 1 
Sadhıf { Kr 4 720 
Oldenburg. 5 158 
Braunfchweig ® . — — 
a en iagen Dad en — — 
—— & n. Gotha 8 117 
Anhalt.... 10 1081 

Schwarzburg⸗Sonders⸗ 
an ars Rudoiſtadt ang 
olfta — — 
En . oo 8. 0 0e ee. 8 ee — m 
Neuß & Fa en _ — 
Reuß ee Fe 4 423 
—— 8 85 
En — _ 

En er 2... 4 

oe. 20.0. 20 18875 
—ã— 79 4162 
Deutſches Reih| 523940 | 151218 614 43094 


Bemerkung: Die Koften der ftaatlihen Schuiauffiht und die des Lehren 
bildungsweiens find nicht eingerechnet worden. Won den Geſamtkoſten kommen auf 
den Staat 29% Durch die leute Beſoldungsauf beſſerung iſt dieſer Sap und natür 
lich aud, der Sefamtbetrag weſentlich erhöht worden. 


Die Ausgaben bed Staates für die Volksſchulen ſchwanken in ihrer 
Höhe ganz bedeutend. Während Berlin feine fümtlihen Schul⸗ 
unterhaltungsfoften fat felbftändig aufbringt — von 221, Mil. 
im Jahre 1906 mehr ale 21°], Mil. — leiftet der preußifche Staat 
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in den Regierungsbezirken der dftlichen Monarchie oft mehr ald bie 
Hälfte, fo in den Regierungsbezirken Allenftein, Warienwerber, 
Bromberg, Pofen, Köslin. Deflenungeachtet ift es im allgemeinen 
Dfliht der Gemeinden, die Schulen zu unterhalten. Dar 
über fagt 3. ®. Artikel 25 der Preußifchen Berfaffung: „Die Mittel 
zur Errichtung, Unterhaltung und Erweiterung ber öffentlichen Volles 
fchule werden von den Gemeinden, und im Kalle des nachgewielenen 
Uuvermögene, ergänzungsmweife vom Staate aufgebracht. Die auf 
befonderen Rechtötiteln ruhenden Verpflichtungen Dritter bleiben 
beftehen. Der Staat gewährleiftet demnad ben Bolköfchullchrern 
ein feited, den Lolfalverhältnifien angemeflenes Einfommen. In ber 
öffentlichen Volksſchule wird der Unterricht unentgeltlich erteilt.“ 
Preußen hat feit dem 28. Inli 1906 ein Volksſchulunterhaltungs⸗ 
geſetz. Nach dieſem Geſetz kann an Stelle ber politifchen Gemeinde 
auh ein Schulverband treten. 

Wenn wir heute auch noch in Preußen und den weitaus meiften 
Bundesſtaaten bie „Bemeindefchule" haben, fo tft doch eine 
ftarfe Strömung vorhanden, die die „Staatefchule* fordert. Wie 
fich die Dinge entwideln werden, wird wefentlich von ber fünftigen 
Geftaltung der Schulunterhaltung abhängen. Leiftungsfähige und 
anch leifiungswillige Gemeinden werden fletd barauf Wert legen, 
daß die Volksſchule „Gemeindeſchnle“ bleibe, weil das einen großen 
Einfluß anf die Gemeinderechte hinfichtlich des Schulhaushalts, ber 
äußeren Berwaltung der Schulen, der Wahl, Anftelung und Be⸗ 
foldung ber Lehrer bebeutet. Diefem Gedanken trägt Preußen 
Rechnung durd die ſtädtiſchen Schuldeputationen und bie 
ländlichen Schulvorftände. Eine preußifche Schuldeputation befteht 
aus einem bis drei Mitgliedern des Gemeindevorftandes, der gleichen 
Zahl von Mitgliedern der Stadtverorbnnetenverfammlung und mins 
deſtens ber gleichen Zahl von bed Erziehungs, nnd Volksſchulweſens 
fundigen Männern, unter denen mindeſtens ein Rektor, Hauptlehrer 
oder Lehrer an einer Volksſchule fein fol. Hierzu treten bie älteften 
Geiftlichen der beiden Konfeffionen nnd der älteſte Ortörabbiner, 
falls die Stadt mindeſtens 20 jübdifche Volksſchulkinder hat. Die 
ftändigen Kreiöfchulinfpeltoren find als Kommiflare der Schulauf- 
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fihtöbehörde auf Berlangen jederzeit zn hören. Der ländliche 
Schulvorfiand befteht aus dem Gemeindevorſteher, einem von ber 
Schulanffichtöbehörbe beflimmten Lehrer, dem bdienftälteften evans 
gelifchen und Fatholifchen Geiftlichen, bzw. Rabbiner und aus zwei 
bis ſechs Einwohnern ded Schulverbandes. Der Ortöfchulinfpeltor 
it berechtigt, an den Sitzungen teilgunehmen. 

Eine allgemeine Zuführung ber Kinder zur Schule ift nur auf Grund 
des Schulzwanges, richtiger Unterrichtszwanges, möglich, ber in 
Preußen feit den Königen Friedrih Wilhelm I. und Friedrich dem 
Großen befteht. Die Preußiſche Berfaffungsurkunde fagt in Artikel 
241—23: „Kür die Bildung der Jugend foll durch Öffentliche Schulen 
genügend geforgt werben. Eltern und beren Stellvertreter bürfen 
ihre Kinder oder Pflegebefohlenen nicht ohne den Unterricht laſſen, 
welcher für bie öffentlichen Bolköfchulen vorgefchrieben if. — 
Unterricht zu erteilen und Unterrichtsanflalten zu gründen und zu 
feiten, fteht jebem frei, wenn er feine fittliche, wiffenfchaftliche und 
technifche Befähigung der betreffenden Staatöbehörbe nachgewiefen 
bat. — Alle öffentlichen und Privatunterricht» und Erziehungs 
anftalten fliehen unter der Aufficht vom Staate ernannter Behörden. 
Die öffentlichen Lehrer haben die Rechte und Pflichten der Staats» 
Diener". Die allgemeine Schulpflicht ift nicht durch ein Reiches 
gefeß geregelt, in Preußen fehlt fogar die einheitliche gefeßliche 
Keftlegung ihrer Beendigung. Im allgemeinen erfiredt fie fi 
vom 6.—14. Lebensjahr, in Bayern nur vom 6.—13. Jahr. Hier, 
wie aud in Württemberg und Elfaß-Lothringen, hängt bie 
Schulentlaffung von dem Beftehen einer Abgangsprüfung ab. In den 
meiften Bundesitaaten kann die Schulpflicht für nicht reife Kinder 
verlängert werden. Die Schule würde mit biefen gefeglichen Mängeln 
nicht zu kaͤmpfen haben, wenn jeder Bundesſtaat ein vollftändiges 
allgemeines Schulgefep hätte. Leider fehlt ein ſolches in 
Preußen, Bayern nnd ben beiden Medlenburg Der Grund ift in 
ben politifchen Macdhtverhältniffen der betreffenden Staaten zu fuchen. 
In Bayern beifpielöweife hat man ben Verfuch der Einführung eines 
fortfchrittlichen Schulgefeged aufgegeben, feitbem feit 1869 das 
Zentrum die Mehrheit in der Kammer behauptet. In Sachſen ift 
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durch die Thronrede vom Herbſt 1914 eine Revifion des Schul- 
gefeges verheißen. Preußen regelt bei dem Mangel eines allgemeinen 
Schulgefeges die Grundlagen feines Volksſchulweſens durch Einzel 
gefege und, foweit es zuläffig ift, auf dem Verwaltungs⸗ und Bers 
orbnungswege durch die Unterrichtöverwaltung (Minifterium der geift 
lichen und Unterrichtsangelegenheiten). 

Das Streben ber Lehrerfchaft geht dahin, bie gefamte Schulver⸗ 
waltung — ausgenommen die eigentliche Schulaufficht, Kreisfchuls 
infpeftion — von unten auf demokratifch und Follegial nach bem 
Vorbild von Synoben aufzubauen, fo daß in Kreis⸗, Provinzials 
und Landesfchulfpynoden Laien (Bemeindevertreter) und Fach⸗ 
leute (Lehrer) auf Grund eines freien Wahlſpſtems in allen bie 
Schule berührenden Fragen zu Wort fommen können, gewiflermaßen 
als beratende fachverftändige Inftanz neben den Unterrichtöverwals 
tungen und Parlamenten. In den Hanſaſtaͤdten Hamburg und 
Bremen hat man folheSchulfynoden,die allerbinge allen Wuͤnſchen 
noch nicht voll entfprechen. Am 4. Oktober 1911 hat Baden einen 
„Landesſchulrat“ errichtet, der aus ben fchultechnifchen Mit⸗ 
gliedern des Minifteriumd und höchftend zwölf von dem Miniſterium 
auf die Dauer von fünf Jahren zu erneunenden Sachverſtaͤndigen 
befteht. Die Mitglieder der Abteilung für höheres Unterrichtöwefen 
werden aus ben Hochſchulprofeſſoren und den akademiſch gebildeten 
Lehrern an den höheren Lehranftalten, die Mitglieder der Abteilung 
für Volksſchulweſen aus ben Auffichtöbeamten der Volksſchulen, 
den Seminarbireftoren und den Volksſchullehrern gewählt. Der 
Landeöfchulrat hat über die wichtigften Schulfragen, die ihm das 
MWinifterium unterbreitet, zu beraten und fein Öutachten abzugeben. 
Er wirb nach Bedarf und wenigitens einmal im Jahr durch das 
Miniftertum einberufen. Das Minifterlum kann beide Abteilungen 
bed Landesfchulrate zufammen oder getrennt einberufen. Stehen 
Fragen des Neligionsunterrichtd zur Beratung, fo find die oberften 
Kirchenbehörben bed Landes einzuladen, je einen Vertreter zu ber 
Sigung bed Landeöfchulrats zu entienden. Den Borfig im Landes⸗ 
fchulrat führt der Minifter des Unterricht. Zu ben Sißungen 
fönnen anch die nichtfchultechnifchen Mitglieder des Winifteris 
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ums und andere Sachverftändige nad Bedarf zugezogen 
werden. 

Die Beauffihtigung bed gelamten Unterrichtsweſens, alfo 
auch der Bolköfchufe, gebührt dem Staate, wie dad für Preußen 
der oben angezogene Abfchnitt der Verfaflung ausdrüdt. Bei Ausfühs 
rung biefer Beftimmung fam zur Zeit ded Kulturfampfes das Falkſche 
Schulauffichtögefeg vom 14. März 1872 zuftande, dad ausdrücklich 
betont, daß „die Aufficht über alle öffentlichen und Privatunterrichtes 
und Erziehungsanftalten dem Staate zufteht”. „Die Ernennung der 
Lokal⸗ und Kreisfchulinfpeltoren gebührt dem Staate allein." Es follte 
diefer Satz nach der Berfaflung eine Selbfiverftändlichkeit fein, er fand 
aber den heftigften Widerfpruch des Zentrums und ber Konfers 
vativen, die immer wieder nach ihrer gefchichtlichen Auffaflung des 
Gewordenen betonten, daß die Kirche die „Wutter“ ber Schule fei. 
Allerdings traf das Falkſche Geſetz die biöherige nebenamtlidye geift 
liche Schulaufficht, indem die Unterrichtöverwaltung neue haupts 
amtliche Kreisfchulinfpeltorftellen einrichtete und Jahr für 
Jahr mit Neuforderungen kam, fo daß heute in Preußen nach einigen 
Schwankungen in biefem Borgehen etwa 30% aller Kreisſchulinſpek⸗ 
tionen hauptamtlich befegt find. Damit if aber die Frage ber 
Schnlaufficht in Preußen noch lange nicht grundbfäglic; geregelt. Bon 
den hauptamtlichen Kreiöfchulinfpektionen iR nur ein geringer 
Teil fachmänniſch. Die Lehrerfchaft legt darauf Wert, daß nur 
im Boltöfchuldienfte bewährte und erfahrene Männer in dad Amt 
eines Kreisſchulinſpektors einrüden. Das können neben Seminaritern 
ſelbſtverſtaͤndlich auch Akademiker fein. Die Lehrerfchaft beflagt 
weiter den langfamen Kortfchritt in der Errichtung ber hauptamts 
lichen Kreisfchulinfpektionen. Endlich aber ift in Preußen die Kirche 
durch die Ortöfchnlaufficht anch im Beſitz der geiftlihen Schulaufficht. 
Solange die preußifche Unterrichtöverwaltung an der Notwendigfeit 
einer Ortöfchulaufficht ferthält, wird die geiftliche Gerrfchaft in der 
preußifchen Bolfefchule, fpeziel der Schule des platten Landes, weiter 
beftehen. Daß es auch ohne die geiftliche Schulaufficht in Deutſch⸗ 
land geht, beweift das Beifpiel der Bundesftaaten Baden, Württem⸗ 
berg, Heſſen, Weimar, Koburg-Gotha, Meiningen, Altenburg, Anhalt, 
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Reuß j. L. Hamburg, Bremen und Kübel. So wird Preußen Schritt 
für Schritt nach diefer Richtung hin von den Mittels und Kleinftaaten 
überholt. Bei kleineren Kreisſchulinſpektions bezirken ift jede Ortsſchul⸗ 
aufficht überflüffig, wie auch der Pfarrer keiner Ortöfircheninfpeftion 
bedarf. In größeren Bundesftaaten fteht über dem Kreisichulinipeftor 
die Negierunges bzw. Provinzialinftanz (Megierungsfchulrat, Provin- 
zialihulrat) und über diefer die Zentralinftanz, dad Unterrichts 
minifterium. In Pleineren Staaten werden die Geſchäfte des 
Unterrichtöminifteriume gleichzeitig von einem anderen Winifterium, 
dem des Innern oder der Juftiz, beforgt. Für größere Staaten 
fordert man mit Recht die Trennung der Unterrichtöangelegenheiten 
von den geiftlichen Bermwaltungsaufgaben. Diefe Forderung bes 
gegnet aber entſchiedenem Widerfpruch bei benfelben Parteien, bie 
einer Trennung von Kirche und Schule wiberfprechen (Zentrum 
und Konfervativen). Es ift voraudzufehen, daß die Volksſchule bens 
feiben Prozeß der reinlichen Scheidung von der Kirche durchmachen 
wird, wie einft bie Univerfitäten und die mittleren höheren) Schulen. 

Die alte Verbindung der Volksſchule mit der Kirche zeigt fich 
auch in ber Frage, ob Konfelfionss oder Simultanfchule. Letztere 
trennt die Kinder der verfchiedenen Konfeffionen nur im Religions⸗ 
unterricht, erftere überhaupt. Preußen hat nur in feiner Oſtmark“ 
teilweife Simultanſchulen, durchgehends ferner in dem alten Herzogs 
tum Naſſau, dem jegigen Regierungsbezirt Wiesbaden. Das preußifche. 
Scuiunterhaltungsgefeg vom 28. Juli 1906 geftattet ber konfeſſio⸗ 
nellen Winderheit die Korderung zur Gründung einer Konfeffions- 
fhule, wenn 60 Kinder der betreffenden Konfelftion in den Dörfern 
und 120 Kinder in Städten fomwie Landgemeinden von mehr als 
5000 Einwohnern vorhanden find. Bei 12 Kindern anderen Glau⸗ 
bene ift ein befonderer Religiondunterricht einzurichten. Mit dieſen 
Beftimmungen fommt Preußen den Minderheiten fehr weit entgegen, 
nur fragt fich, ob es in deren pädagogifchem oder wirtfchaftlichem- 
Intereffe liegt, wenn die Kinder einer Meinen Winderheit in einem. 
eins bzw. zweiflaffigen Syſtem eingefchult werden, während ber 
Nachwuchs der Lonfefflouellen Mehrheit die Vorteile eined mehr» 
klaſſigen, vier» bis achtklaſſigen Syſtems genießt. Die Vorliebe der- 
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preußifchen Lnterrichtöverwaltung für bie Konfeffiondichule geht 
fogar fo weit, daß fie vom Berliner Magiftrat die konfeſſionelle 
Scheidung der „Hilföfchulen” verlangt hat. Die Simultanfchule ift 
nur in Baden, Heflen, Sachfen- Weimar und Sachfen» Meiningen 
geſetzlich eingeführt. Auch in Bayern friftet fie entiprechend ben 
politifchen Machtfaktoren nur ein fümmerliches Dafein. So zeigt 
jebe Schüleraufnahme in München einen ftarten Andrang der Eltern 
zu den wenigen erlaubten Simultanichulen, dem die zur Verfügung 
ſtehenden freien Pläpe nicht im entfernteften genügen können. Der 
Deutfche Lehrerverein bat auf feiner Münchener Tagung 1906 
ganz entfchieden die Simultanfchule and nationalen, fozialen und 
religiöfen Gründen geforbert. 

Die Eonfeffionelle Trennung der Bolköfchulkinder if keineswegs 
durch das Ziel der Volksſchule geboten. Kür Preußen gilt 
folgende gefegliche Kormulierung: „Aufgabe ber Volksſchule ift die 
religiöfe, fittliche und vaterländifche Bildung ber Jugend durch Er» 
ziehung und Unterricht, fowie linterweifung berfelben in ben für 
dad Leben nötigen allgemeinen Kenntniflen und Fertigkeiten.“ 
Sachſen formuliert fo: „Die Volksſchule hat die Aufgabe, ber 
Gngend durch Unterricht, Übung und Erziehung die Grundlagen 
fittlichsreligtöfer Bildung und bie für das bürgerliche Leben nötigen 
allgemeinen Kenntniffe und Fertigkeiten zu gewähren.” Alfo neben 
der fittlichen eine reale, bürgerliche Aufgabe. Diefem zwei» 
fachen Ziel dienen die verfchiedenen Lehrgegenitände: Religions 
Ichre, beutfche Sprache (Sprechen, Leſen, Schreiben), Rechnen, Raums 
Iehre, Geſchichte, Erdkunde, Naturkunde, Zeichnen, Singen, Turnen 
und Sanbarbeit für Mädchen. 

Die Anzahl der Stunden richtet fih ganz nad der Organi⸗ 
fation der Schule, die einflaffig bis achtklaſſig fein Tann. 
Site beträgt in Preußen beifpielöweife 20 —82 Lehrftunden. Sehr 
fhwantend if die Zahl der Religiondfiunden. Die pres 
Gifhen „Allgemeinen Beſtimmungen“ von 4873 forbern ſchon 
für die Unterfiufe 4 Religionsſtunden. Anderwärtd begnügt man 
fih mit zwei. Auch die drei Unterflaffen ber Berliner Gemeinde, 
fchulen haben woͤchentlich nur je drei Religionsſtunden. Auf dem 


Kirche und Schule 143 





Gebiete des Religionsunterrichts hat zurzeit eine Iebhafte Reform⸗ 
bewegung, an beren Spite der Sähfifhe Lehrerverein 
fteht, eingefegt. Seine Forderung, einen Religiondunterricht zu er- 
teilen, ber fich mit ben geficherten Ergebniffen der theologifchen 
Forfhung und den Gefegen einer einwandfreien Pädagogik 
deckt, findet nicht nur die Zuftimmnng der überwiegenden Mehrzahl 
der anßerfächfifchen Lehrerfchaft, fondern auch den Beifall vieler 
Geiftlichen und Laien aus allen Kreilen ber Bevoͤlkerung. 

Ein ähnlicher Neformeifer zeigt fih anf anderen Gebieten des 
Volksſchullehrplans. Wenn die Lehrerfchaft heute von der „Arbeits⸗ 
ſchule“ fpricht, fo will fie, daß Auge und Hand durch Sehen und 
Darftellen mehr als biöher den geiftigen Bildern Leben geben follen 
Zeichnen, Kormen, Handfertigkeitsunterricht) Der KHauptvertreter 
diefed Prinzips it Schulrat Dr. Kerfchenfteiner in München, ein 
ehemaliger Volksſchullehrer. 

Die Organifation der Bolköfchule ift abhängig von den Siede⸗ 
Iungsverhältniffen. Daß in den weitgebehnten Iandwirtfchaftlichen 
Gegenden Oſtelbiens noc immer bie einflaffige Schule vorkommt, 
iſt felbfiverftändlih. Nach der Zählung von 1906 wurbe noch ber 
nennte Zeil der Volksſchuͤler Preußens in einflaffigen Schulen 
unterrichtet (883627 Kinder). Mehr ald 4 Million faß in Halb⸗ 
tagsſchulen — Schulen mit befchränkter Unterrichtögeit — und 
zweiflaffigen Schulen. Unter 37761 Scuien gab es 544 acht⸗ 
Haffige mit 428438 Kindern. Leider ift die Zahl der überfällten 
Klaffen nicht nur in Preußen recht groß. In Sachſen, das fonft 
feine einflaffigen Schulen kennt, faßen 1906 5,48%, aller Schüler 
in Klafien mit mehr ald 80 Schülern. 214 Klaflen zählten mehr 
als 100 Schüler. Solche Berhältniffe trifft man auch in ber preußi⸗ 
fhen Oſtmark. Sie beffern fih von Jahr zu Jahr, nachdem infolge 
der Gehaltsaufbeſſerung ber Lehrermangel nachläßt. An der Spitze 
von dreis und mehrflaffigen Schulen ftehen Leiter (Hauptlehrer, 
Öberlehrer, Rektoren). Preußen verlangt von feinen Rektoren bas 
Mittelfehnls und Rektoratsexamen, Sachſen von ben Direltoren 
beifpielöwetfe nicht. 

Die Gehälter der Volksſchullehrer haben fi in einer ganzen 
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Meihe von Staaten im Laufe der letzten Jahre erfreulich gebeflert. 
Bon einem „Elend“ der Lehrerbefoldung muß man allerdings leider 
noch immer in Mecklenburg reden. In ihrer Gehaltsbewegung 
hat die Lehrerfchaft ein Ziel, das fie zaͤh und bebarrlich weiter vers 
folgen wird: Bleichftellung mit den mittleren Beamten ber 
Verwaltung. Dap die Entwidlung dahin geht, iſt unverfennbar. 

Die Alteröverforgung der Lehrer und bie Berforgung ber 
Dinterbliebenen Gelikten) if in den einzelnen Bundesſtaaten 
verfchieden geregelt, richtet fich im großen und ganzen aber nadı 
den Berhältniffen der Beamten. Diefen gegenüber beanfprucht 
die Lehrerfchaft durchaus Feine Borrechte, lehnt aber eine Zurüds 
ſetzung ab. 

Die Borbildung der Lehrer gefchieht anf ben Präparandens 
auftalten und Seminaren. In ber Regel bauert die Ausbildung 
ſechs Jahre. Darnady wird das erfle Lehrereramen abgelegt, 
in den meiften Bundesſtaaten einige Jahre fpäter nach praftifcher 
Bewährung im Lehramt bie zweite Lehrerprüfung, womit bas 
Recht auf endgültige Anftellung erworben wird. Lehrerinnen bes 
ſuchen meiſtens eine höhere Mäbchenfchnle und darauf ein Lehrerinnen» 
feminar. Iu Heffen und Württemberg hat man neuerdings ben 
Verſuch gemadıt, Abiturienten neunflaffiger höherer Lehranfalten 
in einem einjährigen Seminarkurfus für dad Volksſchullehramt vors 
anbereiten. In Sachen, Heflen, Württemberg und in einigen thürins 
gifchen Staaten darf der Seminarabiturient vier bzw. ſechs Semeſter 
die Landesuniverfität beziehen. Preußen firäubt fich vorläufig 
gegen dieſes Zugeftänbnie, hat aber verfchiebene atabemifche 
Fortbildungskurſe eingerichtet. Aus den Reihen ber päbagogifchen 
Lehrerftubenten gehen meiftend die Schulauffichtöbeamten hervor. 
Das Ziel der Lehrerbildung muß für bie Zukunft fein, alle Sonders 
anftalten für die Vorbildung, foweit fie nicht unumgänglich not 
wendig find, abzufchaffen. 

Meben der Volksſchule gibt es auch noch „gehobene“ Schulen 
biefer Art, Bürgerfchulen, wie man in Sachen, Wittelfchnlen, 
wie man in Preußen fagt. Sie haben meiftend acht ober neun Klaſſen, 
eine oder zwei Fremdfprachen im Lehrplan nnd bereiten vielfadh 
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auf die Obertertia oder gar Unterſekunda einer höheren Schule vor. 
Die Berechtigung zur Erteilung ded Erlaubniefcheined zum ein⸗ 
jährigsfreiwilligen Dienft ift ihnen faſt durchgehende nicht verlichen. 

Bon befonderen Beranftaltungen in manchen Volksſchulen 
find zu nennen: Fremdſprachlicher Unterricht (Englifh in 
Hamburg, Franzoͤſiſch in Charlottenburg), Handfertigkeitsunter⸗ 
richt, ſſtaatsbürgerlicher Unterricht, Hanshaltungsunter⸗ 
richt mit Schulküchen, Schülerfahrten, Ferienkolonien, 
Waldſchulen für Schwaͤchliche, Schulſpeiſungen, Schulbäder, 
Schulzahnkliniken, ſchulärztliche Überwachung, Hilfsſchu⸗ 
len für geiſtig zuruͤckgebliebene Kinder und Schwerhörige. Daß beſon⸗ 
dere Anftalten für Krüppel, Taubftumme, Kürforgezöglingeund 
Blinde beftehen, ift ſelbſtverſtaͤndlich. Dem vorfchulpflichtigen Alter 
dienen Kinderhorte und Kindergärten. Doc, die beften Schulein- 
richtungen werben in ihrer Wirkung zum größten Teile aufgehoben, 
wenn dad Elternhaus freudlos ift oder wenn gar ber Hunger und 
das graue Elend an die Tür klopfen. Darum ift eine fortfchritts 
liche Schulpolitik ohne vernünftige Sozialpolitif nicht denkbar. Wenn 
dann die richtige Selbftzucht aller zum Werte der Erziehung Bes 
rufenen nnd der kindliche Reſpekt vor der Autorität ded Alters 
binzufommt, dann wird ber Ruf: „Schafft frohe Tugend!” Fein 
feerer Schall fein. 

Die Ergänzung der Volksſchulbildung für die Schnientlaffenen, 
die nicht auf die mittleren Schulen übergehen, bildet dad Forts 
bildungsfchulwelen im weiteren Sinne Es umfaßt bie all 
gemeine Fortbildungsſchule und das niedere Fahfchuls 
wefen. Sowohl in den pädagogifchen ald auch in ben intereffier- 
ten Beruföfreifen des bürgerlichen Lebens hat fidh im Laufe der 
Jahre immer mehr die Auffaflung durchgefegt, daß auch die alls 
gemeine Fortbildungsfchule Feine bloße Fortführung bed Volksſchul⸗ 
penfumd und ber Aufgaben der Volksſchule fein fol, ſondern in 
erfier Linie ben beruflich-fachlichen Aufgaben des Schülers zu dienen 
habe. Daneben hat die Fortbildungsfchufe felbftverftändlich allgemein 
bildende und erziehliche Aufgaben. Gerade den letzteren fchenft man 
in jüngfter Zeit fowohl in Regierungs⸗ ald auch in Laienkreiſen 
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erhöhte Aufmerkſamkeit. So hat beifpieldweile die preußifche Res 
gierung im Kultusetat für 4914 eine Million zum Zwede ber ſitt⸗ 
lichen nnd törperlihen Bildung der fchulentlaffenen Jugend eins 
geftellt. inter dem Borfig des befannten Heerführers, ded Gene, 
ralfeldmarſchalls Freiherrn v. d. Goltz⸗Paſcha hat ſich Ausgang des 
Jahres 4914 gu Berlin eine Bereinigung von Turn⸗ und Gports 
vereinen fowie gemeinnügigen Gefellfhaften ohne Unterſchied ber 
Partei und des Glaubens gebildet, die diefen Gedanken weiter durch 
praßtifche Arbeit verfolgen will. Es ift im Intereſſe der Wehr⸗ 
haftigkeit unfereö Volles, feiner körperlichen, geiftigen und fittlichen 
Geſundheit im hoͤchſten Grade bedauerlich, daß, wie die eben ges 
nannten Kreife in ihrem Aufrufe fagen, faum 1], der männlichen fchuls 
entlaffenen Jugend ihren Körper nach ber Fabrik⸗, Werkitatts oder 
Bureauarbeit ſtaͤhlt. Es ift zu hoffen, daß wir fchließlich in allen 
Bundesſtaaten zu einer geregelten „Sugendpflege” Tommen 
werden. 

Wie für das Volksſchulweſen, fo fehlen au für dad Kortbils 
dungsſchulweſen reichsgeſetzliche Beſtimmungen. Doch hat die 
Reichsgeſetzgebung durch die Reichſsgewerbeordnung weſent⸗ 
lich zur Förderung der Fortbildungsſchule beigetragen. Nach $ 120 
fann „durch ftatutarifche Beſtimmung einer Gemeinde oder eines 
weiteren Kommunalverbanbdes für männliche Arbeiter unter 18 Jahren 
fowie für weibliche Handlungsgehilfen und sLehrlinge unter 18 Jahren 
die Berpflichtung zum Beſuch einer Fortbildungsfchule, foweit diefe 
Berpflihtung nicht Tandesgefeglich befteht, begründet werden.” 
Spätere Movellen zur Reichögewerbeorbnung haben diefed Recht der 
Gemeinden noch erweitert, 3. B. auch auf arbeitslofe Arbeiter 
ausgedehnt. Die im 5 120 vorgefehene landesgeſetzliche 
Regelung bat in den Bundesftaaten nur langfam Fortfchritte ges 
macht. Durch Landeögefeg ift das Fortbildungsſchulweſen geregelt 
in Bayern, Sachen, Württemberg, Baden, Heffen, Medlenburg, 
Sachſen⸗Weimar, Sadjfen-Altenburg, Sachſen⸗Koburg und Gotha, 
Sadhfen» Meiningen, in ben beiden Schwarzburg, Waldeck, Kippe 
und in den Hanfaftädten. Prenßen legte im Jahre 1911 dem Abs 
georbnetenhaufe ben Entwurf eines Fortbilbungsfchulgeleges für 
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dad gewerbliche Fortbildungsweſen in Gemeinden mit mehr als 
40000 Einwohnern vor. Weil aber bie Konfervativen im Bunde 
mit dem Zentrum auf der Einführung des Religionsunterrichts 
beitanden, auch fonft in unverfennbarer Abficht die Fortbildungs⸗ 
ſchule kirchlichen Einflüffen zugänglich machen wollten, legte das 
Minifterium für Kandel und Gewerbe auf die Weiterberatung bed 
Geſetzes keinen Wert. Ä 

Die Aufſicht über die Fortbildungsfchulen gebührt den ſtaat⸗ 
lichen Organen. Das gewerbliche und faufmännifdye Fortbildungs⸗ 
ſchulweſen unterfteht in Preußen dem KHandelöminifterium, das 
landwirtfchaftliche dem Landwirtichaftöminifterium. Zur Unterflügung 
bed Winifterd in der Berwaltung bed gewerblichen Unterrichts⸗ 
wefend und der Gewerbeförderung wurden durch Allerhöchſte 
Berordnung vom 20. März 1905 ein fandesgewerbeamt und 
ein fländiger Beirat für das gewerblidhe Unterrichts⸗ 
wefen und die Gemwerbeförderung eingelegt. Zu letzterem 
gehören and) Mitglieder ded Parlaments, der Handelds und Hands 
wertöfammern und ähnlicher Körperfchaften. Die Witglieder des 
Sandelögewerbeamtes führen den Titel Laudesgewerberäte. 
Die dem Minifter nadıgeordneten Behörden find die Bezirksregie⸗ 
rungen, deren Regierungs⸗ und Gewerbeſchulräte eine fachs 
männifche Aufſicht über bie Fortbildungsfchulen des Bezirks aus⸗ 
üben. In Weffalen, Hannover und Schleswig, Holftein gibt es 
noch befondere Inſpektoren für den Zeichenunterricht. Die unteren 
Organe in der Beauffihtigung bed ländlichen Fortbildunge- 
fhulwefens find in der Regel die Kreisfchulinfpeltoren. 
Die Träger ber Iofalen Berwaltung find bie Schulfuratorien 
oder Schulvorftände. Ihre Zufammenfeßung regelt ein Orts⸗ 
ftatut. Zu ihnen gehören ſtets Vertreter der Kreile, die die Koften 
anfbringen, alfo ber Gemeinde, der Innungen, der Handwerks⸗ 
oder KHandelöfammern und ded Staates, vor allen Dingen aber 
auch die Leiter ber betreffenden Unterrichtsanftalten. 

In Sachſen find alle Fortbildungsfchufen dem Miniſterium bes 
Innern unterfiellt, das fi) mit dem Minifterium bed Kultus und 
öffentlichen Unterrichts ind Einvernehmen zu fegen hat. In Würts 
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temberg, deſſen Geſetz ans dem Jahre 1909 datiert, ift bie oberfte 
Leitung einer Oberfchulbehörbe für das gefamte gewerbliche Forts 
bildungsfchulwefen anvertraut, bie dem Miniſterium des Kirchen» 
nnd Schulweſens unterfiebt und die den Titel Öewerbe-Dberfchuls 
rat führt. In den einzelnen Gemeinden befteht ein Drtsfchulrat. 
Ähnlich wie bei den Bolköfchullaften find die Koſten des Fort 
bildungsfchulwefend im Prinzip von den Gemeinden aufzubringen. 
Bon Erhebung eines Schulgeldes „bei ber Fortbilbungsichule 
kann abgefehen werben,” fagt das ſaͤchſiſche Geſetz vom 26. April 
41873. In vielen Källen wird fein Schulgeld erhoben. Wegen 
Leiftungsunfähigleit der Gemeinden fieht fich ber Staat in deu 
meiften Fällen gezwungen, Staatszuſchüſſe zu leiten, wofür im 
den meiften Staaten beftimmte Grundſätze aufgeftellt find. In Preus 
Ben befommen Gemeinden, die nicht mehr ald 100%, ber ftaatlichen 
Eintommenfteuer ald Kommunalftener erheben, feinen Zufchuß, fofern 
fie nicht mehr ale 150% der Realfteuer veranlagen. Bei höheren Lei⸗ 
tungen fluft fi der Staatözufhuß ab. Kaufmännifche Fort» 
bildungs ſchulen follen in der Regel nur !,, hoͤchſtens 1, der nicht 
durch Schulgeld und aubere Fonds gebedten Laſten ald Staates 
zufhuß erhalten. Den prozentual ſtaͤrkſten Staatözufhuß erhalten 
die laͤndlichen Fortbildungsfchulen, in Preußen beifpielöweife rund 
zwei Drittel des Gefamtaufwandes; im Dften der Monarchie ſteigt 
ber Auteil bald bis zur vollen Aufbringung der Koften durch den 
Staat. Recht geringes Interefle zeigen hier die landwirtſchaft⸗ 
lichen Bereine, die im Jahre 1908 überhaupt nur 2778 Mark aufs 
brachten, in einzelnen Regierungsbezirten fogar feinen Pfennig. 
Der Lehrplan der Fortbildungsfchulen hängt weſentlich bavon 
ab, ob die Anftalt mehr allgemeinen ober mehr beruflichen Charakter 
bat, alfo fireng gewerblich, kaufmaͤnniſch, hauswirtſchaftlich oder 
ländlich iſt. Im erften Kalle wird faſt immer Deutid (Auffag) und 
Nechnen neben Zeichnen für Berufszwecke erteilt. Der Lehrplan ge⸗ 
werblidher Fortbil dungsſchulen berüdfichtigt, wie in Wuͤrttem⸗ 
berg, Berufskunde — gewerblicdhes Rechnen, angewandte Chemie, 
Materialienfunde, Projektionslehre, Freihandzeichnen, Fachzeichnen, 
Modellieren — nnd Gefhäftstunde — Geſchäftsrechnen, Koſten⸗ 
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rechnen, Geſchaͤftsaufſatz, Buch⸗ und Rechnungsfährung, Wirtfchaftds 
Iehre, Geſetzes⸗ und Bürgerkunde. In jüngfter Zeit it eine ftarfe 
Strömung vorhanden, das lebte Fach aus Gründen ber politifchen 
and vaterlänbiichen Bildung ber künftigen Generation allgemein ald 
Pflichtfach einzuführen. Bei größeren Schullörpern zieht man mög» 
lichſt Schüler gleicher oder verwandter Berufe zu Fachklaſſen zus 
fammen. Den befonderen Aufgaben entfprechend ift auch das kanf⸗ 
männifhe nnd Tändlihe Fortbildungsſchulweſen in den 
Zehrplänen fachgemäß ausgeftaltet. 

Die Stundenzahl ift ſchwankend und bewegt fich in ber Regel 
zwiichen zwei und ſechs Pflichtfiunden. Bayern, das durch feine 
fogenannte „Sonntagsfchule” das achte Volks (Werktags⸗)ſchuljahr 
erfegt, erhöht biefe Stundenzahl bebeutend, hat außerdem Religions» 
unterricht auf dem Stundenplau des „Sonntagsſchulunterrichts“. 
Der Unterricht findet im allgemeinen an Werktagen, aber auch 
Sonntage ſtatt. Allgemein if das Beſtreben, unter ber nötigen 
Rückſicht auf dad bürgerliche Erwerböleben die Unterrichtszeit auf 
die Tagesftunden zu verlegen. Die Unterrihtspflicht bauert 
böchftend bid zum 18. Jahre. 

Das Maͤdchenfortbildungsſchulweſen ik in den bentichen 
Bundesſtaaten meiſtens erft in den Anfängen begriffen. In Sachſen 
„Tann“ der Schulverftand eine Fortbildungsfchule für Mädchen 
errichten und bie Berpflichtung zu beren Beſuch auf zwei Jahre feſt⸗ 
fegen. Baden kennt eine einjährige Verpflichtung für Wädchen, bie 
aber auf eine Unterweifung in der Hanshaltungsfunde (Kochen) 
beihränkt werden kann. Sahfens Meiningen mit feinem Geſetz 
vom 3. Januar 1908 Tann auch von ber Verpflichtung zur Grun⸗ 
dung von Mäbchenfortbildungsfchulen entbinden. Sach ſen⸗Koburg⸗ 
Gotha legt Die Entfheidung in bie Hände bed Schulvorſtandes, 
ebenfe Schwarzburg⸗Sondershauſen. Auch dad neue württem» 
bergifche Gefen vom 17. Auguft 1909 kennt für die Mädchen nur 
das freie Ermeflen der bürgerlichen Kollegien in ben Gemeinden tm 
Einvernehmen mit dem Ortefchulrat. Die Nüdfichten auf den ſpaͤ⸗ 
teren Beruf ber weiblichen Jugend ald Hausfrau und Mutter, aber 
auch die ſtarke Befchäftigung der Frau im Erwerbsleben werben auch 
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bier im Laufe der Zeit zu beftimmten gefeglichen Beflimmungen führen, 
deren Ziel die Pflichtfortbildungsſchule für Mädchen if. Daß 
tn großen Gemeiuben, namentlich; auch Preußens, auf diefem Gebiet 
viel freiwillig gefchieht, kann nicht geleugnet werben. Im großen und 
ganzen wird davon aber nur bie weibliche Iugenb betroffen, die in 
taufmännifchen Betrieben tätig iſt oder auf Anftelung in ſolchen 
rechnet. 

Die Lehrträfte der Kortbildungsfchulen find entweber neben» 
amtlich beichäftige oder hauptamtlich angeftellt. Es find meift 
Boltefchullehrer, aber auch Männer aus dem Handwerker, oder Kaufs 
mannsſtande, Ingenieure, Waler, Architekten, Tierärzte, Landmeſſer. 
An Mädchenfortbildungsfchulen findet man Kochlehrerinnen, Arztinnen. 

Eine zufammenfaffende Statiſtik des deutſchen Fortbildungeichule 
weſens befteht nicht. Sie ift zurzeit auch faum möglich, da bie ein, 
heitlichen Normen fehlen. Um biefem fchwerwiegenden Übelftande 
abzuhelfen, hat der Berfafler in einem Vortrage über „Die Not» 
wendigfeit einer umfaffenden Reihsftatiftif für dad ges 
famte beutfhe Volksſchulweſen“ auf der deutfhen Lehrers, 
verfammlung in Straßburg i. & 4910 von Reichswegen 
einheitlihe ſtatiſtiſche Brundfäge und gleiche Termine der 
Erhebungen nicht nur für dad Volkes, fondern auch für das Forts 
bildungefchulwefen gefordert. Auch bie fleißige und gründliche 
Arbeit von E. Baar, „Die deutfche Fortbildungsfchule im Jahre 
4909" (Schriften der Statiftifchen Zentralftelle des beutfchen Lehrers 
vereind) konnte nicht zu einheitlichen und gefchloffenen Überfichten 
tommen. Preußeu hatte 1908 1719 gewerbliche Schulen mit 
3041481 Schüleru und 14043 Lehrfräften, 381 kaufmännifdhe 
Schulen mit 39540 Schülern und 2478 Lehrfräften und 402 
Junnngs⸗ und Bereinsichulen mit 22168 Schülern und 1389 
Lehrfräften. Bon den 17910 Lehrkräften find nur 549 hauptamtlich 
angeftellt. Außerdem gab es in Preußen nach bem Stande von 1908/09 
8781 Schulen ohne fachlichen Unterricht mit 55889 Schülern und 
7 Schulen mit Fachunterricht und 171 Schülern. Preußen hat nur 
47%, feiner fämtlihen männlichen Jugendlichen in Fortbildungs⸗ 
ſchulen eingefchult. Bon der weiblichen Jugend befuchen nur 
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41418 Schülerinnen Handelds, Gewerbes und Haushaltungsſchulen 
für Mädchen. 

Die Koften für das Fortbildungsichulwelen Prenßens beliefen 
fih 1908 bei den gewerblichen Schulen auf 7309300 Marf 

bei den kaufmaͤnniſchen "on 4452884 „ 
bei den Iandwirtfchaftlihen „ „ 566591 „ 
Sa. 9328775 Marl. 

Die Staatshilfe beträgt für jede der drei Schulgattungen 
880%, bezw. 16% bzw. 662], %. 

Die fämtlihen Fortbildungsfchulen Bayernd wurben 1907/08 
von 864660 Schülern befucht, barunter 1392 Mädchen in kauf⸗ 
männifchen Kortbildungsichulen. Die gefamten Aufwendungen 
Bayernd betrugen 1907j08 1980136 Mark, wovon ber Staat 
431562 Darf trug. In den Sonntagefhulen Württembergd 
faßen 1908/09 2590 Schüler und 30542 Schülerinnen, in ben 
„allgemeinen Fortbilbungsfchulen“ 22951 Schüler und 18797 
Schülerinnen. Außerdem beftanden in Württemberg 168 gewerbliche 
und 47 faufmännifche Fortbildungsfchulen neben 45 gewerblichen 
Zeichenſchulen. Die ftatiftifhen Angaben Sachſens find leider zu 
lüdenhaft, da amtliche Unterlagen fehlen. 

Der allgemeinen Fortbildung dienen andy bie bei ben einzelnen 
Megimentern eingerichteten Schulen für KRapitulanten. Das 
niedere reine Fachſchulweſen iſt fehr vielgeftaltig, ſowohl in 
feinen gewerblichen als aud Faufmännifchen Zweigen. Eine 
befondere- Gruppe bilden bie niederen Schulen der Technik: Baus 
gewerfenichulen, Mafchinenbaufchulen, Bergſchulen, Schulen für 
bie Metalls, Textil⸗, GHolzinduftrie und Keramik, Kunſtgewerbe⸗ 
fchulen, Handwerkerſchulen, Schulen für Hufbefchlag, Navigation 
and Mafchiniftenfchulen, Binnenfchiffahrtöfchulen, die feemännifche 
Ausbildung auf den Schulfchiffen der Kaiferlichen Marine, des 
Deutfchen Schulfchiffsvereind und des Norbdeutfchen Lloyd. 

Zum niederen Tanbwirtfhaftlihden Unterrihtöwefen ge 
hören Aderbaufchulen, Ianbwirtfchaftlihe Winterfchulen, Lehr, 
anftalten und «KRurfe für Wiefens, Gartens, Obftbau, für Molkerei 
nnd Imkerei. Endlich zählen zum niederen Fortbildungsweſen Forſt⸗ 
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(ehranftalten, Polizeis, Beamten-, Kahrs und kuftſchifferſchulen, ſo⸗ 
wie Unteroffiziervorſchulen und ⸗Schulen. 

Eine Ergaͤnzung der ſtaatlichen Fortbildung der Jugend geſchieht 
durch die freiwilligen Bildungsbeſtrebungen, wobei man 
auch das ſtaatlich organiſierte Vollsbildnugsweſen in Poſen und 
Oberſchleſien nennen muß. Dazu ſind ferner Leiſtungen beſonders 
großer Gemeinden für Volksbibliotheken, Leſehallen, 
Theater, Vorträge uſw. zu rechnen. Leider hält Deutſchland 
auf diefem Gebiete mit den Ländern englifcher Zunge einen Ber 
gleich nicht aus. Auch politifche und religiöfe Parteien bemühen 
fidh in derfelben Richtung, wie dad Zentrum, die Sozialdemofratie 
und bie evangelifche Orthodoxie, wenn auch ſtets mit der Abficht, 
für ihre Gefinnung und Weltanſchauung Propaganda zu machen. 
Biel weitherziger in ihren Bildungsbefirebungen finb die von Dr. 
Ernk Schulze: Hamburg geleitete Deutfche Dichtergedaͤchtnis⸗ 
Kiftung und die Gefellfihaft für Verbreitung von Volks⸗ 
bildung, Berliu N.W. Der Borfig der letzteren liegt in den 
Händen der Neichdtagsabgeorbneten Heinrich Prinz zu Schön» 
aih-&arolath und Direktor Karl Schrader. Langjähriger Ge⸗ 
neralfetretär iſt J. Tews, ald Kulturpolitiler und Schriftfteller 
weiteren Kreifen befannt. 

Die Gefellfhaft für Berbreitung von Bolföbildung 
wurde im Sabre 1871 begründet, Sie verfolgt den Zwed, „ber 
Bevölkerung, welcher durch die Elementarfchulen im Kindesalter 
nur die Grundlagen ber Bildung zugängli gemacht werben, 
dauernd Bildungsſtoff und Bildungsmittel zuzuführen, um 
fie in höherem Grade zu befähigen, ihre Aufgaben im Staate, in 
Gemeinde und Geſellſchaft zu verfiehen und zu erfüllen”. Die Ges 
ſellſchaft erftredt fi über das ganze Deutſche Neih und zählte 
Ende 1910 413148 Mitglieder, darunter 7520 Körperfchaften. Ihre 
Haupttätigfeit liegt auf dem Gebiete des Bibliothekweſens. Seit 
dem Sahre 1897 hat fie in ihren ftändigen und Wanderbiblios 
thefen fowie als unentgeltliche Zuwendungen an 51831 Bibliothefen 
insgefamt 1207008 Bände abgegeben. Im Jahre 1910 wurden 9646 
Bibliothefen mit 213362 Bänden berädfichtigt. Die Bibliotheken 
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wurden hauptfählich an unbemittelte Vereine und Gemeinden, die 
Mitglieder ber Geſellſchaft find, abgegeben. Außerdem gibt bie 
Gefelichaft einen Katalog, „Bücher für Volksbibliotheken“ 
heraus, ber eine muftergültige Sammlung ber beiten Bücher für 
Volles nnd Jugendbibliotheken enthält, läßt dur ihre Redner 
öffentliche Vorträge in unbemittelten Vereinen halten, wozu fie 
einen Koftenzufchuß Abernimmt Cim Jahre 1910 300 Vorträge mit 
einem Koftenaufwand von rund 20000 Mard) und ftellt ihren its 
gliedern gegen eine mäßige Gebühr ſämtliche Hilfömittel zur Ber 
anflaltung von Bolksunterhaltungsabenden, Borträgen niw. 
zur Verfügung (KLichtbil der — zirka 250 Serien mit 17000 Bildern 
— Apparate, Programme ufw.). Die von der Gefellichaft heraus⸗ 
gegebene Zeitfchrift „Lolksbildung“ wird den Mitgliedern uns 
entgeltlich zugeftellt und enthält reichhaltiges Material für alle Gebiete 
der Volksbildungsfrage. Der Geſellſchaft iſt das, Märtifhe Wander» 
theater” angegliedert, das auch Kleinftäbte in Die Lage verfegt, 
gegen ein geringes Entgelt ihren Bürgern gute Kunſtleiſtungen zu 
bieten. Solche Wandertheater find nad dieſem Vorbilde auch in 
anderen Gegenden Deutichlande entfianden. 


Die Volksſchullehrer — ber Name „Elementarlchrer” ents 
fpricht nicht dem heutigen Sprachgebrauch, auch nicht den paͤda⸗ 
gogifhen Aufgaben ber Volksſchule — haben fid durch eigene 
Kraft im Deutfchen Lehrerverein eine Drganifation gefchaffen, 
die zu den größten Verbänden auf beruflicher Grundlage gehört. 
Der Berein umfaßt heute mehr ald 420000 Mitglieder und hatte 
am 4. Dit. 1909 47 Berbände — Landes⸗ bezw. Provinzialvereine — 
mit 2916 Ortövereinen. Der beutfche Lehrerverein beswedt nad) 5 1 
feined Statutd bie Förderung der Volksbildung durch Hebung ber 
Volksſchule. Hinfihtlih der Konfeſſion und politifchen Geſin— 
unug feiner Ditglieber kennt er feine Befchränfungen. Das Zentrum 
bat die Bildung Fatholifcher Lehrervereine veranlaßt, bie ins⸗ 
gefamt ungefähr 20000 Mitglieder zählen. 

Die Öffentlihen Kundgebungen bes Deutichen Lehrervereind find 
bie alle zwei Jahre zufammentretenden Lehrertage, bie durch⸗ 
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fehnittlich neben deu offiziellen Vertretern 5000-6000 Teilnehmer 
zählen. Pädagogifche oder Standesforberungen werben in zwei ober 
auch brei Borträgen dargelegt und die Forderungen meiſtens in einer 
Reihe von Leitfägen zum Beſchluß erhoben. Nebenverfammiungen 
und Ausftellungen vertiefen bie Arbeit nach ben verfchiedenften Seiten 
hin. Neuerdinge werben Forderungen einer modernen Schule und 
Bolkderziehung auch in Bolköverfammlungen von berufenen Mits 
gliederu des Bereind erörtert, um dadurch bad Interefle weiterer 
Kreife der Bevölkerung zu weden. Eine bebeutende Bereinspreffe 
in den verfchiedenen Landesteilen forgt für pädagogifche und ſchul⸗ 
politifche Aufflärung und Fortbildung. Zentralorgan ift die „Pädas 
gogifche Zeitung”. Journaliſtiſche Stellung zu ben fchulpolitifchen 
Tageöfragen nimmt bie „Korrefpondenz bed Deutfchen Lehrers 
vereins“, die allen größeren beutichen Tageszeitungen unentgeltlich 
zugeht. Die „Statiftifche Zentralftelle des Deutfchen Lehrers 
vereins“ Tiefert wertwolled Material für die fchulpolitifche Aufs 
flärung. Eine ähnlidye Arbeit auf dem Gebiete der Reformpädas 
gogik leiftet die „Pädagogifche Zentralftelle” in Berlin. 

Den Lehrerinnen ift es biöher nicht gelungen, eine ähnlich ſtraffe 
Organifation zu fchaffen. Der „gandeöverband preußifcher Volksſchul⸗ 
[ehrerinnen” zählt nur 5000 Mitglieder. Auch die Kortbildungss 
fhullehrer haben fidy nach dem Vorbild des Deutichen Lehrervereins 
organifiert, find aber meiſtens gleichzeitig deſſen Witglieder. 

Die mittleren, vielfach aud höheren Schulen genannt, vers 
mitteln eine Bildung, bie über bad Ziel der Volks⸗ und Fortbil⸗ 
dungsfchule hinausgeht. Entweder wollen diefe Schulen die Grund⸗ 
lage für höhere Berufe bed Beamtens ober Erwerbölebeng 
geben ober für den Beſuch ber Hochſchulen vorbereiten. Auch im 
mittleren Schulwefen unterfcheidet man Schulen mit allgemein» 
bildenden und fachlichen Zielen. Wenn auch, wie befonders in 
Baden, die Aufnahme von Mädchen in den höheren Knabenſchulen 
geftattet ift — Koedukation —, fo hält man im Prinzip doch an der 
Trennung der Gefchlechter im mittleren Schulweien fell. Zu den 
allgemeinbildenden höheren Kehranftalten für Knaben ges 
hören Gymnaſium, Realgymnafium, Oberrealſchule, Pros 
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gymnafinm, Realprogymnafium, Realfchnle bzw. höhere 
Bürgerfhule Im allgemeinen werben bie Schüler mit dem vollen» 
deten 9. Lebensjahre aufgenommen, nachdem fie vorher die Volks⸗ 
fchule oder eine „Vorſchule“ befucht haben. Die 9 Haffigen höheren 
Schulen heißen Bollanftalten — Gymnaſium, NRealgymnaftum, 
Oberrealſchule — die 6 Maffigen Nihtvollanftalten — Realichule, 
höhere Bürgerfchule. Bayern und Württemberg nennen die höheren 
Knabenſchulen nach dem Wufter Ofterreichd „Mittelfhulen”, zählen 
außerdem die Klaffen von unten nach oben, bie anderen Staaten 
von oben nach unten: Oberprima, Unterprima, Oberſekunda, Uuters 
fetunda, Obertertia, Untertertia, Quarta, Quinta, Sexta. 

Die ältefte Schöpfung ber Bollanftalten ift dad Gymnafinm, nad 
der von ihm vermittelten humaniftifchen Bildung auch humaniftifches 
Gymnaſium genannt. Gymnafium war bei ben alten Griechen Bes 
zeichnung für öffentliche Anlagen, in denen Jünglinge und Männer 
zur Ausbildung bed Körpers Gelegenheit hatten (Gymnaſtik). Die 
Knaben übten in ber Paläftra Für Gymnaſium findet man vers 
einzelt auch die Bezeichnung Studienanftalt wie in Bayern, 
Lyceum, Pädagogium, Klofters, Domfchule, Gelehrten» 
fhule, Ritteralademie, und wie fchon gefagt, auch Mittels 
fhule. Im Jahre 1900 wurde auf Anregung bed Kaifers, ber 
ſelbſt Schüler des Kaffeler Gymnaſiums gewefen if, eine Schul» 
tonferenz einberufen, die fidy eingehend mit der Frage der huma⸗ 
niftifchen und realiftifchen Bildung befchäftigte. Das Ergebnis 
diefer Beratungen war ber KRaiferlihe Erlaß vom 26. November 
4900. Damit war dad fogenannte „Öymnafialmonopol" bes 
feitigt und die Bleichberecdhtigung ber drei Vollanftalten wenigſtens 
für Preußen ausgeſprochen. Andere Bundesſtaaten folgten dem Bors 
gehen Preußens. 

Das Gymnaſium legt den Hauptwert auf die lateinifche und 
griehifhe Sprache, die mehr ald ein Drittel der Lehrfiunden in 
Anſpruch nehmen. Dad Realgymnafium betreibt neben Latein 
Franzoͤſiſch und Englifh und vermittelt eingehende Kenntniffe in 
Mathematif und Naturwiflenfchaften. Die Oberrealichule end 
lich führt uur noch durch Überfegungen in bie antife Welt ein, hat 
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Englifch uud Franzoͤſiſch im Lehrplan und legt den Hauptwert auf 
Mathematik und Maturwiflenfchaften, verwendet auch mehr Zeit als 
die Gchwefteranftalten auf Dentich, Erbfunde und Zeichnen. In ben 
Lehrplänen der verfchiebenen Bundesſtaaten befteht feine Einheit 
lichkeit. Die Stundenzahl der Gymnaſien ſchwankt beifpielöweife in 
ben Koͤnigreichen zwilchen 25 und BO in der Sexta und 29 unb 85 
in der Oberprima. Preußen hat durchgehende bie höchfte, Bayern 
die niedrige Stundenzahl, Neben den Pflichtfiunden gibt es wahl⸗ 
freie Stunden im Zeichnen, Schreiben, in Stenographie, Hebraäiſch, 
Engliſch, Italieniſch. Doch find dieſe wahlfreien Fächer an anderen 
Stellen teilweife obligatoriſch. Ähnlich liegen die Verhältniffe bei 
den anderen Bollanftalten. Wie die nachſtehende Tabelle (S. 159) 
beweift, ift bie Dberrealfchule noch nicht in allen Bundesſtaaten 
eingeführt, erfreut fi, aber wachfender Beliebtheit. In ber Megel 
beginnen bie Realanftalten mit Franzoͤſiſch, die Auftalten in Ham⸗ 
burg, Bremerhaven, Beeftemünde, Lehe, Wilhelmshaven, Emden nnd 
Osnabrück aber mit Engliſch. Trotz aller Verfchiebenheit ift doch in 
den einzelnen Bundesſtaaten eine gegenfeitige Anerfennung der 
Meifezeugniffe durchgeführt. 

In neuerer Zeit wird den Neformfchulen viel dad Wort ge 
redet, bie für alle drei Schulgattungen einen gemeinfamen Unterbau 
fchaffen. Dan unterfcheibet dad Altonaer und Frankfurter Sys 
fiem. Beide beginnen in Serta mit Franzöfiid und in Untertertia 
mit Latein, bad Altonaer Syſtem nimmt in Quarta Engliſch hinzu, 
bad bei dem Frankfurter Syitem erft in Unterfefunda einfest. Uns 
gefähr ein Fünftel aller höheren Lehranftalten Deutfchlands hat ſich 
dem Reformplan angeichloffen, hauptfächlid, dem Franffurter Syſtem. 
Großen Anklang in ber Bevölferung hat der Lehrplan ber Berliner 
6 flaffigen Realfchulen gefunden, Sie beginnen erft in der 4. Klafle 
mit fremdfprachlichem Unterricht, fo daß ein Berliner Schüler zur 
naͤchſt fünf volle Jahre die Volksſchule befuchen kann. 

Wie allgemein auf dem Gebiete der Erziehung, fo befteht auch in 
ben Fragen bed Unterrichts auf nuferen höheren Schulen ein leb⸗ 
hafter Reformeifer. Neben berechtigten Wünfchen herrſcht anch un« 
berechtigte Verbroffenheit, die aus Schülerfelbfimorben, angeblicher 
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Überbürbung und ähnlichen Dingen falfche Schläffe zieht. Die höhere 
Schule verlangt felbitverftändlid, ein hahed Maß geiftiger Spann» 
kraft. Neroöfe und Förperlich gefchwächte ober gar unbegabte Schüler 
gehören nicht auf ihre Bänke. Ihnen muß bie Schule audy bei den 
muftergültigften Einrichtungen und bem beften Willen der Lehrer 
sum Kreuz werben. Ein erfahrener Schulmann, wie ber Direltor 
Dr. Karl Knabe, fordert mit Recht von jedem Schüler die brei 
großen Imperative: „Lerne gehorchen! Lerne did anfirengen! 
Lerne dir verfagen und beine Begierden überwinden!“ 
An Reformen, um auch der Individualität des Schülers 
gerecht zu werben, fehlt ed wahrlich nicht, fchon in der Methode. 
Wie ganz anders ift die heutige Methode ber Erlernung fremder 
Sprachen als früher! Man geftattet an einzelnen Orten eine größere 
MWahlfreiheit der Fächer in den oberen Klaflen, mau rubert, 
ſchwimmt, wandert, befucht Die engere Heimat und die Haffifchen Stätten 
bes Altertums, zeichnet nach der Natur, läßt in offenen Laboratorien 
nach freiem @rmeflen experimentieren, gibt freie Studientage, bes 
ſucht Wuflfaufführungen und Theatervorftelungen. „Mehr Freude 
an der Schule!” ift heute nicht mehr ein leerer Schall. Ein Schuls 
wefen wie das beutfche, dad nicht nach amerifanifcher Art über 
Macht aus dem Boden geftampft ift, fondern eine ehrenvolle Vers 
gangenheit hat, wird bei allen Reformen fletd den ficheren und 
darum Iangfameren Weg wählen. (Tabelle ſlehe nächte Seite.) 
Der Stand ber afademifch gebildeten Lehrer an den höheren 
Schulen zählte 1908 414710 feit angeftellte und 2933 nicht feit an» 
geftellte Kehrer. In einem langen Kampfe ift ed bem Stande gelungen, 
bie Sleichftellung mit anderen afabemifchen Berufen, fpeziell auch 
in der VBefoldung, in den meilten Bundesſtaaten burdhzufegen. Bers 
langt wird ein durchſchnittlich fünfjähriged Studium, barauf ein 
Staatderamen und ein ein, bis zweijähriger Borbereitungs- 
bienft in der Praxis, worauf der Kandidat des höheren Schul» 
amts die Anftellungsfähigfeit erlangt. Er wird dann je nach ben 
Anftelungsausfichten kuͤrzere oder längere Zeit Hilfslehrer, 
Alfitent, Praktikant, Amtöverwefer oder „Lehramts⸗Aſſeſſor“ wie 
in Heſſen. In den meiften deutfchen Staaten führt der alabemifdh 
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Überficht 
der höheren berechtigten Kehranftalten Dentſchlands. 
Nah dem „Statiftiichen Jahrbuch der höheren Schulen“ 1910/11. 
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ı) Bei den Anſtalten unter Ba, b, c genügt der einjährige erfolgreiche Beſuch 
der erften (fiebenten) Kiaffe zur Darlegung der Befähigung für den einjährig-freis 
willigen Dienft, während bei denen unter C a—e das Beſtehen der Eutlaflunge- 
prüfung verlangt wird. 
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gebildete Lehrer den Amtötitel „Oberlehrer“, bie bienftältere Hälfte 
hat den Charakter Profeffor. Auch die Titel Gymnaſial⸗ und Reals 
lehrer fommen vor. Die Leiter der höheren Schulen heißen in Bayern, 
Sachſen und Württemberg Rektor, in ben andern Staaten Direftor. 
Die einzige Auffihtsinftang ift in ben mittlereu und Kleinftaaten 
bie Zentralbehörde, Preußen hat noch ald Mittelinſtanz bie Pros 
vingialfhultollegien mit dem Provinzialfchulrat ald Fady 
mann. Seit einigen Iahren findet ein internationaler Lehramts⸗ 
affitentensAustaufch ftatt, ber wefentlich zur Förderung bes 
fremdiprachlichen Unterrichtd beiträgt. 

Die Koften bed höheren Schulwefend find natürlich bebeutenb, 
Ein höherer Schüler koftet in Preußen burchfchnittlich 180 Mark im 
Jahr. Dad preußifche höhere Schulwefen koſtete 41910 
77123911 Dart, wovon aus Staatsfonds 17916454 Marl, aus 
ſtädtiſchen Mitteln 24178849 Marf aufgebracht wurden. Manche 
höheren Schulen aus älterer Zeit verfügen über ganz bedeutende 
Stiftungen, die auch armen und würdigen Schülern als Unter 
flügungen zugute kommen. 

Die Frage ded höheren Mädchenſchulweſens ift viel disku⸗ 
tiert worben. Es galt, verfchiedene prinzipielle Forderungen unter 
einen Hut zu bringen. Die Frauenredhtlerinnen verlangten eine 
höhere wiflenichaftliche Ausbildung der Mädchen zum Zwede des 
Studiums. Andere Kreife wieber legten den Hauptwert auf den zus 
fünftigen Beruf ded Mädchens ald Gattin und Mutter. Dabei kam 
wieder ftart bie Krage der allgemeinen Bildung in Betracht. Am 
48. Auguft 1908 erjchienen die preußifchen „Beſtimmungen über 
bie Neuordnung des höheren Mädchenſchulweſens.“ Der 
Aufbau geftaltet ſich jeßt nah K. Knabe, „Das deutiche Unters 
richtöwefen der Gegenwart“, folgendermaßen: (Tabelle fiehe nächte 
Seite.) 

Die höhere Mäbchenfchule lehrt in 18—33 Wochenftunden Religion, 
Deutſch, Franzöfifh, Englifh, Geſchichte, Erdkunde, Rechnen und 
Mathematif, Naturkunde, Schreiben, Zeichnen, Nabelarbeit, Singen 
und Turnen. 


Obgleich der frembfprachliche Unterricht erſt im 4. Schuljahr ein» 
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Lyzeum Studienauſtalt 
— Grauenbitbung und (Uniperfiräteie) 
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Minbefiolter: 9 Inge neuer Kurfe in einzelnen Faͤchern 
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x Eintritt mit vollendetem 6. Lebensjahre. 


fegt, bat ſich Preußen” bebauerlicherweife nicht entichließen können, 
das höhere Mädchenfchulmwefen auf ber Voltsfchule aufzubauen. Das 
ft in Bayern gefchehen, wie folgendes Schema beweift: 
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Humaniſtiſche oder reatiftifche 
Gomnaſialkurſe 


Lehrerinnen⸗ 
bildungsturfug 


Frauen 
bildungskurſus 


Allg. Fort⸗ 
bildungsſchule 
mit beſ. Fach⸗ 
bildung 


Buͤrgerſchule 


Eine genaue Statiſtik bes höheren Mädchenſchulweſens 
fann wegen der noch herrfchenden Berfchiebenheit der Organifas 
tion fchwer aufgeftellt werden. Knabe zählt in feinem 1910 ers 
fhienenen Buche in Deutſchland 464 äffentlidhe und 666 private 
Mäbchenfchulen. Preußen hatte im Winterhalbiahr 1909/10 
212 anerlannte öffentliche und 198 private höhere Mädchen, 
fchulen mit 134989 Schälerinnen. Der Lehrförper beftand aus 
1300 atabemifch gebildeten Lehrern, 559 Lehrerinnen berfelben Vor⸗ 
bildung, 675 nicht akademiſch gebildeten Lehrern, 3450 nicht afas 
demiſch gebildeten Lehrerinuen, 186 Kachlehrern, 11041 Fachlehrerinnen, 
41040 Hilfdlehrern und 672 Hilfslchrerinnen. In nicht anerfannten 
fogenannten „gehobenen“ WMädchenfchulen wurden in bemfelben 
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Semefter 44551 Schülerinnen unterrichtet. 179540 Schülerinnen 
höherer Mäpchenfchnien ftehen in bemfelben Halbjahr 260019 Schü 
lern einfchließlich Borfchälern ber höheren Knabenfculegegenüber. Der 
Drang, eine über die Volksſchule hinausgehenbe höhere 
Bildung gu vermitteln, ift alfo bei ben Mädchen bedeutend 
geringer als bei den Knaben. 

Baden und Bayern haben den Frauen fchon länger das Recht 
der Immatrikulation an den Univerfitäten unter denſelben Be⸗ 
dingungen verliehen wie den Männern. 1908 iſt audı Preußen 
gefolgt. 

Die mittleren Fachſchulen dienen gewerblichen, kanfmänniſchen, 
landwirtfchaftlichen und kunftgewerblichen Zweden. Dazn gehören 
. % B. bie höheren Mafchinenbaufchulen, höhere Tertilfachfchulen, 
die verfchiedenen Techniken, wie bad zu Mittweiba in Sadıfen mit 
mehr ald 2000 Schülern, die höheren Handelsſchulen, die Landwirt⸗ 
fchaftefchulen und die höheren KRunftgewerbeichulen. Endlich muß man 
dazu auch bie Lehrers und Lehrerinnenbildungsanftalten, 
Seminare genannt, zählen. Heute ift man auf bem Wege, Seminare 
und Präparandenanftalten gu einem 6Flaffigen Seminar zufammen; 
zulegen. Präparandenanftalt und Seminar vermitteln neben ber 
allgemeinen Bildung, zu der minbeftend eine fremde Sprache ges 
hört, die fachliche Ausbildung in den legten Seminarjahren. Über bas 
Univerfitätöftubium ber Bolköfchullehrer fiehe S.144. Seitdem man für 
zukünftige VBolköfchullehrerinnen in Preußen befondere Seminare zum 
Unterfchiedbevon dem „Böheren Lehrerinnenfeminar” gefchaffen hat, wird 
bie Vorbildung ber Bolköfchullehrerinnen immer mehr dem Bils 
bungegange der Lehrer angepaßt. Zu ben mittleren Kachfchulen 
zählen auch die Städtifhe Schule für Frauenberufe und bas 
Dandfertigkeitöfeminar, beide in Leipzig, Kurfe für fpätere 
Blindens und Zaubftummenlehrer, bie verfchiebenen mili⸗ 
tärifhen Kurfe und Scuien, wie die Dedoffizierfhule in 
Wilhelmshaven und Oberfeuerwerterfchule in Berlin, ferner 
bie deutfche Kolonialfchule in Wigenhaufen bei Eaffel, bie ihre 
Schüler für das Leben in ben beutfchen Schußgebieten vorbereitet. 

Die Hochſchulen umfaflen die Univerfitäten, die Ted» 
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nifhen Hochſchulen, Hochſchulen und Akademien für bes 
fondere Zwede und fonftige akademiſche Veranftaltungen. 
Unfere Univerfitäten werben vom Staat unterhalten und beauf⸗ 
fichtigt, dennoch bilden ihre Lehrer eine freie Gelehrtenkorporation. 
Die Rechte des Staates an ber Uiniverfität übt meiſtens der Kura⸗ 
tor ober Kanzler aus. Leiter ber inneren Berhältniffe der Unis 
verfität if ber Rektor ober Prorektor, Rektor Magnifttus. Er 
geht alle Jahre aus der Wahl bes Lehrförpers hervor. Die Dekane 
find die Vorfteher ber vier Fakultäten, ber theologifchen, juriftifchen, 
mebizinifchen und philofophifchen. Rektor und Dekane bilden mit 
einer beflimmten Anzahl ordentlicher Profefloren den Senat, ben 
Selbfiverwaltungsförger ber Univerfität. Das Recht der Selbit- 
verwaltung erſtreckt fidy auf Borfchläge bei Meubefegung von Lehr- 
ftühlen, bei Zulaflung oder Habilitation von Privatdozenten, bei 
Erlangung von alabemifhen Graben, z. B. bed Doftortiteld uſw. 
Die Univerfität it Stätte der Forſchung nnd bes wiflenfchaftlichen 
Unterrichts. Neben ber Univerfität finb aber im Laufe ber Zeit eine 
Meihe neuer Forfchungsinftitute entſtanden. Neuerdings hat dieſe 
Anregung burch ben Kaifer eine namhafte Förberung erfahren. Für 
die Univerſitaͤt gilt der Grundſatz: „Die Wiffenfhaft und ihre 
Lehre ift frei”. 

Zum Lehrkörper ber Univerfität gehören Profelforen und 
Privatdozenten. Erftere find angeftellt, Iebtere zugelaflen. Die 
Privatdozenten erhalten die Lehrberechtigung, bie venia legendi 
anf Grund einer Habilitationsfchrift, eines Colloquiums und einer 
Probevorlefung. Sie haben feinen ftaatlichen Lehrauftrag und 
auch Feine feſte Beſoldung. Unter ben Profefloren unterfcheidet man 
wieder ordentliche unb außerordentliche. Nur erftere genießen 
die vollen Selbfiverwaltungsrechte. Diefer Zuftand begegnet in 
letzter Zeit Iebhaften Angriffen. Lektoren erteilen frembiprachlichen 
Unterricht. Daneben gibt ed an den meiften liniverfitäten Lehrer 
für Turnen, Fechten, Reiten ufw. 

Die Unterweifung der Studierenden geichieht in den Bor 
lefungen, in benen ber Lehrer vorträgt. Befprechung, Einführung 
in bie methodifche und praktifche Arbeit geichieht in Seminaren, 
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Inftituten, Laboratorien, Anatomien, Krantenhäufern, Kliniken. Das 
Einfommen ber Univerfitätslchrer feßt fi in ber Regel aus 
bem Gehalt und dem Borlefungshonorar zufammen. 

Die Studenten müflen im allgemeinen den erfolgreichen Beſuch 
einer 9 klaſſigen höheren Lehrauftalt nachweifen können. Die Stus 
benten werben immatrituliert, bei Beendigung ber Stubien ermatri- 
fuliert. In der philofophifchen Fakultät und bei den „Hörern“ wird 
in gewiffen Fällen bavon abgefehen. Neuerdings ift ein ſtarker Zubrang 
von Frauen zu ben Univerfitäten zu verzeichnen. Die Studenten ges 
nießen Zernfreiheit, d. h. niemand kann fie zwingen, eine Borlefung 
zu befuchen, wenn fie auch von ihnen „belegt“ tft. Um kameradſchaft⸗ 
lichen Sinn zu pflegen, fchließen fich die Studenten gu Verbindungen 
zufammen, Korps, Landemannichaften, Burfchenfchaften ufw. Die 
Verbindungen find fogenannte farbentragenbe oder ſchwarze. Bet feier- 
lichen Gelegenheiten erfcheinen bie erfteren in „Wichs“. Entweder 
find die Verbindungen „fchlagenbe“, d. b. fie haben Menfurs und 
Duellzwang oder „nichtichlagende*. Die Freiftudentenfchaft, früher 
„Wilde“ oder „Finken“ genannt, umfaßt die nicht inkorporierten 
Studenten. Unter der Stubentenfchaft gibt ed auch akademiſche 
Turns, Ruder» und Geglervereine. Deutfche Univerfitäten 
werden gern und häufig von Ausländern beincht. Auf Anregung 
bed Kaiſers findet zwifchen Deutfchlandb und den Vereinigten Staaten 
neuerdings ein Profefforenaustaufch ftatt. 

Die Statiftit ber beutfchen Univerfitäten geben folgende Ta⸗ 
bellen: 

Es gab 1908/09 





in den Bakultäten see E 
53 

Ep 5” w 
evangel.-theofogifch 201 
kathol⸗theologiſch 105 
juriſtiſch (u. ſtaatsw.) 300 
mediziniſch 1060 
philoſophiſch 1588 
naturw.«mathem. 154 





Sunme |1229| 119 | 741 | 4 1097| 120 | 87 | 57 | 8408 
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Im Deutfchen Reiche beſtehen 24 Univerfitäten; Neugründungen 
find in Franffurt a. M. und Hamburg geplant. Eine Statiftit 
über bie Univerfitäten für ben Sommer 1909 gibt folgeude Tafel: 








: Zahl der Baht der 

Univerfität Grundungsjahr Dozenten Etudenten 
Berlin 18410 488 7194 
Bonn 1818 196 8801 
Breslau 4703 (1844) 4188 2347 
Böttingen 4737 4158 2239 
Greifswald 4456 4106 967 
alte 1502 (1694) 178 2310 
iel 1665 4109 41593 
Königsberg 1544 452 41259 
Marburg 1527 117 2134 
Münfter (4780, 1818) 1908 93 41760 
Erlangen 41748 77 4158 
Münden 41826 250 6547 
Würzburg 41582 101 1369 
Leipzig 1409 238 4581 
Tübingen 4477 118 1924 
iburg i. Br 41460 135 2760 
eidelberg 1386 4179 2171 
efen Ä 1607 100 41271 
Roſtock 1419 67 148 
zena 1558 4419 1606 
traßburg 1621 (1872) 170 41985 
Summe 8497 | 51700 


Das Lyceum Hofianum in Braundberg befteht nur aus einer 
theologifchen und einer philofophifchen Fakultät mit fieben und 
fünf, zufammen zwölf Dozenten. Die katholifchen Theologen werben 
vielfach auf Prebigerfeminaren audgebilbet. 

Die preußifchen Univerfitäten einfchließlich der Akademie Pofen 
fofteten 19140 18997722 Mark im ordentlichen und 2923130 Marf 
im außerorbdentlichen Etat. Jeder Student koſtet den preußifchen 
Staat mehr als 700 Marl jährlich. 

Die Techniſchen Hochſchulen umfaffen das weite Gebiet der 
Technik, das fie in ihren verfchiedenen Abteilungen, meiftens fünf, 
lehren. Seit 1900 befigen fie bad Promotionsrecht, d. h. fie vers 
leihen in Preußen den Titel DoftorsIngenieur, in ben anderen 
Staaten den Zitel Doktor ber technifhen Wiffenichaften. 
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Seder auf einer techniſchen Hochſchule vorgebildeter Ingenieur heißt 
Diplomingenieur (Dipl, Ing). Techniſche Hochfchulen gibt es in 
Aachen, Berlin, Bredlau, Danzig, Hannover, Müufter, Stuttgart, 
Karlöruhe, Darmftadt, Dresden, Braunſchweig. Uuter den Studies 
renden find ſehr viele Auslaͤuder. Die Verwaltung der technifchen 
Hochſchulen iſt ähnlich wie die der Univerſitaͤten. 

Bon Hochſchulen auf befouderen Gebieten find Berg⸗ unb 
Korftafabemieen, laubwirtfchaftliheunbtierärztliche Hoch⸗ 
fhulen, Handelshochſchulen, die Hochſchule für Frauen in 
Leipzig, das orientalifche Seminar in Berlin, das Kolonials 
inftitut zu Samburg, die verfchiedenen Kunſthochſchulen für 
bildende Künfte und für Mufil, die Kriegsakademie und 
fonftige militärifche Fachſchulen, die Hochſchule für Luftfchiff- 
fahrt in Friebrichähafen zu nennen. 

Das deutſche Unterrichtöwefen hat eine rnhmreiche Vergangenheit. 
Menu ed weiter bie Ideale bes deutichen Volkstums hochhält, von 
echtem fozialen Geiſt durchfegt ift unb bie Fühlung mit dem prafs 
tifchen Leben nicht verliert, dann wird ed auch in der Zukunft ein 
Edftein unferes Volkes bleiben. 


4. Die deutſche Rechtspflege. 


a) Unfere Geſetze. 


Der einzelne darf nicht frei fchalten und walten. Das gemein, 
fame Zufammenleben legt ihm im Intereſſe einer geregelten Lebens⸗ 
ordnung Beſchraͤnkungen auf. Diefed Bewußtfein, feine perfönliche 
Freiheit zum Nuten feiner Witmenfchen ober der Gefamtheit ein, 
zuengen, erwächlt vielen von felbf. So weiß jeder Menfch auf 
Grund eines inftinftiven Gebotes, daß ed verboten ift, feinen Mit 
menfchen zu töten (Mord, Zotfchlag), das Hab und Gut feines 
Nächften zu verfehren (Maub, Diebftahl, Branbftiftung); er weiß 
auch, daß er fein gegebenes Wort einzulöfen und den Vertrag fo 
zu erfüllen hat, wie er ihn gelobt hat GVertragsrecht). Manche 
andere Handlungen gebietet dem Menfchen die Sitte, oft audy bie 
Religion. So gilt ed ald unfittlich im Kreiſe der Rechtögenoflen, bes 
anderen Ehre zu verlegen (Beleidigung, Wucherzinfen zu nehmen 
und die Notlage des wirtfchaftlicd Schwachen oder Geſchaͤfts⸗ 
unkundigen anezubeuten. Im Bertragsrechte und namentlich unter 
Geſchaͤftsleuten gilt der Sag, nah Pfliht und Gewohnheit 
eines ordentlihen Kaufmanns zu liefern und abzunehmen, 
zu leiſten unb zu erfüllen. 

Aber Naturs und Sittengefeß reihen nicht aus. Es find Gebote 
bed Gefühle ohne fichere Begrenzung und ohne Gehorſam fordern, 
den Zwang. So muß bie Rechtsordnung eingreifen und bie 
Regeln, bie Natur und Sitte vorfchreiben oder die im allfeitigen 
Intereſſe geregelter Lebensführung geboten find, feitlegen und mit 
ftaatlichem Zwange ausftatten. Diefen zn üben, ift die erfle und 
hauptfächlichite Aufgabe bes Staates. Und hierbei fallen dem Staate 
verfchiebene Aufgaben (Funktionen) zu. Er hat die pofitiven Bors 
fchriften für Tun und Laflen bes Einzelnen aufzuftellen, zu erlaflen 
und zu verfünden Geſetzgebnug) und ihre Durchführnug durch 
geeignete Organe zu fihern. Weiftend erfordert bie Durdführung 
ein den Gerichten anvertrauted Verfahren Guſtiz = Rechts⸗ 
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pflege). Häufig find aber auch im Intereſſe ber Befolgung der 
ftaatlichen Borfchriften Verwaltungsbehörben tätig Berwaltung). 

Heutzutage find Gefepgebung, Rechtspflege und Verwaltung von⸗ 
einander getrennt. Früher waren es vielfach biefelben Behörden, 
vor welche Juſtiz- und Berwaltungsfachen gehörten, hente bürfen 
nur bie Gerichte, d. h. gefeglich eingefegte und unabhängig ent⸗ 
fcheidende Behörden über private Nechtöftreitigfeiten unb über das 
Strafrecht entfcheiden. Die Rechtſprechung ift ſonach Sache der 
Gerichte, für die Berwaltung find dagegen befondere Bers 
waltungsbehörden beflimmt. 

Verwaltung if, von der Gefeßgebung und Wechtfprechung 
abgefehen, jede ſonſtige Staatstätigkeit, bie alfo weder 
Rechtöfäge fchafft, noch auch Recht fpriht. Während die Ges 
fege nur verfaflungsmäßig zuftande fommen und die Gerichte nur 
auf Grund des Geſetzes entfcheiben können, pflegen bie Bers 
waltungsbehörben vielfach nach Tweckmäßigkeitsgründen ihre 
Verorbnungen zu treffen. 

Das Bereich der Verwaltungstätigkeit ift überaus mannig⸗ 
faltig. So gehört hierher die auswärtige Verwaltung, b. h. bie Rege⸗ 
lung bed Verkehrs mit anderen Staaten (Diplomatie, höhere Politif), 
die Finanzverwaltung, b. h. die Befchaffung ber für bie Erreichung der 
Staatözwede erforderlichen Dittel, z. B. durch Erhebung von Steuern 
oder Zöllen, und namentlid auch bad ganze Gebiet ber fog. 
inueren Verwaltung. Innerhalb biefed Gebiete ordnet der 
Staat dad ganze geiftige, phyſiſche und wirtjchaftliche Leben ber 
Nation. Wenn alfo ber Staat Kanäle baut, Klüffe reguliert, 
Schutzvorſchriften im Intereffe einer rationellen Forſt- und Lands 
wirtfchaft erläßt, das Fabrik⸗ und Gewerbeweſen regelt, höhere 
ober Volföfchulen einrichtet, Kranfens, Armens oder Waifenhäufer 
baut, dad Geſundheits⸗, Sicherheitds Polizei, Feuerwehr) ober Bes 
völferungswefen (Bolkezählung, Paßweſen) regelt, fo gehört bies 
in das Gebiet ber verwaltenden Staatöpflege. 

Es gehört zu dem Wefen bed mobernen Rechtsſtaates, baß bie 
Suftig von ber Verwaltung völlig unabhängig geftellt if. Daher 
find bie Berichte, welche Recht fprechen, jetzt fo geftellt, daß fie in 
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feiner Weife Befehle des Königs (Fall des Müllers Arnold zur 
Zeit Friedrich des Großen) erhalten und ſich niemals den Weifungen 
eined Minifteriumd in ihren Entfcheibungen fügen dürfen (Verbot 
der Kabinettsjuſtiz). Um dies zu erreichen, finb bie deutfchen Richter 
eidlich verpflichtet, nur das Geſetz ald Richtfchnur für ihre Ent- 
fheidung zu nehmen, und verfallen in fchwere Strafe bei einer 
Rechtsbeugung. 

Häufig kann es zweifelhaft fein, ob eine Angelegenheit vor bie 
ordentlichen Iufliggerichte oder vor die Berwaltungöbehörben gehört, 
m. a. W., ob eö ſich um eine Juſtiz⸗ ober Berwaltungsfache handelt 
(fog. Kompetenztonflitt = Zuftänbigfeitöftreit), fo z. B. in Ge 
werbeangelegenheiten, bei ber Befchräntung ober Entziehung von 
Privateigentum burch den Staat im öffentlichen Intereſſe, bei ber 
Frage ber Öffentlichkeit eines Weges, der Beitragslaft zur Straßen 
einrichtung, zum Kirchen⸗ ober Schulbau ufw. Ju ſolchen flrittigen 
Kompetenzfällen handelt ed ſich nicht um bloße Privatangelegens 
heiten, wie 3. ®. in bem Falle, wenn Schulze den Müller auf rück⸗ 
fländigen Mietzind und Räumung der Mietwohnung verklagt, fon, 
bern um Fragen bed öffentlichen Rechts, bei denen nicht bloß 
das private Intereſſe der Beteiligten, fondern auch bad öffent» 
liche Intereſſe mit in Frage fleht und bei benen vielfach nicht 
nur das Necht, fonbern auch die Zweckmäßigkeit zu berüd- 
fihtigen it, fo z. B. bei ber Frage, ob jemandem bad Recht zum 
Betrieb einer Schankwirtſchaft (Schankkonzeſſion) zu erteilen fei, 
ob das von ber Gewerbeorbnung ($ 33). geforberte örtliche Bes 
bürfnie vorliegt uf. Nach bem beutfhen Gerichtöverfaffunges 
gefete haben bei derartigen Kompetenzkonflikten grunbfäglich die 
Gerichte nur bie Zuläffigkeit bed Rechtsweges zu entfcheiben. Die 
Landesgefepgebung kann jedoch die Entſcheidung von Streitigfeiten 
zwifchen Gerichten und Berwaltungsbehörden oder Verwaltungs, 
gerichten über bie Zuläffigleit des Rechtswegs befonderen Behörben, 
den fog. Kompetenzgerichtshöfen, übertragen. Diefe Ge⸗ 
richtöhöfe finden ſich in zahlreichen Bunbesflaaten. Ihr Verfahren 
und ihre Beſetzunug iſt gefeglich geregelt. 

Man fpricht aber auch von einem Kompetenzlonflilt, wenn bie 
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Frage, welches Gericht im einzelnen Falle zuftänbig (kompetent) fei, 
zwifchen verfchiebenen Berichten ftreitig if. Ein pofitiver 
Konflikt liegt vor, wenn jedes ber mehreren Gerichte feine Zus 
fländigfeit behauptet, ein negativer dann, wenn jedes Gericht 
fi für unzuftändig erflärt. In folchen Fällen ift nadı den deutfchen 
Neichöjuftizgefegen die Entſcheidung des betreffenden Obergerichts 
maßgebend. Man nennt ed aber fchließlich auch Konflikt, wenn 
Iandeögefegliche Vorfchriften beftimmen, daß bie ftrafrechtliche oder 
gioilrechtliche Berfolgung Öffentliher Beamter wegen 
gefegwidriger Amtshandlungen an bie Borentfcheidung 
einer Behörde (Verwaltungsgerichtshof) gebunden if. So ift z. ©. 
in Preußen bei gerichtlichen Berfolgungen öffentlicher Beamter wegen 
Amtes und Dienfthanblungen bie vorgefegte Behörde befugt, „den 
Konflikt zu erheben”, und zwar bei bem preußifchen Gerichtähofe 
zur Entfcheidung von Kompetenztonflitten, und dieſer Gerichtshof 
ift ermächtigt, den Nechtöweg gegen ben Beamten für unzuläffig 
zu erflären, wenn nad feiner Anficht bem Beamten eine zur ges 
richtlichen Verfolgung geeignete Überfchreitung der Amtöbefugniffe 
ober Unterlaffung einer Amtöhandlung nicht zur Laft fällt. 

Man hat zu unterfcheiden zwifchen Geſetz und VBerorbnung. 
Der Unterfchieb befteht nicht im Inhalte, denn beide enthalten Rechts⸗ 
regeln, fondern in ber Form ber Anordnung. Während Gefege in 
fontitutionellen Staaten von der Regierung unter Mitwirkung der 
Bollövertretung (Reichstag, Stände) erlaffen werben, ergeht bie 
Berordnung ohne jene Mitwirkung. Derartige Berorbnungen werben 
nicht nur vom Monarchen, und zwar in Tonftitutionellen Staaten 
unter Öegenzeichnung eined verantwortlichen Winifters, fondern 
auch von den Winifterien und von fonftigen Berwaltungsftellen 
erlaffen. 

Unter den Geſetzen unterfcheibet man wieber privatrehtliche 
und öffentlich⸗rechtliche Gefete, Zwangs⸗ und Disyofis 
tiondgefege, materielle und formelle Gefeke. 

Die Öffentlihsrechtlichen Geſetze befaffen ſich mit der 
Megelung von öffentlich» rechtlichen Angelegenheiten und betreffen 
entweber ben Staat (Staatögrundgefebe, namentlich die Berfaflungen) 
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ober bie ihm zugewiefenen zahlreichen Verwaltungsgebiete (vergl. 
S. 80, fo z. B. Verwaltungs⸗, Polizeis, Finanz, Militärs, Organis 
ſationsgeſetze) oder bie Kirche (Kirchengeſetze). Die Zivilgeſetze 
befchäftigen fidy dagegen mit ber Orbnung der privaten Rechts⸗ 
 verhältniffe (Bürgerlicheds und Handelögefegbuch, Wechfelorbnung, 
Verlages, Verfiherungsvertragögefeg, Genoſſenſchaftsgeſetzz. Wo 
nicht das öffentliche Intereffe oder die Schugmwürbigfeit beftimmter 
Individuen es erheifcht, find die zivilrechtlichen Geſetze meiſtens dis⸗ 
poſitiver Natur, d. h. die Geſetze verlangen keine unabaͤnder⸗ 
liche Befolgung, geſtatten vielmehr ben Beteiligten über ihre Rechts⸗ 
verhältniffe anderweit zu verfügen ober ftellen überhaupt nur für 
den Kal Borfchriften auf, daß bie Parteien felbft unterlaffen haben, 
Anordnungen zu treffen. So beftimmt z. B. $ 554 bed Bürgers 
lichen Geſetzbuches, daß ber Mietzind erft am Eube ber Mietzeit 
(poſtnumerando) zu entrichten if. Aber diefe gefegliche Vorſchrift 
gilt nur, falls bie Mietparteien Feine andere Zahlungszeit bedungen 
haben. Sie ift alfo abänberungsfähig durch Vertrag und wird 
tatfächlich meift in eine Pränumerando> Zahlung abgeänbert. 

Die formellen Geſetze find Progeßgefete und regeln das Vers 
fahren (den Rechtsgang und Rechtszug) vor den Berichten. Hier⸗ 
ber gehören die Zivilprozgeßs und Strafprogeßorbnung 
und Kontursorbnung, dad Gefek in Angelegenheiten ber freis 
willigen Gerichtsbarkeit und die Örundbudhorbnuung. 

Nac dem räumlichen Beltungsgebiete unterfcheidet man zwifchen 
Reichs- und Landesgeſetzen. Die Reichsgeſetze — fo z. B. 
das Buͤrgerliche Geſetzbuch, das Strafgeſetzbuch, die Prozeßordnungen 
— werden von der Reichsgewalt erlaſſen und gelten im ganzen 
Gebiete des deutſchen Reiches. Die Landesgeſetze dagegen — fo z. B. 
die Ausfuͤhrungsgeſetze zum Bürgerlichen Geſetzbuche und namentlich 
die Geſetze, welche die ber Landesgeſetzgebung vorbehaltenen Rechts⸗ 
gebiete (3.8. Jagd⸗, Fifcherels und Agrarrecht) betreffen, gelten nur 
für den betreffenden Bundesſtaat. Dabei iſt zu betonen, daß Reichs⸗ 
gefeße ſtets den Landesgeſetzen vorgehen, daß Landes 
gefeße, welche Neichögefeben widerfprechen, ohne Rechtswirkung find, 
ſchließlich daß Landesgeſetze von felbft außer Kraft treten, fobald 
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und foweit ein Neichögefeß die betreffende Materie behandelt („Reiche 
recht bricht Landesrecht”). Heutzutage gilt vorwiegend Reichsrecht. 
In neuerer Zeit ift auch dad Verlags⸗ und Verſicherungsrecht reichs⸗ 
rechtlich und bamit einheitlich geregelt worden. Auch bie Ordnung 
des Gewerbewefens ift reichörechtlich durch die Gewerbeordnung ges 
regelt. In jüngfter Zeit hat die Reichsgeſetzgebung auch durch Die 
umfaſſende Neichöfteuergefeßgebung CErbfchaftöfteuergefeg, Schaum» 
weinfteuergefeß, Leuchtmittelfteuergefeß, Zigarettenitenergefeg) eine 
namhafte Bereicherung erhalten. 

Dad geltende Recht ift vorwiegend geſchriebenes Recht, ſodaß 
bad ungefchriebene Gewohnheitsrecht) nur eine unters 
geordnete Bedeutung befigt. 

Die Publikation der Geſetze erfolgt heute in gebrudten 
Gefegesfammlungen (Meichdgefepblatt, Landesgeſetzblatt, fo 
z. B. Geſetz⸗ und Berorbnungsblatt für bad Königreich Sadıfen). 
Jedes Geſetz hat eine Eingangs und eine Schlußformel. So bes 
ginnt dad Neichgefeg mit den Worten: Wir Wilhelm, von Gottes 
Gnaden Deutfcher Kaifer, König von Preußen uſw. verordnen im 
Namen des Meiche, nad) erfolgter Zuflimmung des Bundesrats und 
bed Reichstags, was folgt: ... und fchließt mit der Unterſchrift 
bed Kaiferd, dem beigebrudten Faiferlichen Inſiegel und ber Gegen; 
zeichnung des Meichöfanzlerd. Gewöhnlich beitimmt das Gefet felbit 
ben Tag feines Infrafttreteus, fo 3. B.: dieſes Geſetz tritt mit 
feiner Verkündigung in Kraft; oder: dieſes Geſetz tritt mit bem 
4. Sanuar 19142 in Kraft. 

Für den Fall, daß in dem Geſetze felbft ein befonderer Anfangs 
termin für feine rechtöverbindliche Kraft nicht bezeichnet ift, beginnt 
diefe für die deutſchen Neichögefege mit dem viergehnten Tage 
nach dem Ablauf des Tags, an dem das betreffende 
Stück des Reichsgeſetzblattes in Berlin ausgegeben 
wurde. Deshalb ift jeber Nummer des Gefepblatted der Tag ber 
Ausgabe aufgedrudt. 

Dad Reichsgeſetzblatt wird vom Neidhdamte bed Innern 
herausgegeben, in der Reichsdruckerei gebrudt und iſt gegen einen 
geringen Preis käuflich. Außerdem liegen die Neichögefegblätter zu 
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jedermanns Einſicht auf ben Gemeinbeämtern unentgeltlich aus. 
Das muß gefchehen, da das Borgeben, man habe die Beitimmungen 
eines Geſetzes nicht gekannt, in der Megel nicht vor ben Folgen 
der Nichtbeachtung ſchützt. Es iſt aber auch Pflicht eined jeben 
Staatöbürgerd, fid) um dad Dafein ber Gefege und ihrer Bes 
fimmungen, wenigftens folcher, die ihn möglicherweife betreffen 
fönnten, zu fümmern. 

Nach dem Inhalt und bem Gebiete, das fie zu orbnnen beitimmt 
find, unterfcheidet man, wie ſchon oben S.170 erwähnt wurde, 
öffentlihsrechtliche und privatrehtliche Geſetze. 

Das wichtigfte und oberfte öffentlichsrechtliche Geſetz iſt das 
Staatögrundgefeb (die Neichöverfaffung und die verfchiedenen 
ganbesverfaffungen). 

Die Berfaffung regelt die Organtfation bed Staates und bie 
Rechte und Pflichten feiner Bürger. Man fpricht häufig auch das 
von, daß die Berfaffungen die fogenannten Örundredte, d. h. 
allgemeine Rechte der Staatöbürger gegenüber der Staatögewalt 
enthalten. Die burch diefe Grundrechte den Deutfchen gewährs 
leifteten Rechte find im wefentlichen folgende: ein allgemeines 
deutſches Staatöbürgerrecht, verbunden mit bem Recht der reis 
zügigfeit, b. h. überall innerhalb des Reichsgebietes ſich aufzuhalten 
unb niebderzulaffen, Grundeigentum zn erwerben, Gewerbe zu bes 
treiben, das Bürgerrecht zu erlangen; ferner Gleichheit vor dem 
Gefeß mit Aufhebung aller Standesvorrechte und Standesunters 
fchiede; gleiche Wehrpflicht für alle und gleiches Recht aller zu allen 
Staatdämtern; Preß⸗, Glaubens» und Kultuöfreiheit, Freiheit ber 
MWiffenfhaft und ihrer Lehre ufw. 

Die Neichdangehörigkeit wird mittelbar, nämlich durch den 
Erwerb der Staatdangehörigfeit irgendeines Bundesſtaates 
erworben, Wer alfo 3. B. in Prenßen bie preußiſche Staatdans 
gehörigkeit erlangt, erwirbt damit auch zugleich bie beutfche Reichs⸗ 
angehörigfeit. Über ben Erwerb und Berluft der beutfchen 
Staatdangehörigfeit enthält das Gele vom 1. Juni 1870 
bie näheren Beflimmungen. GHervorgehoben feien ald Erwerbs» 
gründe: Die Abflammung von bentfchen flaatsangehörigen Eltern, 
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bei unehelichen Kindern von einer deutfchen Mutter, wobei es gleich» 
gültig ift, ob die Geburt im Ins oder Audlande erfolgte, weiter 
die Verheiratung mit einem Deutfhen und bie Naturalifation. 
Darunter verfteht man den flaatörechtlichen Akt der Verleihung der 
Staatdangehörigfeit an Ausländer. 

Berloren wird die beutfche Staatdangehörigkeit durch Entlaffung 
aus dem Untertanenverbande — bad Gegenſtück zur Naturalis 
fation —, durch Verheiratung einer Deutfchen mit einem Ausländer; 
dagegen verliert man fie noch nicht durch bloße Auswanderung, ja 
felbft nicht durdy den Erwerb einer fremden Staatdangehörigfeit. Erft 
durch zehnjährigen, zuweilen auch fchon durch fünfjährigen ununter⸗ 
brochenen Aufenthalt im Auslande geht fie verloren. Doch kann 
biefer Verluſt durch Eintragung in die fog. Matrikel des dents 
fhen Reichſskonſuls abgemendet werben. 

Feder Deutſche hat dad Recht der freien Bewegung und Tätigkeit 
im WReichögebiete. Dad beftlimmt dad fog. Freizügigfeitss 
gefeg vom 1. November-1867. Ein Deutfcher darf daher nicht 
aus dem Meichögebiete verwiefen, auch nicht, wie das Strafgefeßbuch 
beftimmt, einer audländifchen Regierung zur Beſtrafung oder Ber: 
folgung auögeliefert werden. Ebenfowenig befteht ein Paßzwang, 
db. h. ed werben für den Aufenthalt uud für Reifen innerhalb 
Deutfhlande fowie für Verlaſſen bed Reichsgebietes Feine Päfle 
verlangt, unbeichadet bes Nechted von Behörden, in gewiflen Fällen 
eine Legitimation zu erfordern. 

Die Eheſchließung ift durch Gefeh vom 4. Mat 1868 von 
früheren polizeilichen Befchränfungen befreit. 

Deutfche, welche hifföbebürftig find, habenein Recht auf Armen; 
unterffüßung. Dad beitimmt dad Geſetz betr. den Unter⸗ 
ftüßungswohnfig vom 30. Mai 1908, 

Schließlich ift unter den öffentlich s rechtlichen Geſetzen noch das 
wichtige, in jüngfter Zeit erft ergangene Bereindgefeg vom 
49. April 1908 zu erwähnen. Hierin ift allen Reichdangehörigen 
— Männern wie Frauen — dad Recht beigelegt worden, Bereine 
zu bilden und fich zu verfammeln. Doc fteht der Polizei politis 
ſchen Vereinen gegenüber ein Auffichtörecht zu. 


Unfere Geſetze 175 





Zu den öffentlichsrechtlichen Geſetzen gehören andy die Strafs 
gefege, d. h. Borfchriften, in denen der Staat zum Schuße feiner 
felbft und der Privaten gewifle Handlungen mit befonberen Nach⸗ 
teilen bedroht. Diefe Nachteile heißen Strafen. Sie können fich 
richten gegen bie Perfon Greiheits⸗, Todes⸗, Ehrenftrafen) oder 
dad Vermögen (Gelditrafe, Einziehung von beftimmten Gegen, 
änden). Die Strafe foll ein dem Miffetäter zur Sühne 
auferlegted Übel fein und dabei den Zwed verfolgen, ſowohl 
auf den Täter felbft zu wirken, ald aud ein Abſchreckungs⸗ 
mittel zu bilden, um bie Menfchheit vor Wiederholung derartiger 
Taten zu fchirmen. 

Das Strafrecht ift enthalten im deutfhen Strafgeſetzbuche 
und in zahlreihen Nebengeſetzen. Es findet Anwendung auf 
alle im Reichsgebiete begangenen ftrafbaren Handlungen, ohne 
Unterfchied, ob der Täter ein Ins ober Ausländer iſt. Gewiſſe 
Vergehen, wie Hochverrat und Münzverbrechen werben auch 
dann geahndet, wenn fie im Audlande begangen find. Iſt der ins 
[ändifche Täter in dad Ausland geflüchtet, fo kann der Staat, beffen 
Rechtsordnung verlegt ift, unter Umfländen die Auslieferung vers 
langen. Hierüber enthalten die internationalen Staates 
verträge (CAudlieferungsverträge) eingehende Beſtim⸗ 
mungen. Dabei mag ald Grundfag erwähnt werden, baß wegen 
fog. politifher Vergehen eine Auslieferung regelmäßig nicht 
ftattfindet. Weiter gilt durchweg der Grundſatz, daß alle zivili⸗ 
fierten Staaten nur fremde Staatsangehörige ausliefern, nicht aber 
die eigenen Landeskinder. Ein Deutfcher darf daher einer aus 
Iändifchen Regierung zur Verfolgung oder Beftrafung nicht aus 
geliefert werben. Die Außlieferungöverträge, bie das Deutfche 
Reich mit fremden Staaten zahlreich abgefchloffen hat, beziehen ſich 
daher nur auf Perfonen, die dem außliefernden Staate nicht felbft 
ald Untertanen angehören. 

Die Sefeeöverlegungen find entweder Verbrechen, Bergeheu 
oder Übertretungen. Je nad der Schwere und Bedeutung 
bed verlegten Rechtöguted, ber Angriffömittel und dem böfen Willen 
bed Täters iſt die Strafe ſchwer oder gering. So ift naturgemäß 
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bie Verlegung des Lebend oder der Freiheit eined Menſchens ein 
fchwerered Vergehen ald die Berlegung einer Sache (4. B. Sach⸗ 
befhädigung), ber Raub, b. I. die mit Gewalt erfolgte Entwendung 
fremder Sachen, eine größere Wiffetat ald bie ohne Gewaltanwen⸗ 
dung erfolgende Aneignung (Diebſtahl). Ebenſo ift ein Unterfchieb 
darin gegeben, ob jemand eine Urkundenfälfchung in gewinnfüch- 
tiger Abficht oder ohne eine ſolche verübt. 

Se nach der Schwere der Vergehen richtet fi bie Art ber 
Strafe Das deutfche Strafgeſetzbuch kennt die Todes, bie 
Zuchthaus⸗, die Gefängniöftrafe, die Feſtungshaft, bie Geldſtrafe, 
die Haft und den Verweis. Die Todesftrafe wird durch Ent 
haupten vollfiredt. Sie iſt nur angebroht für das Berbrechen bes 
Mordes und ded Hochverrates (Mord und Mordverfuch gegen den 
Kaifer und den eigenen Landesherrn), fowie für die mörberifche 
Anwendung von Sprengftoffen (Sprengitoff » [Dynamit] Geſetz). 

Zur Bergeltung andrer fchwerer und gemeingefährlicher Verbrechen 
dient die harte und mit beitimmten Ehrverluften verfnüpfte Zucht» 
hausftrafe, fo bei den Münzverbrechen, dem Meineide, ber 
Doppelehe Gigamie), gewiffen Unzuchtöverbrechen BIutfchande, 
Notzucht), dem ZTotfchlage, fchwerem Diebitahl und Raub. Zucht⸗ 
haus kann lebenslänglich oder zeitig Cvon 1 bis 15 Jahren) 
verhängt werben. Das gleiche gilt von der Feſtungshaft. 
Diefe ift häufig nur bei politifchen Vergehen angedroht. Läßt das 
Geſetz die Wahl zwifchen ihr und Zuchthaus, fo iſt auf Zuchthaus 
nur dann zu erfennen, wenn feflgeitellt wird, daß die ftrafbar 
befundene Handlung aus einer ehrlofen Gefinnung ent 
fprungen ift. 

Eine fehr häufig angebrohte Strafart iſt die Gefängnisſtrafe. 
Sie kann von einem Tage bis zu fünf Sahren verhängt werben, 
ed fei denn, daß das Geſetz felbft eine Strafgrenze, ſei ed nadı 
unten (fo z. B. „Wer..., wird mit Gefängnid nicht unter 2 Mo⸗ 
naten beftraft“), ober nach oben (fo 3.8. „Wer..., wird mit 
Gefängnis bis zu 4 Sahre beftraft) feitfegt. Innerhalb diefer Gren⸗ 
zen, dem Strafrahmen, hat dann der Richter freien Spielraum. 

Als Freiheitöftrafe kommt ſchließlich noch die Haft in Betracht. 
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Die Haft dient der Ahndung von Übertretungen, ſoweit hier nicht 
die Geldſtrafe in Betracht kommt. 

Die einzelnen Freiheitsſtrafen (Zuchthaus, Gefängnis, Feſtung, 
Haft) unterfcheiden ſich nach ber Art ihrer Bollziehung. Für bie 
Zudhthausfträflinge befteht Arbeitszwang und Zwang zu der—⸗ 
jenigen Arbeit, bie die Zuchthausverwaltung beftimmt, dagegen 
fönnen die zur Gefängniöftrafe BVerurteilten nur auf eine ihren 
Berhältniffen und Kähigkeiten angemeflene Weife befchäftigt werben. 
Die Strafe der Haft befteht in einfacher Freiheitdentziehung. Das 
gleiche gilt von der Feſtungshaft. CBolftredung in befonderen Ge⸗ 
bäuden, namentlich Feltungen.) 

A Nebenftrafen kennt dad Strafgefeh die Aberfennung der 
bürgerlichen Ehrenrechte. Diefe kann gewöhnlich nur neben Zucht⸗ 
haus audgefprochen werden. Sie hat den dauernden Berluft ber 
aus öffentlichen Wahlen hervorgegangenen Rechte, öffentlicher Amter, 
Würden, Zitel, Orden und Ehrenzeichen zur Folge, fowie bie Uns 
fähigkeit, in Heer oder Marine einzutreten oder politifche Rechte 
MWahlrechte) auszuüben ufw. 

Nebenftrafe ift auch die Stellung unter Polizeiaufficht 
und die Überweifung an die Landespoligeibehörde, 
Die Polizeiauffiht hat die Wirkung, daß die Landespolizeibehörde 
dem Berurteilten beftimmte Befhränfungen hinſichtlich 
feines Aufenthaltes auferlegen und jederzeit beiihm 
Saudfuhungen vornehmen darf. Ein unter Polizeiaufficht 
geftellter Ausländer kann auch aus bem Neichögebiete aus» 
gewiefen werben. 

Die Überweifung an die Randespolizeibehörbe begründet für biefe 
die Befugnis, den Verurteilten bis zu 2 Jahren in ein Arbeits» 
haus unterzubringen. Ihre Verhängung ift nur zuläffig bei 
Landftreichern, gemohnheitömäßigen Bettlern, gewerbsmäßigen Dirnen 
und anderem arbeitöfcheuen oder trunffüchtigen Geſindel. Die Polizei» 
aufſicht ift in allen den Fällen flatthaft, wo das Gefe fie ausdrück⸗ 
lich für zuläffig erflärt. Sie ift 5. B. erlaubt bei gemohnheitdömäßiger, 
eigennügiger oder ſchwerer Kuppelei, bei der Zuhälterei, fchweren 
Erpreffungen, Hehlerei. 
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Als Nebenſtrafe an dem Vermögen iſt Einziehung 
Gonfiskation) zu nennen. Es koͤnnen eingezogen werden ſo⸗ 
wohl die Verbrechensinſtrumente (dad Diebswerkzeug, bie Mord⸗ 
waffe) ald auch die Verbrechensprodukte G. B. die gefälfchten Bank⸗ 
noten). Das Unbrauchbarmachen von Schriften oder Abbildungen 
{ft zuläffig, wenn ihr Inhalt flrafbar iſt (z. B. eine Drudichrift 
unfittlichen oder beleidigenden, aufhegenden Inhaltes). 

Eine ungemein häufige Strafart ift die Geldftrafe Sie if 
insbefondere in den Außerft zahlreichen flrafrechtlichen Nebengefepen 
angedroht, namentlich in den Zolls und Steuergefegen. Hier befibt 
fie auch die Eigentümlichkeit, daß ihre Höhe nach dem Werte bes 
rechnet wird, auf den ſich die ftrafbare Tat bezieht. So wird fie 
berechnet z. B. in dem Vereindgollgefege vom 4. Zuli 1869 nadı 
einem Bielfachen ber verbotöwidrig eins, aus⸗ ober durchgeführten 
Waren oder in ben GSteuergefegen Grauſteuergeſetz, Zuderfteuer- 
geſetz, Reichöftempelgefeg) nadı dem Betrage der vorenthaltenen oder 
hinterzogenen Steuer oder Abgabe. 

Die Geldftrafe befißt weiterhin die Eigentümlichkeit, daß fie für 
den Fall, daß fie nicht beigetrieben werden kann, in Freiheitsſtrafe 
umzuwandeln if. Wird nämlich jemand z. ®. wegen Beleidigung 
zu 300 Mark Geldftrafe verurteilt, fo hat er im Nichtzahlungsfalle 
die hierfür ausgefegte Freiheitöftrafe (A Monat Gefängnis) zu vers 
büßen. 

Iſt die Strafe Vergeltung für verübte Miffetat, fo fegt fie ſchuld⸗ 
haftes Handeln des Täters, mithin Verantwortungsfähigs> 
feit voraus. Ohne Schuld, ohne verantwortliche Tun Feine ftrafs 
bare Handlung. Aber von Berfchuldung kann nur bei Freiheit 
des Willens gefprochen werden. Dagegen ift feine ftrafbare Bands 
lung vorhanden, wenn ber Täter zur Zeit der Begehung der Hands 
lung bewußtlos, geifteögeftört oder geifteöfrant war, oder wenn er 
durch unmwiderftehliche Gewalt oder unabwendbare lebensgefährdende 
Drohung zu ihr genötigt worden war. Ebenfowenig wird Sühne 
verlangt von einem in Notwehr handelnden Täter. Daher kann 
ich einen Wordbuben, der mir mit erhobener Waffe entgegentritt, ſo⸗ 
fort mit meinem Stode nieberfchlagen, ohne mid; firafbar zu machen, 
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Außer Freiheit des Willens feht die firafrechtliche Schuld noch 
den fog. Dolus (Borfah) voraus, d. h. das Wiffen und Wollen 
aller zum gefetlichen Tatbeitande eined Vergehend gehörigen Um- 
ftände. Daher kann z. B. nicht beftraft werden, wer eine fremde 
Sache wegnimmt, weil er meint, fie fei feine eigene. Wenn 
jemand in der Theatergarberobe einen Spazierftod an fid nimmt, 
in der Meinung, er gehöre ihm (weil er bem feinigen fehr 
ähnelt), fo befreit ihn diefer Irrtum von der Schuld und deren 
Folge, der Strafe. Nicht entfchuldigt wirb jedoch ber ftrafs 
redhtlidhe Irrtum, d. h. der Irrtum über dad Vorhandenfein 
und den Inhalt von firafrechtlihen Saͤtzen; denn auf Geſetzes⸗ 
unfenntnis kann ſich niemand berufen. Wenn daher jemand glaubt, 
er mache fich ded Hausfriedensbruches nur dann fchuldig, wenn er 
vom Kaudeigentümer dreimal aufgefordert fei, deflen Beſitztum 
zu verlaſſen, fo irrt er fich über den Inhalt eined Strafgefeges; 
denn Hausfriedensbruch liegt fchon dann vor, wenn jemand uns 
geachtet einer einmaligen Aufforderung des Berechtigten in deſſen 
befriedetem Beſitztum widerrecdhtlich verweilt. 

Verantwortungsfähigkeit wird im allgemeinen nur vom alters⸗ 
reifen Menfchen vorausgeſetzt. Daher läßt die vergeltende Ges 
rechtigfeit ihr ſchneidiges Schwert finfen vor dverfirafunmändigen 
Jugend. Ingendliche Täter, die noch nicht das 12, Lebensjahr 
vollendet haben, bleiben ftraffrei. Das gleiche gilt von denjenigen 
jugendlichen Perfonen im Alter von 12 bie zu 18 Sahren, die 
infolge mangelnder Berftandesreife die zur Erkenntnis ihres ftrafs 
baren Tund erforderliche Einficht nicht befigen. Solche jugendliche 
Übeltäter fallen jedoch einer befonderen Fürforge und Befferung 
anheim, die landesgeſetzlich nad) befonderen Fürſorgeerziehungs⸗ 
geſetzen geregelt ift. 

Im übrigen ift Die Tugend ein allgemeiner Strafmilderungss- 
grund. Jugendliche können nie zur Todes⸗ oder Zudhthaugftrafe 
verurteilt werben. Überall tritt eine Ermäßigung der Regelftrafe 
ein, ja in beſonders leichten Fällen kann auf Verweis erfannt 
werben. 

Das Strafrecht befaßt ſich nur mit der fchuldhaften Tat. Sünds 
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hafte Gedanken ſind ſtraffrei. Damit ſoll nicht geſagt ſein, daß 
das Strafrecht ſtets eine vollendete Tat voransſetzt. Auch die 
Willensänßerung, dad Beginnen mit der Verwirklichung des böfen 
Willens wird für firafbar erachtet, fobald ſich diefe Willendtunds 
gebung in beftimmter Richtung verwirklicht oder fchon verkörpert 
hat. In diefen Fällen fpricht man vom Berfuhe. Am llarften 
ift der Begriff des Verſuchs zu faflen bei dem fog. fehlgefchlagenen 
Delitte 3.8. der abgefeuerte Schuß geht fehl, weil der Ans 
gegriffene zur Seite fpringt. 

Das verfuchte Verbrechen wird milder ald das vollendete bes 
firaft; in einigen Fällen der fog. tätigen Neue tritt überhaupt 
Straflofigkeit ein, fo z. B. wenn ber Branbftifter den fchon ents 
fachten, aber noch nicht um fich gegriffenen Brand wieder Löfcht 
oder die Duellauten ben geplanten Zweilampf vor deſſen Beginn 
freiwillig aufgeben. 

Der Plan zum verbredherifchen Tun kann allein im Herzen bes 
Täterd reifen, er kann aber auch gepflanzt fein durch einen ans 
deren. A beftimmt 3. B. den X durch Berfprechungen zur Tötung 
bes B, fog. Anftiftung. Führt der Angeftiftete die Tat aus, fo 
ift er zwar ber alleinige (phyfiiche) Täter; der beeinflußende A macht 
ſich aber ftrafbar ald mittelbarer Täter „ald Anftifter“, 
Die Strafe des Anftifterd richtet ſich nach dem Geſetze der Haupts 
tat. Daher wird der Anftifter zum Morde ebenfo wie der Wörder 
felbft mit dem Tode beftraft. 

Wenn mehrere eine ftrafbare Handlung verüben, fo fpricht man 
von Mittäterfhaft. A und B fteigen gemeinfdhaftlid in das 
Wohngebäude bed C ein, jener nimmt eine Uhr, diefer eine Schmuck⸗ 
fache weg. Im dieſem Falle wird jeder ald Täter beftraft. | 

Bon Beihilfe fpridht man dann, wenn ber eine (Gehilfe) das 
Vergeben nur unterftügen, nicht aber ald eigenes will, fo z. B. 
wenn A dem B Einbruchswerkzeuge leiht ober dem C Gift zur 
Tötung bed Y verſchafft. In diefem Falle ift A Gehilfe des B 
und C beim Einbruchsdiebftahl bezw. Giftmord, möge er auch bei 
ber Ausführung der Tat ganz paffiv geblieben fein. Die Beihilfe 
wirb milder ald bie Haupttat beftraft. 
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Mit der Beihilfe nahe verwandt ift die Begünftigung. Be 
gänftigung befteht in der Förderung eines bereitö verübten Bers 
brechens, fei ed, um den Täter vor Strafe zu fhügen G. B. Ber 
befung von Spuren ber Tat, Einwirten auf Zeugen oder Ablegung 
eine® falfchen Zeugnifles), fei ed, um ihm die Vorteile des Ver⸗ 
brechen zn fichern (Berbergen der geftohlenen Sachen, alfo Hehlerei). 

Der Staat ift verpflichtet, wegen jeder zur Kenntnis feiner Organe 
gelangten ftrafbaren Handlungen von Amtöwegen einzufchreiten 
Regalitärsprinzip), unbefümmert darum, ob der Verlegte an 
der Verfolgung ein Intereſſe nimmt oder nicht. 

Bei allen ftrafbaren Handlungen ift jedoch dieſes Prinzip nicht aufs 
recht zu erhalten. Vielmehr gibt es zahlreiche, das Öffentliche Intereſſe 
weniger berührende Delikte, bei denen eine Strafverfolgung nur 
auf Antrag ded Berlegten flattfindet. Hierher gehören z. ®. bie 
Beleidigung, die leichte vorfägliche, fowie die fahrläffige Körper, 
verlegung, Verletzuug bed Briefgeheimnifles, der Hausfriedens⸗ 
bruch. 

Antragsberechtigt iſt der Verletzte, ſofern er das 18. Lebeus⸗ 
jahr vollendet hat, ſonſt ſein geſetzlicher Vertreter. Der Antrag iſt 
binnen einer Friſt von drei Monaten zu ſtellen, die mit dem Tage 
der erlangten Kenntnis von Täter und Tat zu laufen beginnt. 

An fi ift das Recht unabhängig vou der Zeit, aud) nad, hundert 
Sahren noch fchreit die Tat zum Himmel. Mit Rüdficht auf die 
verduntelnde Macht der Zeit kennt jedoch das Strafredt eine Bers 
jährung, und zwar ſowohl der Strafverfolgung ald anch der 
Strafooliftredung bereits erfannter Strafen. Die Berjährungefriften 
find je nach der Schwere des Verbrechens verfchieden bemeflen. So 
verjährt die Strafverfolgung ded Mordes erft in 20 Jahren, bie 
einer Übertretung CPolizeitontravention, z. B. grober Unfug) fchon 
in drei Monaten. 

Die Art der Strafverhängung unterliegt, foweit das Geſetz felbft 
nichts beftimmt, richterlichem Ermeſſen. Häufig beftimmt dad Gefeg, 
daß die Strafe im Falle des Borhandenfeinus milbernder Ums 
KRände zu ermäßigen fei. Andererfeitö fegt e8 aber auch Strafs 
fhärfungsgründe feſt, fo z. B. die Nüdfälligleit des Täters 


182 Die deutihe Rechtspflege 





bei den Delikten des Diebftahld, des Raubed, des Betruges, der 
Hehlerei, weiter der beſonders ſchwere Erfolg bei der Körper- 
verlegung, der Abtreibung. 

Was die einzelnen flrafbaren Handlungen anbelangt, fo iſt eine 
erfchöpfende Aufzählung hier unmöglid. In 290 Paragraphen des 
Strafgefegbuches und in zahlreichen Nebengejegen hat ber Geſetz⸗ 
geber die einzelnen Tatbeftände normiert, d. h. bie Begriffömertmale 
aufgeftellt, weldye eine ftrafbare Handlung barftellen. So begeht 
einen Diebftahl: „wer eine fremde bewegliche Sache einem ans 
beren in ber Abficht wegnimmt, biefelbe ſich rechtöwidrig zuzu⸗ 
eignen.” 

gr wichtigfte ftrafrechtliche Nebengeſetze feien angeführt: die Ges 
fege zum Schuge ber Urheber, nud Erfinderrechte CPateuts, Gebrauchs⸗ 
muſter⸗, Kunftfchußs, Literaturgefeß), die Zolls und Steuergefepe 
GVereinszollgeſetz, Neichöftempels, Tabak⸗, Zuders Branntweinfteners 
gefeß), die den Kandel und das Gewerbe betreffenden Geſetze 
Gandelsgeſetzbuch, Banks, Münzs, Börfengefeg, Gewerbeorbnung), 
die Pofts, Telegraphens und Eifenbahngefete, die Militärs und 
Marinegefeße, die Berficherungsgefege, die fanitären Geſetze Impf⸗ 
gefeg, Rahrungsmittels, Margarines, Wein⸗, Süßftoffgefeg). 

Eines befonderen Überblicks bedarf das Preßgeſetz vom 7. Mat 
4874. Dieſes Geſetz vertritt den Grundfag der Prepßfreiheit 
mit der Einſchraͤnkung, daß gefeglich beftimmte Garantien gemwährs 
leiftet find, um eine mißbräuchlicdhe Ausübung biefer Freiheit zu 
verhindern (ſog. Repreſſivſyſtem im Gegenfag zur Zenfun. 
Die polizeilichen Borfchriften beziehen ſich vor allem auf die Bes 
flimmnng, daß auf jeder Drudichrift der Name und Wohnort ded 
Druderd, bei den im Buchhandel erfchienenen Schriften auch der 
bed Verleger (beim Selbftverlag der des Berfaflerd oder Heraus⸗ 
geberd) genannt fein muß. Periodifche Drudfchriften (Zeitungen, 
Zeitfchriften) müffen den Namen und Wohnort de verantworts 
lichen Redakteurs enthalten. Als folcher darf nur eine ver 
fügungsfähige Perfon, die im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte 
fich befindet und im beutfchen Reiche Wohnort oder Aufenthalt hat, 
benannt werden. Bon jedem Stüde muß, fobald die Ausgabe bes 
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ginnt, ein fog. Pflihteremplar an die Polizeibehörde unent⸗ 
geltlich verabfolgt werden, mit Ausnahme von wiffenfchaftlichen, 
fünftlerifchen oder gewerblichen Zeitfchriften. 

Amtliche Bekanntmachungen der öffentlichen Behörden müffen 
gegen Zahlung der üblichen Einrüdungsgebühren aufgenommen 
werden. Auf Berlangen einer beteiligten Behörbe oder Privat 
perfon find Berihtigungen von den in Zeitungen ober Zeits 
fhriften mitgeteilten Tatfachen ohne Einfchaltungen oder Weg» 
laffungen aufzunehmen, und zwar find fie an derfelben Stelle 
und in derfelben Art zu druden (gewöhnlich Foftenfrei), wie ber 
Abdrud des zu berichtigenden Artikels erfolgte, 

Die Berantwortlichfeit für die durch die Preſſe begangenen 
ftrafbaren Handlungen beitimmt ſich nach den allgemeinen Strafs 
geſetzen. So wird z. B. ber Berfafler eines gotteöläfternden oder 
beleidigenden Artifeld ebenfo zur Berantwortung gezogen, als hätte 
er die firaffälligen Äußerungen anders als durch die Preffe getan. 
Daneben wird auch der verantwortliche Redakteur ald Täter bes 
ftraft, fofern nicht durch befondere Umftände die Annahme feiner 
Täterfchaft ausgefchloffen wird. Eine Umgehung des Geſetzes kann 
freilich infofern bewirkt werden, als nicht der wirfliche Redakteur, 
fondern ein hierfür bezahlter Strohmann (ſog. Sigredafteun) auf 
den Druderemplaren bezeichnet wird. Zur Ermittelung bed wirt 
lichen Redakteurs bezw. Verfaſſers hat man häufig dad Zeugnis; 
zwangsverfahren angewendet, d. h. zeugenfchaftliche Bernehmung 
aller bei Herftellung der Drudichrift beteiligten Perfonen zur Feſt⸗ 
ftelung bed wahren Sachverhalted unter Anwendung von Zeugnis 
swangsmitteln (vergl. hierüber unten ©. 126). 

Das Preßgefep kennt auch die fog. vorläufige Beſchlag⸗ 
nahme Es ift dies eine fchleunige Befchlagnahme ohne richter⸗ 
fihe Anordnung, die jeboch alebald wieder aufzuheben ift, wenn 
nicht binnen kurzer Frift die richterliche Veftätigung erfolgt. 

Alle durch die Preſſe begangenen frafbaren Handlungen vers 
jähren ohne Unterfchied und unabhängig von ber Schwere des 
Delikte in der kurzen Frift von fechd Monaten feit der Verbreitung 
der Preßerzeugniffe. Wahrheitögetreue Berichte über bie Verhand⸗ 
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[ungen bed NReichötages, eines Landtages ober einer Kammer eines 
zum deutfchen Reiche gehörigen Staates bleiben uͤbrigens von jeber 
Berantwortlichfeit frei. 

Für die Preßvergehen befteht ein befonderer Gericht sSſtand. 
Negelmäpig ift nur das Gericht zuftändig, in deſſen Bezirke bie 
Drudichrift erfchienen if. Der früher begründete fog. fliegende 
Gerihtsttand der Preffe, der überall dort gegeben war, wo 
das beanftandete Preßerzeugnis verbreitet wurde, ift durch Beleg 
vom 13. Juni 1902 befeitigt. Mur in den Fällen der mit Privats 
Mage verfolgten Beleidigung kann der Berlegte auch das Gericht 
feines Wohnfigeß oder gewöhnlichen Aufenthaltdorte® angehen, wenn 
Die Drudfchrift auch in deſſen Bezirk verbreitet worden if. Übrigens 
find in Bayern, Württemberg, Baden und Oldenburg für gewiſſe 
Dreßvergehen die Schwurgerichte zuftändig. 

Das Öffentliche Recht regelt die Verhaͤltniſſe zwifchen ben Einzelnen 
und dem Staate und feinen Gliedern. Die privatredhtlidhen 
Sagungen beziehen ſich dagegen auf folche Lebensverhältniffe, in 
beuen ber Menſch als Einzelner feinen Mitmenſchen ald Gleich⸗ 
genoffe gegenübertritt.e Während das öffentliche Recht durchaus 
zwingend vorfchreibt, was zn tun ober zu uuterlaffen ift, enthält 
das Privatrecht nur ausnahmsweiſe zwingended Recht (vergl. oben 
©. 83). Das Recht ift, wie die Sitte, nichts Totes, fondern etwas 
Lebendiged. Es verändert ſich unter dem Einfluffe von Kultur, 
Lebensverhältnifien und Lebensanſchauungen des Einzelnen oder der 
Nation. Darum gibt es Fein ſtarres, für alle Zeiten gültiged Recht. 
Es hat daher auch unfer deutfched Recht, ehe es in dem feit dem 
4. Januar 1900 geltenden Bürgerlichen Geſetzbuche für das 
Deutfche Reich feinen Niederfchlag fand, die mannigfadhften Wand 
Iungen, auch Beeinfluffungen durch fremde Rechte (namentlich durch 
das Römifcye Recht) erfahren. 

Bel einer fo gewaltigen Kodiftlation mit 2385 Paragraphen, wie 
fie dad Bürgerliche Gefegbuch bietet, können bier nur bie Grund» 
züge in großen Strichen wiedergegeben werben. 

Träger von Rechten ift die Perfon und zwar die natürs 
lie, von ihrer Geburt an, wie die juriftifche Perſou. Unter 


Unfere Geſetze 4185 


juriftifher Perfon bezeichnet die Mechtöfpradhe Verbände 
(Bereine, Aktiengefellfchaften, Genoflenfchaften, Korporationen), 
denen Perfonencharafter beigelegt if. Hierzu kommen noch bie 
Stiftungen, Bermögensmaflen mit einem beftimmten, vom Stifter 
gewollten Zwecke. 

Die Perfon kann entweder felbft handeln oder ſich durch gewills 
fürte ober gefeßliche Vertreter bei der Bornahme von Rechts⸗ 
gefchäften vertreten Iaffen. Wenn A dem B Bollmadıt erteilt, 
eine Wohnung zu mieten, und B auf Grund der Bollmadıt für A 
die Wohnung mietet und mit dem Hauswirt verhandelt, fo fallen 
alle NRechtöwirfungen auf den paffiven A zuräd. (Stellver⸗ 
tretung.) 

Gefhäftsunfähige können nicht felbft handeln. Ihre Rechtes 
gefchäfte find unwirkfam. Darum bebürfen fie eined gefeglichen 
VBertreterd. Kür Kinder ift dies ber Vater oder die Mutter 
(der elterfihe Gewalthaber), für Waifen und Geiftedfranfe 
der Vormund. Iſt das Kind fieben Sahre alt, fo ift ed zwar 
noch nicht mündig, aber auch nicht mehr vollfommen gefchäftsunfähig. 
Es ift vielmehr in dem Lebensalter vom fiebenten bis zum voll 
endeten 24. Lebensjahre nur in feiner Geſchäftsfähigkeit 
befhränft Es fteht immer noch unter gefeglicher Vertretung, 
feine NRechtöhandlungen find aber nicht vollfommen unwirkfam. 
Sie tönnen vielmehr unter gewiffen Umftänden (Einwilligung, 
Genehmigung des elterlichen Sewalthaberd) Rechtswirkſamkeit ers 
langen. 

Im Gegenfage zu den Perfonen ftehen die Sachen ald Rechtes 
objefte. Die Sachen werden eingeteilt in bewegliche und 
unbewegliche (Brundftäde), in Hauptfachen und Früchte (natürs 
liche Früchte, Erträgnifle, Zinſen). 

Derfonen können ſowohl zu anderen Perfonen ald auch zu Sachen 
in Beziehung treten. Solche Beziehungen heißen Necdtövers 
hältniffe. Die wichtigiten Rechtöverhältniffe der Perfonen zus 
einander find die Berträge. Sie werden begründet durch beider 
feitige Verabredungen, Willenserflärungen. Der Kaufmann A 
madıt z. B. dem B ein Angebot, 1000 Stüd Havanna Zigarren 
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zu 80 Mark, Ziel 3 Monate, von denen er eine Probe aus feinen 
Beſtaͤnden beifügt, abzunehmen (Angebot = Offerte), Nimmt B 
an (Annahme des VBertragsantrages), fo ift ber Vertrag gefchloffen. 
A tft nunmehr verpflichtet, dem B die 1000 Städ Havanna» Zigarren, 
ber Probe entfprechend, zu liefern, B dem A innerhalb ber Zahlungs⸗ 
frift SO Mark zu zahlen. Zahlt B nicht zur rechten Zeit, fo muß 
A mahnen, um ben B in Berzug zu feben. Dad gefchieht noch 
nicht durch die Überfendung einer Rechnung (Faktura), wohl aber 
durch jede Willenserklärung, die zum Ausdrucke bringt, daß A fein 
Geld haben will, Der Verzug hat wichtige Folgen. Er begründet 
die Zinspflicht des fäumigen Schuldners, auch ohne daß Zinfen 
ausbedungen find, Die Höhe der Zinfen beträgt im gewöhnlichen 
bürgerlichen Berfehre vier vom Hundert, im KHanbelövertrage das 
gegen, d. h. wenn Waren zur Weiterveräußerung angefchafft find, 
fünf vom Hundert. Eine fechöprozentige (gefegliche Berzinfung) 
tennt dad Wechfelrecht. Der Wechfelfchuläner (Ausſteller, Akzeptant, 
Sndoffant) ift nämlich verpflichtet, dem Wechfelgläubiger die Wedhfels 
fumme vom Berfalltage ded Wechfeld ab mit ſechs vom Hundert 
zu verzinfen. 

Der Bertrag fann einfeitig ober zweifeltig (gegenfeitig) fein. 
Ein einfeitiger Vertrag ift z. B. die Schenkung oder bas 
unverzindliche Darlehen. Die Mehrzahl der Verträge des täglichen 
Lebens find zweiſeitige (gegenfeitige) Berträge (Kauf, Miete, 
Werkvertrag, Dienftvertrag). Bei ben gegenfeitigen Verträgen fteht 
ber Leiſtung eine Gegenleiftung bergeftalt gegenüber, daß die eine 
von der anderen abhängt. So fteht beim Dienftvertrage ber 
Berpflihtung ded Dienenden, die Dienftleiftungen zu erbringen, bie 
Verpflichtung bed Dienftherrn gegenüber, die vereinbarte oder übliche 
Entlohnung vorzunehmen. Bei den gegenfeitigen Verträgen findet 
alfo überall ein Austaufch der Leiftungen ftatt, wo jeder gibt und 
eınpfängt. Anders bei den einfeitigen Verträgen, 3.8. der Schenfung. 
Hier befteht nur eine einfeitige Bereicherung des Beſchenkten, ohne 
eine abhängige Begenleiftung zu begründen. 

Für die Form der Verträge und der Rechtögefchäfte überhaupt 
gilt der Grundſatz der Formfreiheit. Nur ausnahmsöweiſe 
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fordert dad Gefep die Wahrung einer befonderen Form, ſei es 
ſchriftliche Abfaffung oder notarielle oder gerichtliche 
Beurfundung der Verträge. Schriftliche Form verlangt bad 
Gefeß z. B. bei der Abfaffung eines Wohnungsmietvertrages, wenn 
bad Mietverhältnid für länger ald ein Jahr eingegangen wird. 
Wird diefe Form nicht beobachtet, fo ift freilich nicht der ganze 
Vertrag nichtig — was fonft die Folge der Nichtbeobachtung der 
vorgefchriebenen Form iſt —, fondern er gilt als für unbes 
ffimmte Zeit abgefchloffen. Schriftliche Form ift weiter vor⸗ 
gefchrieben 3. ©. für das Bürgfchaftsverfprehen („ch vers 
bürge mich bafür, daß mein Freund A die dem B fchuldigen 
41000 Mark bezahlt”), für dad Schuldverfprechen und Leib» 
rentenverfpredhen. Die firengere Form der gerichtlichen ober 
notariellen Beurkundung ift namentlich angeorbnet für den Grunds 
ftüdsverfauf und dad Schentungsverfprehen Häufig 
verlangt das Gele außer diefer Form auch noch die Anweſen⸗ 
heit der Bertragfchließenden, fo beim Ehevertrag, burd; 
den die Ehegatten ihren Güterftand regeln, 3. B. allgemeine Güter- 
gemeinfchaft vereinbaren, fo auch beim Erbvertrage. 

Rechtsgeſchäfte und indbefondere Verträge fommen zuftande durch 
MWillenderflärungen (vergl. oben ©. 97). Es Tann möglidy fein, daß 
bie Erflärungen nicht korrekt, z. B. irrtümlich Berfprechen, Vers 
fchreiben), abgegeben oder nicht freiwillig (durdy Drohung, Zwang 
beeinflußt) oder durch Täufchung (Betrug) hervorgerufen waren. 
In foldhen Fällen gewährt dad Gefeg dem Benachteiligten die Mögs 
lichkeit, feine Erflärung anzufechten mit der Wirkung, daß das 
angefochtene Rechtögefchäft ald von Anfang an nichtig anzufehen 
iſt. Gewiſſe Rechtögefchäfte find überhaupt fchon von vornherein 
nichtig, fo z. B. die unfittlihen, namentlich wucherifchen Rechtes 
geichäfte und die gefeglich verbotenen Rechtögefchäfte. Solche geſetz⸗ 
liche Verbote von Rechtögefchäften enthalten namentlich das Strafs 
gefegbuch und die Gewerbeordnung. 

Ebenfo wie das Strafgefegbuch kennt auch dad bürgerliche Recht 
eine Berjährung Wer feinen Anfpruch nicht innerhalb be- 
ftimmter Frift (gewöhnlich zwei oder vier Jahre, Tängftens 30 Jahre) 
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beitreibt, dem foll wegen feiner Säumigfeit in der Geltendmachuug 
feines Anfpruches das Klagerecht verfagt werben. (Einrede ber 
Berjährung.) 

Soviel über den Inhalt des erften Buches des Bürgerlicdyen Ges 
ſetzbuches mit der Überfchrift „Allgemeiner Teil“. Ihm fchließt 
fit an dad Recht der SchnIdverhältniffe 2. Buch). Es befaßt 
fi mit dem Inhalte des Forderungsrechtes des Gläubigers 
und dem ber Berpflihtung des Schuldners. Es ftellt im ein- 
zelnen feft, wie, was, wann und wo ber Schuldner zu leiften bezw. 
zu erfüllen hat. Es räumt dem Schuldner das Recht ein, unter ges 
wiffen Voransfegungen anftatt durch Zahlung durch Aufrehnung 
oder Hinterlegung bei Berichtöftelle fi von feiner Verpflich« 
tung zu befreien. Es beftimmt, daß eine Forderung auf einen Dritten 
burh Abtretung Geſſion), eine Schuld burh Schuldüber⸗ 
nahme übergehen kann. Auf ber Gläubigers wie auf der Schuldner- 
feite fönnen fich mehrere als berechtigt oder verpflichtet gegenüber» 
ftehen (Gefamtgläubiger, Sefamtfhulbner) Wenn mehrere 
Derfonen z. B. Eheleute einen Wietvertrag abfchließen und von 
ihrem Gläubiger, dem Haudwirt, auf Mietzindzahlung in Anſpruch 
genommen werden, fo beiteht ein Geſamtſchuldverhältnis mit 
der Eigentümlichleit, daß der Gläubiger bis zu feiner völligen Bes 
friedigung jeden der Vertragichließenden für die ganze Summe in 
Anſpruch nehmen kann. 

Die einzelnen Schuldverhältniffe CRauf, Miete, Darlehen, Wert 
vertrag, Dienfivertrag, Auftrag, Bürgfchaft ufw.) find eingehend 
im Geſetzbuche geordnet. Bom Kaufe ift zu erwähnen, daß der 
Käufer bei Lieferung einer mangelhaften Sache waudeln (den 
Kauf rüdgängig machen) oder mindern (Herabfegung ded Kauf, 
preifed verlangen) kann. Für den Viehhandel gelten befondere 
Borfchriften. 

Bei der Miete gilt der Grundſatz, daß Kauf nicht Miete bricht, daß 
der Vermieter ein gefegliches Pfandredt zur Sicherung feiner 
Mietzindforderung an den eingebrachten Sachen feined Mieters hat, 
daß Untermiete ohne Erlaubnis des Vermieters nicht geftattet iſt. 

Schuldrecht entfteht nicht nur durch Verträge. Es kann au auf 
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unerlaubten Handlungen beruhen. Dieſe verpflichten zum 
Schadenserſatz, fo z. B. Körperverlegung, Freiheitsberaubung, 
Sahbefhädigung. In dem Abſchnitte Über unerlaubte Handlungen 
wird auch die Tierhalterhaftung, bie Erfaspflidht für Wild» 
fhaden, Berlegung ber Amtöpflicht geregelt. Ergänzt wird 
biefer Abfchnitt durch zahlreiche Reichsgeſetze, z. B. Reichshaft⸗ 
pflichtgefeß bei Eifenbahn» und Kabrikbetrieböunfällen, Auto» 
mobilunfallgefeg, Gefeg über die Haftung bed Reiches 
für feine Beamten. 

In beftimmten Fällen, namentlich wenn jemand ohne Recht Cun- 
gerechtfertigt) bereichert ift, verlangt bie Gerechtigkeit eine Bor» 
teilsausgleichung. Diefe Möglichkeit bieten bie VBorfchriften über 
ungerecdtfertigte Bereicherung. 

Das Sachenrecht (3. Bud) regelt bie Rechtöbeziehungen ber 
Perfonen zu den körperlichen Bütern, namentlich die Eigentums» 
und Befigverhältniffe und das Pfand (Hypothekenrecht). Die Rechts⸗ 
ordnung geht davon aus, daß nicht nur der Eigentümer, fon» 
bern auch jeder Befiger einer Sache rechtlich zu ſchuͤtzen ſei. 
„Sei im Befige und du wohnft im Recht.“ Der Beſitzesſchutz ent, 
fpricht dem Friebensbebürfnis, dem georbneten fozialen Zufammen- 
leben. 

Bei beweglichen Sachen zeigt ſich ber Beſitz beſonders an ber 
direkten, törperlihen Beziehung zur Sache, wenn ich 3. ®. eine 
Brieftafche bei mir trage. Der Beſitz kann in Eigentum übergehen, 
durch Erfigung, d. h. andauernden, zehnjährigen Eigenbeſitz. Sonft 
erwirbt man bas Eigentum durch Übertragung (Übergabe) und 
zwar felbft dann, wenn der Beräußerer nicht Eigentümer ber Sache 
war, ed fei denn, daß dem Erwerber hierbei böfer Glaube zur 
Laft fiel. Auch durch Aneignung von herrenlofen Gegenftänben, 
Fund, Bermifchung, kann man Eigentum erwerben. 

Beſonders geregelt ift heute der Erwerb von Grundftüden. 
Diefe find in Grundbüdhern!) verzeichnet. Kür ben Erwerb, bie 


7, Das find von den Amtsgerichten geführte öffentliche Bücher, die Auskunft 
über die Beſitzverhaͤltniſſe (Eigentümer) und Belaftungen (Hypotheken, Grundſchulden, 
Reallaſten) der Grundftüde geben und für dritte Nechtserwerber einen gewillen 
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Belaftung CHypothefbeftellung) bedarf ed daher außer anderen Forms 
erforderniflen einer Eintragung ind Grundbuch. Die Erwerbs 
art an Liegenſchaften heißt Auflaffung. Diele ift vor dem Grund» 
budhamte ald der in Grundbuchſachen zuftändigen Behörde, in 
manchen Bundesſtaaten auch vor dem Notar vorzunehmen und 
zwar unter Anweſenheit des Veräußerers wie bed Erwerbers, bezw. 
ihrer Vertreter. Daher erwerbe ich heute ein Grundftüd nicht fchon 
burch den Kaufvertrag, mag er auch gerichtlich oder notariell bes 
urfundet fein, fondern durch Auflaffung und burch Eintragung 
meines nunmehrigen Eigentums im Grundbuche. Gehört eine Sache 
mehreren eigentümlich, fo fpricht man von Witeigentum. 

Unter Nießbrauch verfieht man die einem Dritten eingeräumte 
Befugnis, die Nugungen aus einer Sache zu ziehen, fo hat z. ©. 
der Nießbraucher von einem Hausgrundſtücke, dad einem anderen 
eigentümlich gehört, die Befugnis, die Mietzinfen für fich einzus 
ziehen. 

Örunbbienftbarkteiten können in verfchiedenfter Weile an 
Grundſtücken begründet werden; fo kann z. B. ein @utöbefiger 
feinem Nachbar geftatten, über fein But zu gehen, zu fahren, zu 
reiten oder Vieh zu treiben, ein ftädtifcher Hausbeſitzer fich vers 
pflichten, gewifle Stellen zur Erhaltung ber freien Ausſicht des 
Nahbargrundftücdes nicht zu bebauen ufw. 

Ein fehr wichtiges Rechtsinſtitut ift die Hypothek und ihre 
Abarten: die Grund⸗ und NRentenfhuld. Das find dem Real⸗ 
fredite dienende Belaftungen bed Grundbefiged mit ber Folge, daß 
das Grundftüd für die Bezahlung einer beflimmten Geldſumme 
haftet. Der Hauseigentümer A hat ein Wohngebäude, das auf 
4100000 Mark gefhägt if. Da A Geld braudt, und zwar 
50000 Mark für fein Fabrikunternehmen, fo wendet er fih an B, 
ber auch bereit ift, ihm 25000 Mark darlehnsweiſe zu geben gegen 
eine jährliche Verzinfung zu 4 vom Hundert. Aber B will Sicher⸗ 
heit haben. Da A ihm keine Wertpapiere verpfänden oder Beinen 


öffentlichen Glauben genießen. In ihnen find regelmäßig alle Beſitz⸗ und Belaſtungs⸗ 
deränderungen zu buchen. 
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Bürgen ftellen will oder Tann, bietet er ihm die Einräumung einer 
Hypothek an feinem Grundbftüde an. Hiermit ift B einverftanden, 
denn er weiß, daß er feine 25000 Mark ohne Schaden bem A 
geben fann. Denn felbft, wenn A unficher wird und ihm nicht das 
Darlehen zurüdzahlen kann, fo bleibt ihm doch immer ald Pfand, 
als Sicherheit dad Grundftüd, benn diefes war ja 100000 Mark 
wert. B fan bie zwangsweife Veräußerung (Zwangsverſtei⸗ 
gerung) betreiben, um ſich aus dem Verfteigerungserlöfe zu deden. 

Da A aber nody anderweit 25000 Mark braudıt, wendet er ſich 
an C. Diefer leiht ihm auch diefen Betrag, und A verpfändet fein 
Grundftüäd weiterhin zum zweiten Wale an C. Das fanı er aud, 
denn bie erfte Verpfändung, bie zu gunften bed B erfolgte, wird 
durch die fpätere Hypothek nicht berührt. Die zweite Hypothek fteht 
ja im Range ber erften nad). 

Das Familienreht (4. Bud) regelt die familienrechtlichen 
Beziehungen zwifhen Ehegatten, Eltern und Kindern und das 
Pflegſchaftsverhaͤltnis unmündiger oder befonderer Obhut bebürfs 
tiger Perfonen. 

Seit dem Perfonenftandegefege vom 6. Kebruar 1875 wird 
die Ehe vor dem Standeöbeamten geſchloſſen. Die Korm der ftans 
desamtlichen Eheſchließung befteht darin, daß beide Verlobte vor 
dem zuftändigen Standesbeamten perſönlich nnb bei gleichzeitiger 
Anwefenheit vor Zeugen erflären, die Ehe miteinander eingehen zu 
wollen. Der Ehemann muß volljährig, alfo wenigſtens 21 Jahre, 
die Ehefrau 16 Jahre alt fein. Der Eheichließung pflegt das Ver 
löbnis vorauszugehen, dad nur geringe rechtliche Kolgen und nies 
mald einen Zwang zur Eingehung der Ehe begründet, und muß 
vorauögehen bad ftandesamtlihe Aufgebot. Ehehinderniffe 
(Doppelehe, nahe Berwandtichaft ufw.) dürfen nicht beftehen. 

Unter Umftänden ift die Ehe nichtig oder anfechtbar. So wenn 
bie ftandesamtliche Form nicht beobachtet ift und die Ehe nicht ein» 
mal in dad Heiratsregifter eingetragen iſt, wenu ber Ehegatte ges 
fhäftsunfähig oder bewußtlos zur Zeit ber Eingehung der Ehe war, 
wenn der andere Teil über gewichtige, dad Weſen ber Ehe beein» 
trächtigende Umftände vom anderen Ehefchließenden getäufcht war. 
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Eine Ehe kann nicht nur für nichtig erffärt, fie faun auch ges 
fhieden werden. Die Eheſcheidung ift möglich, wenn beſondere 
Ehefcheidungsgründe vorhanden find (Ehebruch, Lebensnachitellung, 
bartnädige bösliche Berlaffung, andauernde Geifteötrankheit, ſchwere 
Verlegung ber durch die Ehe begründeten Rechte und Pflichten). 

Dem Manne fieht die Enticheidung in allen wichtigen Lebens» 
fragen, ber Frau die Leitung deö Hausweſens (Schlüffelgwalt) zu. 

Im übrigen wird die Geſchäftsfähigkeit einer Frau badurd, bag 
fie Ehefran ift, nicht befchräuft. Es gilt anderfeits aber auch nicht 
der Sag, daß Heirat mündig mache. Daher bleibt eine minderjährige 
Ehefrau noch unter der elterlichen Gewalt bis zu ihrer Volljährigkeit. 

Auf das eheweibliche Vermögen (dad eingebrachte Frauen⸗ 
gut) ift die Ehe nicht einflußlos. Sofern die Ehegatten nicht ihren 
Guͤterſtand vertraglich ordnen (Gütertrennung, allgemeine 
Bütergemeinfchaft ufw. vereinbaren), gilt der gefegliche Güter» 
ftand der Berwaltung und Nupnießung des Ehemanns am 
Frauengut. Danach verbleibt wohl das eingebradhte Gut im Eigen, 
tum der Frau, der Mann verwaltet es jedoch und ift berechtigt, die 
Früchte (Zinfen, fonftige Erträgniffed wie ein Nießbraucher zu ziehen. 
Maturgemäß fol er freilich diefe Einnahmen zur Beltreitung bes 
gemeinfamen Haushaltes verwenden. 

Im Falle der Gütertrennung befigt der Dann weder Verwal, 
tung noch Nupnießung am Frauengute, bie Gütermaflen beider 
Eheleute bleiben fo voneinander getrennt, als ob beide Ehegatten 
unverheiratet geblieben wären. Gerade das Entgegengeſetzte gilt bei 
ber allgemeinen Gütergemeinichaft. Bier werden die Vermögen 
beider Eheleute ein gemeinfchaftliches Vermögen, fogen. Gefamt- 
gut, das der Verwaltung des Mannes unterliegt. 

Sowohl bei der allgemeinen Gütergemeinfchaft wie bei dem ges 
feglihen Güterfiande der Verwaltung und Mupnießung kann die 
Frau jedoh Vorbehaltsgut befiten, db. b. Vermögen, über das 
fie frei verfügen kann und das weder ber Berwaltung noch ber 
Nupnießung ded Mannes unterliegt. 

Dad Geſetz beflimmt bie Unterhaltspflicht der in geraber 
Linie Verwandten. Daher müflen Eltern ihren Kindern oder um⸗ 
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gelehrt diefe jenen Unterhalt gewähren. Verwandte in ber Seitens 
linie Q. B. Geſchwiſter) brauchen ſich nicht zu unterftügen. Wohl 
aber tft der uneheliche Vater feinem von ihm erzeugten Rinde unter; 
haltspflichtig, auch verbunden, der Mutter die Entbindunge- unb 
Sechswochenbettkoſten zu erfegen. 

Dad Bormundfchaftsrecdht regelt die Fuͤrſorge und Pflegfchaft 
für Unmündige und für die wegen Geiſteskrankheit, Verfchwendungs- 
oder Trunffucht entmündigten Bolljährigen. 

Wichtig if namentlich die Bormundfchaft über Minderjährige 
und Geiſteskranke. Ein Winderjähriger erhält insbefondere dann 
einen Bormund, wenn er nicht unter elterlicher Gewalt ſteht, z. B. 
beide Eltern tot find, ein Geiſteskranker dann, wenn er durch Bes 
ſchluß des Amtsgerichts entmündigt iſt. 

Das Amt eined Vormundes if ein Ehrenamt. Zur Übernahme 
ber Bormundfchaft ift grundfäglic, jeder Deutfche verpflichtet. Es 
ift Dies eine allgemeine Staatöbürgerpflicht, die nur ausnahmsweiſe 
G. B. von Frauen, von Perfonen, die bas 60. Lebensjahr vollendet 
haben oder von foldyen, bie bereitd mehr als vier eheliche, minder, 
jährige Kinder haben) abgelehnt werden kann. 

Die Hauptpflichten bed Vormundes beftehen in der Einholung 
ber Genehmigung bed Bormundfchaftögerichts zu allen dad Bers 
mögen oder bie Perfon des Mündeld betreffenden wichtigen Anges 
legenheiten, in der Anlegung des Bermögend in fogen. mündel- 
fiheren Werten und in der Rechnungslegung. 

Als berufene Bormünder fommen die von den Eltern ded Mündelg, 
z. B. teftamentarifc; benannten Perfonen in Betracht; im übrigen 
wird regelmäßig der Vormund vom Bormundfchaftögericht auf Vor⸗ 
fchlag ded Bemeindewaifenrated ausgewählt. 

Das Erbrecht (5. Buch) befaßt fi mit den Regeln über die 
Nachfolge in eine Berlaffenfhaft von Todes wegen. Es bes 
flimmt, wer in dem Kalle, daß der Verftorbene Fein Teftament hinter, 
laſſen hat, erbberedhtigt ift, und beruft als geſetzliche Erben die 
nädften Verwandten und den Ehegatten des Erblaſſers. Iſt ein 
legter Wille GTeſtament, Erbvertrag) errichtet, fo ent- 
fheidet dieſer. Doch haben unter Umſtaͤnden gewifle nahe Ber 
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wandte (Eitern, Abkoͤmmlinge, Ehegatten) ein Pflichtteilsrecht, 
das nur bei groben Vergehen gegen den Erblaffer entziehbar ift. 

Die Erbichaft geht auf den berufenen Erben ohne weiteres über, 
mit der Maßgabe freilich, baß er fie ausfchlagen kann. Schlaͤgt 
er fie innerhalb ſechs Wochen nadı dem Tobe bed Erblaflers nicht 
aus oder nimmt er fie an, fo haftet er aud für die gefamten 
Nachlaßverbindlichleiten, unter Umftänden unbefchräntt, d. h. außer 
mit dem ererbten auch mit feinem eigenen Vermögen. Will er bie 
Haftung auf die Nachlaßmafle befchränfen, fo muß er bie Nach⸗ 
laßverwaltung oder den Nachlaßkonkurs beantragen. 

Das Teftament wirb entweder vor bem Richter ober einem 
Notar mündlich oder durch Übergabe einer Schrift errichtet 
cöffentlihed Teftament), ober es befteht in einer von dem 
Erblaffer unter Angabe bed Ortes unb Tages eigenhändig gefchries 
benen und unterfchriebenen Erflärung (Privatteftament). Für 
außerorbentliche Fälle (Epidemien, Seereifen, Krieg) laͤßt das Geſetz 
auch erleichterte Formen zu. 

In einer leptwilligen Verfügung können einer CAlleinerbe) 
ober mehrere (Witerben) zu Erben eingefebt, ed kann jemandem 
eine befonbere Zuwendung gemacht fein (Vermächtuis) oder 
ein Bedachter (Erbe, VBermäcdhtniönehmer) mit der Erfüllung einer 
Verpflichtung (Auflage) befchwert fein. Zur Verwaltung und 
Berteilung ded Nachlafles kann auch ein Teftamentspollftreder 
beftimmt fein. 

Dem Bürgerlichen Geſetzbuche ift, wie falt allen größeren Reichs⸗ 
gefegen, ein Einführungsgefes vorangefchidt. Es befaßt ſich 
mit dem fog. internationalen Privatrecht, d. h. mit den 
Orundfägen, nach denen die Necdhtöverhältnifle der Deutfchen im 
Auslande und der Ausländer in Deutſchland von den Geridjten 
beurteilt werden follen. Sodann enthält es die Vorfchriften über 
das Verhältnis -ded Bürgerlichen Geſetzbuches zu anderen Reiches 
geiegen und den Landesgeſetzen. 

Dem Handelöverfehr dient dad Handelsgeſetzbuch. Das 
Handelsrecht war fchon früher einheitlich geregelt durch das alte 
Handelsgeſetzbuch vom Sahre 1861. Sept gilt dad Handelsgeſetz⸗ 
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buch vom 10. Mai 1897, das bis auf eine Feine Ansnahme mit 
bem Bürgerlichen Geſetzbuch zugleich am 4. Sanuar 1900 in Kraft 
getreten ift. 

Das Handelsrecht regelt die Nechtöverhältnifie ded Kaufmanns 
(Begriff bed Kaufmanns, feine Rechte und Pflichten, Firma, Han» 
delöregifter) und bie ber Sandelögefellfchaften Coffene und Komman⸗ 
bitgefelfchaft, Aktiengeſellſchaft). Die Handelögefchäfte im allgemeinen 
fowie der einzelnen Handelszweige (Kommiſſion, Spebition) find 
ebenfalld geordnet. Es ſchließt mit einer ausführlichen Regelung 
des Seerechted. (Mäheres fiehe im 6. Kapitel S. 246 ff.) 

Dem Handelsrecht nahe verwandt iſt bad Wechſelrecht, das 
feine Borfchriften der Wechfelordnung entnimmt, bie feit 1848 in 
den einzelnen bdeutfchen Bundesſtaaten und in Öfterreich durch 
Landesgeſetz eingeführt, durch die Nürnberger Novellen und neueſtens 
burch das Geſetz vom 30. Wat 1908 abgeändert worden ift. Letzteres 
brachte namentlich für die Protefterhebung weientliche Erleichterungen. 
Möäheres fiehe im 6. Kapitel ©. 233 ff.) 

Mit diefen Gefegen ift die auf den Handelsverkehr bezügliche 
Gefepgebung nicht erfchöpft. Zwei, namentlich in neuefter Zeit 
immer mehr an Bebeutung gewinnenbe Bejellfchaftöformen, die Ges 
ſellſchaft mit befchränkter Haftung und bie eingetragenen Erwerbs⸗ 
und Wirtfchaftögenoffenfchaften entnehmen bie Regelung ihrer Bers 
hältniffe befonderen Gefeben: dem Geſetze betreffend die Gefellfchaft 
mit beſchraͤnkter Haftung vom 20. April 1892 und bem Genoflen- 
fchaftögefege vom 4. Mai 1889. VBefonders hervorzuheben finb weiter 
das Börfengefeß, bad Depotgeſetz (Geſetz betreffend die Pflichten der 
Kaufleute bei Aufbewahrung fremder Wertpapiere), bad Gefeß über 
bie Abzahlungsgefchäfte, dad Gefek gegen den unlauteren Wettbewerb, 
das Geſetz zum Schutze ber Warenbezeichnung, das Hypothefenbant; 
gefeß ufw. (Auf fie ift zum Teil im Kapitel 6, c Bezug genommen.) 

Nidyt dem Handelöftande eigentümlich, wie in anderen außer, 
deutfchen Nechtsordnungen, ift ber Konkurs. Auch Nichtlanfleute 
fönnen nad) unferem Rechte in Konkurs verfallen. Die konkurs⸗ 
rechtlichen Vorfchriften find zu finden in der Konkursordnung vom 
20. Mai 1898. Der Konkurs verfolgt beu Zwed, ben Gläubigern 
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eines zahlungsunfähigen Schuldners eine ſichere und Klare Stellung 
zu geben und zn bewirken, baß der Verluſt möglichft gleichmäßig 
unter die Mehrheit der Gläubiger verteilt wird. 

Die Konkurseröffnung findet nad) deutichem Rechte nicht von 
Amts wegen, foudern nur auf Antrag flatt, ben fowohl der Schuldner 
ſelbſt als auch ber Glaͤnbiger fielen kann. Die Konkurseröffnung 
fest Zahlungsunfähigfeit ded Schuldners voraus. Sie kann abgelehnt 
werden, wenn eine ben Koſten des Konkursverfahrens entfprechende 
Mafle nicht vorhanden iſt. Das Amtögericht ald Konkursgericht hat 
fogleich bei der Eröffnung des Verfahrens einen Konkursver⸗ 
walter zu ernennen, der die Rechte der Gläubiger und des 
Schuldners wahrnimmt. Legterer bat mit der Konkurseröffnung die 
Berwaltung und Berfügung über fein Bermögen, foweit es iu die Kon» 
kursmaſſe fällt, verloren. Die Konkurs maſſe fest fi aus dem 
gefamten gegenwärtigen Vermögen des Schuldners, infoweit e& einer 
Zwangsvollftredung unterliegt, zuſammen. Gegenflände, weldye nicht 
bem Gemeinfchuldner, fondern dritten gehören, find aus der Waffe 
ausdzufondern. Außerdem koͤnnen Pfandgläubiger (z. B. Hypo⸗ 
thekenglaͤubiger, Fauſtpfandglaͤubiger) eine abgeſonderte Befriedigung 
ans den Pfandgegenſtaͤuden verlangen. Die übrigen Glaͤnbiger find 
gewöhnliche Konkurögläubiger und müffen fih in bie vorhandene 
Mafle teilen. Doc, genießen beftimmte Glaͤubiger G. B. Dienftlohn- 
forderungen, Steuerforberungen) ein Vorrecht vor ben übrigen. 
Die Verteilung der Mafje wird in Prozentfägen ausgebrüdt. Sie 
erfolgt, fobald ausreichende bare Maffe vorhanden, die Verwertung 
der MWaflegegenftände beendet oder etwa zurüdbehaltene Beträge 
frei werden (Abſchlags⸗, Schluß, Nachtrageverteilung). 

Übrigens kann bad Konkursverfahren auch vergleicheweife durch 
einen Akkord beenbigt werben. Ein folder Zwangsvergleich bes 
darf der Genehmigung ded Gerichts und der Zuftimmung der Mehr, 
heit der Gläubiger und ber Dreiviertelmehrheit ihrer Forderungen 
(Summenmajorität). 

Zu beachten ift, daß die Konkurseröffnung nicht einflußlos auf 
das flaatöbürgerliche Leben bed Konkursſchuldners bleibt. Er vers 
liert das aktive und paffive Reichſtagswahlrecht und entiprechend 
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den zahlreichen landesrechtlichen Borfchriften dad Wahlrecht zur 
zweiten Sammer. Er ift auch weiter unfähig zum Amte einee 
Schöffen, Geſchworenen, Bandelörichters, zur Rechtsantwaltſchaft 
und ift vom Börfenbefuche ausgefchloffen. IR er durch fein Ber 
fhulden in Konkurs gefommen, hat er liederlich gewirtfchaftet, fo 
kann er auch in frafrechtliche Unterfuchung kommen und wegen 
Bankerotts beftraft werden. 

Zur Sicherung und Förderung ber Wohlfahrt bed Staates und 
feiner Angehörigen bienen zahlreiche Polizeigeſetze. So befaflen 
ſich zahlreiche Vorfchriften des Strafgefeßbuches, namentlich im Abs 
fhnitte, der von dem Übertretungen handelt, mit reinen Polizei⸗ 
beliften. Solche find z. B. die Berübung groben Unfugs oder 
Erregung ruheftörenden Laͤrms, die Überfchreitung der gebotenen 
Polizeiftunde für den Wirtöhausaufenthalt, das übermäßig fchnelle 
Fahren oder Reiten in Städten, insbefondere aber Berfiöße gegen 
die Sicherheit, Bequemlichkeit, Reinlichkeit und Ruhe auf öffentlichen 
Wegen, Straßen oder Plägen, womit Polizeiverordnungen übers 
treten werden. 

Über die allgemeine Einhaltung der öffentlichen Sicherheit und 
Wohlfahrt wacht die Polizei, Ihre Tätigkeit ift mit flaatlichem 
Zwang audgeftattet CPolizeigewalt), fie it fomit ein Zeil ber 
Staatögewalt. 

Mit Rüdficht auf die mit ber Ausübung der Polizei beauftragten 
Behörden pflegt man zwifchen Staates und Kommunals (Gemeindes, 
Drtös) Polizei zu unterfcheiden. In den meilten Staaten ift naͤm⸗ 
lich die Ausübung ber niederen Polizei ben Gemeinbebehörden übers 
tragen, denen dann das nötige Vollzugsperfonal CPolizeigenbarme, 
Schutzleute) beigegeben ift. In Preußen hat ſich bie Staatöregierung 
für die Nefidenzen und größeren Städte dad Recht vorbehalten, bie 
Polizei unmittelbar durch Stantöbehörden Polizeipräfidium, Polizei⸗ 
direftion) auszuüben. 

Den Polizeibehörden ift auch eine eigentliche Strafgewalt (Polis 
jeigeridhtsbarkeit) übertragen, indem fle bei leichteren Bergehen 
gegen das Beleg Polizeiübertretungen) die Strafe an Stelle 
der Gerichte feitfegen dürfen. Die deutfche Strafprogeßordnung über» 
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laͤßt aber den. Polizeibehörben Strafgewalt nnr bei Übertretungen 
und gefteht ihnen nnr bie Befugnis zn, auf Haft bis zu 14 Tagen 
ober Geldftrafe ober Einziehung von Gegenflänben zn erfennen. 
Die Straffeffegung erfolgt in ber fog. polizeilichen Strafver⸗ 
fügnng, die neben der Bezeichnung ber flrafbaren Handlung und 
bes Strafgeſetzes, wider das der Befchuldigte gehandelt hat, insbe⸗ 
fondere die Eröffnung enthalten muß, daß ber Beſchnldigte, fofern 
er nicht eine nadı den Gefeten zugelaffene Befchwerbe an die höhere 
Polizeibehörde ergreife, gegen bie Strafverfügung binnen einer Woche 
nach der Belanutmachung bei der Polizeibehörbe, bie dieſe Verfü⸗ 
gung erlaffen hat, ober bei dem zuftänbigen Amtsbezirk auf ges 
rihtlihe Entfcheibung antragen konne. 

Das polizeiliche Berordnungsrecdht iſt fo vielgeflaltig, mannig⸗ 
fach und ergreift fo viele und verfchiedene Gebiete, wie der heutige 
moderne Kulturftaat Aufgaben befist. Zu erinnern fei nur neben 
der politifchen und Sicherheitöpolizei an die Weges, Straßens, 
Maffers nud Steompolizei, die Hafens und Schiffahrtöpolizei, bie 
Feuers, Baus, Gefundheitd-, Wohnungs⸗ und Gittenpolizei, bie 
Berg⸗, Feld⸗, Jagd⸗ und Fifchereipolizei, die Gewerbes und Preß⸗ 
polizei. 

Alle diefe polizeilichen Vorfchriften find in Neichögefeßen, naments 
lich aber in Landesgeſetzen der Einzelftaaten ober in Ortögefegen ber 
Gemeinden enthalten. 

Bon Neichöpolizeigefegen mögen hier insbefondere Erwähnung 
finden dad Preßgeſetz, das Impfgeſetz, dad Vereinsgeſetz, bad To⸗ 
talifatorgefeß, das das Wetten bei öffentlichen Pferderennen regelt, 
bad Kinderfchußgefeß, das die Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben 
fhüßt, dad Gefeg über bad Auswanderungsweſen. Namentlich ges 
hören aber hierher die Sanitätspolizeigefete Mahrungsmittelgefeb, 
Margarinegeſetz, Schlachtvieh⸗ und Fleifchbefchaugefet, dad Geſetz 
betr. die Befämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, fowie die ins 
ternationalen Sanitätsübereinfommen) und bie Beterinärpolizeiges 
fege, die die Abwehr und Unterdrückung von Bichfeuchen bezwecken, 
die Anftedung bei Eifenbahntransporten und die Einſchleppungs⸗ 
gefahr von Viehſeuchen verhindern follen. 
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6) Zwilprozeß. 


Prozeß ift das Verfahren, ber Rechtsgang vor einem Gerichte. 
Es kann Strafs oder Zivilprogeß fein. Beide dienen der Erfüllung 
einer ber Hauptaufgaben bed Staates, bie Staatsuntertanen in 
ihren Nechten zu fchügen. 

Während der Strafprozeß ein Verfahren zum Gegenftande hat, 
das bei Verlegung öffentlicher Nechtönormen, der Strafgefebe, Platz 
greift, befaßt ſich der Zivilprozeß mit der Schlichtung von Streitig- 
feiten, bie lediglich dem Privatrechte angehören. 

Streiten zwei Perfonen über ihre privaten Berechtigungen, fo 
ruft ein Teil, ber Kläger, ben Staat in feiner Eigenfchaft ald 
Inhaber der Gerichtöbartfeit, d. h. ein Gericht ald Schiedsrichter an. 
Die Selbſthilfe ift heutzutage unftatthaft. Daher darf ich z. B. 
dem B, der fein Pferd an mid; verfauft hat, nicht eigenmädhtig 
(gegen feinen Willen) das Pferb wegnehmen. Ich muß ihn viels 
mehr auf Übergabe des Pferdes verklagen. Gewinne ich 
den Prozeß, fo wird B zur Herausgabe (Übergabe) des Pferdes 
an mich verurteilt, Auch hat B die Koften diefed Prozeſſes 
zu tragen. Kommt B dem Urteile nicht nad), d. h. übergibt er 
mir nicht freiwillig bad Pferd und bezahlt er mir bie Prozeß⸗ 
toften nicht, fo rufe ich wieberum ben Staat an, baß er mir feine 
ftarfe Hilfe leihe. Es beginnt bie Zwangsvollfiredung, 
d. h. ed wird mit Hilfe des Staates und feiner Organe (Berichtes 
vollzieher) der Urteilsſpruch zwangsweiſe durchgeführt. Ein 
Gerichtsvollzieher begibt fich mit dem Urteil zu B, nimmt das Pferd 
weg und führt ed mir zu. 

Im Zivilprozeffe hat es ber Verlebte in der Hand, ob er von 
feinem Rechte, das Gericht ald entfcheibende Behörde anzurufen, Ges 
brauch macht oder nicht. Der Schuldner, der mir 1000 Mark Darlehn 
fehuldet, die er mir auf meine Wahnung nad vorausgegangener 
Auffünbigung nicht rechtzeitig zurückzahlt, verlegt lediglich mein 
Privatrecht, und es ift meinem Ermeflen anheimgeftellt, ob ich ihn 
deshalb verflagen will oder nicht. Der Dieb bagegen, ber mir 
Schmudfachen geftohlen hat, verlegt damit nicht nur mein privates 
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Eigentumsrecht, ſondern auch und insbeſondere die ſtaatliche Rechts⸗ 
ordnung. Eben darum läßt der Staat von Amtswegen zur Sühne 
ber begaugenen Miffetat Berfolgung und Strafe eintreten. Der 
Strafrihter bat es alfo mit ber Unterfuchung von Verbrechen zu 
tun, während ber Zivilrichter über Privatanfprüche im bürgerlichen 
Progeßverfahren entfcheidet. Gegenfland bed Zivilprozeſſes ift alfo 
ftetd ein privatrechtlicher Anſpruch. 

Die Gerichte find nicht gleichmäßig organifiert. Die Zivil: 
gerichte find teild Einzel gerichte, teild Kollegialgerichte, in denen 
mehrere Richter mitwirfen, um zu befchließen und zu entfcheiben. 
Solche mehrgliedrige Gerichte find die Landgerichte und alle ans 
beren Berichte höherer Juſtanz, alfo bie Dberlandesgerichte 
und fchließlih ba Reichsgericht. Einzelgerichte find bie Amts⸗ 
gerichte, d. b. ber Amtsrichter bildet dad Gericht. Die Zivil 
progeßfachen fommen in erfter Inftanz an bie Amtögerichte oder 
an die Landgerichte, je nach der Wichtigkeit und dem Streitwerte 
(ahlihe Zuſtäudigkeit). Streitigkeiten über vermögensrecht⸗ 
liche Anfprüce, deren Gegenftanb an Geld oder Gelbeöwert die 
Summe von 600 Mart nicht überfteigt, gehören wor die Amts⸗ 
gerichte. Klage ich 3.8. den Reſtkaufpreis für ein geliefertes 
Piano in Höhe von 250 Mark famt Zinfen zu 4 v. H. feit dem 
Tage ber Mahnung meines Schuldners ein, fo muß ich meine Klage 
an das Amtsgericht richten. Ich kann es natürlich auch verfuchen, 
meinen Anfprud im Wege ded Mahnverfahrens beizutreiben. 
Diefed Verfahren ift billiger und fchleunigr. Wähle ich biefen 
eg, fo wende ich mid; um Erlaß eines Zahlungbefehles an 
bad zuftändige Amtögericht. Diefed erläßt darauf den Befehl an 
ben Schuldner, binnen einer Woche bei Bermeidung fofortiger 
Zwangsvollſtreckung den Släubiger wegen feined Anſpruches famt 
Zinfen und Koften zu befriedigen oder aber, wenn er Einwendungen 
gegen ben Anſpruch habe, bei dem Gerichte Widerfpruch zu er 
heben. Erhebt der Schuldner Widerfpruch, fo findet fpäter ftreitiges 
Berfahren vor dem Amtörichter flatt. Unterläßt er aber den 
Widerſpruch, fo wird ber Zahlungäbefehl auf meinen Antrag hin 
sum Vollftredungsbefehl erhoben. Diefer fegt mich dann wie 
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jeder andere Schuldtitel (Urteil, Progeßvergleich, vollſtreckbare Urkunde) 
in die tage, bie Zwangsvollſtreckung gegen meinen Schuldner zu betreiben. 

Die Gerichte find in der Weife einander übergeordnet, daß ein Rechtes 
mittel Anfechtung eines Urteild durch Berufung, Revifion; eines Bes 
ſchluſſes durch Befchwerde) den Nechtöftreit von bem unteren Gerichte 
an das nächft höhere Gericht bringt Inſtanzenordnung). Auf folche 
Weiſe ift das Landgericht übergeordnet (die höhere Inftanz) gegen- 
über dem Amtögericht, bad Oberlandesgericht gegenüber dem Landge⸗ 
richt. Zur Wahrung ber Nechtdeinheit bient ale höchfte Inftanz 
fchlieglih das Reichsgericht, das feinen Sig in Leipzig hat. Nicht 
jede Streitfache kann jedody vor das Neichögericht gebracht werben. Viel⸗ 
mehr ift in Nechtöftreitigfeiten über vermögensrechtliche Anfprüche bie 
Zuläffigfeit der Reviflon an das Vorhandenſein einer Reviſions⸗ 
fumme gefnüpft, die neuerdings zum Zwecke einer Entlaftung dieſes 
höchften deutfchen Gerichtshofes von 2500 Marf auf 4000 Mark erhöht 
wurde. erteilt die fachliche Zuftändigfeit (vergl. oben ©. 200) je nadı 
Art und Wert des Streitgegenftandes die Prozefle erfter Inftanz unter 
Amts⸗ und Landgericht, fo wird unter mehreren Randgerichten ober 
Amtdgerichten wiederum das richtige bezeichnet Durch die Regelu der 
örtlihen Zuftändigkeit GGerichtsſtandordnung). "Hier gilt 
grundfäglich — von Befonderheiten abgefehen — der Sag, daß eine 
Perfon ihren allgemeinen Gerichtsſtand bei dem Gerichte ihres 
Wohnſitzes hat. Der Kläger hat daher bei dem Gerichte bed Wohn 
ſitzes des Beklagten Recht zu fuchen und zu nehmen. 

Die ordentlichen Gerichte find mit juriſtiſch gebildeten Richtern 
- befegt, und zwar bie Zivilfammern bei den Landgerichten mit drei, 
die Zivilfenate bei den Oberlandesgerichten mit fünf und die beim 
Reichögericht mit fieben Richtern. Nur beider Kammer für Handels⸗ 
ſachen, d. h. einer zur Entfcheidung von Handels⸗ und Wechſelſachen 
bei den Landgerichten gebildeten Kammer, ift dad Laienelement zugezogen 
worden. Diefe Kammer enticheibet mit einem rechtögelehrten Richter als 
Borfigenden und zwei Handeldrichtern (Laien aus dem Handelsſtande) 
als Beiſitzern. 

Den ordentlichen Gerichten ſtehen gegenuͤber die Sondergerichte. 
Dei dieſen iſt das Laienelement ſtaͤrker herangezogen. Hierher ges 
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hören die Gewerbes und die Kaufmannsdgerichte: Stanbeögerichte 
mit vereinfachten, billigerem und befchleunigtem Wechtögange. 
Mäheres in den Abfchnitten 7, b, c und e.) 

Die Zivilprogeßordnung fchreibt vor, daß an jeder mündlichen Vers 
handlung ein Protofollant ald Urkunds perſon teilnehme. Diefe 
Funktion äben bie Öerichtsfchreiber aus. Jedem Gerichte ift deshalb 
bie nötige Anzahl von Gerichtsfchreibern beigeorduet. Außerbem bejorgt 
aber der Gerichtöfchreiber das ganze Alten» und Koftenweien. Er 
nimmt Klagen und andere Erflärungen (Klagrüdnahmen) der Par: 
teien oder Zeugen entgegen und iſt bei Zuftellungen von Schriftfäßen 
und Ladungen von Zeugen oder Parteien tätig. Der Gerichtsvoll⸗ 
zieher beforgt die Zuftellungen und Bollftredungen. Er ift Staatö- 
beamter und wird im Auftrag einer Partei tätig (Auftrag des Glaͤu⸗ 
bigerd, beim Schuldner zu pfänden, die Mietwohnung zu räumen). 

Soweit für Prozefle das Amtsgericht zuftändig ift, kann jeder Pros 
zeßfähige, b. i. in ber Regel jeber Mündige, Mann oder Frau, feinen 
Mechtöftreit ſelbſt führen. Bor allen übrigen Gerichten gilt der Ans 
waltszwang, b. b. jede Partei ift verpflichtet, ihren Nechtöftreit durch 
einen beim Prozeßgerichte zuftänbigen Rechtdanwalt führen zu laſſen. 

Die Rechtsanwälte unterfiehen weber gerichtlicher Aufficht, 
noch find fie Staatöbeamte. Sie find rechtskundige Parteivertreter 
von Beruf. Aber ihre Tätigkeit Liegt nidyt nur auf bem Gebiete 
bes Prozeßbetriebes. Bielmehr find fie auch Berater ber Partei in 
allen anderen NRechtdangelegenheiten, namentlich auf dem Gebiete 
der freiwilligen Gerichtöbarfeit, bei der Abfaffung von Urkunden, 
Verträgen, Gefuchen an Behörden. Ihre Rechte und Pflichten find 
geregelt burd, die deutfche Rechteanmaltsorbnung, bie auf den 
Srundfägen der Anwaltsfreiheit, der örtlichen Beſchraͤnkung auf das 
Gebiet eines beflimmten Gerichtöbezirfed und der Selbftverwaltung 
dur bie Anwaltöfammern beruht. Der Rechtdanwaltsftand 
ald gelehrter Berufsſtand hat feine beflimmten Standesrechte 
und »pflichten. Über ihre Wahrnehmung wacht der mehrgliedrige 
Borftand der Anwaltstammern als Ehrengeridt. 

Der Rechtsanwalt wird für feine Tätigkeit durch eine Gebühr 
entlohnt, die ſich nach der gerichtlichen Zare der Gebühren> 
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ordbnungder Rechtsanwälte beftimmt. Diefe Gebührenordnung 
beruht auf dem Paufchalfpftem, d. h. nicht die einzelne Handlung des 
Rechtsanwaltes, fonbern eine Gefamtheit von Handlungen wirb in 
einem einheitlichen, nach dem Werte des Streitgegenftanbes abgeftuften 
Satze vergütet. 

Der Prozeß ift Streit zwifchen zwei Parteien, dem Kläger und 
dem Bellagten, ein geiftiger Kampf, ber mit Angriffe und Ber 
teidigungsmitteln (Widerklage des Beklagten, Einreden des 
Beklagten) geführt wird, fi) unter Leitung des Berichts abfpielt 
und durch Beſchluͤſſe deöfelben in geordnete Bahnen gelenkt wird 
(formelle Verfahrensvorſchriften). Diefer Streit wird 
sicht mit einer Entfcheibung und in einem Termine erledigt, 
wenn died auch rechtlich möglich wäre. Aber ber Prozepftoff ift 
oft fo umfangreich, die Sachlage fo beftritten, verwidelt unb vers 
worren, daß ein raſches Ende des Streited zwar ein idealer Zus 
ftand wäre, in der Welt der Realitäten und bei der Unvollfommens 
heit menfchlichen Schaffens aber unmöglich if. So treten nad 
Anbringung der Klage und Erwiderung des Beklagten oft Zwifchens 
entfcheidungen und Zwifchenverfahren (Beweisverfahren) ein, welche 
den Prozeß weiterziehen und fchließlichh dem Ende zuführen. 

Das Gericht geht in ber Befchaffung bed Streitfloffese nicht 
von Amts wegen vor. Vielmehr unterbreiten die Parteien bas 
Streitmaterial in dem Umfange und mit bem Inhalte, wie fie es 
wünfden. In ihrer Hand liegt auch bie Verfügung über bag 
ftreitige Recht (Derbandlunges oder Dispofitionsmarime). 
So koͤnnen die Parteien etwas zugeftehen ober befireiten, was ber 
wirflichen Sachlage widerfpricht (Lüge im Prozeß), auf den 
geltend gemachten Klaganſpruch verzichten ober bie erhobene Klage 
zurücnehmen (Berzicht, Klagräduahme), obwohl der Anſpruch 
befteht, und den geltend gemachten Anfprud einräumen (Aner⸗ 
tenntnis), obwohl er gar nicht befteht. 

Die Parteien beherrfchen aber auch weiter den gefamten Prozeß» 
gang (Grundſatz des Parteibetriebes). So können fie 
dad DBerfahren ruhen laſſen ober weiterbetreiben ober beendigen, 
wann und wie fie wollen, Labungen, Zuftellungen unb Bollfiredungen 
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veranlaflen oder uuterlaflen. Ebenſo koͤnnen fie durd; Nichterfcheinen 
ober Nichtverhandeln deu Prozeß, freilich mit einem für fie un⸗ 
gänftigen Ausgange zu Ende bringen (Berfäumnisverfahren). 
Nur für ben Amtögerichtöprogeß tft der Grundſatz des Parteibetriebes 
infofern durch die Novelle von 1909 (in Kraft feit dem 1. April 19410) 
eingefchränft worden, als bie Zuftellungen, auch der Klagen, nicht 
aber auch der Urteile, und die Terminsbeflimmungen von Amts 
wegen ftattfinden. 

Das Berfahren iſt grundfäglih mündlich und Öffentlich. 
Die Verhandlungen finden im Gerichtögebäube bei freiem Zutritte 
für jedermann flatt. Im Intereffe einer georbnneten und ungeftörten 
Durchführung des Verfahrens befigt das Gericht bie fog. Sitzungs⸗ 
polizei, durch bie es flörende und ungebührliche Eingriffe in die 
Berhandlung abhält, die ed mit Entfernung aus dem Sitzungszimmer 
oder mit fofort vollftredbaren Strafen ahnden kann. Der Grundſatz 
der Mündlichkeit bedeutet, daß das Bericht nicht auf Grund ber 
Alten feine richterliche Überzeugung fchöpft, fondern daß das ganze 
Berfahren auf mündliche Rede und Begenrebe angelegt iſt. Daher 
gilt für dad Gericht nur dad mündlich BVorgetragene. Einzelne 
Rechtshandlungen bleiben ausnahmöweife fhriftlich (Erhebung der 
Klage im Landgerichtöprozeffe, Einlegung von Nechtömitteln zum 
Zwede der Anfechtung von Urteilen). Sodann iſt durch die Vor⸗ 
fohriften über die Abfaffung bed Sitzungsprotokolles die Vorfehrung 
getroffen, gewiffe Erflärungen fchriftlich feftzuftellen. Im Anwaltes 
prozeffe (vergl. oben S. 142) mäffen außerdem fog. vorbereitenbde 
Schriftfäte gewechfelt werben, d. h. bie Anwälte haben einander 
und dem Gerichte mitzuteilen, was fie im Termine vorbringen 
werben, damit ein jeder Teil ſich darauf vorbereiten fann und ber 
Prozeßſtoff bereit in durchgearbeiteter Weife den Richtern vors 
gelegt wird. 

Wird das Verfahren ftreitig, fo müflen die ftreitigen Tatfachen 
beiwiefen werben, d. h. dem Richter muß die Überzeugung von ber 
Wahrheit ober Unwahrheit bed von den Parteien Vorgebrachten 
burh Beweisgründe verfchafft werben. Die Mittel für folche 
Beweisgrünbe find die Beweismittel. Mad der deutfchen Zivil⸗ 
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progeßordnung find Bewelömittel: Augenfchein, Zeugenans⸗ 
fage, Sadhverfländigengutachten, Urkunden und ber Partels 
eid. Bei dem Augenfchein wirb dem Wichter durch unmittel- 
bare Wahrnehmung die Überzeugung verfchafft, z. B. durch Bes 
fihtigung einer Befchäbigung. Die Zeugen berichten über ihre 
eigene Wahrnehmung, z. B. darüber, was bie Parteien bei Schließung 
bes fireitigen Vertrages vereinbart haben. Die Güte einer Zeugen⸗ 
ausfage hängt von der Glaubwürdigkeit bed Zeugen ab. Der 
Michter kann eine befchworene Zeugenaudfage für die Grundlage 
feiner Entfcheidung ebenfo unverbindlich halten wie die nidıt bes 
fchworene Ausfage, 3. B. infolge Verzichtes der Parteien auf bie 
Beeidigung, für verbindlih. Das entfpricht dem Grundſatz der 
freien Beweidwärbiguug, wonad ber Richter nicht mehr 
an gefebliche Beweisregeln gebunden, die Bewertung ber Beweife 
vielmehr feiner richterlichen Überzeugung anvertraut ift. 

Das gleiche gilt für den Sahverfländigenbeweisd. Inh 
befondere braucht der Richter dem Gutachten eines Sadverftändigen 
nicht zu folgen. Eine Ausnahme von bem Grundſatze der freien 
Beweiswärbigung befteht in gewiſſer Ginficht für den Urkunden⸗ 
beweis, indbefonbere aber für den Beweis durch Parteieid. 
Für den Eidesbeweis gelten bindende Beweisregeln. Der Eid 
bindet den Richter, db. h. er muß das, was die Partei gefchworen 
bat, unbedingt als wahr hinnehmen. Umgelehrt muß ber Richter, 
wenn eine ſchwurpflichtige Perfon den Eid nicht leiſtet, ohne Ruͤck⸗ 
ficht auf feine Übergengung dem Nichtleiftenden Unrecht geben. 

Der Eid iſt entweber zugefhobener oder richterlicher 
Eid, je nachdem ihn die eine Partei vou der anderen Partei ver, 
langt (Eideszuſchiebung), ober der Richter ihn auferlegt. 
Regelmäßig wird der Eid nicht während des Prozeſſes, fondern erſt 
nach dem Urteil audgefhworen, fo daß das Urteil einftweilen bes 
bingt gefaßt werden muß Gedingtes EndburteiN. 

Das ftreitige Verfahren fchließt regelmäßig mit dem Enburteil, 
wenn die Parteien den Prozeß nicht durch Bergleic beenden oder 
ber Kläger die Klage nicht zurücknimmt ober ber Beklagte nicht ben 
Anfpruc des Klägers anerfennt. 
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Dad Enburteil iſt für den Richter und die Parteien bindend. 
Der Richter kann ed nach feiner Berfündung nicht mehr abändern, 
und für die Parteien fchafft ed Recht. Diefe Rechtskraft tritt aber 
nicht fofort ein. Vielmehr Fönuen die Parteien ein Urteil binnen 
beftimmter Friften (ſog. Notfriften) durch Rechtsmittel ans 
fechten, um ed der höheren Inftanz zur Nachprüfung gu unterbreiten. 
Iſt aber ein Urteil nicht mehr anfechtbar, fo ift die Entfcheibung 
endgültig. Der geltend gemachte Darlehnsanſpruch ift im Falle 
ber Verurteilung des Beklagten endgültig dem Kläger zuerkannt, 
im Falle ber Klagabweifung aber endgültig abertannt. 

Der Berurteilte kann den Anfpruc freiwillig erfüllen. Zut er 
ed nicht, fo kann er vom Gläubiger im Zwangsvollfirefdungss 
verfahren gezwungen werben. Die Zwangsvollfiredung gefchieht 
regelmäßig durch einen vom Glaͤubiger beauftragten Gerichtsvollzieher. 
Heute richtet fi ber Zwang hauptfäcdlich gegen dad Vermögen, 
nicht gegen die Perfon bed Schuldner. Zur Befriedigung ber im 
Urteile erkannten Geldanſprüche werden Bermögensftüde gepfäudet 
und verfieigert. Der Berfteigerungserlös wird zur Befriedigung 
an ben Gläubiger abgeführt. Werben keine pfänbbaren Gegen» 
Hände beim Schuldner vorgefunden, fo hat diefer deu fog. Offen» 
barungseid zu leiften, d. b. den Beſtand feines Vermögens genau 
anzugeben und eiblich zu befräften. Weigert er ſich zur Ableiftung 
des Dffenbarungseides, fo kann er hierzu fogar durch Haft bis 
zu ſechs Monaten gezwungen werben. 

Es Tann Fälle geben, in denen burd; ein laͤngeres Progeßverfahren 
ber fpätere Zugriff auf das Vermögen bed Schuldners gefährbet ift, 
indem der Schuldner bis zur Erlaffung eines die Zwangsvollſtreckung 
ermöglichenben Urteild Anftalten treffen kann, fein Vermögen dem 
Zugriffe des Glaͤubigers zu entziehen. Um das zu vermeiden, ge 
ftattet bad Geſetz, zur Sicherung der künftigen Beitreibung eines 
Bermögendanfpruded dad Vermögen ded Schuldners mit Arreft 
zu belegen. CArrefiprozeß.) 

Die Tätigkeit der Gerichte ift nicht unentgeltlich. Ein Prozeß 
koftet Geld, und zwar umfaffen die Prozeßkoſten ſowohl bie 
Gerichtöfoften ald auch die Auslagen (Zeugens und Sach⸗ 
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verftändigengebühren) und bie ſog. Parteikoſten CKoften bes 
eigenen Anwalts und bie bed Anwalts der Gegenpartei). Das Ges 
richt hat im Schinfurteil über die Progeßkoftenpflicht zu entfcheiden. 
In der Regel hat ber unterliegenude Teil Cber verurteilte Beklagte, 
der mit feiner Klage abgewiefene Kläger) die Progeßkoften zu 
tragen. 

Armen Parteien kann zur Ermöglichung einer weder mutwillig 
noch ausſichtslos erfcheinenden Prozepführung dad Armenrecht 
beroilligt werben, wenn die arme Partei ihr Uinvermögen zur Bes 
ſtreitung der Prozeßkoſten durch obrigkeitliched Zeugnis nachweiſen 
kann. 

Neben dem gewöhnlichen (ordentlichen) Prozeſſe kennt die Zivil⸗ 
prozeßordnung auch noch beſondere Prozeßarten. Hierher gehoͤren 
außer dem ſchon erwähnten Arreſtprozeſſe (vergl. oben S. 116) und 
dem Mahnverfahren (vergl. oben &. 110) namentlich der Urkundens 
und Wechfelprozeß und das Verfahren in Ehe und Entmünbigungss 
fachen. 

Der Urkunden⸗ und Wechſelprozeß ift ein fchleuniged Ver⸗ 
fahren, das die baldige Erlangung eined BVollfiredungsurteild er- 
möglichen fol. Darnm ift hier der Bellagte in der Geltendmachung 
feiner Einwendungen befchräntt, der Kläger aber verpflichtet, für 
alle Klagtatſachen Urfunden vorzulegen. infolge dieſer Bes 
fhränfung ergeht das Urteil auch nur unter Vorbehalt, fo daß 
ber Vellagte in einem Nachverfahren (gewöhnlicher ordentlicher 
Prozeß) die Einwendungen nachbringen kann. 

Für den Eheprozeß, d. b. bad Verfahren in Üechtöftreitig- 
feiten, die bie Scheidung, Anfechtung oder Nichtigkeit einer Ehe 
oder bie Wieberherftelung des ehelichen Lebens zum Gegenftande 
haben, gelten im Intereſſe der Aufrechterhaltung gültiger Ehen bes 
fondere Berfahrensvorfchriften. Namentlich ift hier das Gericht in 
bezug auf bie Befhaffung und Erforfchung bed Prozefftoffes von 
ben Parteien möglichft unabhäugig geftellt, dieſe aber find in ber 
Verfügung über den Streitftoff tunlichft befchräntt. 

Um den Richtern, ben Rechtöanwälten und bem Gerichtöperfonale 
bie nötige Erholung zu gewähren, beftehen für die Gerichte gefeh- 


208 Die deutſche Rechtspflege 


liche Ferien, die mit dem 15. Juli beginnen und dem 15. September 
endigen. Während biefer Zeit dürfen nur in Ferlenſachen Ter- 
mine abgehalten und Entfcheibungen erlaffen werben. Kerienfachen 
find beftimmte, ihrer Natur nad dringliche Sachen, die feinen 
Aufſchub geftatten, namentlih Arreſt⸗,, Wechfels und Bauſachen, 
Mieträumungds, Gefindes und Alimentenfachen, ſowie andere eilige 
Sachen, bie auf Antrag vom Gericht für Ferienfachen erflärt 
werben. 

In der Zivilprogeßorbnung {ft noch geregelt dad Aufgebots- 
verfahren und bas fhiedsrichterliche Berfahren. Die 
wichtigften Aufgebotsfälle find: Aufgebotöverfahren zum Zwecke ber 
Todederflärung eines Verfdjollenen, zum Zwede der Ausfchließung 
eined Hypotheken, Grnndſchuld⸗ und Renteuſchuld⸗ und Nachlaß 
glänbigers, fowie das Aufgebotsverfahren zum Zwede ber Kraftlos⸗ 
erflärung einer Urkunde (z. B. der bisherige Inhaber eines abhanden 
gefommenen ober pernichteten Wechfeld oder einer Inhaberaftie ber 
antragt die Kraftloserflärung dieſer Urkunden). 

Auf Antrag bed Berliererd eined Inhaberpapieres kaun übrigens 
das Gericht die fog. Zahlungsſperre anordnen, db. h. das Berbot 
an den Auöfteler und bie Zahlitellen erlaffen, an deu Inhaber des 
Papieres irgendeine Leitung zu bewirken, inäbefondere neue Zins⸗, 
Rentens oder Gewinnanteilfcheine oder einen Ernenerungsichein 
auszugeben. 

Dad ſchiedbrichterliche Verfahren beruht in ber Segel 
auf einem Schiedövertrag, d. h. einer Vereinbarung, daß Streitig⸗ 
feiten aus beftimmten WNechtöverhältniffen zwifchen ben Parteien 
nicht durch die orbentlichen &erichte, fondern durch eine ober mehrere 
Privatperſouen als Schiedsrichter entfchieben werben follen. 


ec) Strafprozeß. 

Ein Strafverfahren entfteht in ber Regel durch eine Straf⸗ 
anzeige. Ein folhe kann von jedermann audgehen und bei der 
Staatdanwaltfhaft, den Polizeibehörben und den Amtögerichten 
mündlich oder fchriftlih angebracht werben. Nach Kenntnisnahme 
und Prüfung ber Anzeige ift die Staatsanmwaltfchaft verpflichtet, 
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amtlich einzufchreiten und die Anklage zu erheben, fofern zus 
reichende Anhaltöpuntte vorliegen, daß es fich um eine gerichtlich 
firafbare und verfolgbare Handlung handelt Regalitätsprinzip). 
Ausnahme von dieſem Legalitätsprinzipe find nur zugelaffen bei ben 
im Wege der Privatflage verfolgbaren Beleidigungen und Körper 
verlegungen. Hier ift die Staatsanwaltfchaft nur bann zur Erhebung 
ber öffentlichen Klage verpflichtet, wenn dies im öffentlichen Inter, 
effe Liegt. Ä 

Im übrigen kann diefe Pflicht der Staatdanwaltfchaft zu ſtraf⸗ 
rechtlichem Einfchreiten nur befeitigt werben burdy das landesherr⸗ 
lihe AbolitionssMiederfhlaguugsNRedht, dad in den 
meiften beutfchen Bundesſtaaten befteht — ein Majeſtätsrecht, das 
dem VBegnabigungsrechte der Landeöherren nahe verwanbt ift. 

Die Anklage geht im deutfchen Rechte von der Staatsanwalt 
fhaft aus. Diefe ift ald grunbfäglich alleinige Trägerin des Ans 
klageamtes (Antlagemonopol) eine der Juſtizverwaltung unters 
ftellte Behörde, die in Gegenſatz tritt zu den unabhängigen, nur dem 
Gefege unterworfenen Gerichten. Indem baher Richteramt und Ans 
Hageamt getrennt find, fpridyt man bavon, daß im deutfchen Rechte 
der Antlageprozeß gelte, im @egenfate zu dem früher in Deutſch⸗ 
land geltenden Inquifitionsprogeffe, wo Anklage, richterliche 
Unterfuhung und Urteildfindung fich in einer einzigen Perfon, ber 
des Richterd, vereinigten. Somit erlangt bad Strafverfahren die 
Form eined vor den Richter gebrachten Streited zweier Parteien 
— ber Anllagepartei uub der Angellagtenpartei —, fo baß dem 
Michter eine vorwiegend urteilende Tätigkeit zufällt. 

Wie im Zivilprogefle, fo gilt auch im Strafprogeffe der Grund⸗ 
faß der Mündlichleitund Offentlichkeit. Die entfcheidende 
Verhandlung — bie Hauptverhbandlung — iſt mündlidh und 
öffentlich. Hierzu tritt ber Örundfag derlinmittelbarteit: 
ber ganze Prozeß — dad Verhör ded Angellagten, die Bernehmung 
der Zeugen und Sadverftändigen — muß in Gegenwart bed Ans 
geflagten und unter Anwefenheit bderfelben Richter begonnen und 
su Ende geführt werben. 

Diefer Grundfag ift fo fireng durchgeführt, daß mit dem ganzen 
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Berfahren von nenem zn beginnen tft, falls eine Hauptverhanblung 
(3. 8. wegen Krankheit bed Angellagten) Tänger als drei Tage 
unterbrochen wird. 

Hiermit hängt die VBorfchrift zufammen, daß ber Michter an ges 
fegliche Beweisregeln nicht gebunden iſt. (Grundſatz der freien 
Beweiswärdigung.) Seine richterliche Überzeugung foll er 
fhöpfen aus dem Gefamtergebnis der mänblichen Berhandlung. 

Im Strafprogeffe findet eine ſtarke Mitwirkung des Laienele⸗ 
mentes bei ber Rechtiprechung flat. Go fungieren nad, dem 
jeßt geltenden NRechtözuftande bei den Amtögericditen als erfennenbe 
GerichtedieShöffengerichte, bei den Landgerichten die Schwurs 
gerichte, und zwar üben bei ben Schöffeugerichten die Schöffen 
in gleichberechtigter Stellung mit den rechtögelehrten Richtern das 
Nichteramt in vollem Umfange aus, während bei den Schwurgerichten 
die Gefhworenen auf bie Entfcheibung ber Schuldfrage bes 
fchräntt find. Eine weitere Zuziehung bed Laienelementes fieht die 
bevorftehende Reform bed Strafprogefled vor. 

Ale ertennenden Gerichte find kollegial Cmehrgliedrig) organis 
fiert. Bei der Abftimmung innerhalb des Kollegiums gilt der bes 
beutfame Grundſatz, daß zum Schuge gegen bie fchwermwiegeube Ges 
fahr einer uugerechten Verurteilung für eine jede, Die Schuldfrage 
betreffende Entfcheidung, die dem Angeflagten nachteilig ift, eine 
Mehrheit von zwei Dritteilen der Stimmen erfordert wird. 

Für die Abgrenzung der fahlichen Zuftändigfeit ber ver 
ſchiedenen Gerichte CSchöffengericht, Straflammer, Schwurgericht, 
Straffenate der Oberlandesgerichte und bes Reichsgerichts) enthält 
bad Gerichtsverfaſſungsgeſetz ziemlich verwidelte Beflimmungen. Im 
allgemeinen entfcheidet die Schwere der begangenen Straftat (Bers 
brechen, Vergehen, Übertretung), ob eines ber erftinftanzlichen Ges 
richte zuftändig if. Go gehören alle Übertretungen und leichtere 
Vergehen ohne weiteres zur Zuftänbigkeit der Schöffengerichte, andere 
Vergehen durch Überweifung. Die Straffammern find zufländig 
für diejenigen Verbrechen, die mit Zuchthaus bis zu hoͤchſtens fünf 
Jahren bedroht find, ferner für jugendliche Verbrecher, für rüds 
fällige Diebe, Hehler und Betrüger. 
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Die Schwurgerichte find für alle übrigen Verbrechen zuſtaͤndig, 
mit Ausnahme derjenigen, die vor dad Reichögericht gehören: das 
find Hoch, und Landeöverrat gegen Kaifer und Neich und die Ber 
brechen gegen das Spionagegefeb GGeſetz gegen den Verrat milts 
tärifcher Gcheimnifle). 

Wird eine Enticheidung angefochten durch Mechtömittel (Berufung, 
Revifion und Befchwerbe), fo gelangt die Verhandlung und Ent 
fheidung, wenu ed fi) um eine Schöffengerichtöfache handelt, durch 
Berufung an bie Straffammer des übergeorbneten Randgerichts 
und weiter burh Revifion an ben Straffenat bed Oberlandes⸗ 
gerichts. In den bei den Straffammern und Schwurgerichten vers 
bandelten Sachen ift nur die Revifion an das Reichsgericht 
zugelaflen, eine Berufung aber audgefchloffen. Dabei ift die Auf⸗ 
gabe des Revifiondgerichted anf eine Nachprüfung der Rechts» 
frage beſchränkt, bie Nachprüfung der Tatfrage aber gefehlich 
verfagt. Eine neue Beweisaufuahme, ein Aufrollen ded ganzen 
Verfahrens findet daher nicht vor dem Reviſionsgerichte ſtatt. Es 
entfcheidet nur, ob die rechtliche Beurteilung, die Auslegung eines 
Mechtsfages zutreffend war. 

Auch im Strafprogefie werden die Urteile rechtskräftig, fei 
ed, baß der Berurteilte ausdrücklich durch Verzicht ober durch Ver⸗ 
fäumung ber für die Einlegung ber Rechtsmittel laufenden Friften 
auf eine Anfechtung verzichtet, fel ed, daß das angefochtene Urteil 
in der höheren Inftanz beftätigt wird ober der Rechtsmittelweg er 
ſchoͤpft if. 

Aber im Strafprogeffe erlangt anders als im Zivilprozeſſe das 
ſog. Wiederanfnahmeverfahren gegen rechtöfräftige Ent 
fheidungen eine befonberö hohe Bedeutung. Es ift ein Gebot ber 
Gerechtigkeit, daß ed einem unfchuldig zu Strafe Berurteilten mög» 
lich it, gegen das formale Recht anzufämpfen, wenn nachtraͤglich 
feine Unfchuld fiher dargetan werben kann. Diefe Wieberaufnahme 
wird in unſerer Strafprogeßorbnung für verfchiebene Fälle gewährt, 
fo 3. B. wenn in dem verurteilenden Verfahren falfche Zeugen auf⸗ 
getreten waren und bad Urteil auf biefe Zeugenandfagen ſich gründete. 
Den im Wiederaufnahmeverfahren freigefprochenen Perfonen ges 
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währt dad Geſetz für bie erlittene Unbill eine befondere Ent» 
ſchädigung, ebenfo wie neuerbings eine ſolche für unfchulbig er- 
litteue Unterfuchungshaft eingeführt iſt. 

Der anllagenden Partei (Staatsanwaltfchaft) ſteht gegenüber ber 
Angeflagte. Es ift ein Gebot ber Gerechtigkeit, daß bem in 
Straffachen wenig ober gar nicht gefchäftögewanbten Augeflagten 
ein befonderer Beiftand, ber Berteibiger, gewährt wird. Einer 
Berteidigung kann fich ber Befchuldigte bei allen Straffachen Schöffen», 
Straflammers, Schwurgerichtöfahen) und in jeder Lage bed Ber 
fahrens, abgefehen von der erften Bernehmung durch den Richter, 
bedienen. In gewiflen Fällen (Reicyögerichte- und Schwurgerichtes 
fachen und unter Umftänden auch in Straflammerfahen) ift die 
Berteibigung notwendig. Wählt hier ber Augeflagte feinen Ber- 
teibiger, fo wird ihm vom Gerichte ein folcher beftelt. Als Ber 
teidiger föunen uamentlid Rechtsanwälte gewählt werben und zwar 
nicht nur die am Sitze des Strafgerichtes zugelaflenen Rechtsanwälte, 
fondern jeder beutfche Rechtsanwalt ohue örtliche Beſchraͤukung. 

Der Berteibiger hat außerhalb der Hauptverhandlung namentlich 
das Mecht der Alteueinficht fowie bas Recht, mit dem vers 
hafteten Beſchuldigten mündlich und fchriftlich zu verkehren. 

Der Gang bed Verfahrens laͤßt fi am anfprechenbiien au ber 
Band eines praftifchen Falles fchildern. 

Der Bauer A erfcheint in ber Gerichtöfchreiberei bed Amtöges 
sichted B. und zeigt dem Sefretär an, daß in ber vergangenen Nacht 
feine beideu Pferde nad Erbrechen ber Türe aus feinem Stalle 
geftohlen feien. Er wifle nicht, wer bie Täter feien. Die Spuren 
der Pferde feien auf ber Lanbftraße in der Richtung nadı ©. fichtbar. 

Der Sekretär führt den A vor den bienfttuenden Staatsanwalt, 
ber erfennt, daß hier Eile geboten ift, um ber Diebe habhaft zu 
werben. Er telegraphiert deshalb fofort an bie naͤchſte Gendarmerie⸗ 
ftation mit dem Erfuchen, die Flüchtlinge zu verfolgen und zu vers 
haften. Diefem Erfuchen nadızufommen, find im Intereſſe ber 
Strafverfolgung die Behörden und Beamten bes Polizei⸗ und Sicher, 
heitödienftes verpflichtet. 

Mehmen wir au, bie Gendarmen träfen in einem Wirtöhaufe 
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zu X. zwei Maͤnner mit zwei Pferden, die der inzwiſchen herbei⸗ 
geholte Bauer A als die ſeinigen wiedererkennt. Auf Befragen leugnen 
die Betroffenen. Sie hätten bie Pferde kuͤrzlich bei einem Pferde⸗ 
hanbel gegen zwei andere eingetaufcht und eben an ben Wirt weiter 
verfauft. Darf der Gendarm ihren Augaben Glauben fcheufen ober 
darf er fie ohne weiteres verhaften? 

Da ein richterlicher Haftbefehl noch nicht vorliegt, find bie Gen, 
darmen nur zur vorläufigen Feſtnahme ber beiden Beſchul⸗ 
bigten, bie fih auf Befragen nach ihren Perfonalien Friedrich Schulze 
und Paul Müller nennen, berechtigt. Außerdem nehmen die Gendarmen 
bie beiden Pferde in Berwahrung (Befhlagnahme, da biefe 
ald Beweismittel für die fernere Unterfuchung iu Betracht kommen. 
Im allgemeinen wäre auch hierzu eine rihterliche Anorbnuug 
erforberlih, da Haftbefehl, Beſchlagnahme und Durchſuchung — 
die Zmwangsmittel zur Erforfchung ber materiellen Wahrheit — 
nur auf Anordnung bed Nichterd verfügt werben können, es ſei 
denn, daß Gefahr im Verzuge ift und dringende Berbacdhtögründe 
vorhanden find. 

Die beiden Befcyuldigten werben dem nächften Amtögerichte zus 
geführt. Hier vernimmt fie der Amtörichter, was fpäteflens am 
nächfifolgenden Tage zu gefchehen hat. Er befragt fie nach ihren 
perfönlicheu Berhältniffen und über die ihnen zur Laft gelegte Tat. 
Hierüber nimmt er ein Protofol auf. Da in unferem Kalle bie 
beiden Befchuldigten zwar leugnen, aber ohne Legitimation find, 
ihre Angaben über den Pferdehandel auch unglaubhaft erfcheinen, fo 
erläßt der Richter gegen fie einen Haftbefehl mit dem Bemerken, 
baß ihnen freigeftellt fei, gegen ihn Beſchwerde zu erheben. 

Inzwiſchen bereitet die Staatsanwaltfchaft das weitere Berfahren 
vor. Es beginnt bad fog. Borbereitende Berfahren — 
ein Teil des Vorverfahrens — mit dem Zwede, feftzuftellen, ob 
eine firafbare Handlung begangen und infolgebeffen eine öffentliche 
Klage zu erheben fei. In diefem Verfahren gebührt der Staats⸗ 
anwaltfchaft die führende Rolle. Sie vermittelt alled Zweckdienliche, 
läßt Zeugen veruchmen, zieht Erfundigungen eiu nament- 
lich über den Leumund und etwaige Borftrafen der Befchuldigten. 
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Diefe laſſen fi ans dem Strafregifter, einer Samminng von 
Borftrafuachrichten, feſtſtellen. 

Im vorliegenden Falle wird ber beftohlene Bauer als Zeuge vers 
nommen. Er beftätigt die von ihm gemachten Angabeu und bes 
nennt zugleich weitere Zeugen, die bie von ben Angeflagten mit fich 
geführten Pferde als bie feinigen refognofzieren können. 

Ein Knecht ded benachbarten Bauern will übrigens zwei Indis 
vinuen am Abende vor dem Einbruche in der Nähe des Grund» 
flüds bed Banern gefehen haben, ber Machtwächter am frühen 
Morgen zwei verbäcdhtigen Männern, die je ein Pferd mit ſich führten, 
begegnet fein. 

Auch diefe Perfonen werben vernommen. 

Nunmehr erfcheint der Staatsanwaltfchaft bie Sache anklage⸗ 
reif. Bou ben beiden Formen ber Klageerhebung wählt fie hier, 
da eine Borunterfuchung nicht erforderlich iſt, die ber Einreichung 
einer Anllagefchrift. 

Die Anllagefchrift geht mit den Alten an ben Vorſitzenden ber 
Straflammer des Landgericht, ber fie dem Angeflagten mitzuteilen 
hat. "Hierauf findet durch bie GStraflammer in ber Beſetzung von 
brei Mitgliedern (jog. Befhlußfammer) eine Beſchlußfaſſung 
barüber ftatt, ob das Hauptverfahren gegen die beiben Angeflagten 
zu eröffnen ſei oder nicht. 

In unferem Falle entjcheibet fi bie Straflammer für die Er⸗ 
öffnung des Hauptverfahrene Damit geht die Leitung 
bed weiteren Verfahrens von der Staatsanmwaltichaft auf das Ger 
richt über. 

Hätte die Staatdanwaltichaft die Borunterfuhung — nots 
wendig in allen Schwurgerichts⸗ und Neichögerichtöftraffachen — 
beantragt, fo hätte bie Unterfuchung ber fog. Unterfuhung®» 
richter zu leiten. Ihm liegt ed ob, alled zu erforfchen, um eine 
Entſcheidung über die Eröffnung ober Ablehnung bes Hauptver⸗ 
fahreus herbeizuführen. Seine Unterfuchung ift geheim, d.h. es 
fteht, von einigen Ausnahmen abgefchen, weber dem Publikum, noch 
bem Staatsanwalt, Verteidiger oder Angefchulbigten ein Recht auf 
Anwefienheit bei Vernehmungen oder fonftigen Beweiderhebungen zu. 


— —⸗ 
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Sf das Hauptverfahren eröffnet, fo beflimmt der Vorſitzende den 
Verhbandlungstermin und ladet deu Angelagten, den Bers 
teidiger, die Zengen und Gadjverfländigen zur Hauptverband» 
lung. 

Die Hanptverhandlung findet in ununterbrochener Gegenwart ber 
zur Urteilöfindung berufenen Perfonen, der Staatdanwaltfchaft und 
eined Gerichtsſchreibers ftatt. Auch bie ununterbrochene Anwefenheit 
bes Angellagten ift grundſaͤchlich unbedingt geboten. Die Leitung 
der Verhandlung, die Vernehmung bed Angeklagten, die Aufnahme 
der Beweife und die Aufrechterhaltung ber Orbnung in der Sigung 
erfolgt durch den Vorſitzen den bed Gerichtd (Amtsrichter, Land» 
gerichtöbireftor), die gerichtliche VBernehmung bed Angellagten, fowie 
die Bernehmung der Zeugen und Sachverfländigen Geweisauf⸗ 
nahme, ift der wichtigfte Teil der Hauptverhandlung. Hier wird 
dem Gericht die Urteildögrundlage verfchafft, aus ber ed die Gründe 
für ein Schuldig Berurteilung) oder Nichtſchuldig Greiſprechung) 
fchöpfen muß. 

Ein jeder kann einmal in die Lage fommen, ald Zeuge ver 
nommen zu werden. Eine Kenntnis ber für die Zeugnispflicht 
geltenden Grundfäge ift daher für jeden Staatsbürger unerlaͤßlich. 

Die Zeugnispflicht umfaßt die Pflicht, der Ladung Folge 
zu leiften, eine Audfage zu machen und deren Wahrheit durch 
Eid zu befräftigen. Grundfäglic, tft hierzu jeder verpflichte. Um 
jeboch einen Zufammenftoß der Zeugnispflicht mit anderen Pflichten 
Berwandtichaft, Wahrung eiued Amtös oder Berufsgeheimniſſes) 
zu vermeiden, hat der Staat gewiflen Perfonen bad Recht zur Vers 
weigerung des Zeugniſſes gewährt (fo nahen Verwandten, dem Ehes 
gatten, Berlobten ded Angellagten, Geiftlihen, Rechtsanwaͤlten, 
Ärzten in Bezug auf die ihnen beruflich anvertrauten Geheimniſſe). 
Auch Kinder können ald Zeugen vernommen werben. Sie find aber 
nicht zu beeidigen, wie alle Perfonen nicht, von denen anzu- 
nehmen ift, baß fie von der Bedeutung und dem Weſen des Eides 
wegen mangelnder Berftandesreife oder wegen Berflandesfchwäche 
feine genügende Borftellung haben. Ebeufowenig find eibesfähig 
die wegen Meineid Berurteilten. 
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Bei der Anwendung ded Zengniszwanges ift zu untericheiben, 
ob der Zeuge ohne gefeplichen Grund andgeblieben iſt ober ob er 
bie Ausſage ober bie Leiftung des Eides verweigert. Im erften Falle 
ift er in die durch fein Ausbleiben verurfachten Koften und außer, 
bem zu einer Geldfirafe bis zu 3800 Mark zu vernrteilen. Der 
Nichter Tann ihn auch zwangsweiſe vorführen laſſen. 

Berweigert ber erfchieuene Zeuge die Ausſage oder den Eid, fo 
tritt ebenfalls Beftrafuug, baueben eventuell noch zur Erzwingung 
der Zeugniöpflicht Haft bis zu 6 Monaten ein. 

Neben den Zeugen haben ald Beweismittel noch die Gutachten 
der Sachverſtändigen und ber richterlihe Augenſchein 
große Bedeutung. Als befoudere Fälle feien hier zu nennen das 
Gutachten über den Geiſteszuſtand eines Angefhuls 
digten, das Gutachten einer Fachbehörde bei Münz 
verbrechen und Münzvergehen und die Schriftvergleihung. 
Mamentlidh erlangt aber der richterliche Angenicheiu im Strafpro- 
zeffe eine befonders große Bedeutung. Der Tatort, bie zuräds 
gelafienen Spuren und Gegenflände, das Opfer find wichtige 
Aufklaͤrungs⸗ und Überführungsmittel. Zu nennen ift hier auch bie 
Leihenfhan und die Leihenöffnung; fchließlicd Die Unters 
fahung ber Leiche bei Bergiftungsverbadht CArfenik 
vergiftung) Durch einen Chemiker. 

Das Befttäudnis des Angeflagten ift auch Beweismittel, Ges 
doch erübrigt das Eingeftehen ber Tat nicht eine Beweisaufnahme, 
wenn bad Bericht dem Geftänbniffe nicht vollen Glauben fchentt; 
Grundſatz der materiellen Wahrheitserforfhung und 
ber freien Beweiswärbdigung). 

Nah Schluß der DBeweisaufnahme erhalten die Staatdsanwalts 
[haft and ber Angeklagte fowie deſſen Verteidiger zu ihren Aus⸗ 
führungen Plaidoyers) und Anträgen dad Wort. Der Staatö- 
anwaltfhaft ficht das Neht ber Erwidberung zu, bem 
Angellagten bezw. feinem Berteidiger gebührt das letzte Wort. 

Hierauf ieht ſich der Gerichtöhof zur Beratung, Abftimmung 
und Abfaffung bed Urteild in das Beratungszimmer zurüd. Die 
Verhandlung ſchließt mit der Berfünbung bed Urteils, bie auch 
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in Fällen, wo bie Öffentlichkeit (wegen Gefährbung ber Staats 
fiherheit 3.8. in Spionageprogeflen ober der Sittlichleit 5. ©. im 
Knppeleis und Unzuchtsprozeſſen) während der Verhandlung aus⸗ 
gefchloflen war, ftetd Öffentlich erfolgen muß. 

Die Hauptverhbandlung vor den Shwurgerichten zeigt 
einige Abweichungen von dem gewöhnlichen Strafprogeffe. Nehmen 
wir an, vor dem Schwurgerichte fiehe der Belegenheitdarbeiter X., 
den die Anklage des Mordes befchuldige. Nach Aufruf der 
Sache und Feſtſtellung des Erfcheinend der gelabenen Zeugen 
und Sachverfländigen wird zunaͤchſt zur Bildung ber Ges 
fhworenenbant gefchritten. Sie erfolgt burh Auslofung 
von zwölf Geſchworenen aus der Zahl der auf der Sprudlifte 
verzeichneten Gefchworenen, wobei fowohl ber Staatsanwaltfchaft 
wie dem Angeklagten bezw. Verteidiger bad Recht ber Ablehnung 
zufteht. 

Die zwölf Gefchworenen Ieiften hierauf den Eid, „baß fie in 
der Anklagefache wider X. die Pflichten eines Gefchworenen getreus 
Lich erfüllen und ihre Stimmen nad beftem Wiſſen und Gewiſſen 
abgeben.“ 

Hierauf folgt die Verhandlung in der Sache felbft: die Vers 
nehmung de Angeflagten und bie Beweisaufnahme. 
Daran fchließt fi die Berlefung ber den Gefhworenen 
geftellten Fragen an. In ber Beantwortung biefer Fragen 
liegt die Aufgabe der Geſchworenen. Sie haben über die Tat» und 
Schuldfragen allein zu entfcheiden, fo daß dem Gerichte (dem rechts⸗ 
gelehrten Kollegium) nur die Straffrage, bie Strafbemef- 
fung, zu beantworten übrig bleibt. Die Fragen werden ben 
Geſchworenen vom Gerichte geftellt uud find fo gefaßt, daß fie mis 
„Ja“ oder „Mein“ zu beantworten find. Man unterfcheidet hiert 
bei Haupts, Nebens und Hilfsfragen. 

Sn unferem Kalle hätte die Hauptfrage zu lauten: 4. Iſt der 
Augeflagte X. fchuldig, am 10. Mai 1909 zu B. deu Banern PanlS. 
vorfäglich getötet und bie Tötung mit Überlegung ausgeführt zu 
haben? (Mord), 

Für den Fall, daß ſich in der Hauptverhaudlung Umflänbe er⸗ 
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geben, die eine andere Beurteilung der Tat möglich machen können 
er Angeflagte behauptet z. B., er habe die Tat nicht mit Über 
legung, fonbern im Handgemenge mit B. auögeführt), wäre noch 
den Gefchworenen die Hilfsfrage zu flellen, ob ber Angellagte 
die Tötung ohne Überlegung ausgeführt hat Zotfchlag). 

An die Frageftelung fchließen fi die Ausführungen und 
Anträge ded Staatdauwaltes und des Angeflagten zur Schulbfrage 
an, und bierauf folgt die Rechtsbelehrung der Geſchworenen 
durch ben Vorſitzenden. Diefer foll fie hierbei, ohne in eine Würdigung 
der Beweife einzugehen, über die rechtlichen Geſichtspunkte belehren, 
bie fie bei der Fragebeantwortung in Betracht zu ziehen haben. 

Nunmehr ziehen fich die Gefchworenen mit einer Abfchrift der ges 
ftellten Fragen iu bad Veratungszimmer zurüd, Hier wählen fie 
zunächft einen Obmaun, ber ihre Stimmen fammelt und den 
Spruch der Geſchworenen nieberfchreibt und unterzeichnet. Das 
Stimmenverhältuid fol in ber Degel nicht angegeben werben. 
Nur bei einer dem Augellagten nadhteiligen Entſcheidung muß er 
fichtlich fein, ob diefe mit mehr als fieben Stimmen und bei Bers 
neinung der mildernden Umftände, ob biefe mit mehr als feche 
Stimmen gefaßt worden ift. 

Haben bie Gefchworenen ihren Sprud, gefällt, fo Fehren fie in 
das Sigungszimmer zurück. Der Obmann verkündet ihn mit den 
Morten: „Auf Ehre und Gewiſſen bezeuge ich den Spruch der Ges 
ſchworenen.“ 

Der weitere Verlauf der Verhandlung hängt davon ab, ob 
ber Spruch auf „nicht ſchuldig“ oder auf „ſchuldig“ gelautet 
hat. Im erſten Falle erfolgt fofort bie Freiſprechung des Ans 
geflagten. Im anderen Falle werben wieberum bie Parteien mit 
ihren Anträgen und Ausführungen gehört, die fi hauptfächlic auf 
die Strafbemeffung — bie Höhe der Strafe — beziehen. Mit 
diefer Strafbemeffung haben die Gefchworenen nichte zu tun. Sie 
liegt dem rechtögelehrten Gerichtshofe ob. 

In unferem Falle haben die Gefchworenen die Hauptfrage nad 
Mord bejaht. Der Gerichtshof hat daher auf die hierfür geſetzlich 
angedrohte Sühne, die Todesſtrafe erfannt. Der Angellagte ver» 
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zichtet auf Einlegung eines Rechtsmittels. Das lirteil wird rechts⸗ 
kraͤftig und damit vollfiredbar. 

Die Strafvollfiredung (von Schöffengerichtöfachen abgefehen) 
iR nicht Sache des Richteramts, ſondern Aufgabe ber Staatsaumwalts 
fhaft. Bei der Tobeöftrafe gilt die Befonderheit, daß das lirteil erft 
dann zu vollfireden ift, wenn bie Entfchließung bed Staatsober⸗ 
hauptes ergangen ift, von bem Begnabigungsrecdhte Teinen Gebrauch 
machen zu wollen. 

Die Begnadigung iſt Verminderung ober Aufhebung ber ers 
fannten Strafe. Sie ſteht zu dem Staatdoberhaupte. Unter Um⸗ 
fländen wirb von ber fog. bedingten Begnadigung Bebraud; ges 
madıt, d. h. von einem Straferlaffe unter ber Bedingung, daß ſich 
der Berurteilte innerhalb einer beftimmten Bewährungsfrift 
nicht von neuem ftraffällig macıt. Namentlich jugendlichen Perfonen 
gegenüber ift die bedingte Verurteilung wohl am Plage, 

Zur Tragung ber Koften eined Strafprogeffed ift in der Regel 
ber verurteilte Angellagte verpflichtet. Einem freigefprochenen oder 
außer Berfolgung gefegten Angeflagten koͤnnen auch bie ihm 
erwachſenen notwendigen Auslagen (Berteibigergebühren) aus ber 
Staatskaſſe erfegt werben. 

Außer der die Regel bildenden öffentlihen Klage kennt bie 
Strafprozeßordnung noch die Privatllage, db. h. die Erhebung 
der Strafflage nicht durch die Staatdanwaltfchaft, fondern durch 
eine Privatperfon. Zuläffig ift das Privatllagverfahren für bie 
auf Antrag zu verfolgenden Beleidigungen (einfache wörtliche oder 
tätlihe Beleidigung, üble Nachrede, Verleumdung) unb Körpers 
verlegungen (leichte vorfäßliche, fowie fahrläffige Körperverlegung). 

Berechtigt zur Erhebung der Privatflage iſt der Verletzte. Iſt 
diefer nicht progeßfähig (unmündig, geiftesrand), fo befitt fein ges 
feglicher Vertreter (Celterlicher Gewalthaber, Bormund) bie Klage 
befugnid. _ 

Wegen Beleidigung (nicht auch wegen Körperverlekung) iſt 
bie Erhebung ber Klage erſt zuläflig, wenn ein erfolglofer Suͤhne⸗ 
verfuc vor einer Vergleichöbehörbe (in Preußen die Schieds⸗ 
männer, in Sadıfen die Friedens richter) vorhergegangen ifl. 
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Died gilt jedoch nur, wenn die Parteien in bemfelben Gemeinde⸗ 
bezirte wohnen. Den Sühneverfudy hat ber Privatfläger zu ber 
antragen. Erfolglos iſt der Sühneverfudh, wenn die erfchienenen 
Parteien ſich nicht einigen koͤnnen ober der Angefchulbigte troß ger 
höriger Ladung ausbleibt. Ein Zwang zum Erfcheinen befteht für 
feine Partel. 

Die Erhebung ber Privatklage gefchieht entweber zu Prot o⸗ 
toll des Gerichtsſchreibers oder durch Einreihung eines 
Schriftfages (der Privatflage). If die Privatllage ordnungs⸗ 
mäßig erhoben, fo wird fie bem Beſchuldigten unter Beflimmung 
einer Frift zur Erflärung mitgeteilt. Nach Eingang der Erklärung 
ober erfolglofem Ablauf der Frift entfcheidet bad Bericht (der Amts⸗ 
richten) darüber, ob das Hauptverfahren zn eröffnen ober bie Privat» 
Mage zurüdzumwelfen if. 

Iſt dad Hauptverfahren eröffnet, fo richtet fi) das weitere Ber, 
fahren nad, benfelben Beſtimmungen, bie für bie öffentliche Klage 
gelten (vergl. oben S. 215). Es gelten jeboch die Einfchränfungen, 
daß Unterfuchungshaft unzuläffig ift nnd daß der Privatfläger, ba 
er im allgemeinen bie Stellung der Staatdanwaltichaft einnimmt, 
nicht ald Zeuge zu vernehmen if. Auch brauchen beide Parteien 
nicht perfönfih im Hauptverhaudlungstermine zu erfcheinen, fie 
können fidy vielmehr durch einen mit fchriftlicher Vollmacht verfehenen 
Rechtsauwalt vertreten laſſen. In diefem alle bleibt jedoch das 
Gericht befugt, das perfönliche Erfcheinen bed Klägers ſowie bes 
Angeflagten anzuorbnen und deu Angeflagten im Weigerungsfalle 
vorführen zn laſſen. Kür deu Privatlläger gilt dann noch bie Be⸗ 
fonberheit, daß feine Privatllage ald zurüdgenommen gilt, 
wenn er zum angefetten Berhandlungstermine nicht 
pänftlic erſcheint ober fih nicht burch einen fchriftlich bevoll⸗ 
mädhtigten Rechtsanwalt vertreten laͤßt. 

Die Zurüdnahme der Privatflage ift jederzeit zulaͤſſig. Meiſtens 
erfolgt fie in der Form eined Vergleiches. Hierdurch und durch 
die Möglichkeit beö Vellagten, eine Widerklage zu erheben, 
ähnelt das Privatklageverfahren bem Zivilprogeffe. Durch die Wider 
age hat ber Befchuldigte bei wechfelfeitigen Beleidigungen und 
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Körperverlegungen die Befugnis, in bemfelben Verfahren auch bie 
Beſtrafung des Klägerd zu. beantragen, 

Der Privatllage nahe verwandt ift bie fog. Nebeuflage Dar 
unter ift der Anfchluß an die von der Staatsanwaltfchaft erhobene 
öffentliche Klage zu verfichen. Ein ſolcher Anfchluß macht fich 
namentlich in deu Källen nötig, in denen ber Berlegte berechtigt 
if, eine Buße für erlittene Schädigung bezw. Kränfung zu vers 
langen, fo 3. B. bei Patents, Urheberrechts⸗, Mufters und Waren 
zeichenverlegungen, im Falle bed unlauteren Wettbewerbe, ber 
Körperverlegung und ber Beleidigung. 


5, Finanzen. 


Der moderne Staat hat eine Fülle der verfchiebenartigften Auf⸗ 
gaben zu erledigen. Er hat bad Reich durch Heer und Marine 
nad außen zu fchügen und er muß im Inneren für Dechtöpflege, 
Unterricht, Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicherheit, Verkehrs⸗ 
wefen, Unterhalt der Straßen, Eifenbahnen, Kanäle forgen. In 
immer wachfendem Maße fallen ihm Aufgaben zu, ein Gebiet der 
menfchlichen Tätigkeit nach dem andern wird an ben Staat über 
tragen, und eine Reihe von Aufgaben, die noch vor wenigen Jahr⸗ 
zehnten iu ben Händen ber Privaten lagen — wie bie Berforgung 
ber Einwohner mit Licht und Wafler, der Betrieb von Straßenbahnen 
— liegen jeßt den öffentlichen Gemeinweien ob. Man hat fich zu 
ber Anfchauung burchgerungen, daß von öffentlichen Körperfchaften 
jene Aufgaben beffer gelök werben koͤnnen als von privaten Unter⸗ 
nehmern, weil fie im allgemeinen weniger auf finanziellen Gewinn 
zu fehen brauchen und daher eher die Interefien ber Allgemeins 
beit wahren können und weil fie auch oft Leichter imſtande find, 
bie enormen Summen aufzubringen, bie zur Herftellung ſolcher Ans 
lagen notwendig find. Man pflegt diefe wachfende Übertragung 
von Aufgaben an die öffentlichen Körperfchaften gelegentlich mit 
dem Worte Staatsſozialismus zu bezeichnen, wobei man bas 
Wort Sozialismus (socius = Genoffe) im Gegenfab zum privaten 
Unternehmer anwendet. 

Es ift in jedem Lande verfchieben, welche Aufgaben ben öffents 
lichen Körperfchaften zugewiefen find und bis zu welchem Grabe. 
Während in Deutfchland falt dad gefamte Unterrichtd- und Schul 
wefen in den Händen ber öffentlichen Körperfchaften rubt, iſt es 
z. B. in England noch bis zu einem hohen Maße ber privaten 
Pflege überlaffen. In anderen Ländern, wie in Frankreich und 
Nordamerika, liegt die VBerforgung der Einwohner mit Waffer und 
Gas meiftend privaten Betrieben ob. 

In Deutfchland kommen ald öffentliche Körperfchaften in 
Betradyt bad Reich, die einzelnen deutfchen Bundesftaaten und bie 
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Gemeinden; in mehreren Staaten haben außerbem Körperfchaften, die 
zwifchen den Gemeinden und bem Staat fiehen, Kreife, Bezirke, Amtes 
hauptmannfchaften oder Provinzen, derartige öffentliche Funktionen. 
Neuerdings bilden fi; auch fogen. Zwedverbände aus. Das find 
Zufammenfaffungen einzelner im übrigen felbftändig bleibender Körper» 
{haften zur Erfüllung beftimmter öffentlicher Zwede. 

Die Teilung ber Aufgaben zwifchen biefen verfchiebenen Körpers 
fhaften hat ſich im wefentlichen hiftorifch entwidelt. Der Schuß nadı 
außen, ber Unterhalt von Heer und Marine, ift natürlich Sache des 
Reiche, ebenfo die Kolonialverwaltung; zu feinen Aufgaben gehören 
ferner Poft und Telegraphie, ſowie ein befchräntter Teil der Juſtizver⸗ 
waltung (Meichögericht) und bie Arbeiterverficherung. Aufgabe der 
einzelnen Staaten ift die Suftigpflege, bie gefamte Polizei, ferner 
ber Unterhalt der Eifenbahnen, Wege und Waflerftraßen und eine Fülle 
anderer, hier im einzelnen nicht anfzuführender Tätigkeitözweige. Der 
Unterhalt der Schule ift zwifchen Einzelftaaten und Gemeinden geteilt; 
meift haben die größeren Gemeinden, bie Städte, felbft für ihre Schulen 
zu forgen, während auf dem Lande der Staat baran zum minbeften 
erheblich beteiligt ift. Es ift intereffant, bei jeder öffentlichen Tätig» 
feit fi Mar zu machen, welcher diefer verfchiedenen Körperfchaften 
die Aufgaben zu fallen, ob dem Reich, den Einzelftaaten, den Kreifen 
oder den Gemeinden, unb dabei ſich zu überlegen, auf welchen Gruͤn⸗ 
ben dies beruht nnd wie es fich hiftorifch entwickelt hat. 

Für diefe Aufgaben bedürfen nun bie öffentlichen Körperfchaften 
großer Gelbmittel, und bie Aufgabe ber Finanzwiſſenſchaft ift eb, 
barzuftellen, wie biefe Mittel aufgebracht, wie fie verwaltet und wie 
fie audgegeben werben. Dabei handelt es fi) um gewaltige Summen, 
benn ber Gefamtbebarf bed Reiches und der Bunbesftaaten beträgt 
— abgefehen von den Ausgaben für Eifenbahnen und andere Ers 
werbseinkünfte — annähernd 4 Milliarden Mark, und anch ber 
jenige der Gemeinden ift mit mehreren Milliarden anzunehmen 
Auf welche Weile werben biefe Summen anfgebradjt? 

Zunächft Laffen ſich die öffentlichen Körperfchaften — Staat und Ge 
meinden — für eine Reihe vou Hanblungen, bie fie verrichten, direkt 
von denjenigen bezahlen, deren Angelegenheiten fie wahrnehmen. Es 
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iſt ſelbſtverſtaͤndlich, Daß diejenigen, die einen Prozeß führen, für bie 
dabei entitchenden Koften felbft auflommen mäüfjen. Jufolgedeſſen ers 
bebt ber Staat für jede gerichtliche Tätigkeit eine Gebühr Wenn 
bie Gemeinde einen Straßenbau vornimmt, mäflen die Aulteger dafür 
thre Beiträge zahlen, wenn eine Behörbe eine Urkunde beglaubigt, 
fo muß eine Gebühr entrichtet werben u. a. m. 

Es ift nun nicht möglich, daß jedesmal im einzelnen berechnet wird, 
wieviel gerabe biefe Amtshandlung Foftet, benn ber Beamte, ber fie 
vornimmt, erhält für das ganze Jahr feinen Gehalt, und es kann nicht 
audeinandergerechnet werben, wieviel biefer Tätigkeit gerabe ber einzelne 
in Anſpruch genommen hat. Daher fegt man gewiſſe Paufhfummen 
feſt für die einzelnen Ganblungen; man fluft z. B. bie Prozeßgebuͤhr 
je nach der Höhe bes Objektes ab, um das geftritten wird. 

Dies ift aber nur ein verhältnismäßig geringer Teil des Aufwands 
von Reich, Staat nnd Gemeinden; ber bei weitem größte Teil wirb 
geleiftet, ohne daß dafür ein ſpezielles Entgelt erhoben wirb. Für 
Heer und Marine, für dad gefamte Volksſchulweſen z. ©. hat der 
Staat in ber Hauptfache une Ausgaben und kaum Einnahmen. 

Zur Befriedigung biefer Bedürfniffe dienen im wefentlichen zwei 
große Einnahmequellen: einmal die Überfchäffe der Betriebs- 
verwaltungen und fobann die Steueru und Zölle 

Bon jeher haben bie Staaten Örundeigentum befeflen, landwirtſchaft⸗ 
liche Betriebe, Domänen genannt. Bis in den Anfang des 19. Jahr⸗ 
hundertö wurde der größte Teil der ftaatlihen Ausgaben aus Domänen 
gebedt, und noch jegt fpielen die Einnahmen baraus eine nicht geringe 
Rolle. Immerhin reichen fie fchon feit langem nicht mehr aus, um jene 
gewaltigen Summen, die Heer, Marine, Schule und biefonitigen Staats⸗ 
aufgaben fordern, aufzubringen. Bielmehr find im Laufe der moder⸗ 
nen Entwidlung eine Reihe anderer Betrieböverwaltungen hinzuger 
fommen. 

Saft in fämtlichen Kulturländern haben bie Staaten bie Poft, 
Telegraphie und meiſt au Telephonie an ſich gezogen. In 
Deutichland find diefe Einrichtungen Sache des Reiches; nur Bayern 
and Württemberg haben ihre eigene Pofts und Zelegraphenverwaltung 
behalten. Die Reichspoſt ift finanziell fo geftellt, daß fie ihren ganzen 
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laufenden Betrieb dedt, genügende Summen erbringt, um bie jähr, 
lichen Neuanfchaffungen zu ermöglichen, vor allen Dingen bie in 
ben letzten Jahren in immer größerem Umfange nötig werbenben 
Anlagen von Zelephonleitungen, unb daß fie außerdem einen aller 
dings nicht fehr erheblichen Überfhuß an die Reichskaſſe abliefert, 
Der Betrieb ber Reichöpoftverwaltung ift in ftändigem Steigen begriffen. 

Finanziel nody wichtiger find die Eifenbahnen; fie find nicht 
überall Eigentum der Staaten, vielmehr in anderen großen Kultur, 
(ändern, wie in Frankreich, England und ben Vereinigten Staaten 
von Amerika, vorzugsweife private Unternehmungen. Auch in Deutfch« 
land war die Anlage ber Eifenbahnen zunächſt Sache ber Privats 
gefellfchaften. Die erften Eifenbahnen, die von Fürth nach Nürnberg 
und von Leipzig nad) Dredben, wurden burch privates Kapital 
auf Grund ber Anregung weitblidlender Kaufleute eingerichtet, aber 
fhon nad; verhältnismäßig kurzer Zeit ging ber Staat baran, auch 
feinerfeitö Eifenbahnen zu bauen, Ihn leiteten weniger finanzielle 
Beweggründe, — man fürdıtete Damals im Gegenteil, daß die An- 
lagen unter Umſtaͤnden noch Berlufte bringen fünnten —, er ging viel» 
mehr von volfdwirtfchaftlichen Erwägungen aus. Die Privatinduftrie 
baute naturgemäß folche Linien, die ſich rentierten, alfo insbeſondere 
da, wo ein größerer Frachtverkehr ſtattfand, wie in ben Induftriellen 
Gegenden und zwifchen größeren, nicht fehr entferut liegenden 
Stäbten; dagegen ließ fie Die mehr landwirtſchaftlichen Landesteile 
außer Betracht, weil hier ein Gewinn aus ber Anlage ber Eifen- 
bahnen zunächft nicht zu erwarten war. Dadurch aber gerieten 
biefe Gebiete gegenüber ben anderen ind Kintertreffen, und ba ber 
Staat fich verpflichtet hielt, für feine verfchiedenen Glieder gleich⸗ 
mäßig zu forgen, fo ging er nun daran, gerade in foldyen weniger 
bevölterten Provinzen Eifenbahnen anzulegen. Die erite große Staats⸗ 
bahn in Deutichland war die von Berlin nad Königäberg i. Pr., 
alfo durch den Ianbwirtfchaftlichen Dften. Sie ift in ber preußifchen 
Geſchichte infofern berühmt geworben, ald fie der Anlaß zur Ein, 
berufung des Bereinigten Landtags im Sahre 1847 war; benn bie 
preußifche Regierung hielt zur Aufnahme der notwendigen Anleihe 
die Zuftimmung einer Bollövertretung nicht für entbehrlich. 
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In ber Mitte der 1870 er Jahre entfchloß fih dann Fürft Bismarck 
zu dem Plane, die beutfchen Eifenbahnen auf dad Reich zu übers 
nehmen. Anch jegt war weniger der Wunfch maßgebend, finanziell 
große Erträge zu erzielen; man wollte vielmehr die Entwidinng bes 
Landes nicht dem privaten Gemwinnintereffe einzelner Gefellfchaften 
anheimftellen und hoffte, burch flaatliche Eifenbahnen die Beduͤrf⸗ 
niffe der Allgemeinheit beffer befriedigen zu können. Kürft Bismard 
ftieß jedoch mit dem Plane von Neichdeifenbahnen bei eins 
zelnen Bundesſtaaten auf Widerftand, die einen erheblichen Teil 
ihres Einfluſſes zu verlieren fürchteten. So fcheiterte ber Plan, 
und Bismard ging nun ftatt deſſen dazu über, die preußiſchen 
Eifenbahnen zu verftaatlihen, was im Laufe des nächſten Jahr⸗ 
zehnte durchgeführt wurde. Die anderen Vunbeöflaaten folgten, 
und fo tft ed gefommen, daß es heute kaum noch größere Privats 
bahnen in Deutfchland gibt. 

Mas damals aus vollöwirtfchaftlichen Erwägungen geihah, hat 
fich im Laufe der Zeit ald ein finanziell glänzendes Geſchaͤft für den 
Staat, zum mindeften für Preußen, erwiefen. Heute könnten viele 
Einzelftaaten ohne die Einnahmen aus den Eifenbahnen gar nicht 
mehr ihren Bedarf decken. In Preußen beläuft ſich der Zufchuß, 
ben die Eifenbahnen nach Abzug aller Koften und nad Berzinfung 
ihres Anlagelapitald an den Staat abliefern, jährlich auf mehrere 
hundert Millionen Dart, und ähnlich, wenn and) nicht in demfelben 
Maße, liegen die Berhältnifie bei den übrigen Einzelftaaten. Je 
ftärfer ber Verkehr anwächſt, defto größer werben auf der einen Seite 
die Ausgaben, die der Staat für die Anlegung neuer Linien und für 
den Unterhalt der beftehenden Anlagen, für die Anichaffung von Loko⸗ 
motiven, für die Befoldung bed Eifenbahnperfonals, für Reparatur, 
werfftätten nfw. machen muß, deſto größer find auf ber anderen 
Seite aber aud feine Einnahmen, nnd zwar kommen die Erträg- 
niffe ganz überwiegend and dem Frachtverkehr, während ber Pers 
fonenverkehr keine erheblichen Überſchüſſe abwirft. Innerhalb des 
Derfonenverkehrd find es vor allem die dritte und vierte Kaffe, 
die infolge ihrer häufigen Benutzung große Einnahmen bringen. 
Für dad Verhaͤltnis zwifchen Ausgaben und Einnahmen bei den 
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Eifenbahnen hat man einen befonderen technifhen Namen. Man ber 
zeichnet das Berhältnis der Ausgaben zu den Gefamteinnahmen als 
Betriebskokffizienten; hat 3. B. ein Staat 1000 Millionen Darf 
Einnahmen aus feinen Eifenbahnen und 600 Millionen Marf Ausgaben 
bafür, fo beträgt der Betriebskoẽffizient 60. Je niedriger er ift, befto beſſer 
ift es für die Finanzen des Staates, je höher er ift, defto geringer find 
feine Überfchüffe. Infolgedeffen ift es der Wunſch jedes Finanzminifters, 
einen möglichit niedrigen Betriebskokffizienten zu erzielen, aber bei der 
Durchſetzung diefer Abficht darf er nicht zu weit gehen. Bernadhläffigt er, 
um einen möglichft großen Überfchuß zu erzielen, die Erneuerung des 
Lofomotivens und Wagenparks, ober verzichtet er auf Die Anlegung neuer 
Eifenbahnen, fo hat das in dem betreffenden Jahre unter Umftänden 
eine gute finanzielle Wirkung, es rächt fich aber in den folgenden Jahren. 
Denn kann die Eifenbahn für die Bebürfnifle der Induftrie nicht genug 
Wagen und Lokomotiven ftellen, fo ftedt der Verkehr, und dann hat der 
Staat naturgemäß Ausfälle. Andererfeitö: baut er rechtzeitig neueLinien, 
fo wird er, wenn dieſe vollendet und in den Betrieb übergegangen find, 
auch wiederneue Erträgebaraus erzielen. Die Eiſen bahnpolitik gehoͤrt 
daher zu den folgenichwerftenAufgabender ſtaatlichenFinanzverwaltung. 

Bei den Tarifen (vergl. hierzu das Kap.7 d, S. 358f.), die ber 
Staat für die Beförderung ber einzelnen Güter aufftellt, darf er fich 
nicht nur von finanziellen, fonbern muß fi auch von volkswirt⸗ 
f&haftlichen Erwägungen leiten laſſen. Es würde am nächiten liegen 
und für ihn am bequemften fein, wenn er die Tarife lediglich nach ber 
Größe oder bem Gewicht der beförberten Waren oder nad) der Mühe 
feftfegte, die diefe für die Beförderung bereiten, In der Tat fpielen 
biefe Momente audy bei der Zarifberedhnung mit; für Güter, die 
einzeln verladen werben müflen und bie daher unbequem zn hand⸗ 
haben find oder einen verhältnismäßig großen Raum eiunehmen 
(iperrige Güter), werden höhere Tarife berechnet als für leicht zu ver, 
kadende Güter, wie Kohlen, bie man einfach in offenen Guͤterwagen bes 
fördern läßt. Aber daneben muß der Staat auch immer daran denken, 
baß er die Intereffen feiner Bewohner wahrnimmt. Er fept daher unter 
Umftänden für Ianbwirtfchaftliche Büter niedrigere Tarife feſt, wenn 
er es für nötig hält, der Landwirtfchaft in ſchweren Zeiten bei 
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zuſpringen. In einzeluen Jahren, wenn z. B. eine uͤberſchwemmung 
oder ähnliche Ereigniſſe eine einzelne Provinz fehr in Mitleidenichaft 
gezogen haben, muß er fogar Notſtandstarife gewähren. Die 
Höhe der Tarife hat für die Volföwirtfchaft, insbefondere für Ins 
duftrie und Handel eine wefentliche Bedeutung. Steinfohlen finden 
fi 3. ©. in Deutichland im weſentlichen uur in Rheinlands Wertfalen 
und in Oberfchlefien. Für eine Mafchinenfabrit iu Berlin iſt es 
nun von größter Bedeutung, wie hoch die Fradıtfäge für Kohlen 
find, ob fie ſich diefe billiger you Rheinland » Weftfalen ober aus 
Dberfchlefien oder etwa auf bem Seewege über Eugland kommen 
läßt. Die Konkurrenzfähigfeit einer ganzen Indufrie faun von den 
höheren oder niebrigeren Tariffägen abhängen. 

Oft widerftreiten ſich auch die Intereffen. Die Iubuftrie wünfcht 
möglichft niedrige Tarife, ber Staat hat aus finanziellen Erwaͤ⸗ 
gungen Intereffe an höheren Tarifen. Aber ber Staat darf auch 
bier nicht zu weit gehen. Setzt er die Tarife fo hoch, daß dadurch 
die induftriele Tätigkeit eingefchränkt wird, fo hat er davon finans- 
zielen Schaden. So fpielt die Tarifpolitit eine fehr wefentliche 
Rolle für die ftaatlichen Finanzen wie für bie Bolköwirtfchaft. 

Wie das Reich bie Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung, bie eins 
zelnen Staaten die Eifenbahnen, fo haben auch die Gemeinden 
große Betrieböverwaltungen. In den meiften deutfchen Städten 
liegt die Verforgung der Einwohner mit Wafler, in vielen Städten 
die Verforgung mit Gas und in einer erheblichen Anzahl you Ge⸗ 
meinden die Berforgung mit Elektrizität und der Unterhalt elek⸗ 
trifcher Straßenbahnen in den Händen der Stäbte. Bier kommt 
ed uun wiederum zu ähnlichen Überlegungen wie bei ber flaatlichen 
Eifenbahnpolitil. Die Städte müflen auf der einen Seite daran 
denfen, möglichft hohe Einnahmen aus ihren VBetrieböverwaltungen 
zu erzielen, um bad meift fehr große Anlagefapital zu verzinfen; 
fie müflen auf ber anderen Seite aber vor allem für eine mög⸗ 
lichſt gute Befriedigung jener Bebürfniffe ihrer Bürger forgen. 
So fpielen für zahlreiche Gemeinden dieſe Fragen, ob z. B. eine 
Stadt eine elektrifche Straßenbahn übernehmen foll ober nicht, eine 
ganz wefentliche Rolle. Im ganzen Läuft in Deutfchland die Ent» 
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wicklung fo, daß mehr und mehr Waller, Gas⸗, Elektrizitaͤtswerke 
und Straßenbahnen, daneben aber auch andere Anlagen, wie 
Schlachthoͤfe, Markthallen ufw. in ftäbtifchen Befig übergehen, und 
zwar nicht fo fehr, weil die Städte damit im ganzen ein glänzens 
bed Gefhäft machten, ald vielmehr aus den eingangs bargeftellten 
volfswirtfchaftlicdhen Rüdfichten. 


Die Überſchüſſe der VBetriebsverwaltungen decken ben einen Zeil 
der Staatöbedürfniffe; den bei weitem größeren Teil aber erbringen 
bie den einzelnen Einwohnern auferlegten Steuern und bie an 
ber Grenze erhobenen Zölle, 

Die Erhebung von Zöllen durch bie Randesfürften und die Bes 
willigung von Steuern durd die Stände haben überall in 
ber Gefchichte feit dem Ausgang bes Wittelalterd eine große Rolle 
gefpielt. Wan erinnere fi an die außerorbentlihen Schwierig» 
feiten, die die deutfchen Kaifer hatten, die Meichöftände zur Bes 
willigung des fog. „gemeinen Pfennigs“ zu bewegen, ben fie vor 
allem für ihre Nömerzüge brauchten, fpäter auch zur Verteibigung 
bed Reichs gegen den Aufturm der ZTürfen. Die Stäude Tiefen 
fich im allgemeinen nur ſchwer zur Bewilligung dieſer Steuern her» 
bei, und in der Regel nicht, ohne daß fie auf ber anderen Seite 
von den Kaifern oder in den einzelnen Ländern von ihrem Landes⸗ 
fürften wefentliche Vorteile und Rechte eingetaufcht hätten. 

Es gehört zu ben iIntereflanteften Aufgaben der Gefchichte, bie 
Einführung und allmähliche Ausgeftaltung der Steuern barzuftellen. 
Hier kann ed nur daranf anfommen, feitzuftellen, wie es heute ift. 

Die wichtigfte Steuer, an bie man vor allem zu benfen pflegt, 
wenn man vom Steuerzahlen fpricht, ift die Einftommenfteuer. 
Sie wirb erhoben von den jährlichen Einnahmen, die ber einzelne 
Saushaltungevorftand hat, und zwar veranlagt man fie jegt in allen 
modernen Staaten verfchieden je nach ber Höhe des Einkommens. 
Dan fagt fidh, daß der, ber 20000 Mark Einfommen hat, unends 
lich viel leiftungsfähiger iR und daher leichter Steuern zahlen fann, 
ald der mit 2000 Mark Eintommen u. f. f. So fchreitet man in 
der Steuerſtala von einem niedrigen Gap zu immer höheren Sägen 
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vor; ed wird z. B. von einem Einkommen von 900 Marl eine 
Steuer von 0,1%, erhoben, dagegen von einem Einfommen von 
mehr ald 100000 Merk eine foldhe von 5%. Wan uenut biefe 
Steuerveranlagung progreffiv. Diele Syſtem ift uns heute allen 
in Fleiſch und Blut übergegangen; es befleht aber, zum mindeſten 
in Deutichland, allgemein faum länger ald ein Menſchenalter. Noch 
bis in die Mitte ded 19. Sahrhunderts hinein erhob man die Steuern 
nach dem Kopf, gleichviel, wieviel Einkommen ber einzelne hatte. 

Bei der Einfommenfteuer fann man in hohem Maße au auf 
bie einzelnen Berhältnifle des Gteuerpflichtigen Rüdficht nehmen; man 
geftattet, daß für Schuldzinien Abzüge gemadıt werben, man berüds 
fihtigt die Kinderzahl, fo daß zum minbeften in den unteren Einkommens⸗ 
ſtufen berjenige, ber viele Kinder bat, weniger zu bezahlen braudyt 
als der Kinderlofe oder ber Unverheiratete; man erlaubt ferner, daß 
Auslagen für Arzt und Kurkoften abgezogen werden bürfen u. f. f. 
Deshalb if eine progreffive Einfommenfteuer die gerechtefte, bie es 
gibt, und in gewillem Sinne das Ideal aller Steuern. Zuerft einge 
führt wurbe fie in Euglaud, von wo fie dann allmählich in bie meiften 
Kulturftaaten vorgebrungen ift; nur in Frankreich befteht fie noch 
nicht, dafür hat mau dort aber höhere Luxus⸗ und Aufwanbdfteuern. 
Im einzelnen deutichen Staaten, wie in Bayern und Medienburg, 
finden ſich flatt ber allgemeinen Eintommenfteuer Abgaben auf die 
einzelnen Arten bed Einkommens aus Grundbeſitz, Kapitalzine, Lohn 
und Gehalt u. f. f. Diefen ſpeziellen Eintommenfteuern verwandt 
find die fogenaunten Ertragsfteuern, von denen vor allem zu 
erwähnen find: Grund», Miet, Wohn, Gebäudes und Gewerbes 
fteuer, leztere als Abgabe auf den ftehenden &ewerbebetrieb nnd 
dad Wandergewerbe, auch auf Bergwerke und Eifenbahnen. Für 
fie alle ift charafteriftifch, daß man den Ertrag beflimmt, den eine 
beftimmte VBefchäftigung, wie Landwirtfchaft, Gewerbe, Handel ab» 
wirft oder auch abzumwerfen pflegt. Die Ertragäfteuern find im all 
gemeinen älter ald die Einfommenfteuern; ed lag nahe, die „Steuer⸗ 
ſchraube“ an dem „anzufegen”, was ſich ſinnlich greifbar bot. Ju 
mehreren deutſchen Bunbesftaaten, fo in Preußen, ift man jebt gu 
einer Scheidung gelangt, und zwar derart, daß ber Staat bie Ein⸗ 
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fommenfteuer, die Gemeinden die Ertragäftenern erheben; in Sachſen 
it die Grundſteuer ftaatlich, die Gewerbefteuer fommunal. 

Bon Bedeutung ift bei der Einfommenfteuer die Art, wie bie 
Beranlagung und Erhebung vor fi geht. Wir haben jetzt durch⸗ 
gängig die Selbftdeflaration, d. h. der einzelne erhält einen 
Steuerbogen zur Ausfülung und muß dann verfichern, nad beſtem 
Wiffen und Gewiſſen bie einzelnen Poften angegeben unb audges 
füüt zu haben. Auf wiffentlic, falfche Angaben find Strafen gefegt. 
Aber der richtige Eingang der Steuern ift weniger von diefer Straf 
androhung abhängig ald von dem Gemeinfinu und dem Berant- 
wortlichteitögefühl der einzelnen. Die fchärfften Strafen helfen 
nichts, wenn nicht der einzelne Bürger felbii von der Pflicht durch⸗ 
drungen ift, fein Einkommen richtig anzugeben. Beſteht in einem 
Gemeinwefen ein flarfer Sinn für bie allgemeinen Intereffeu, fo 
wird die Steuer reichlid und ehrlich bezahlt werden, ohne daß es 
irgend welcher Nachprüfung bebürfte, In der Hanfalladt Bremen, 
wo man bie Einfommenfteuer fchon ziemlich lange befaß, war es 
bis vor einem Menfchenalter üblich, daß gar Feine Deklaration ers 
folgte, fondern daß einmal im Jahre der Bürger aufs Rathaus 
ging und dort in einen verbedten Kaften die Summe hineinwarf, 
mit ber er ſich felbft eingefchägt hatte. Dann führte die Bremer 
Verwaltung, weil fie glaubte, nach bem modernen Berfahren beflere 
Erträge erzielen zu können, eine Deflarationspfliht mit hohen 
Strafen ein, Aber zu allgemeiner Berwunberung fiellten fih bie 
Erträge nunmehr geringer als vorher; ber Grmeinfinu ber Bremer 
war ſo hoch entwidelt gewefen, baß fie aus ihrem eigenen Berants 
wortlichleitögefühl heraus cher zu hohe ald zu niedrige Steuern 
entrichtet hatten. Leider if ein ſolches Gefühl verhältnismäßig nicht 
fehr weit verbreitet. Es gibt zahlreiche Leute, bie, von ber Bors 
ftelung ausgehend, daß man ihnen ihr Einfommen doch nicht fo 
genan nachrechnen Fonnte, zu wenig Steuern bezahlen, und bei 
vielen Menſchen, die ſich ängftlich fcheuen würden, ihren Mit 
menfchen zu Abervorteilen, ift noch die Anficht verbreitet, den „Fiskus“ 
zu betrügen, fei nicht ehrlos. 

So gerecht auch eine Einkommenſtener ift, fo bedarf fie Doch nad) 
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einer beftimmten Richtung noch ber Ergänzung. Wer ein Vermögen 
vou 100000 Mark hat, nichts tut und jährlich daraus 4000 Marf 
Zinfen, alfo 4000 Darf Eintommen bezieht, ift viel fleuerfähiger als 
der, der gar fein Vermögen hat und ſich durch feine Arbeit ober 
feinen Beruf 4000 Mark erwirbt. Wirb er krank und muß er feinen 
Beruf oder fein Gefchäft aufgeben, fo hat er nichtd mehr, der Rentner 
aber mit 100000 Mark Vermögen fieht in ſolchem Falle ebenfo 
gut ba wie vorher. Deshalb muß man billigerweife die Einfommens 
fiener ergänzen durch eine Bermögensfteuer, wie dies z. B. in 
Preußen, Sachſen und anderen Bundesftaaten gefchieht. Eine folche 
Steuer von Vermögen iſt prozentual niedriger als die vom Einkommen. 
So wird in Preußen von je 1000 Mark Bermögen ein Betrag von 
0,50 Marf erhoben, aber nur, foweit ed 20000 Marf überfteigt. 

Ganz eng mit der Einkommen⸗ und Bermögenöfteuer hängt bie 
Erbfhafrsfteuer zufammen, die erhoben wirb in bem Augeublid, 
wo der Nachlaß eine Berfiorbenen an beflen Kinder oder Ber 
wandte oder Teftamentderben übergeht. Auch diefe Steuer trifft den 
keiftungsfähigen. Wer eine hohe Erbfchaft macht, kann leichter etwas 
abgeben, als der, der wenig erbt. Auch hier wird im allgemeiuen 
abgeftuft, und zwar in doppelter Richtung: einmal nad) der Höhe 
der Erbfchaft, die dem einzelnen zufällt, ober nach der Höhe bes 
vorhandenen Nachlaffes, dergeftalt, daß etwa bei 20000 Mark Erb- 
fhaft nur 1,9%, bei einer Millionenerbfchaft dagegen A oder 5%, 
erhoben werben, ſodann nach der Nähe des Berwandtichaftsgrabes, 
der zwifchen dem Erblafler und dem Erben befteht. Wer feinen 
Bater beerbt, tft meift weniger gut in der Lage, Steuern zn ent» 
richten als ber, ber feinen Onkel beerbt, wenigftend wenn er von 
feinem Bater bis dahin unterhalten wurbe. 

Die Erbichaftöfteuer hat noch eine ganz beſonders gänftige Wirkung 
für die Finanzen. Sie zwingt nämlich dazu, dad Bermögen und 
Einfommen bei Lebzeiten richtig anzugeben. Hat man ed zu niebrig 
beflariert und ftellt fi nach dem Tode ein Nachlaß heraus, der 
weit höher iſt ald das vorher eingefchägte Vermögen, fo ift das eine 
fchwere Bloßftellung des Verftorbenen, und die Steuerhinterziehung 
wird gerechterweife mit ſtarken Zufchlägen auf bie Nachlaßſteuer 
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beftraft. Im deutfchen Reiche gibt ed nur eine Erbfchaftöftener auf 
Seitenverwandte; die Einführung einer Erbichaftöfteuer für Kinder 
und Ehegatten wurde in Sommer 1909 vom Reichstage abgelehnt. 

Eintommens, Bermögend- und Erbfchaftöfteuer treten immer mehr 
in den Vordergrund bed Steuerſyſtems, weil fie infolge ber Mög» 
lichleit der Abftufung nad dem größeren ober kleineren Beſitz bie 
gerechteiten Abgaben barftellen und weil fie in dem Maße, ald der 
allgemeine Wohlftand zunimmt, auch für den Staat wachſende Er⸗ 
träge abwerfen. Trotzdem iſt es nicht möglih, anf ihnen allein 
ein Steuerfpftem zu begründen, denn man fann bie Einfommenftener 
nicht über ein gewilfed Maß hinaus feitfegen, will man nicht bie 
Unternehmungsluft der einzelnen, ihren Eifer im Erwerben und Ber, 
dienen hintanhalten. Deshalb erhebt man überall auch Abgaben, 
die die Allgemeinheit belaften, gleichgültig, ob die einzelnen davon 
Betroffenen Vermögen haben oder nicht, nnd zwar in ber Form 
von Abgaben auf den Berbraud. In früherer Zeit befteuerte 
man zunähft Brot und Fleiſch. Beide Steuern aber verteuern uns 
entbehrliche Xebensmittel unb find baher für die ganze Volkswirt⸗ 
fhaft aͤußerſt ſchaͤdlich; fie find daher in den meiften Staaten ganz 
befeitigt.” Eine Mahlſtenuer wirb in Deutſchland überhaupt nicht 
mehr, eine Schlachtſteuer nur noch in Sachſen und in einer Reihe 
von Gemeinden, auch hier aber nur noch bis zum 31. Dezember 1912, 
erhoben. Defto mehr ift man dazu übergegangen, bie allgemeinen 
Genußmittel, indbefondere Bier, Wein, Branntwein und Tabak 
mit Abgaben zu belegen. Dies Läßt ſich nun nicht fo machen, daß 
man von dem einzelnen Berbrauher — dem Konfumenten — in 
bem Augenblid, wo er fein lad Bier trinkt ober feine Zigarre 
raucht, bie Steuer erhebt, weil dies ein unendlich umftänbliches 
Verfahren fein würde, fondern man madıt ed fo, baß man ben 
Brauer, der bad Bier braut, den Brenner, der den Branntwein 
produziert, den Tabakfabrikanten, der die Zigarren herftellt, mit der 
Steuer beiegt und es ihm dann überläßt, durch einen Preisauffchlag 
bie an den Staat abgeführte Summe wieber von dem Berbrauder 
einzuziehen. Man will, wenn man berartige Berbraudsfteuern 
auferlegt, nicht etwa das betreffende Gewerbe, die Brauer oder 
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Brenner oder Tabaffabrifanten befteuern, fondern man will genau 
fo den einzelnen treffen, wie man es bei der Einfommenfteuer tut. 
Das kann man aber nicht auf direktem Wege erreichen wie bei 
ber Einfommenfteuer, fonders nur auf dem indireften Wege über 
die beteiligte Induftrie, und beshalb nennt man alle dieſe Ber» 
brauchöfteuern auch inbirelte Steuern im Gegenſatz zu ben Eins 
fommen und Bermögensfteuern, bie man ald Direkte bezeichnet. 
Dabei ergeben ſich hier nun infofern große Schwierigfeiten, als im 
einzelnen Falle der Fabrikant nicht immer genau biefelbe Summe 
burd; einen Preidauffchlag wieder einholt, Die er an den Staat gezahlt 
hat. Ift die Marktlage für ihn gut, fo kann er einen höheren Preis⸗ 
auffchlag nehmen und, während z. ®. die Steuer nur 1 Pfennig für 
den Liter Bier ausmacht, von dem Gaftwirt 3 Pfennige für den 
Liter einziehen, biefer wieder von bem einzeluen Gaſt 5 Pfennige 
für den Liter. Es kann aber auch auders fommen. Geht infolge 
der Verteuerung der Genußmittel der Konfum zurüd, ſchraͤnkt ber 
einzelne Berbrauder feinen Bebarf an Bier ober Tabak oder Brannt⸗ 
wein ein, fo baß der Kabrifant weniger verlaufen kann ale biöher, 
fo bat er tatfächlih von der Steuer, bie er felbft nicht bezahlen 
ſollte, dod einen Nachteil. Es iſt volföwirtfchaftlich von großer 
Bedeutung, ob und in wiefern es der einzelnen Induſtrie gelingt, 
die Steuer auf die Verbraucher „abzumwälzen”; man kanu bie Ab- 
waͤlzbarkeit einer Steuer nie genau vor deren Einführung berechnen. 
Im Sahre 1906 wurde die Braufteuer vom Reiche erhöht. Damals 
gelang ed den Brauern nicht, fie auf die Verbraucher abzumwälzen, 
und die Brauereien haben infolgebeflen eine Reihe von Sahren 
fchlechte Erträge gehabt. Im Jahre 1909 erhöhte man die Braus 
fteuer wieder, und zwar um mehr ald das doppelte der Erhöhung 
von 1906, und diesmal gelang der Mehrzahl ber Brauer die Weiters 
wälzung, fo baß fie vielfach im Jahre nad der Einführung ber 
Steuern befjere Erträge hatten ald vorher. Hier fann der einzelne, 
wenn er ſich mit offenen Augen im Wirtfchaftsleben umfieht, ſehr 
intereflante Beobachtungen machen. Jedesmal, wenn man von Ers 
höhung einer Steuer lieft, follte man ſich klar machen, wieviel man 
vorher bezahlt hat und wieviel man nachher bezahlen muß, wie bies 
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in den einzelnen Landes⸗, in den einzelnen Stadtteilen verfchieben 
ift, und fich felbft berechnen oder berechnen laffen, wieviel wohl ber 
einzelne Fabrikant oder Händler aufichlagen müßte, um bie Stener 
wieder einzuholen. 

Diefe Steuern anf den Maffenverbraud an Genußmitteln 
haben den großen Zorteil für die Staatöfinanzen, baß fie fehr viel 
einbringen, aber fie haben andrerjeitö den großen Nachteil, daß fie 
feine Nücficht darauf nehmen, ob der einzelne zu den Beſitzenden 
ober zu den Michtbefigenden gehört, ob er leiftungsfähig ift oder 
nicht. Es kann fogar kommen, daß hier der Arme mehr bezahlen 
muß ale der Bermögende. So ift e8 z. B. bei der Salzfteuer. Diefe 
wird auch von dem Fabrifanten erhoben und dabei natürlich feine 
Rädficht darauf genommen, wer dad Salz kauft. Tatſaͤchlich braucht 
aber bei und in Deutfchland die ärmere Bevölferung befonders 
wegen bed flarfen Konſums von Kartoffeln eine erheblich höhere 
Menge Salz ald die Wohlhabenden, und beöhalb fpricdht man bei 
ber Salzfteuer von einer umgekehrten progreffiven Abgabe, 
weit fie eben nicht mit der Größe des Einkommens fteigt, ſondern 
nmgelehrt: je geringer bad Einfommen, defto höher iſt fie. 

Es werden aber nicht allein die biöher angeführten Artikel, wie 
Bier, Wein, Branntwein, Tabaf, Salz, Zuder befteuert, fonbern 
auch alle möglichen anderen Verbrauchs⸗ und Gebrauchsmittel, wie 
Bündwaren, Leuchtmittel nfw. 

Zu den bdireften und Verbrauchsſteuern, wie fie eben gefchilbert 
wurden, fommen noch weitere: die Berfehröfteuern. Es iſt bei 
und vorgefchrieben, daß beim Verkauf von Wertpapieren, von 
Zotterielofen, von Frachturkunden, von Schedd, — in anderen 
Länbern aud) für alle Quittungen oder Rechnungen — eine Stempels 
marfe auf dem betr. Papier ober ber dazu audgeftellten Schiußs 
note nſw. angebracht werden muß, und aus dem Verkauf biefer 
Stempelmarfen erzielt der Staat hohe Beträge. Diefe Abgabe läßt 
fidh verhältmismäßig leicht und mühelos eintreiben. Sie wirb von 
dem einzelnen meift in Fleineren Summen entrichtet und fällt ihm 
daher im Angenblid nicht fehr zur Laſt; fie ift aber nicht fo ges 
recht wie bie Einfommenftener, weil fie auf bie Leiftungsfähigkeit, 
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das Vermoͤgen, bie beſonderen Verhaͤltniſſe des Steuerzahlers keine 
Rückſicht nimmt. Iſt ſie ferner zu hoch, ſo kann ſie zu einer Ein⸗ 
ſchraͤnkung des Verkehrs führen. Es muß daher auch hier im Einzel⸗ 
falle forgfältig abgewogen werden, wie weit man in ber Beſteuerung 
ſolchen Verkehrs gehen kann. 

Es if nicht immer möglich, eine fcharfe Grenze zwifchen den ein- 
zelnen Steuerarten zu ziehen, 3. B. zwiſchen Berfehräfteuer und 
birefter Stener. Auf ber Grenze zwifchen beiden fteht bie im 
ber legten Zeit viel eroͤrterte Wertzuwachsſtener. Sie wird ers 
hoben, wenn jemand fein Grundſtück veräußert, alfo nur bei einem 
Umfag von Grundſtücken, nud infofern if fie eine Berfehröftener; 
andererfeitd aber wird fie nicht etwa von jedem Grundſtücksverkauf 
gleichmäßig erhoben. Wan ftellt feſt, für wieviel der Eigentümer 
bad Grundſtück erworben, und vergleicht damit, wieviel er jet 
dafür befommen hat. Zu feinem ehemaligen Erwerbspreis darf er 
die Aufwendungen hinzurechnen, bie er ingwifchen gemacht hat; 
was dann noch übrig bleibt, das ift der Wertzuwachs, ben fein 
Grundſtück erfahren hat, und von dieſem Wertzumadye, der naments 
lich in den großen Städten oft fehr ftarf ift, wird die Steuer ent 
richtet. Es ift nämlich durch das gewaltige Zufammenftrönen der 
Menſchen in den Städten und Sinbuftriegebieten der Preis bee 
Grund uud Bodens außerordentlih in die Höhe gegangen. Wer 
nun fein Grundſtück in Händen behalten bat, der madıt bei der 
fhließlichen Veräußerung einen großen Gewinn, und zwar einen, 
ju dem er nicht oder nur wenig beigetragen hat; denn daß der 
Preis für fein Grundftüd jept fo hoch ift, das kommt im weſent⸗ 
lichen daher, daß inzwifchen Staat und Gemeinde große Aufwendungen 
gemacht, Straßenbahnen gebaut haben nfw. Deshalb iſt eö eine 
durchaus gerechte Idee, von diefem unverdienten Wertzuwachs 
bed einzelnen eine Abgabe zu erheben. Nur macht ed im Einzels 
falle große Schwierigkeiten, dasjenige, was der Befiger felbft zur 
Berbeflerung feines Grundftüdes beigetragen hat, und basjenige, was 
ihm ohne fein Zutun zugewachſen ift, auseinander zu halten. 

Man fieht aus alledem, welche Fülle verfchiedener Womente für 
eine gute Steuerpolitif in Betracht fommen. Der berühmte 
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fhottifhe Nationalöfonom Adam Smith hat fhon am Ende des 
48, Jahrhunderts die Grundfäge, die jede Öffentliche Körperfchaft 
babei verfolgen follte, in einer Reihe von Forderungen zufammens 
gefaßt, die im weſentlichen auch heute noch Geltung haben. Dan 
fann darnach folgende Grundfäge anfftellen: 

4. Sede Steuer fol gerecht fein, d. h. fie fol den Leiftungsfähigen 

und Befigenden fchärfer treffen ald den Bermögenslofen. 
Die Steuer muß ergiebig fein. Man fol keine Steuern aufs 
erlegen, die nichts bringen, auch wenn fie noch fo gerecht find. 
Ed werden jährlidy eine Fülle neuer Vorfchläge auf einzelne 
Luxusartikel, z. B. Damenhüte, gemadıt. Aber man muß bas 
bei immer bebenfen, baß nur wenig aus einer foldhen Abgabe 
herausfommt; insbefondere darf man nur folche Steuern aufs 
erlegen, die nicht zu hohe Verwaltungskoſten verurfachen. Wenn 
bie Verwaltungskoſten mehr als 10°), der Steuer verfchlingen, 
fo muß man ſchon ein gewiſſes Wißtrauen haben, ob bie 
Steuer vernünftig tft. 
Die Steuern müffen allgemein fein, d. h. fie müflen alle Bes 
völferungsfreife gleichmäßig treffen. Das war früher, beſonders 
im Wittelalter, durchaus nicht der Kal. Heute wird bie 
Steuer ohne Anfehen der Perfon auferlegt, aber auch heute 
noch fommt es vielfach, vor, baß eine Abgabe eine Berufs⸗ 
Hafle, einen Erwerbszweig fchärfer trifft ald den anderen, und 
fo verlangt man auch heute noch bei jeder Abgabe, baß fie 
alle Bevölferungsfreife gleichmäßig treffe. 

4, Die Steuern müffen für den einzelnen möglichft fchonend um⸗ 
gelegt werden; fo erhebt mau die Einfommenfteuer nicht in 
einer Jahresſumme, fondern halbs oder vierteljährlich. 

Die biöher behandelten Steuern und Abgaben werden im Inlande 
erhoben. Dan legt nun auch Abgaben auf die vom Auslande ein, 
gehenden Produkte; das find die Zölle. Sie werden fo erhoben, 
baß man entweber die betreffenden Waren in bemfelben Maßftabe 
beftenert wie die einheimifchen, ober daß man von den ausländifchen 
Artiteln eine noch, höhere Abgabe erhebt. 

Die Zölle find aber außer für die Finanzen auch für bie übrige 
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Volkswirtſchaft von großer Bedeutung. Man iſt ſchon ſeit mehreren 
hundert Jahren auf den Gedanken gefommen, bie heimiſchen Pro⸗ 
dukte von Induſtrie und Landmwirtfchaft vor ber Konkurrenz ber 
andländifchen Dadurch zu ſchützen, daß man auf legtere einen Zoll 
legt. Dadurch werben dieſe teurer, und nun if auch ber einheimifche 
Produzent in ber Lage, einen höheren Preis zu nehmen, ale er es 
ohne den Zoll gegenüber der ausländifchen Konkurrenz hätte tun 
fönnen. Derartige Zölle bezeichnet man, weil fie der inländifchen 
Produktion einen Schug gewähren follen, als Schugzölle, im 
Gegenfag zu ben oben erwähnten Zöflen, bie man von den heimis 
ſchen und den andländifhen Probuften gleichmäßig erhebt und bie 
mau, weil fie nur finanzielle Zwecke haben, Finanzzölle nennt. 
Die Schupzölle haben alfo eine doppelte Aufgabe; einmal bringen 
fie dem Staat Einnahmen, fodann aber verfchaffen fie den heimi- 
fhen Landwirten ober Induftriellen Borteile gegenüber bem aus⸗ 
ländifchen Wertbewerb. Sind die Zölle fo hoch, daß fie eine Ein- 
fuhr ganz unmöglidy machen, fo fpricht man von Prohibitivzoͤllen. 

Der Gedanke, durch ſolche Schupzölle ben eigenen Gewerbefleiß 
und Landbau zu fördern, liegt in der Tat fehr nahe nnd hat etwas 
überaus Berlodended. In Dentichland hat man jegt ein ausgebil⸗ 
detes Zollfyftem und beftenert, wenn vom Ausland eingeführt, Ges 
treide, Vieh, Futtermittel, induftrielle Stoffe, wie Roheiſen, Halb⸗ 
feide, Garn, endlich fertige Waren, wie Kleider, Schuhe, Maſchinen uſw. 
Das Schutzzollſyſtem hat aber auch feine großen Gefahren; denn 
auch die anderen Staaten gehen dazu über, Zölle zu erheben, und 
dies ift für Diejenigen heimifchen Produzenten, die ihre Waren ine 
Ausland abfegen möchten, ebenfalls ein großer Nachteil. Wenn 
alfo z. B. Deutſchland gegenüber dem ruffifchen Getreide zum Schuß 
der deutfchen Landwirte einen Zoll erhebt, fo bringt dies für bie 
deutfche Mafchinenindnfirie, die Maſchinen nah Rußland ausführen 
möchte, die Gefahr mit fi, daß nun Rußland auf deutſche Maſchinen 
einen Schugzoll legt. So fagt man, daß Schutzzoͤlle eine anſteckende 
Wirkung haben. Erhöht einer der großen Staaten feine Zölle, fo 
hat dies in der Regel zur Folge, daß nad; längerer ober fürzerer 
Zeit auch die anderen Staaten folgen. 
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Diefed Schutzzollſyſtem, auch Protektioniemus genannt, bringt noch 
eine andere große Gefahr. In unferer heutigen Volkswirtſchaft iſt es 
unmöglich, daß ein Land alle Güter, die ed braucht, ſelbſt herſtellt, 
einen Zeil muß ed immer vom Auslande beziehen. Deutfchlandb führe 
z. B. jährlich fürd—5 Milliarden Mark Rohftoffe zu Induſtriezwecken, 
z. B. Erze, Baumwolle, Seide nfw. ein, ferner importiert es Getreide, 
Mafchinen und andere fertige Waren. Ähnlich ift es in allen anderen 
Staaten auch. Sie koͤnnen nicht alle Güter felbft herftellen, fondern 
müflen einen Zeil einführen nnd andere wieder ausführen. Wenn 
dies aber fo tft, fo ift e& für das einzelne Land am vorteilhaftelten, 
ſolche Waren herzuftellen, für die ed nad feiner Bodenbefchaffen- 
heit, feinem Klima, der Anlage und Erziehung feiner Bevölkerung 
am beften geeignet if. Es würde 5. B. in Deufchland mit gewaltigen 
Koften allenfalls möglich fein, Baummolle oder Seide herzuftellen; 
es tft aber unendlich viel zwedmäßiger, Baummolle oder Seide aus 
füdlichen Ländern zu beziehen, wo fie infolge günftiger Berhältniffe 
leicht erzeugt werden, und bafür dorthin Wafchinen ober fertige 
Kleider oder andere Probufte einer auf hoher Technik beruhenden 
Induſtrie andzuführen. So entwickelt fih zwifchen den verfchiebenen 
Ländern eine Art Arbeitsteilung, jedes ftellt dad her, wozu es 
am beften geeignet ift und wobei ed am meiften verdient. Diefe 
Entwidelung wirb nun burd bie Schupzölle unterbunden. Gie 
bringen ed mit fih, daß unter Umftänden einzelne Artikel, für 
deren Erzeugung das betreffende Land gar nicht geeignet ift, fehr 
im Preife fleigen und die Unternehmer anloden, barin ihren @rs 
werb zu fuchen und dafür andere Erwerbszweige zu vernadhläffigen, 
für die fie beffer qualifiziert wären. Es ift z. ®. in Deutfchland 
unmöglich, alles Vieh felbft zu züchten, das man zur Ernährung 
des Volkes braucht, nnd gleichzeitig alle Futtermittel herzuftellen. Des⸗ 
halb muß man fich entfcheiden, ob man lieber Viehzucht treiben oder 
lieber Futtermittel produzieren will. Auf beide einen hohen Zoll zu 
legen, fann für die ganze Volkswirtſchaft ſchaͤdlich fein. Für die induſtrielle 
Entwicklung eined Landes kann ed von größter Bedeutung werben, 
ob man die Zölle nnr auf die fertigen Waren legt, bei denen ein 
verhältnismäßig hoher Koftenanteil auf Löhne und Eutſchaͤdigung für 
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technifche Arbeit entfällt, oder ſchon auf Halbfabrikate, bei denen 
neben diefen Arbeitstoften die Örundrente eine wefentliche Rolle fpielt. 

Wenn eine junge Induftrie, die an ſich große Entwicklungsmög⸗ 
lichkeiten in ſich trägt, bem übermäßigen Wettbewerb bed Auslandes 
gegenüber fo lange gefchügt wird, bis fie zu voller Entfaltung gelangt 
iR, dann fpriht man mit dem berühmten fchwäbifchen Volkswirt 
Friedrich Lift, der fidh befonderd um die Entwiclung des deutichen 
Eifenbahnwefens große Verdienfte erworben hat, von Erziehungs» 
söllen. Kommt der Zoll dagegen einer bereit hocdhentwidelten 
Induſtrie zugute, fo führt dies leicht dazu, daß fie ſich Eartelliert, 
die Preife im Inland fleigert und dafür ind Ausland billiger vers 
fauft, ein Berfahren, das ber heimiſchen Induftrie insbefondere 
dann fchädlich werden fann, wenn ed unentbehrlidhe Produktions 
mittel wie Eifen trifft (ſog. indirekte Ausfuhrprämien) So 
war z. ®. ber gegenwärtige deutliche Roheiſenzoll bei feiner Eins 
führung (1879) dadurch gerechtfertigt, daß die Produktionskoſten 
in Deutfchland erheblich höher waren als in England, weil man 
für die zur Stahlbereitung erforderlichen fpanifchen Erze erheblich 
höhere Fradıten bezahlen mußte. Dann lernte man aber insbefonbere 
durch die Erfindung von Thomas und Gilchriſt auch die bis dahin 
unbenugbaren phosphorhaltigen deutichen Minette⸗Erze verwenden, fo 
daß fich nach einigen Jahren die Produktionskoſten nicht höher ftellten 
als in England. Gleihmwohl behielt man den Eifenzoll bei, und Dies 
ermöglicht nun den Syndilaten, im Inland um den ganzen Zollbetrag 
teurer zu verlaufen und dafür dem Auslande bad Eifen billiger zu liefern. 

So fehen die Dinge vom Standpunkte der Produzenten aus; für 
die Konfumenten fommt vornehmlich in Betracht, daß der Zoll ihnen 
bie Waren verteuert. Hieraus entfteht der große Gegenſatz: das Inter» 
efle, das die Getreide verfaufenden Landwirte an hohen Preifen, und 
das Interefle, dad die gefamte Brot verzehrende Bevölkerung, insbeſon⸗ 
dere bie induftriellen Arbeiter, an niebrigen Getreidepreifen haben. 

Die Folge diefer Intereffengegenfäge ift ein beftändiger Kampf 
zwiſchen Schußzoll und Freibandel. Bei ung hat dieſer Kampf 
feit mehr als einem Wenfchenalter auf die gefamte politifche Eut⸗ 
widlung einen entſcheidenden Einfluß gehabt nnd wird ihn aller 
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Borausficht nad auch im Laufe der nächiten Jahrzehnte haben. Es 
muß daher jeder verſuchen, über biefed Problem, Schutzzoll ober 
Freihandel, fidy durch Beobachtung des täglichen Lebens, durch Leſen 
von Zeitungen und durch Unterhaltung mit Landwirten, Inpuftriellen 
und Gefchäftdleuten ein möglichit Mares Bild zu verfchaffen. 

©eit den 1860er Sahren (Mapoleon III.) pflegen zwifchen ben 
einzelnen Staaten Handelsverträge geichloffen zu werden. Der 
einzelne Staat fegt zunächſt autonom, d. h. felbftändig, für fein 
Bollgebiet einen Zolltarif fe, der ein Verzeichnis aller zolipflich- 
tigen Waren mit den von ihnen zu erhebenden Zollſaͤtzen barftellt; 
er gilt immer, wenn nicht vertragemäßig etwas anderes beftimmt 
wird (Cautonomer Tarif). Unter Umftänden fegt man auch für ein» 
zelne Artifel fog. Winimalzölle fe, unter die nicht herunterger 
gangen werden barf. In den Gandeldverträgen vereinbart man ents 
weber wieder beftimmte Tarife für einzelne dad betreffende Land 
befonder® intereffierende Waren (daher auch Tarifverträge genannt), 
oder man fagt fi) ganz allgemein Meiftbegünfigung zu, daß 
man nämlich dem betreffenden Staat alle Tarifherabfegungen zugute 
kommen laflen will, die man irgendeinem andern gewährt. So hat 
z. B. Deutfchland mit Oſterreich, Rußland, Italien Tarifverträge, 
während mit Frankreich nur — durch den Kranffurter Frieden von 
4871 — die Meiftbegünftigung vereinbart if. Man kann auch, wie 
ed 3. B. Frankreich tut, von vornherein zwei Zolltarife feſtſetzen, 
nämlich einen Minimaltarif mit Zöllen, unter die auch bei Handels⸗ 
verträgen nicht heruntergegangen werden darf, und einen Maximal⸗ 
tarif, der gegenüber foldhen Staaten gilt, mit denen feine Abs 
machungen getroffen find. Deutichland hat in feinem autonomen 
Zolltarif von 1902 nur für Getreide Minimalzölle feitgefekt. 

Daneben enthält der Zolltarif eine allgemeine Befugnis für bie 
Regierung zur Kerauffegung von Zöllen bis zu 50%, des tarifs 
mäßigen Saped im Falle eines „Zolltrieges”, d. h. einer handele 
politifhen Differenz, wie fie z. B. zwifchen Deutichland und Ruß⸗ 
fand 1894 vor Abſchluß de6 Kandelövertrags beftand. Man redet 
dann von Retorſions⸗ oder Kampfzöllen. — Neuerdings iſt ed auch 
zu internationalen Abmachungen aller Kulturftaaten über beflimmte 





212 Sinanzen 


Zölle gekommen; insbefondere ift Durch bie fog. Brüffeler Zucker⸗ 
tonvention (1902) zwifchen allen bebeutenderen Staaten ein gleicher 
Zollfag für Zucker vereinbart worden, um die üblich gewordenen 
Andfuhrprämien anf Zuder abzufchaffen. 

Die Zölle werden eutweber nach dem Gewicht ober nach bem Wert 
der Waren berechnet; wir haben im weientlihen Gewichtszoölle, 
während z. B. die Bereinigten Staaten von Amerika Wertzölfe erheben. 

Natürlich kommt auch viel auf Die Handhabung des Zollſyſtems an: 
durch ein fehr ſtrenges Berlangen nach fog. Urfprungszeugniffen, 
d. h. nadı Befcheinigungen über das Herkunftsland, oder durch andere 
Zollſchikanen“ kann man die Einfuhr ausländifher Waren nnter 
Umftänden mehr erfchweren ald durch hohe Zölle. Zur Erleichterung von 
Dandel und Berfehr find innerhalb des Zollſyſtems allerhand bes 
fondere Einrichtungen geihaffen: Freihäfen, in denen Waren gelagert 
werden können, bis fie wieder ausgeführt oder im Inland verfauft oder 
gebraucht werden, ber Veredelungsverkehr, d. 1. die Erlaubnis, 
halbfertige Waren, bie man nad, erfolgter Verarbeitung wieder ins 
Ausland ausführen will, unverzollt einzuführen n. aͤhnl. mehr. 

Wie ſich die Steuern zurzeit im Deutfchen Reiche, den Einzelftaaten 
und Gemeinden auf die einzelnen Artikel verteilen, zeigt diefe Tabelle: 


in Millionen Mark rund: 





@infommenftner - © = 2 2 2 0 2 2... 850 
Vermögendflur - - = 2 2 2 2 re. 100 
Grund⸗, Gebäude, Wohnfl - - » - . . 250 
Gewerbeftlur - - > 2 2 0 2 2 ra an 120 
Sonftige direkte Stumm - - . 2 2 0. 400 
Hunde und andere Aufwandfturm - - -» - 8 
Verkehrsſteurnn. re. 400 
Erbichaftöftener - > 2 2 0 0 er rn 50 
Ichtftenn © > .... 20 
Salsfteur © 2 200 rn 60 
if rn 2350 
MWeinfteurn - > 2 2 2 rer. 10 
Branntweinftener - - = 2 2 2 22 en 160 
eher 2 re. 150 
Zabat- und Sigarettenfteuer (ohne Sc) - - . 40 
Leuchtmittelftener - - > 2 2 202 en 10 
Sundwarn- > 222 ren 15 
Sonftige Verbrauchöfteurn - - - » . x 
a r ı a2 2. 640 


Bufammen: 8540 
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Haben wir und bisher damit befchäftigt, feitzuftellen, wie ber 
Staat die Einnahmen aufbringt, die er zur Beftreitung feiner Aus⸗ 
gaben nötig hat, fo bleibt noch übrig, kurz darzulegen, wie bie 
Ausgaben und Einnahmen des Staated verwaltet werben. Es hat 
fidy überall im Reich, in den Einzelftaaten und den Gemeinden eine 
eigene Finanzverwaltung audgebildet, an deren Spige in ben 
Städten ein Stadtrat oder Stadtfämmerer, in den Einzelftaaten 
ein Finanzminifter, im Reiche der Reichsſchatzſekretär fleht. 
Hier ift wie in allen Berufen eine große Spezialifierung eingetreten. 
Die direkten Steuern werden von den Beamten ber direkten Steuer; 
verwaltung, die indireften Steuern von befonderen Zolls und anderen 
Gteuerbeamten verwaltet. Wehrere Bundertaufende von Steuer⸗ 
beamten find in den verfchiedenen öffentlichen Körperfchaften Deutfchs 
lande tätig. 

Für den einzelnen Staatsbürger tft aber von höherem Intereſſe 
die Frage nach der Bewilligung der Abgaben und Steuern 
durch die Volksvertretung. Da wir abfolute Staaten faum noch 
fennen, fo bedarf überall fomohl die Erhebung von Abgaben und 
Steuern, ald audy die Bornahme von Ausgaben durch eine Regierung 
der Bewilligung der Volfövertretung, alfo im Reiche der des Reiches 
tages, in ben Einzelſtaaten der Landtage, in den Gemeinden ber 
Stadtverorbnetenverfammlungen. Jede Ausgabe, die der Staat 
macht, und jede Einnahme, die er erzielt, iſt nur zuläffig, wenn fie 
vorher durch ein Geſetz oder durch einen übereinflimmenden Befchluß 
der beteiligten öffentlichen Körperfchaften bewilligt if. Das Reich 
darf in fein Heer kein neues Bataillon einftellen, ber Staat darf 
feine neuen Richterftellen fchaffen, die einzelne Stadt ſich Fein 
neued Rathaus bauen, wenn nicht vorher die Gelder hierfür von 
den Volks⸗ oder Stabtvertretungen bewilligt worden find. 

Die laufenden Ausgaben nnd Einnahmen werden alljährlich oder 
von zwei zu zwei Jahren in bem fogenannten Etat zufammengefaßt 
und der Bolfövertretung vorgelegt. Dieler Etat if ein Haus⸗ 
haltplan, wie ihn jeder vernünftige Hausvater aud in feiner 
Privatwirtſchaft aufftelt. Der Staat überlegt ſich vorher, weldye 
Ausgaben er haben wirb; er fhäst, welche Einnahmen ihm zur 
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Verfügung ftehen werden, und entwirft danach den Haushaltplan, 
auch Budget genannt (nach dem franzöfiihen Worte Bougette, 
b. i. lederner Beutel, mit dem der franzöfifche Finanzminifter im 
fpäteren Wittelalter vor die Kammern zu treten pflegte). Die 
Bewilligung einer Ausgabe im Etat hat die Bedeutung, daß die 
Regierung ermädtigt wird, bis zu der bezeichneten Höhe Gelder 
auszugeben; bie Einftelung einer Einnahme hat die Bedeutung, 
daß die Regierung ermächtigt wird, bie betreffenden Steuern oder 
fonftigen Abgaben zu erheben. In jedem Etat unterfcheidet man 
ein Ordinarium“, das die gewöhnlichen, regelmäßigen Ausgaben 
enthält, und ein „Ertraordinarium“, tm das die außergemöhns 
lihen Ausgaben gehören, 3. B. in Deutfchlaud die Koften für die 
oftafiatifhe und die ſüdweſtafrikaniſche Expedition. Das Ertras 
ordinarium beftreitet man gewöhnlich durch Anleihen. Dan muß 
infolgedeffen darauf achten, daß nicht zu viel in das Extraordinarium 
eingeftellt wird, denn fonft wachſen die Anleihen, d. h. die Schulden 
zu fehr. 

Bei dem Boranfchlag, wie er einem folchen Budget oder Etat 
zugrundegelegt wird, ergeben fich verfchiedene Möglichkeiten, Ents 
weder Ausgaben und Einnahmen beden fi, oder bie erhofften 
Einnahmen find höher ald die Ausgaben, oder umgelehrt. In dem 
Voranfchlag muß beftimmt werden, wozu man die höheren Einnahmen 
verwenden will, zur Schuldentilgung oder zur Anfammlung von 
Fonds oder Ähnlihem. Sind die Einnahmen geringer ald die Aus⸗ 
gaben, fo fpriht man von einem Defizit, „ed fehlt”. Dann muß 
natürlich erft recht im Etat gefagt werden, wad man tun will, um 
diefen Ausfall zu befeitigen, entweder daß man fidy neue Einnahmen 
oder Steuern bewilligen läßt, oder dad man eine Anleihe aufnimmt, 
um jene Differenz zwifchen Einnahmen und Ausgaben zu deden. 
Jede Anleihe bedarf ebenfo wie jede Steuer der Zuflimmung der 
Bolfövertretung. 

In allen modernen Staaten, audy in ben großen Gemeinden fpielt 
die Anleihepolitif eine wefentlihe Rolle. Anleihen find durchaus 
nicht immer ein Zeichen fchlechter Finanzpolitif; es ift etwas anderes, 
wenn der Staat Schulden madıt, als wenn ed der Privatmann tut. 
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So muß 5. B. der Staat die Koften für neue Eifenbahnlinien durch 
Anleihen aufbringen, und es fchabet dad auch nichts, weil ſich ja 
fein Bermögen entiprechend vergrößert, bie Ausgaben daher produftiv 
find. Es können aber auch für unprobuftive Zwede, 3.8. für 
Dedung eined Defizit, Schulden gemacht werden, und bas kann 
bedenklich werden. Wenn man daher lieft, ein Staat ober eine 
Stadt habe fo und fo viele Millionen Mark Schulden — das deutiche 
Reich z. B. jetzt etwa 4500 Mill. Dart, — fo muß man ſich immer 
überlegen, welche Bermögendwerte der Staat auf der anderen Seite 
bat und wieviel er barand gewinnt. 

Es wurbe bereitd oben gefagt, daß in der Gefchichte feit dem 
Ausgang des Wittelalterd die Bewilligung der Steuern, Abgaben 
und Anleihen bie größte Rolle gefpielt hat; auch heute find dieſe 
politifhen Kämpfe noch nicht abgefchloffen. Insbeſondere im 
Deutſchen Reich haben wir noch immer wieder erlebt, Daß von der 
Megierung vorgefchlagene Stenern von ber Volkövertretung nicht 
bewilligt wurden, und ed haben fich daran wiederholt Reichstags⸗ 
auflöfungen oder andere politifche Wandlungen gefnüpft. Die Art 
biefer Kämpfe hängt zu einem großen Teile von der Verfaflung des 
betreffenden Landes ab. Dort, wo bie Staatöverwaltung oder das 
Minifterium aus dem Parlament gebildet wird nnd von ihm abs 
hängig if, pflegen die Kämpfe um Steuern nicht eine ſolche Rolle 
zu fpielen als dort, wo ein Parlament den Rüdtritt eined ihm nicht 
erwünfchten Miniſteriums lediglich dadurch erzwingen kann, baß 
ed ihm die verlangten Einnahmen oder Ausgaben verweigert. Man 
muß ſich daher jedesmal, wenn man von Steuerfämpfen in den Parlas 
menten bört, nicht nur klar machen, wie die einzelnen Steuern bes 
fhaffen find, um die geftritten wird, fonbern auch, wie die ganze 
Berfaffung des betreffenden Landes if. Es iſt aud, in ben eins, 
zelnen Berfaffungen verfchieden geregelt, was gefchieht, wenn bie 
Volksvertretung den Etat oder das Bubget nidıt annimmt, ob dann 
die betreffenden Ausgaben nicht geleiftet, die Steuern nicht erhoben 

"werden dürfen oder wie fonft zu verfahren if. Es find das Fragen, 
die im allgemeinen nur felten brennend werden, ba in der Regel 
ber Etat friedlich zuftande kommt. Geſchieht dies aber nicht, fo find 
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die Konflikte, die unter Umftänben daraus entfichen, die allerheftigiten, 
die es in ber Politit überhaupt gibt. 

Dan fieht aus alledem, daß bie Finanzen aufs engfte verfnäpft 
find mit dem gefamten Öffentlichen Leben. Das Intereſſe des ein- 
zelnen au der Finanzggebahrung befchräntt fid nicht darauf, daß er 
Stenern bezahlt, und es follte fi daher auch die Teilnahme des 
einzelnen au dem Finanzweſen der öffentlichen Körperichaften nicht 
barauf befchräufen, daß er über zu hohe Steneru räfonniert. Steuern 
find etwas Notwendiges, fie werden zum Wohle der Allgemeinheit 
aufgebradht, und es tft daher ungeredht, dad Bezahlen von Steuern 
ald eine an fi unerfreulicdhe Angelegenheit zu betrachten. Man 
hat vielmehr einen anderen Stanbpunft einzunehmen. Wenn man 
den Anforderungen entiprecdhen will, die bad Reich, der Staat 
und die Gemeinde, in der mau Iebt, an ben einzelnen Bürger zu 
ftellen berechtigt find, muß man fidh mit ganzer Seele ben Aufs 
gaben dieſer Körperfchaften widmen. Wan muß ſich inöbefondere für 
ihre Finanzen intereffieren, die, wie Friedrich der Große gefagt hat, 
bie Merven bed Staats find; ohne gefunde Nerven kann fein Körper 
etwas Ordentliches fchaffen. Man darf nicht glauben, daß Finanz 
politik audfchlieglih Aufgabe der Steuerbeamten fei; es gibt feine 
Sache, die den einzelnen fo fehr angeht, wie die Finanzen von Reich, 
Staat und Gemeinde. Kaum eine andere öffentlihe Verwaltung 
bedarf fo fehr der Mitwirkung bed einzelnen wie bie Finanzver⸗ 
waltung. Seber einzelne Bürger ift für fie mit verantwortlid und 
hat daran mitzuwirken, daß fie fo gefaltet wird, wie es feinen Ans 
fhauungen und Idealen entipricht, und daß der Staat die genügenden 
Mittel erhält, bie er zur Erfüllung feiner Pflichten braudt. Wenn 
er das tut, wenn er in feinem Kerzen und mit feiner Überlegung 
an dem Öffentlichen Finanzwefen teilzunehmen fucht, bann wird er 
ſich bald nidyt mehr damit beguügen, Steuern zu zahlen und daran 
Kritik zu üben, fondern er wird tätigen Anteil an der Finanzpolitif 
nehmen und wird einfehen, daß es eine hohe, fchöne und intereffante 
Aufgabe if, in deren Dienft er fid ſtellt. 








6. Eandesverteidigung. 


Die Urundzüge vom Weſen der bewaffneten Madıt ded Deutfchen 
Reichs finden wir in den Abfchnitten IX und XI der Verfaflung vom 
46, April 1871 feltgelegt. 

Das deutfche Heer befteht aus den Kontingenten ber einzelnen 
Bundeöftaaten. Da aber überall die gleichartigen Grundfäge der 
Gliedernng, Bewaffnung und Ausbildung gemährleiftet find, hat 
das ‚Heer einen durchaus einheitlichen Charakter. Es flieht unter 
dem Befehl bed Kaiſers als Bundesfeldherrn. Die Militärgefep- 
gebung fowie der Etat für die Ausgaben bed Heeres find Reichs⸗ 
angelegenheiten, Die Vertretung im Bundesrat und Reichdtag findet 
unter Mitwirfung der übrigen Kriegsminifterien durch den preußis 
ſchen Kriegsminifter ftatt. Bayern, Sachſen und Württemberg ver 
walten ihre Koutingente jelbft und haben befonders auch das Recht 
der Öffizierdernennung, wobei, mit Ausnahme von Bayern, bem 
Kaifer betreffd der Ernennung von Offizieren in Generalöftellungen 
eine gewifle Mitwirkung vorbehalten ift. Das bayrifche Kontingent 
fteht nnter felbftändiger Wilitärhoheit feined Könige unb tritt erft 
im Kriege, und zwar mit Beginn der Mobilmachung, unter den Bes 
fehl des Kaiferd. Die Truppen aller übrigen Bundesſtaaten fiehen 
unter preußifchem Befehl, in preußifcher Berwaltung oder find in 
bem preußifchen Heer aufgegangen. Den Landeöherren find jedoch ge- 
wiffe Ehrenrechte vorbehalten. Unter anderem ftehen fie zu den in 
ihrem Gebiet untergebradhten Truppen im Verhältnis eines kom⸗ 
manbdierenden Generale und haben das Recht, im Notfalle Die Truppen 
zur Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicherheit zu verwenden. 
In den Fahneneid aller Kontingente ift neben dem Gelöbnid der 
Treue zu dem Lanbesheren bad des Gehorfams gegen die Befehle 
Sr. Majeftät des Kaiferd aufgenommen, bei den bayriichen Truppen 
mit ber Befchränfung auf den Kriegöfall, 

Die deutfhe Armee if in 23 Armeekorps — einſchließlich ein 
Gardekorps — gegliedert. Bon biefen bilden Württemberg das XIII., 
Baben dad XIV., Sacıfen das XIL und XIX, Bayern die drei bay⸗ 
rifchen Korps. Jedes Armeekorps hat einen beftimmten Korpé⸗ 
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bezirk, der fih im allgemeinen an die Landeseinteilung anfdyließt, 
fodaß diefe Bezirke gewiflermaßen Militärprovinzen darſtellen. Jeder 
Bezirk iſt zugleich Erſatzbezirk des Korps, mit Ausnahme des 
preußifchen Gardeforpe, dad feinen Mannſchaftserſatz and ganz 
Preußen und Elſaß⸗Lothringen entuimmt. 

Die Kriegsminifterien bilden in allen Organiſations⸗, Bewaffe 
nungs⸗, Befeſtigungs⸗ und Bermaltungsangelegenheiten bie oberften 
Militärbehörden der betreffenden Kontingente. Auch die perfönlichen 
Angelegenheiten ber Offiziere werben durch die Kriegöminifterien 
bearbeitet, Preußen ausgenommen, wo bie Abteilung für die pers 
fönfihen Angelegenheiten zwar auch zum Etat des Kriegöminiftes 
riums gehört, jedody mit dem Militärfabinett vereinigt ift, das 
alle die Gefchäfte erledigt, die der unmittelbaren Leitung bed Kaiferd 
in Kommandoangelegenheiten der Armee unterliegen. 

Zur Unterftüägung ber oberften Heeresleitnng und ber Befehls⸗ 
haber größerer KHeerestörper dient ber Generalftab unter bem 
Chef ded Generalftabes der Armee. Dieſem ift die Kriegsatademie 
unterftellt, die jüngeren, befonderd geeigneten Offizieren in einem . 
dreijährigen Kurfus eine eingehende Ausbildung auf allen milis 
tärifhen Gebieten zu teil werden läßt. Es ift gu unterfcheiden 
zwiſchen dem Großen Beneralftab, bem Generalftab bei den Truppen 
und in den größeren Feltungen und der Landedaufnahme. 

Der Große Generalftab fammelt Nachrichten und ftatiftifches 
Material über fremde Heere und die vorausfichtlichen Kriegsichans 
pläge, arbeitet Pläne aus für die Mobilmahung und den Aufmarfch 
bes Heeres, gibt Werke und Schriften Eriegögefchichtlichen Inhalte 
heraus nnd leitet die Ausbildung von Dffizieren für die höhere 
Truppenführung und ben Generalſtabsdienſt. 

Der Generalfiab bei ben Truppen — Armeekorps, Divifionen, 
Inipeltion der Berfehröteuppen — und Fellungen erledigt bie 
Mobilmahungsvorarbeiten für feinen Bereich und ift im Frieden 
wie im Kriege der Gehilfe des betreffenden Kommandierenden. Die 
Aufnahme, Vervielfältigung und Ausgabe der Generalftabsfarten 
it Sache der Landesaufnahme. 

Drei bis fünf Armeelorps bilden zufammen eine Armee⸗In⸗ 
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fpettion nnter einem Generalfeldmarſchall ober Generaloberft als 
General-Infpekteur. Im ganzen gibt ed ſechs Armee⸗Inſpektionen. 

Das Armeekorps, unter dem Befehl bed Tommanbiereuben 
Generals, fest fi in der Negel aus zwei Divifionen zuſammen. 
Die Divifion befteht gewöhnlich and zwei InfanteriesBrigaben, einer 
Kavallerie» Brigade, einer FeldartilleriesBrigabe, bie Brigade ges 
wöhnlich aus zwei Regimentern, bad Regiment aus zwei bis brei 
Bataillonen oder fünf Eskadrons oder zwei bis brei Abteilungen, 
das Bataillon aus vier Kompagnien, die Abteilung aus zwei 
bis drei Batterien. Die an ber Spige des Armeekorps fiehenbe Bes 
hörbe ift das Generalfommando, dem in der Regel unmittelbar 
unterftellt find ein Sägerbataillon, ein Fußartillerieregiment, ein 
Pionierbataillon, ein Zrainbataillon. Zum Benerallommando ges 
hören als Stab: der Generalftab (ein Chef des Generalftabes, zwei 
bis drei Generalftabsoffiziere), zwei bis drei Adjutanten, zwei Ober⸗ 
friegögerichtöräte und ein Kriegsgerichtörat, ein Staböoffizier z. D.U, 
der Militärintendant, der Korpsgeneralarzt und der Korpsſtabs⸗ 
veterinär. Diefer beauffichtigt den roßärztlichen Dieuſt — Militärs 
veterinärwefen — im Korpsbereich. Zum Armeekorps gehören auch 
je ein evangelifcher und katholiſcher Wilitäroberpfarrer. 

Der Korpsgeneralarzt und der Militärintendant haben 
außerdem noch einen befonderen felbftändigen Wirkungskreis. Ers 
fierer, dem dad Sanitätdamt, zu dem der Korpeftabsapothefer 
gehört, unterftellt if, Recht an der Spitze bed gefamten Ganitätes 
dienfted des Armeekorps. Der Militärintendant ift zugleich Leiter 
der Korpsintendantur, bie zunäcft Verwaltungsorgan des kom⸗ 
manbierenden Generald if und ferner als felbfändige Provinzial 
behörde des Kriegsminifteriums den Verkehr zwilchen dieſem und 
den örtlichen Militärverwaltungsbehörben und Truppenteilen vers 


V3. D. = Sur Dispofition. Diefe Offiziere können noch im aktiven Dienft 
Verwendung finden, 3. B. ald Kommandanten von Zruppenhbungsplägen, als Bes 
zirkskommandeure, ald VBezirksoffiziere, im Mobilmachungsfalle. Sie unterliegen 
daher auch einer gewiſſen Meidepfiicht. Die Offiziere a. D. — außer Dienſt — 
fiehen indefien im aligemeinen in keiner Beziehung mehr zu dem wmititäriichen 
Dienft. 


250 Landesverteiöigung 


mittelt. Sie bearbeitet und beanffichtigt faft alle Geſchaͤfte, die ſich 
anf die Berpflegung, Bekleidung, Unterbringung und die zugehörigen 
Berwaltungen, fowie auf alle wirtfchaftlichen Angelegenheiten der 
Garnifonlazarette und Genefungsheime beziehen. Kerner liegt der 
Intendantur die Geldverpflegung der Truppe fowie die Aufſicht 
und Prüfung des gefamten Kaflens und Rechnungsweſens ob. Zur 
Erledigung diefer vielfeitigen Aufgaben ftehen dem Korpsintendanten 
ntendanturräte und Intenbanturaffefforen, die ſich aus aktiven Offi⸗ 
zieren und Iuriften mit Neferveoffizierds@igenfchaft ergänzen, fowie 
höhere Baubeamte zur Seite, denen Sefretariatsbeamte beigegeben find. 

Die Divifion flieht unter dem Befehl eined Beneralleutmante 
Der ihm beigegebene Stab ift, unter Berüdfichtigung des engeren 
Wirkungskreifes, au Zahl entfprechenb geringer, im übrigen aber 
nach gleichen Geſichtspunkten wie beim Armeekorps zufammengefegt. 
Eine Brigade führt gewöhnlich ein Generalmajor, dem ale Adjutant 
ein Hauptmann ober Nittmeifter beigegeben if; an ber Spike eines 
Regiments fieht ein Oberſt oder Oberfileutnant; ein Bataillon, eine 
Abteilung führt ein Major ald Kommandeur, denen als Adjutaut ein 
Leutnant oder Oberleutnant zur Seite fliehen; ber Chef einer Kom⸗ 
yagnie, Batterie if ein Hauptmann, einer Eskadron ein Rittmeifter. 

An Örtlihen Berwaltungsbehörden find zu erwähnen: 

Die Proviantämter. Sie verforgen die Truppen mit Brot und 
Futter, beichaffen und verwalten ben Bedarf für die Zwede der 
Mobilmahung nnd leiten den Betrieb der Garnifonbädereien. Bon 
befouderer Bedeutung find hierbei auch, die Armeekonſervenfabriken. 

Die Öaruifonverwaltungen. Ihre Aufgabe if Die Verwaltung 
der Barnifonanftalten, d. h. der Gebäude und Grundſtücke, die zur 
Unterbringung und zum Gebrauch für die Truppen eines Stanbortes 
beftimmt find und keinem befonderen Verwaltungszweige angehören. 

Die Militärbauämter. Jeder Korpsbezirk ift in eine Anzahl 
von Baufreifen eingeteilt. Für jeden biefer Bankreiſe ift ein Mili⸗ 
tärbauamt vorhanden, das für fämtliche militärfiöfalifchen Bauten, 
mit Ausnahme gewifler Feſtungs⸗ und Artilleriebauten in den 
Feſtungen, zuftänbig ift. 

Die Sarnifonlazarette, 





Zandesvertelöigung 254 


Die Kaffenverwaltungen ber Truppen. 

Die Belleidungsämter. 

Die Traindepotsd. Sie haben die Beſtimmung, bad Feldgerät 
für die Kriegsausrüſtung der Trainbataillone, der höheren Stäbe 
und Feldverwaltungsbehörben zu befchaffen und zu verwalten. 

Die Memontedepotd. Es find lanbwirtfchaftliche Anftalten, in 
denen bie auf den Remontemärkten angelauften jungen Pferde eins 
geftellt und anfgezogen werben, bis fie nadı 1 bis 2 Jahren ale 
Memonten an bie Truppen abgegeben werben. 

Die militärifhen Strafanftalten. Zu biefen gehören bie 
Feltungsgefängniflfe, die Militärarreftanftalten, die Feſtungs⸗Ge⸗ 
fangenenanftalten und Feftungeftubens®efangenenanftalten. Hier find 
auch die Arbeiterabteilungen zu erwähnen, in bie folche Mannfchaften 
eingeftellt werben, die nnwärdig find, in der Truppe zu bienen. 

Militär-Erziehunge- und Bildungsanftalten wie Kriegs⸗ 
ſchulen, Kabettenanftalten u. a. 

Die Fortifilationen. Gie verwalten bie örtlichen Feſtungs⸗ 
einrichtungen u. a. 

Diie Irtilleriedepotd. In ihnen wirb der Bedarf des Heeres 
an Sandwaffen, Keldartilleries und Fußartilleriegerät nebſt Munition 
u. a. aufbewahrt und verwaltet. 

Die tehnifhen Inftitute. Sie haben die Aufgabe, Streit⸗ 
mittel und Feldgerät zu entwerfen, anzufertigen unb zu vervoll⸗ 
fommnen. Zu biefen Inftituten gehören die Gewehrfabriten, Muni⸗ 
tionsfabrifen, die Artilleriewerkftätten, die Geſchuͤtzgießerei, Geſchoß⸗ 
fabrit, Feuerwerfölaboratorien, Pulverfabrifen. — 

Die Feſtungen dienen den Operationen ded Heeres, fchränfen 
bagegen die Bewegungefreiheit des Feindes ein. Sie bilden Stütz⸗ 
punfte einer bis aufs Außerfte gefteigerten Lanbeöverteibigung. Es 
find zu nennen an ber Mofellinie: Mes, Diebenhofen, Bitſch; an 
der Rheinlinie: Köln, Mainz, Germersheim, Straßburg, Feſte Kaifer 
Wilhelm IL, Men-Breifach, Oberrheiu⸗Befeſtigungen, Wefel und 
Koblenzs@hrenbreitenfteiu; im Dften: Königsberg, Felle Boyen; an 
ber Weichfellinie: Danzig, Marienburg, Graudenz, Culm, Thorn; 
ferner Pofen, Küftrin, Glogau, Glatz und Neiße; im Innern bie 
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älteren Plaͤtze Magdeburg und Königftein; au der Morbfee: Eur, 
haven, Helgoland, Unterweierr@eeftemände und Wilhelmshaven; an 
der Oſtſeeküſte: Pillan, Danzig mit Neufahrwafler nnd Weichſel⸗ 
münbe, Swinemäude, Kiel⸗Friedrichsort. 

Die Friedeuspräfenzftärte des beutfchen Heeres, d. h. die 
Zahl der im Frieden bei der Fahne fieheuden Mannſchaften, ift 
durch die Reichsverfaſſung auf 41°, ber Bevölkerung feitgefegt. 
Seit 1874 wird fie für eine gewifle Zeit im voraus beftimmt 
und zwar zurzeit auf fünf Jahre, das fogenannte Quinquennat. 
4910 betrug fie 506000 Wann, Offiziere, Sanitätdr und Beterinär- 
offiziere, Beamte, Unteroffiziere, Kapitulanten und Einjährigsreis 
willige nicht eingerechnet. Das am 4. April 1911 begonnene Quin⸗ 
quennat bedentet eine Erhöhung der Friedenspräfenzitärte um etwa 
410000 Manu. Es erfolgt in der Hauptſache eine Vermehrung ber 
Fußartillerie, der Berkehrötruppen und bed Traind. Bei der Ins 
fanterie werdeu Maſchinengewehrkompagnien gefchaffen, von denen 
fchließlich bei jeder Brigade eine vorhanden fein wird. 

Die Stärken der Heere der Großmaͤchte werden für Frieden und 
Krieg folgendermaßen angegeben: Dentichland 619000 oder —5 Mils 
lionen; das Armeekorps zählt im Kriege etwa 41000 Köpfe und 
44000 Pferde, ohne die zu größeren Kavallerielörpern vereinigten 
Kavallerieregimenter und reitenden Abteilungen ber Feldartillerie; 
Hſterreich⸗ Ungarn 400000 oder 1,9 Millionen; Italien 288000 oder 
3A Millionen; Frankreich 610000 oder 4,3 Millionen; Rußland 
41 3 Millionen oder3,6 Millionen; Großbritannien 277000 oder 4,1 Mil 
lionen; Japan 230000 oder 1,5 Millionen; Vereinigte Staaten von 
Nordamerika 75000 oder etwa 41,41 Millionen. Diefe Stärken, befons 
ders für den Krieg, koͤnnen nur ald etwa annähernd zutreffend ber 
zeichnet werden. Bon größter Bedeutung bleibt es jedenfalls, daß eine 
Macht im Falle eined Krieges möglichft lange imftande if, die Abgänge 
im Felde durch felddienftfähige Maunfchaften zu erfegen. Deutſchlaud 
mit feiner dauernd der Zahl nach fortfchreitenden nnd im allgemeinen 
geſunden Bevölkerung dürfte hierzu beſonders leiftungsfähig fein. 

„Seder Deutſche ift wehrpflihtig und Tann fi in Ausübung 
diefer Pflicht nicht vertreten laſſen“ heißt es im Artikel 57 der 
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Meicheverfaffung. Diefer Grundfag macht dad deutfche Heer zu 
einem Volksheer. Seine Stärke hängt von ber Größe des Volkes, 
feine Güte, fein kriegerifher Wert zum Tell vom Volkscharakter 
ab. Ohne Unterfchied der einzelnen Klaflen werben die Wehrpflich- 
tigen des ganzen Volkes zum Waffendienft herangezogen. Die allge 
meine Wehrpflicht wird fo zur Fortfegung der allgemeinen Schulpflicht. 
Militärifche Ausbildung und Erziehung ber waffenfähigen Jugend 
ift ihre Aufgabe, zu der Moltke bezeihuend bemerkt hat: „So kann 
ber Staat die Armee nicht entbehren für die Erziehung der Nation.“ 

Die hohe Bedeutung der Bolläheere wird auch von ben übrigen 
Gropmäcten erfannt. Mit Ausnahme Englands und der Ber» 
einigten Staaten haben auch fie die allgemeine Wehrpflicht als 
Grundſatz für ihre Wehrverfaflung aufgeſtellt. In England und 
den Vereinigten Staaten finden wir neben einem angeworbenen 
fiehenden Heere bie Einrichtung der Milizen. Diefe beftehen aus 
Landesangehörigen, bie, ohne volle Ausbildung im Heere zuerhalten, 
im Frieden nur zu kurzen Übungen einberufen werden. Lediglich, auf 
diefem Milizſyſtem beruht dad Heerweſen ber Schweiz. Es leuchtet 
ein, daß diefe Einrichtungen dem feitgefügten, in jeder KHinficht 
einheitlich geftalteten und ausgebildeten Volksheere nachſtehen müflen. 

Die Bedeutung der allgemeinen Wehrpflicht für das Wohl des 
gefamten Volkes verleiht ihr den Charakter einer befouderen Ehren⸗ 
pflicht. Zur Erfüllung diefer Pflicht dürfen daher nur ſolche Männer 
zugelaflen werden, die diefer Ehre würdig find, die feine entehrenden 
Strafen, 3. B. Zuctbaudftrafe, erlitten haben. Eine Sonderftellung 
nehmen die Witglieder regierender unb mebiatifierter Hänfer ein, 
bie gefeglich der Wehrpflicht nicht unterworfen find, fowie die Mit⸗ 
glieder einiger anderer fürftlicher Häuſer, denen die Befreiung von 
ber Wehrpflicht durdy Verträge zugefichert if. Beſonders geordnet 
ift auch die Wehrpflicht der Theologen des römifchslatholifchen Ber 
tenntniffed. Während der Dauer des Studiums werben fie bis zum 
4. April des 7. Militärjahres znrüdgeftellt. Gaben fie bis zu dieſem 
Zeitpunft die Subdiakonatsweihe empfangen, fo werben fie ber Er⸗ 
fagreferve überwielen und bleiben von Übungen befreit. 

Mit dem vollendeten 17. Lebensjahre tritt ber junge Mann in bie 











45. Lebensjahre, unterworfen if. Sie ſetzt fih zufammen ans ber 
Dienktpflicht und der Landfturmpflicht. Erfiere iR die Pflicht zum 
Dienft im Heere oder in der Marine und dauert in der Regel, d. h. 
fobald der Wehrpflichtige nicht and befonberen Gründen früher ober 
fpäter eintritt, vom vollendeten 20. Lebensjahre bis zum 341. März 
des Kalenderjahres, in dem er das 39. Lebensjahr vollendet. Zur 
Dienttpfliht im ſtehenden Heere gehört die aktive fowie bie 
Mefervepflihtund zwar für Kavallerie und reitende Artillerie 3Jahre 
aktive, 4 Jahre Meferves, für die übrigen Waffen 2 Jahre aftive 
und 5 Jahre MeferverDienftzeit. Bilder die aktive Armee den Kern 
des Heeres, fo fol die Neferve die Truppenteile der altiven Armee 
und die aus Mannfchaften der altiven Truppe gebildeten Neu⸗ 
formationen im Mobilmachungsfalle zur Kriegsſtaͤrke ergänzen. Ferner 
gehört zur Dienftpflicht die Landwehrpflicht (Seewehrpflicht) und 
die Erfagrefervepfliht (Marine⸗Erſatzreſervepflicht). Die Land» 
wehr wird in zwei Aufgebote eingeteilt. Die Berpflihtung zum 
Dienft in der Landwehr I dauert fünf Jahre, nur drei Jahre für Dies 
jenigen, die gefeglich ober freiwillig drei oder vier Jahre aktiv ger 
dient haben. Zur Landwehr II gehört ſodaun der Wehrpflichtige bie 
zum Ende feiner Dienftpflidht. Die Landwehr dient zur Bildung 
von Neferves und LandwehrsTruppenteilen und beren Erſatzforma⸗ 
tionen. 

Die Erfagrefervepflicht dauert 12 Jahre, Sie beginnt mit dem 
4. Oktober des Jahres, in dem dad 20, Lebensjahr vollendet wird. Der 
Erfagreferve werben foldye Dienftpflichtige überwiefen, die zwar zum 
Dienft tauglich, aber aus irgendwelchen Gründen, z. B. weil fie 
überzählig find, nicht zum Dienft auögehoben werben. Im Mobils 
madungsfalle bilden fie Erfagtruppenteile, aus denen bie Berlufte 
des Feldheeres gebedt werden. 

Zum Landfiurm gehören alle bie Wehrpflichtigen, bie weder 
bem Heere noch der Warine angehören, und zwar in dem burdh 
dad vollendete 47. und 45. Lebensjahr begrenzten Zeitraume. Der 
Landſturm beſteht and zwei Anfgeboten. Landfturm I umfaßt alle 
Lanbfiurmpflichtigen bis zum 34. März bed Kalenderjahres, in dem 
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fie dad 39. Lebensjahr vollenden, alfo nur Wehrpflichtige, die ihrer 
Dienttpfliht nicht genügt haben. Zum Landfturm II gehören alle 
übrigen Wehrpflichtigen bid zum Ablauf der Wehrpflicht, alfo auch 
alle diejenigen, die ihrer Dienftpflicht im flehenben Heere und in 
der Landwehr nacgefommen find. Der Landſturm wird nur im 
Notfalle im Kriege aufgeboten und zwar im allgemeinen durch bes 
fondere Faiferliche Verordnung. Er kann mit zur Ergänzung bes 
Heeres nnd der Warine verwendet werben. 

Alle Perfonen des Beurlaubtenftandes, die nicht zum aftiven 
Dienft einberufen find, befinden fi im Benrlaubtenverhältnis. Mit 
Ausnahme von Landwehr II werben dieſe Perfonen im Frieden all 
jährlich zu einer ober zwei Kontrofliverfammlungen berufen und 
zur Ableiftung von Übungen herangezogen. Ein Wohnungswechfel 
it bei dem kontrollierenden Bezirkskommando — Hauptmeldeamt, 
Meldeamt — jederzeit anzuzeigen. 

Mit dem 4. Januar des Kalenderjahres, in dem der Wehrpflich⸗ 
tige dad 20. Lebensjahr vollendet, beginnt feine Militärpflicht, 
die fo lange für ihn befteht, bie über feine Dienftpflicht endgültig 
entfchieden if. In ber Zeit vom 15. Januar bis zum 4. Februar 
dieſes Jahres begibt fi} der junge Wehrpflichtige zur Ortsbehörde 
des Ortes, an dem er feinen dauernden Aufenthalt hat. Gier meldet 
er fi zur Aufnahme in die Refrutiernngeftammrolle, wobei 
er dad Geburtszeugnis vorlegt, wenn die Anmeldung nicht am Ges 
burtsort felbft erfolgt. Diefe Meldung muß er alljährlich wieder, 
holen, bis über feine Dienftverpflichtung entfchieden ift. Hat ber 
Militärpflichtige die Berechtigung zum @injährig-Freimilligen, Dienft, 
fo muß er beim @intritt in das militärpflichtige Alter die Zurüds 
ftelung von der Aushebung beantragen, durch deren Genehmigung 
er von ber Anmeldung zur Rekrutierungsſtammrolle entbunden ift. 

Zur Meldepflicht gehört noch die Geſtellungspflicht. Der junge 
Militärpflichtige hat nämlich der durch den Gemeinbevorfteher ers 
folgenden Berufung zur Mufterung Folge zu leiften, fowie fpäter 
zur Aushebung zu erfcheinen. Dad Mufterungsgefchäft nimmt 
die Erfagfommiffion vor. Diefe befteht in der Regel aus dem 
Bezirkskommandeur und einem Berwaltungsbeamten — Landrat, 
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Amtshanptmann. — Zur Unterflügung find ein Iinfanterieoffizier 
und ein Stabsarzt beigegeben. Diefe Kommilfion bereift, etwa 
Mitte März begiunend, die Aushebungsbezirke des Landwehrbezirks. 
Der Geftellungspflichtige wird der Kommilfion vorgeftellt, aͤrztlich 
anterfucht und nach feinen bürgerlichen Verhältniffen befragt. Unter 
Umftänden erfolgt bier fchon Zurüdftellung auf ein Jahr. Im übs 
rigen iſt aber die getroffene Entſcheidung nur eine vorläufige. Unter 
VBerüdfichtigung der an die einzelnen Waffengattungen zu ftellenden 
förperlichen Aufordernngen nnd ber bürgerlihen Berufe erfolgt 
eine Berteilnng der Tanglichen auf bie Waffengattungen. An das 
Muſterungsgeſchaͤft fchließt fich im jedem Aushebungsbezirt die Los 
fung an, zu deren Vornahme bie Erſatzkommiſſion dur vier hin» 
jutretende bürgerliche Witglieber verftärkt wird. Es tritt nämlich 
häufig der Fall ein, daß die Zahl der vorhandenen brauchbaren 
Manufchaften den Bedarf überfchreitet. Dad Los enticheibet daun 
Aber die Reihenfolge der Einziehung zum Dienft. Diejenigen, weldhe 
die hoͤchſten Losnummern ziehen, werden zunächft nicht einberufen. 
Im Bedarfsfalle kann aber in deu nächlten zwei Jahren noch auf 
fie zurüdgegriffen werben. Erſt nach diefer Zeit erfolgt dann Übers 
weifung zur Erfagreferve. 

Die endgültige Entfcheidung über die Dienftverpflihtung erfolgt 
bei der Aushebung durch bie Ober⸗Erſatzkommiſſion. Zu 
ihr gehören gewöhnlich ein Infanterie-Brigadefommandeur und ein 
höherer Berwaltungsbeamter. Dit dem Bezirkskommandenr und 
einem Militärarzt bereift dDiefe Kommilflon, etwa im Mat beginnend, 
bie Aushebungsbezirfe. Waren die Tauglichen bisher nur im all 
gemeinen für eine Waffengattung gemuftert, fo werden fie jegt end⸗ 
gültig für einen beſtimmten Truppenteil ausgehoben. Hiermit werben 
fie Rekruten, gehören als foldhe zum Beurlaubtenftand nnd fichen 
unter ber Kontrolle der Bezirkskommandos. Über Berufungen gegen 
die Entfcheidungen der Ober⸗Erſatzkommiſſion befindet die Erſatz⸗ 
behörde der 3. Inftanz in jedem Armeekorpsbezirk. Zu ihr ges 
hören der fommandierende General nnd ein höherer Verwaltungs⸗ 
beamter. Auffichtöbehörde der drei genannten Erfagbehörden ift die 
Erſatzbehörde der MinifterialsInftanz, die fi aus bem zus 
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ſtaͤndigen Kriegsminiſterium und dem Miniſterium des Innern als 
oberſter Zivilverwaltungsbehörde zuſammenſetzt. 

Die freie Wahl des Truppenteils ſteht denen zu, die als Frei⸗ 
willige — einjaͤhrig⸗, zweijährigs, dreijaͤhrig⸗ oder vierjaͤhrig⸗frei⸗ 
willig — dienen wollen. Sie ſind nicht an die vorgeſchriebenen Melde⸗ 
termine gebunden, ſondern koͤnnen ſich jederzeit nach vollendetem 
17. Lebensjahr bis zum A. April desjenigen Kalenderjahres bei 
einem Truppenteil melden, iu dem fie das 20. Lebensjahr voll 
enden. Die Erlaubnis hierzu ift beim Zivilvorfigenden der Erſatz⸗ 
fommifflon bed Aufenthaltsortes nachzufuchen, ber bie Erteilung der 
Erlaubnis von der Einwilligung des gefeglichen Vertreters, fowie 
von einer obrigkeitlichen Beſcheinigung abhängig zu machen hat, 
and ber zu eriehen if, daß der fi Meldende burch Zivilverhält« 
niffe nicht gebunden ift und ſich untabelhaft geführt hat. Diefe Wehr, 
pflihtigen find der Aushebung nicht mehr unterworfen. Hierbei fei 
erwähnt, daß Wehrpflichtige der feemännifchen Bevölferung nur in 
die Marine freiwillig eintreten dürfen. 

Iſt auf diefe Weife ein früherer Eintritt in das Heer möglich, 
fo können andererfeitd auch wieder Milttärpflichtige zu fpäterem 
Eintritt zurücgeftellt werben, 3. B. wegen mangelnder Törperlicher 
Entwidlung auf ein bis zwei Jahre, in VBerüdfichtigung bürgers 
licher Verhältuiffe auf Reklamation um ein bie zwei Jahre, ferner 
auch zur ungeftörten Ausbildung für ben Lebensberuf, und zwar 
in beflimmten Ausnahmefällen bis zum 5. Militärpflichtjahre, 

Eine befondere aktive Dienftzeit ift feftgefegt für die Einjährig⸗ 
Freiwilligen, Mediziner, Beterinäre, Apotheler, Volksſchullehrer, 
Trainfoldaten. Zunge Leute von gewifler Bildung, die ſich während 
ihrer Dienfizeit felbft befleiden, ausrüften und verpflegen und bie 
erworbenen Kenntniffe in dem vorgefchriebenen Umfange bargelegt 
haben, werden ſchon nach einer einjährigen aktiven Dienftzeit im flehen» 
den Heere zur Neferve beurlaubt, welcher fie dann ſechs Jahre anges 
hören. Die wiffenfchaftliche Befähigung ift entweder durch Beibringung 
von Schulzeugniflen ober durch Ablegung einer Prüfung vor einer ber 
fonderen Kommiffion nachzuweifen. Die Berechtigung zum Einjährig- 
FreiwilliigensDienft muß indes noch beſonders nachgefucht werben. 
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Zuftändig hierfür iſt bie-Prüfungstommilflon, in deren Bezirk der 
Geftellungspflichtige fein würbe, wenn er bereits das militärpflidy- 
tige Alter erreicht hätte. Diefem Geſuch, das bis zum 1. Februar 
des erften Militärpflichtiahres einzugeben tft, find im Original beis 
zufügen: 4. Geburtözeugnie; 2. Einwilligung bes gefeglichen Bers 
treterd mit ber Erflärung, daß für die Dauer des Einjährigens 
Dienfted die Koften bed Unterhalts mit Einfchluß ber Koften der 
Ausrüftung, Bekleidung und Wohnung von dem Bewerber getragen 
werben follen « ß er oder ein Dritter fi dem Bewerber 
gegenüber U ber bezeichneten Koften verpflichtet. Die 
Fähigkeit des ‚ des gefeglichen Vertreterd ober bes Dritten 
zur Beftreisung biefer Koften tft obrigkeitlich zu befcheinigen; 3. ein 
Unbefcholtenheitözeugnis, bad für Zöglinge höherer Schulen von dem 
Direktor der Tehrauftalt, für alle übrigen jungen Leute burch bie 
Polizei oder die vorgefeßte Dienftbehörde auszuftellen iſt. — Zurück⸗ 
ftelung des Einjährig-Freiwilligen iſt erfimalig bis zum 1. Dftober 
bed 4. Militärpflichtjiahres, ferner bis zum 1. Oftober bed 7. und 
ſchließlich auch bis zum 4. Oktober des 9. Militaͤrpflichtjahres mögs 
lich. Fehlen einem bei den Truppen zu Fuß zum Dienft eingeftellten 
Einjährig- Freiwilligen durch unvorhergefehene Umflände bie Mittel 
zu feinem Unterhalt, fo darf dad Generallommando audnahmeweife 
die Geld» und Brotverpflegung und unter befonderen Umftänben 
auch Belleidung, Ausrüftung und Quartier gewähren. Urlaub über 
44 Tage wird auf bie Dienftzeit nicht angerechnet. 
Bolköfchullehrer und Kandidaten bed Volksſchulamtes dienen ent- 
weber als Einjährigs Freiwillige unter den erwähnten Bedingungen 
oder ein Jahr bei einem InfanteriesRegiment. Mediziner, die in das 
Sanitätölorps eintreten wollen, können ſchon nach halbjähriger Dienft- 
zeit mit der Waffe die Befähigung als militärifcher Vorgeſetzter im 
Sanitätsbienft erlangen. Sie werden in diefem Kalle unter Vorbe⸗ 
halt der Ableiftung bed Reſtes der aktiven Dienftzeit als Sanitätes 
mannfchaften zur Reſerve beurlaubt. Nach erlangter Approbation 
dienen fie das zweite halbe Jahr ale Unterarzt. Tierärzte dürfen nach 
halbjähriger Dienftzeit mit der Waffe zu Einjährigs Freiwilligens 
Unterveterinären befördert werben. Auch die Apotheker dienen im 
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allgemeinen ein halbes Jahr mit ber Waffe, das zweite Halbjahr 
in einer Militärapothefe. 

„Der Beil eined Heeres ſitzt in feinen Ofſtziers“ fagte einmal 
Rüchel,einerder legten und bedeutendſten Schüler Friedrichs bes Großen; 
darnm muß ber Offizier die Seele bed Banzen fein. Für ihn ift ber 
militärifche Dienft Lebensberuf. Nur ein tuͤchtiges Offizierskorps 
fann ein achtunggebietenbes Heer fchaffen. 

Die Offiziere des aktiven Heeres ergänzen ſich im Frieden einmal 
aus jungen Leuten, bie bei einem Truppenteil als Fahnenjunker an 
genommen find, wozu wenigitend Primareife einer höheren Lehranftalt 
Bedingung ift, zum anderen aus Zöglingen bed Kadettenkorps, bie teils 
fofort als Offiziere ober ald Fähnriche, charakterifierte Kähnriche ober 
in nieberem Dienftgrabe ins Heer eingeftellt werben. Die Beförderung 
zum Kähnrich erfolgt auf Grund eines Dienftzeugniffes, das erft nach 
fechömonatiger Dienftzeit bei der Truppe ausgeftellt wird. Der Nachweis 
ber wiflenfchaftlichen Befähigung durch Abiturientenzeugnis oder Zeugs 
nie ber beftandenen Kähnrichöprüfung iſt auch hier zu erbringen. Nach 
wenigftens ſechsmonatiger Dienftzeit werben bie Offigierdafpiranten in 
der Negel zum Befuc, einer Kriegdfchule kommandiert. Der Lehrkurs 
fus an diefer dauert etwa 8 Monate unb endet mit der Offiziers⸗ 
prüfung. Bon dem Beftehen diefer Prüfung, einem vom Truppenteil 
auszuſtellenden Dienftzeugnis und ber Wahl durch das Offizierskorps 
hängt die Beförderung zum DÖffizier ab. Bei Auszeichnung vor dem 
Feinde fowie fortgefegtem ausgezeichneten Berhalten im Kriege kaun 
fowohl die Faͤhurichs⸗ ald auch bie Offiziersprüfung wegfallen. 

Zur Ergänzung der für Die Aufgaben im Kriege bei weitem nicht aus⸗ 
reichenden aktiven Offiziere werden die Offiziere bee Beurlaubtens 
ſtandes herangezogen. Die Einjährig-Freiwilligen aller Waffen find, 
foweit fie ih durch ihre allgemeine Bildung, ihre militärifche Bes 
anlagung und ihren Dienfleifer dazu eignen, zu Offizieren der Res 
ferve und Landwehr auszubilden. Das Befähigungszeugnis zum Res 
ferveoffizier erwerben ſich bie @injährig- Freiwilligen am Ende ihres 
aktiven Dienftiahres durch Beſtehen einer theoretifchen und praftifchen 
Prüfung. Bor der Beförderung zum Offizier ift die Ableiftung von 
zwei achtwoͤchigen Übungen erforderlich. In der erften Übung tut der 
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Afpirant Unteroffiziersdienfte, Iegt am Schluß der Übung die prak⸗ 
tifche und theoretifche Neferveoffiziersprüäfung ab unb wird nach 
beftandener Prüfung zum Vizefeldwebel (Vizewachtmeiſter) befördert. 
Bei der zweiten Übung tut der Afpirant Offigieröbienfte. Er muß fich 
hierbei die Einverftänbniserflärung des Truppenbefehlähabers dazu 
erwerben, daß er zum Dffigier vorgefchlagen werben kaun. Die Wahl 
{ft nicht Sache bed Offizierskorps des Truppenteild, fonbern bes 
Offizierskorps bes zuftändigen Landwehrbezirks; nur im Kriege er, 
folgt die Wahl durch den Truppentell. Ferner ergänzen ſich bie 
Offiziere des Beurlaubtenſtandes durch Übertritt von aktiven Offi⸗ 
zieren in ben Veurlaubtenftaud, fowie aus Mannfchaften, bie ſich 
vor dem Feinde auszeichnen. Auch bier ift indeſſen Offizierswahl ers 
forderlich. Während ber Dauer des Reſerveverhaͤltniſſes können bie 
Offiziere dreimal zu viers bis achtwöchigen Übungen herangezogen 
werden. Die Beförderung erfolgt bei feftgeftellter Befähigung nach 
dem Dienftalter in ber Waffe. Die Landwehroffiziere werden zu den 
befonderen Landwehrübnngen oder auf ihren Wunſch zu Übungen 
bei der Linie eingezogen. 

Bon großer Bedeutung für die bewaffnete Macht ift auch bie 
Seranbilbung und Erhaltung eines tüchtigen und zuverläffigen Unters 
offiziers korps. Diefed ergänzt fi aus Gefreiten und Gemeinen 
von guter Führung und dienſtlicher Eignung ald Kapitulanten, 
denen für die erfte Kapitulation ein Handgeld gezahlt wird, und 
Mannichaften, die von den Unteroffizierfchulen aus eingeftellt 
werden. Die Unteroffiziere des Benrlaubtenftaudes ſetzen ſich zus 
fammen aus andfcheibenden Unteroffizieren des Aktivſtaudes, folange 
fie noch reſerve⸗ oder lanbwehrpflichtig und felbbienftfähig find, aus 
Öefreiten uud Gemeinen, bie mit der Befähigung zum Unteroffizier 
in den Beurlaubtenftand übertreten, und aus ſonſt geeigneten Manns 
fhaften. (Linjährig- Freiwillige, Volksſchullehrer.) 

Die politifche Machtftellung bed Reiches iſt eng verknüpft mit 
feiner wirtfhaftlichen Bedeutung. Diefe ift wiederum abhängig von 
einem möglichft großen Anteil am Welthandel, ber eine Lebensfrage 
fat für jede große Nation if. Den Schutz der dadurch bedingten 
überfeeifchen Intereſſen muß das Weich mit feiner Kriegeflotte 
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übernehmen. Nur eine ſtarke Marine wird imftande fein, im Kriege 
die Küften vor Angriffen zu fchäten, die Kolonien und den Übers 
feehandel vor bem Untergang zu bewahren. Die Kriegsmarine iſt 
Reichsangelegenheit und ſteht lediglich nnter dem Oberbefehl 
des Kaifers. 

Die oberfte Neichöbehörbe für die Verwaltung ber Kaiferlichen 
Marine ift dad Reichsmarineamt, au deſſen Spitze der Staats⸗ 
felretär des Reichsmarineamts, ein Admiral, fteht. Ihm find 
bie Marineverwaltungsbehörden unmittelbar unterflellt CIntendan- 
turen, VBelleidungsämter nfw.), ferner bie technifchen Inftitnte 
(Berften, Torpebowerkftatt u. a.), fowie bie Berwaltung ber Bil 
bungsanftalten. Dem Kaifer unmittelbar unterfieht ber Admirals 
ftab, ber die Mobilmachung, die Operationepläne, dad Nachrichten, 
weien, etwa ber Tätigleit bed Generalftabes ber Armee entiprechenb, 
bearbeitet. Das Marinetabinett entfpricht in feiner Tätigkeit dem 
bei der preußifchen Armee beftehenden Militärlabinett. 

Die Marine felbft befteht aus Marineteilen zur See und 
Marineteilen am Rande. Marineteile zur See find die im Dienft 
befindlichen Gchifföverbände und die einzelnen Schiffe mit ihren 
KRommandobehörden. Die Lintenfchiffe, mit ben ſtaͤrkſten Angriffe, 
und Schnutzwaffen verfehen, bilden ben Kern ber Flotte. Als Aufs 
Härungsichiffe dienen bie großen und kleinen Kreuzer, benen 
befonderd andy die Aufgabe zufällt, den eigenen Seehanbel zu 
fchügen. Beſonders zu erwähnen find noch die Torpeboboote nnd 
Unterfeebote — Torpebofahrzenge unter Wafler — benen bie 
Aufgabe zufält, große Schiffe unter Wafler zu verwunden. Im 
Kriegsfalle finden auch Dampfer ber Haubelsflotte ald Hilfs, 
freuzer, Kohlen⸗ und Razarettfchiffe Berwenbung. Für den 
Auslandsdienſt find befondere Stationen eingerichtet, die mit 
Krenzern befept find. Diefe Stationen find die auftralifche, oftafri- 
kaniſche, weſtafrikaniſche, oſtamerikaniſche, oftaftatifche und Mittel⸗ 
meerſtation. 

Die dentſchen Kuͤſten werben durch bie Linie Skagen⸗Gotenburg 
in zwei Bezirke geteilt. Der oͤſtliche unterſteht der Marineſtation 
ber Dſtſee (Kiel), der weſtliche der Marineſtation ber Nord⸗ 
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fee Wilhelmshaven). Die Chefs biefer Stationen, Abmiräle, unters 
fiehen unmittelbar dem Kaifer und verfügen über alle in ihrem 
Bereich fi dauernd ober vorübergehend aufhaltenden Schiffe, bier 
jenigen ber Hochfeeflotte ausgenommen, fowie über die Warineteile 
am Lande, Als folche find die Matrofens und Werftdivifionen, 
die Marineiufanterie und bie Matrofenartillerie zu nennen. 
Erftere bilden Mannfchaftödepotd zur Beſetzung ber Schiffe und 
zur Berwendung ald Mafchinen- und Handwerkirperſonal für die 
Werften. Die Marineinfanterie (Geebataillone) dient zum Sicher⸗ 
heits⸗ und Barnifonbienft der Reichölriegähäfen. Sie wirb auch vers 
wendet als Erpebitionsforps über See, folange Schnutruppen uodh 
nicht vorhanden find. Die Matrofenartillerie bebient die Ges 
fhüge der Küftenbefeftigungen und bie am Lande befindlichen Tor⸗ 
pebobatterien. 

Bis zum Jahre 1920 fol die beutfche Flotte auf eine Stärke 
von 38 Linienfchiffen, 20 großen Kreuzern, 38 Kleinen Krenzern, 
144 Torpebobooten und von einer Anzahl Unterfeeboote gebracht wers 
ben. Der Erfag der Linienfchiffe und Kreuzer erfolgt aller 20 Jahre. 
Bon diefen Schiffen bilden die Schladhtflotte 2 Flottenflagg- 
fchiffe, 4 Gefchwaber zu 8 Linienfcdiffen, 8 große und 24 Heine 
Kreuzer; die Audlandöflotte 8 große, 10 Meine Kreuzer; die Mates 
rialreferve 4 Linienfchiffe, 4 große, 4 Feine Kreuzer. Das 1. 
und 2. Geſchwader bilden die Hochſeeflotte, das 3. und 4, 
Gefchwaber die Neferveflotte. Die Schiffe der Hochfeeflotte wer, 
den fämtlicd; dauernd im Dienft behalten, von der Neferveflotte da⸗ 
gegen nur die Hälfte ber Linienfchiffe und Kreuzer. 

Das Seeoffizierkorps ergänzt fih aus Seekadetten. Bor 
threm Eintritt müflen fie ihre wiflenfchaftliche Befähigung burch 
Schulzeugniſſe oder durch eine befondere Prüfung nachweiſen. An 
Bord von Schulſchiffen erhalten fie ihre erfte Ausbildung. Nach 
etwa einjähriger Dienftzeit und Ablegung einer Prüfung werben 
die Kadetten zu Kähnrichen zur See befördert. Die weitere Aus⸗ 
bildung erfolgt in einem Lehrkurfus auf der Marinefchule, ber 
ein Jahr dauert, worauf die Sanptprüäfung zum Seeoffizier ſtatt⸗ 
findet, Hierzu gehören dann noch einige Prüfungen in befonderen 
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Dienftzweigen. Die Faͤhnriche werben fobann wieber an Borb kom⸗ 
mandiert und nad, etwa einem Jahr zum Seeoffizier befördert, wenn 
fie gute Bordzeugniſſe erworben haben und bie Wahl burch das 
Dffizierötorps erfolgt if. Zum Offizierskorps der Marine gehören 
auch das Dffiziersforpd der Marineinfanterie, dad Marine und 
TorpedosIngenieurdforpd, die Yeuerwerkers und Torpederoffiziere 
und bad Sanitätsoffizierdforps der Marine. Der Erfag der Neferves 
offiziere findet in ähnlicher Weiſe ftatt wie beim Heere. Die Manns» 
fhaften ergänzen ſich aus der feemännifchen Bevölkerung des 
Reiches, die nur der Aushebung für die Marine unterworfen ift. 
Weiterer Bedarf wird aus ber hafbfeemännifchen Bevölkerung ges 
deckt. Die Watrofenartillerie kommt für den Erfag aus dieſen Teilen 
der Bevölkerung nicht in Betracht. Die aktive Dienftpflicht danert drei 
Jahre. Die weiteren Beflimmungen gleichen im allgemeinen den für 
das Heer erlaffenen und find in der Marineorbnnung niedergelegt. 

Bei Beurteilung der für und beftehenden Notwendigkeit einer 
ftarten Flotte ift zu bedenken, daß Deutſchland im Umfange feines 
Außenhanbele lediglich von England übertroffen wird. In der Flottens 
ftärfe flieht aber Deutfchland erft an vierter Stelle, noch hinter 
den Bereinigten Staaten und Frankreich. Die jährlihen Ausgaben 
für Heer und Flotte auf ben Kopf der Bevölkerung fiufen fich etwa 
folgendermaßen ab: England 27,5, Frankreich 22,5, Deutichland 
419,1 Marl. (Für Wein, Branntwein, Bier, Tabak werden in Deutſch⸗ 
land jährlid; etwa 63,5 Marl auf den Kopf ausgegeben. 

Zur unmittelbaren Sicherung bed überfeeifchen Beſitzes und zur 
Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung in den Kolonien beftehen 
Schugtruppen und Polizeitruppen. Kalferlide Schugtruppen 
befinden fich in Kamernn, Deutſch⸗Südweſtafrika, Deutſch⸗Oſtafrika; 
Polizeitruppen in Togo, Kamerun, Deutſch⸗Oſtafrika, Neu⸗Guinea, 
den Marfchalls nnd Samoainfeln und in Kiautfchon, wo 3. 3. aud 
bad 3. Geebatailon Dienft tut. Die Schuptruppen ergänzen ſich 
and Freiwilligen bed Heeres und ber Marine. In Kamerun unb 
Deutſch⸗Oſtafrika beſteht des Klimas wegen der Mannſchaftsbeſtaud 
ans Farbigen. Die oberſte Leitung ber Schutzgebiete liegt in ber 
Hand bed Reichskolonialamts, dem auch Die Schugtruppen unterftehen. 
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Die allgemeinen Kortfchritte in der Luftſchiffahrt Hat fich auch 
bie Heeresverwaltung mit gutem Erfolge nupbar gemacht. Ende 
4910 waren an Motoriuftichiffen vorhanden: 3. I, P. I, M. II in 
Mes; P. I, M. I in Köln nud M. II in Reinidenborf. Auch für 
Königsberg iſt die Stationierung eined nenen Motorluftſchiffes bes 
abfichtigt. Eine weitere Bermehrung dieſer Fahrzeuge iſt gu erwarten. 
Dad Militärflugwefen fchreitet Iebhaft vorwärts. Eine Anzahl 
von Flugzeugen befindet fich bereits im Beſitz ber Wilitärverwaltung 
und findet bei den größeren Truppenübnugen Verwendung. Durch 
Beruföflieger werben Fliegeroffiziere auf Truppenübungeplägen aus⸗ 
gebildet. Die Erfeuntnid ber außerorbentlichen Bedeutung bed Krafte 
fahrwefens für die Armee hat bie Bereitftellung von Mitteln zur Sicher» 
ftellung eined auögebehnten Parts von Lafttraftfahrzeugen veranlaßt. 

Im Intereſſe der Einheitlichleit if die Militärgeſetzgebung 
Sache bed Reichs. Befondere Belege regeln die Penfionierung 
ber Dffigiere und die Mannfchaftöverforgung Der Aus 
ſpruch auf Penfion beginnt erft nach einer Dienftzeit von 10 Jahren 
und befteht auf Lebenszeit. Bedingung iſt aber immer, baß ber bie 
Denfionierung Nachſuchende dauernd bienftuufähig geworden ift und 
beöhalb aus dem Dienfte audfcheiden muß. Bor Ablauf von 10 
Jahren ift nur dann ein Anfpruch auf Penflon anzuerfennen, wenn 
der Betreffenbe im Dienft zu Schaden gefommen und infolgebefien 
bauernd bienftunfähig geworben ifl. Der Betrag ber Penfion ber 
ginnt mit 9%, bed zuletzt bezogenen penfiondfähigen Dienſteinkom⸗ 
mend. Bid zum 80. Dienftiahre fleigt er jährlih um 4, von ba 
ab jährlich um !ı bis zur hoͤchſten erreichbaren Höhe von 4)... 
Für die Beamten gelten bie Beflimmungen bed Reichsbeamten⸗ 
geſetzes, bie. fich mit den genannten Grundſaͤtzen decken. Bei Ver⸗ 
luſt von Gliedmaßen, ber Sprache u. a. wirb Berftümmelungszulage 
gewährt. Bet Dienftbefchädigung die durch Krieg erlitten iſt, ift 
neben ber Penfion eine befondere Kriegszulage zu bewilligen. Offi⸗ 
giere uſw. ber Schuptruppen haben Anſpruch auf Tropenzulage im 
Betrage der Kriegszulage, wenn fie infolge Flimatifcher Einfläffe wäh- 
rend bed dienftlichen Aufenthalts in ben Schutzgebieten oder infolge 
ber befonberen Fährlichkeiten des Dienftes penflonäberechtigt werben. 








fiht auf Anftelung bei ber Gendarmerie (Preußen), ber Heeres⸗ 
verwaltung, 3. ®. Garnifonverwaltung, Proviantamtebienft, uub bem 
Zivildienſt, z. B. bei der Poft erteilt werden. Au Witwen werben 
40% ber zuftäubigen Penfion des Berfiorbenen ald Witwengeld 
gezahlt. Außerdem wirb Waiſengeld gewährt, das für jebes Kind 
mit 1), oder ein 1], bed Witwengeldes berechnet wird. 

Durch bad Mannfchaftöverforgungsgefen wirb jedem Unter⸗ 
offizier und Gemeinen bei ber Entlaffung aus dem Dienft eine 
Mente gewährt, wenn Dienfibefhäbigung vorliegt, und zwar 
für die Dauer der geminderten ober aufgehobeuen Erwerbsfaͤhigkeit. 
Nach achtjähriger Dienftzeit fleht Kapitulanten auch ohne den Nach⸗ 
weid ber Dienfibefcdyäbigung eine Rente zu, wenn ihre Erwerber 
faͤhigkeit infolge während ber Dienftzeit eingetretener Geſundheits⸗ 
örungen aufgehoben ober gemindert if. Nach achtzehnjähriger 
Dienftzeit erhält jeber Kapitulant ohne befondere Bedingung eine 
Mente. Diefe Renten finb ber Pfändung nicht unterworfen. Die 
Vollrente beträgt für Feldwebel 900, Sergeanten 720, Unteroffis 
ziere 600, Gemeine 540 Mark. Befondere Zulagen werben in aͤhn⸗ 
licher Weife wie bei ber Dffizieröpenfion gewährt und unterliegen 
nicht ber Beſteuerung. 

Durch zwölfjährige Dienflzeit, unter Umftänben auch früher, ers 
werben Kapitulanten den Auſpruch auf ben Zivilverforgungss 
fhein, wenn fie zum Beamten wärbig und brauchbar erfcheinen. 
Sie erlangen dadurch bie Möglichkeit, im Reichs⸗, Staats⸗ und 
Kommunalbienft ald mittlere, Kanzleis ober Uinterbeamte angeftellt 
zu werden. Nichtlapitulanten Tönnen lediglich ben Anftellunge- 
ſchein erwerben und dadurch in ben Uuterbeamtendienk aufge⸗ 
uommen werden. An Stelle des Zivilverforgungsfcheined kann denen, 
die zwölf Jahre gedient haben, eine lebeuslaͤngliche ober einmalige 
Geldabfindung bewilligt werben. Feruer erhalten Unteroffigiere nadı 
zwölfjähriger Dienftzeit eine einmalige Dieufiprämie von 1000 Marf. 
Felddienftunfähige Unteroffiziere mit kürzerer ald zwölfjähriger Dienſt⸗ 
zeit können in bie bei jedem Armeekorps befteheube Halbinvalidens 
abteilnng anfgenommen werben, um ihnen durch weitere Berwen- 





sn geben, eine zwölfiährige Dienftzeit abzuleiften und die bamit 
verbundenen Borteile zu erwerben. Au Binterbliebene verfiorbener 
Rentenempfänger werben bie Berforgungsgebührnifle noch ein Viertel 
jahr laug weiter gezahlt. Die Witwen folder Militärperfonen ber 
Unterflafien, die während der Zugehörigkeit zum aktiven Heer fterben, 
erhalten Witwengelb von minbeftend 300 Mark und Waifengeld 
nadı ber erwähnten Berechnung. Die Berlorgung der Invaliben 
bed Krieged 1870/71 erfolgt aus dem Meichdinvalidenfonds, 
ber ber franzöfifichen Kriegsentfchäbigung entſtammt und burch eine 
befondere Meichöbehörde verwaltet wird. Diefer Fonds iſt ziemlich 
aufgebraucht, fo daß bie Koften aus anderen Mitteln beftritten wer⸗ 
den müflen. 

Die befonderen Berbältniffe der Milttärperfonen haben auch bes 
fondere Beſtimmungen für ihr bürgerliches Leben veranlaßt. Zur 
Verheiratung ift ſtets bie Genehmigung ber Vorgeſetzten erforderlich. 
Jede politifche Betätigung muß unterfagt fein. Mit Ausnahme der 
Milttärbeamten ruht für bie Militärperfonen das aktive, nicht aber 
das paſſive Wahlrecht zum Reiches ober Landtag. Das Dienftein- 
fommen der Unteroffiziere nnd Wannfchaften if ſteuerfrei. Die 
Offiziere und Militärbeamten zahlen ſtaatliche Einkommenſteuer, zu 
den Bemeindeabgaben kann aber nur bad außerbienftliche Einkom⸗ 
men herangezogen werben. 

Die Eigenart ber militärifchen Berhältniffe bringt es mit fich, 
daß vom Lande noch befonbere Reiftungen gefordert werben mäflen, 
für die vom Reiche feitgefegte Vergütungen gezahlt werben. In Gars 
nifonen ohne Kafernen muß Quartier für bie Mannfdhaften fowie 
Stallung für die Dieuftpferde, bei Unterbringung zu Übungezweden, 
Märfchen und Kommanbod auch Quartier für die Offtziere und Beam⸗ 
ten gewährt werben. Die Höhe ber Entichädigung — Servis — richtet 
fih nadı dem Servistarif. Aud Natnralleiftuugen können von 
ber bewaffneten Macht, und zwar im allgemeinen durch Vermitt⸗ 
(ung der Gemeinden, in Anſpruch genommen werben: Die Stellung 
von Borfpaun, die Verabreichung von Maturalverpflegung und von 
Sutter. Alle durch bie Benntzung von Grundſtücken zu Truppen, 
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übungen entfichenden Flurſchäden werben aus Militärfonde vers 
gätet. Die Feltitelung der Vergütungsſumme erfolgt durch eine 
Kommilfion auf dem Wege ber Vereinbarung oder auf Grund ber 
Abfhägung der Schäden. Diefe Kommiffion arbeitet unter ber Reis 
tung eined Bertreterdö ber Landesregierung unb befteht aus mili⸗ 
tärifchen Mitgliedern und einigen landwirtſchaftlichen Sacverftän- 
bigen. In weiterem Umfange können die Leiftungen ber Gemeinden 
im Kriegefalle in Anſpruch genommen werben, worüber bad Geſetz 
über die Kriegsleiftungen das Nähere beftimmt. 

Die Militärgerihtöbarkteit ift ihrem Weſen nadı lediglich auf 
das ftrafrechtliche Gebiet beſchraͤnkt. Die flrafbaren Handlungen 
werben teil nach dem Meichöftrafgefeubuch, teild nadı dem Militär, 
ſtrafgeſetzbuch geahndet, da das Prozeßverfahren fich nicht nur auf bie 
militärifchen, fondern auch auf die bürgerlichen Straftaten ber Mili⸗ 
tärperfonen erftredit. Das Militaͤr⸗Strafgeſetzbuch kennt ald Strafen die 
Todeöftrafe, Zuchthaus, Freiheitöftrafen — Gefängnis, Feſtungshaft 
und Arreſt als firenger, mittlerer, gelinder und Stubenarrefl —. 
Das Strafprogeßverfahren für Armee und Marine ift einheitlich und 
beruht auf dem Grundſatz der Muͤndlichkeit und Öffentlich» 
feit. Der Milttärgerichtöbarteit unterfiehen: Die Militärperfonen 
bed aktiven Heeres und ber Marine einfchließlich Wilitärbeamte, 
die Dffiziere z. D., zuzeiten auch bie Perfonen bed Benrlaubten- 
ftandes, im Kriege alle Perfonen, die fih in irgend einem Dienft- 
ober Bertragöverhältnie beim Heere befinden, alfo z. ®. auch Mars 
fetenber, Kriegögefangene. 

Man unterfcheidet zwifchen der uieberen und höheren Gerichtd« 
barkeit. Die niedere erftredt fih nicht auf Perfonen mit Offiziere» 
rang. Die Militärftrafgerichtöbarkeit wirb durch bie Gerichtsherren 
und die erfennenden Berichte ausgeübt, Berichtöherren der nies 
deren Gerichtöbarkeit find ber Regimentskommandeur, der Kommans 
beur eines felbftändigen Bataillons Gager⸗, Pionierbataillon), Koms 
mandenr eined Lanbwehrbezirts, Kommandant einer Heinen Feſtung, 
Kommandant von Berlin. Gerichtöherren ber höheren Gerichtsbar⸗ 
feit find der kommandierende General, der Divifiondtommandenr, 
ber Bouvernenr von Berlin, der Gouvernenr ober Kommandant 
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einer großen Feſtung. Den Gerichtöherren der nieberen Gerichtsbar⸗ 
keit ſtehen Berichtöoffiziere, benen ber höheren Gerichtsbarkeit Mili⸗ 
tär-Inftigbeamte zur Seite, unb zwar dem Divifionsfemmanbeur 
Kriegögerichtöräte, bem kommanbierenden General Oberkriegsgerichts⸗ 
räte. Sie führen die Unterfuchung und vertreten vor ben Gerichten 
bie Anklage. Die ertennenden Berichte find die Standgerichte, 
bie Kriegögerichte, Dberkriegsgerichte und bad Reihömili- 
tärgericht. Die Gtaudgerichte beſtehen aus 3, die Kriegögerichte 
and 5, bie Oberfriegögerichte aus 7 Richtern. Zu ben letzten beiben 
Gerichten treten noch 2 Kriegögerichtös ober Obertriegögerichtöräte 
als Richter hinzu. Die Zuſtaͤndigkeit ber Berichte iſt genan abges 
grenzt. Die Kriegögerichte find zugleich Berufungsinftanz gegenüber 
den Standgerichten. Die Oberfriegögerichte find wieder Berufungs⸗ 
inftanz für Sachen, in benen bie Kriegögerichte in erfter Inftanz 
erfannt haben. Das Reichemilitärgericht ift der oberfte militärtfche 
Gerichtshof für das Reich und wirb aus höheren Dffizieren und 
MilitärsIuftigbeamten gebildet. Er ift im weientlihen Reviſions⸗ 
inſtanz für Die Urteile ber Oberkriegögerichte und wacht barüber, 
daß die Belege nach Möglichkeit gleihhmäßig ausgelegt unb ange⸗ 
wendet werben. Der Angellagte faun fi, ausgenommen vor dem 
Standgericht, eined Berteibigerd bedienen. Bei Berbrechen wird ein 
Berteibiger von Amtöwegen beftellt. Urteile, bie durch dad Rechtes 
mittel der Berufung ober Reviſion nicht mehr angefochten werben 
fönnen, erlangen Rechtöfraft. Sie müflen dann noch burch ben bes 
treffenden Militärbefehlähaber beitätigt werben. 

Die Ehrengerichte der Offiziere haben ben Zweck, die gemein, 
fhaftliche Ehre der Benoflenfchaft fowie bie Ehre bes Einzelnen 
gu wahren. Diefen Berichten find die aktiven Offiziere, die Reſerve⸗ 
unb Lanbwehroffiziere, bie mit Penflen zur Dispoſition geſtellten Offis 
ziere und bie Offiziere unterworfen, bie mit ber Berleihung der Be⸗ 
fugnis, Militäruniform zu tragen, verabfchiebet find. 

Die Ehrengerichte zerfallen tu Ehrengerichte über Hanptleute 
Mittmeifter) nnd Subalteruoffiziere, fowie Ehrengerichte über Stabes 
sffigiere. Erftere werben durch bas betreffende Dffizierskorps gebils 
bet, letztere beſtehen aus einem General und 9 gewählten Stabes 
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offizieren. Kommt ein höherer Dffizier in Frage, fo wird ſtets bes 
fondere Auorbnung getroffen. Bei jedem Ehrengericht beſteht ein 
Ehreurat, der aus 3 jährlich gewählten Mitgliedern befteht. Diefer 
hat alle der Tätigkeit des Ehrengerichtö vorausgehenden Aufgaben 
zu erledigen, befonderd die Ermittelnngen zur Feſtſtellung bed Tats 
beftanbes anzuftellen. Das ehrengerichtliche Berfahren endet mit der 
Sprudfigung, in der folgendermaßen erfannt werben Tann: Auf 
Unzuftändigkeit, auf Bervollftändigung der Unterfuchung, auf Freis 
fprehung; bei Berurteilung auf Erteilung einer Warnung, Bean, 
tragung ber Entlaffung mit fchlichtem Abſchied, Beantragung ber 
Entfernung aus dem Dffizieröftande. Auf Grund bed Spruchs des 
Ehrengerihtd wird die Euticheidung an Allerhoͤchſter Stelle ges 
troffen. 

Bei dem Austragen von Ehrenhaͤndeln hat ber Ehrenrat grund⸗ 
fäglih mitzuwirken. Ex hat ſich diefer Pflicht mit dem gewiflen- 
haften Streben zu unterziehen, einen gütlichen Ausgleich nad WMög« 
lichkeit herbeizuführen. Der Offizier hat baber von allen berartigen 
Borfällen umgehend dem Ehrenrat Mitteilung zu machen. 





7. Deutſche Wietfhaftspflege. 


a) Agrariſche Verhältniffe. 

Die legten VBerufszählungen ergaben für den Tandwirtfchafts 
fichen Volksteil Deutſchlands folgende Zahlen: 1895 18,50 Mill., 
4907 17,68 Millionen. Da in ber gleichen Zeit bie beutfche Bevoͤl⸗ 
terung von 51,77 auf 61,72 Millionen gefliegen war, ift ber pros 
zentnale Anteil der Lanbwirtfchaft von 88,78%, auf 28,65% ge- 
funten. Diefer Borgang iſt innerhalb der dentſchen Wirtichaftöge- 
ſchichte von größter Wichtigkeit. 

Was befagt er? Die beutfche Lanbwirtfchaft geht au Menſchenzahl 
nicht nur relativ, fondern abfolut zuräd. Die Gruͤude find vers 
fchiedener Art. Theoretifch betrachtet wird ein Agrargebiet immer 
nur eine befchränkte Menfchenzahl ernähren können, da fi dad 
wichtigfte Wirtfchaftögut, ber Boden, im Umfang nicht beliebig ver- 
mehren läßt. Die Praxis hat mit biefer Überlegung nicht gu rechnen: 
fie fiellt nur fehl, daß die agrarifchen Siebelungen ihren Geburten- 
überfchuß, ja noch mehr, von ihrem menfcdhlichen Stammaterial 
abgeben. Die Städte und bie Gewerbe nehmen fie anf. 

Die Frage erhebt ſich, wieweit ed ſich babei um abfolnte Nots 
wenbigfeit handelt. Mau muß fi darüber Mar fein, daß innerhalb 
der Landwirtſchaft fein einheitliched Berhältnis befteht zwiſchen 
Volksdichte und Abwanderung. Diefe ind gegenfeitig verbunden mit 
Defigverteilung und Kultur Ein Hektar Weinberg etwa er, 
fordert mehr Menfchenarbeit ald ein Hektar Betreidefelb; hier bes 
ftimmt bie Ianbwirtfchaftliche Kultur die dichtere Beſiedelung. 
Stärfer noch wirft die Beſitzverteilung: ber bäuerliche Betrieb hat 
mehr vollöhaltende Kraft ald ber Großgrundbeſitz. 

Will man heute die Berfchiebenheiten der Lanbwirtfchaft erfaflen, 
fo bebarf man einer etwas fchematifchen Statiftil nah Betriebs; 
größen (fiehe Tabelle auf folgender Seite). 

In biefen Ziffern ſteckt das Ergebnis ber beutfchen Agrargefchichte. 
Sie find kein Schlugwort; denn blickt man, vergleicheud, auf ihre 
Bewegung, dann findet man bei einem gewiflen abfoluten Müdgang 


Asrariſche Verhältuiffe 271 


der Tandwirtfchaftlichen Geſamtflaͤche (Ausdehnung der Städte u. bgl.) 
ein Zurüdweichen der Brößenklaflen über 20 ha, nach Betriebszahl 
wie benugter Fläche, während ber bäuerliche Wittelbetrieb in 
beiden Richtungen bdentlich vorwärtöfchreitet. Diefe gegenwärtigen 





j 


Groͤßenklaſſen | Sapı der Betriebe | Flache entfallen auf die 
| benndte Fiache in ha | ag rnHiaffen in 9%, 


ha | 1895 1907 1895 1807 


| 1895 1907 
Kleinbetriebe 
unter 3 8236867 | 8378509 I 1808444 | 1781817 | 8,6 5,4 
s—s5 1016818 | 1006318 || 8285 984 | 3804873 1 410,1 10,4 
| 
Mittetbetriebe ) | 
0 998804 | 1065589 | 9721875 |10421 5651 29,9 883,7 
Großbaͤuerl. | 
Berriebe 
20-100 262 191 | 9869887 | 9822106 80,8 29,8 
Großbetriebe | 
über 100 28566 || 7881804 | 7085018 21 223,2 





Summe: | 5658817 | 5736082 |s2517941|31834873|| 100,0 | 400,0 


Berfchiebungen haben wirtfchaftliche, betriebetechnifche, in gewiſſem 
Sinne „natürlicye” Urſachen; in den Grundzahlen aber brüdt ſich 
ein Stück deutfher Rechts geſchichte aus. Heute rechnen wir im 
wefentlihen mit Betriebögrößen; biefe find lebten Endes bie 
Wirkungen früherer, wechfelnder Beſitzrechte. 

Sieht man davon ab, daß der Staat die Unverfänflichleit bes 
ſtimmter Familiengüter und ein befchränftes Erbrecht an Grund und 
Boden in beftimmten Fällen gefeglich anerkennt, fo fteht heute ber 
ländliche Beflg einem einheitlichen und gleichen Nechtözuftand gegen, 
über. Das iſt bad Ergebnis der großen Reformgeſetze, bie in allen 
deutſchen Staaten in der erften Hälfte bes 19. Tahrhunderts zum 
Abichluß kamen Cin Preußen SteinsHardenberg). Vorher hatte man 
ed mit einer Unmaſſe von nach Territorien und Zeitläuften wech⸗ 
felnden Rechtöverhältniffen zu tun. Die Erbuntertänigkeit und bie 
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Spann, und GHanddienfte, mit benen die großen Reformen aufs 
räumen, find nicht das Maffiiche ländliche Recht, fonderu verhälts 
nismaͤßig moderne Bildungen, die erft hinter Reformation und dreißig» 
jährigem Kriege ſich völlig durchſetzen. 

Der Bauer bed ausgehenden Mittelalters beftcht neben dem Ritter, 
und ift ihm nicht felten wirtfchaftlid, überlegen. Sein Beflgredt an 
Grund und Boden ift freilich oft fchlecht genug. Er ift der Grund⸗ 
herrſchaft abgabenpflichtig und muß ſich für gewifle Dienfte zur 
Berfügung halten. Aber die Grunbherrihaften, Grafen, Kürften, 
Klöfter, andy Städte, find felber an dem wirtfchaftlichen Gedeihen 
ihrer „Laffiten” intereffiert. Die Berhältniffe verfchieben fi, je 
mehr, im Zufammenhang mit der geänderten Technik des Krieges, 
die Heineren Adligen anfangen, felber Lanbwirtfchaft zu betreiben. 
Der Gutshof wirb nun das foziale unb rechtliche Zentrum; bie 
Guts herrſchaft dehnt ihre Befugniffe und Anfprüce aus, unb 
bei der Mechtlofigkeit, in die der Fleine Bauer geftoßen ifl, wird es 
dem Mitter nicht zu fchwer, bie Fronden feiner Hinterfaflen zu 
fteigern nnd ihr Befigrecht am eigenen Lande zu verſchlechtern. Der 
landwirtſchaftliche Öropbetrieb entfieht; er verlangt ausge⸗ 
dehnte Spann» und Hanbbienfte, er hat aber auch bad Beftreben, 
ſich felber zu erweitern. Das ift die Periode, wo die Bauernftellen 
mit ihrem unficheren Vefigrecht gelegt unb bad Land vom Guts⸗ 
herren eingezogen wirb. Dies gilt befonbers für den kolonialen Dften. 

Die charakteriſtiſchen Eigentümlichkeiten der bäuerlichen Abs 
bängigfeit find folgende: ihre Erbuntertänigleit bebeutet die vöL- 
fige Zugehörigkeit zur Gutsherrſchaft. Sie find „au bie Schelle 
gebunden“, db. h. fie bürfen ohne die Erlaubnis des Herrn nicht 
wegziehen, deren fie übrigens auch zum Heiraten bedürfen. Die heran 
gewachienen Kinder find zum Zwangsdgefinbedienft innerhalh 
bed Butöbetriebd verpflichtet. Die größeren Baueru müflen mit 
ihren Geſpannen, die Fleineren, deren eigenes Land fein Gefpann 
erhält, mit Handdienften dad herrfchaftliche Land beforgen. 

Ale diefe Verpflichtungen find nicht an die Perfon des Bauern 
gebunden, find feine Perfonallaften, fondern an die Baueruſtelle, 
an den Hof, an bad Haus, alfo an eine Sache, fie find Sach⸗ 
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ober Reallaften. Der jeweilige Inhaber der Sache ift Berpflichteter. 
Das natürliche Beſtreben bed Herrn tft, alle diefe Leiftungen gu 
fleigern; bie Arbeit, die der Bauer auf feinem eigenen Boden, ber 
ald Entgelt für die Herrenbienfte betrachtet wird, aufwenben fann, 
wird gering. Daß ſich dabei die Landwirtichaft in ihren Erträgniffen 
nicht fehr heben konnte, ift Mar. 

Die erften Reformverfuche galten überall den Domantalbanern, 
bie zum „Domanium“ gehörten, dem Grundbefig, ber unmittelbar 
Privateigentum ded Fürften war, und die in ganzem Umfang feiner 
Gerichtsbarkeit unterftanden. In Preußen haben ſich Friedrich Wils 
heim I. und alle feine Nachfolger darum bemüht; es handelt ſich 
zunaͤchſt keineswegs um Abfchaffung der Fronden, fie follten nur 
aus ungemeffenen in gemeffene verwandelt werben. Dad Bes 
figrecht ded Bauern wirb dadurch verbeflert, daß er einen erblichen 
Anfpruch auf fein Grundſtuͤck befommt, alfo nicht beliebig verfchoben 
und vertaufcht werben barf. Später kann wenigftend ber größere 
Bauer, gegen eine beftimmte Gelbrente, auch feine Dienfte ablöfen. 

Um der Entvölferung bed flachen Landes vorzubeugen, hatte 
Friedrich II. verboten, Banernftelen zum Gutsland zu fchlagen. 
Erledigte müflen neubefegt werben. Diefer Bauernfchug, ber nicht 
ben Bauern, fonbern die Bobenverteilung ſchützt, bat praftifch Feine 
Bedeutung gewonnen; im Jahre 1816 befördert bad Geſetz gerabezu 
bie umgefehrte Entwidlung. (Siehe nächfte Seite!) 

Unter dem Einfluß des englifchen Stonomifchen Liberalismus und 
unter dem Einbrud ber franzoͤſiſchen Umwaͤlzung fam dann, von der 
Zeitflimmung vorbereitet, dad große Reformedikt vom 9. Ok⸗ 
tober 1807, bad den Namen des Minifterd Stein trägt. Sein Ins 
halt befagt: vom Wartinitag 1810 ab ift die Erbuntertänig- 
feit mit bem Zwangsgefindebienft aufgehoben. Der Bauer 
ift dem Gutsherrn rechtlich gleichgeftellt. Auch wird von jetzt 
ab Bürgerlichen der Erwerb von Rittergütern geftattet. 

Freilich beginnen mit diefer großen Tat rechtlicher Reformen die 
Schwierigkeiten ber wirtfchaftlichen Auseinanberfegung. Die Guts⸗ 
herren glaubten teilweife, von nun ab das Bauernland, über das 
fie biöher das Obereigentum befeffen, zur freien Berfügung zu haben. 
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Stein trat dem entgegen; er wollte ben Bauern das Land belaflen. 
Aber in der Regierung felber waren Männer vorhanden, bie von 
vornherein biefer Erweiterung ber WRittergüter freundlich gefinnt 
waren, weil fie an die techniiche Überlegenheit des Großbetriebs 
glaubten. Als nun, nadı Steind Rüdtritt, bie notwendige gefegliche 
Auseinanderfegung über das Beſitzrecht bed bäuerlichen Landes und 
über die an diefed Land (nicht an bie Menfchen) gebundenen Fronden 
und Abgaben formuliert wurde, fiel fie burd; deu Drud der adligen 
Stände fo aus, daß dad Bauerntum im ganzen verlor. (Regulie⸗ 
rungsebitt vom 14. September 1811 und Deklaration vom 29. Mai 
1816.) Die fpannfähigen, Tataftrierten Cim Steuergrunbbuch einge⸗ 
tragenen) und feit 1763 beftehenden Bauernftellen wurden „regus 
tiert“, fie wurden fowohl von ben Dienften ald auch von ben Ras 
turalabgaben völlig befreit, verloren aber auch den Anſpruch auf 
Unterflügung vom Gutshof und auf bie Benutzung gutöherrlicher 
Gerechtſame. Der Bericht bed Gutsherrn jebocdh wirb höher bes 
wertet; er darf ale Entichäbigung vom erblichen Beſitzer der Bauern» 
ftelle 1), vom unerblichen gar 1, des Bauerulandes einziehen. Die 
Fronden ber Meinen, nicht regulierten Bauern werden nad) ein paar 
Sahrzehnten durch Umwandlung in zeitlid; bemeflene feite Geldrenten 
allmählich abgelöft (1850), ihr Land ift bis dahin fat ganz vom 
Großbeſitz eingezogen, fie felber, perſoͤnlich frei, ſind Tagloͤhner, 
„Landarbeiter” geworben. 

Die Wirkung diefer®efeßgebung ift: Der Bauer wirb dem Herrn recht 
lid, gleichgeftellt, aber biefen Kortfchritt bezahlt er mit wirtfchaftlicher 
Schwädung. Der Gutsherr hat unmittelbar neuen Boden zu feinem Be⸗ 
trieb gewonnen und das Recht des Zukaufs von Bauernland. So bedeutet 
bie Bauernbefreiung eine Eritartung des Großbetriebs. Gutsbeſitzer 
und Bauer fommen aber jegt beide burch ihre Trennung in bie 
Lage, rationel und intenfiv zu wirtichaften. Es beginnt die Periode 
der technifchen Fortfchritte und ber fteigenden Erträge. In der Boden» 
befipverteilung bleibt das 19. Jahrhundert für das nörbliche Deutſch⸗ 
land charafterifiert burch dad Anmwachfen des Großbetriebes. Man 
hat berechnet, daß von bem Land ber regulierten Bauern, von bem 
ber kleinen Taglöhner und aus freihändigem Ankauf allein im alten 
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En . . 


Preußen etwa 41, Millionen Hektar an ben Großbetrieb verloren 
gingen. Hohe Getreibepreife beförbern biefe Tendenz. Erft fpät bes 
ginnt eine befcheibene rädläufige Bewegung. 

Bor diefem Hintergrund entfteht bie Ländliche Arbeiterfrage; 
fie tft mit der Bodenverteilung aufs innigfte verbunden, Der Feine 
Bauer ift Selbitwirtfchafter und fommt mit ber Unterftügung feiner 
Familie aus. Der größere Bauer brandıt ein paar Mägde und 
Knechte, die im übrigen fozial nicht eigentlich unter ihrem Brot⸗ 
geber ftehen. Anders beim landwirtfchaftlichen Großbetrieb: hier ift 
ein größerer Bedarf an Arbeitöfräften vorhanden, an Geſinde wie 
an Feldarbeitern; zwifchen dem Gutsbeſitzer oder Pächter und feinen 
Arbeitöleuten herricht, gemilbert durch gelegentliche patriarchalifche 
Berhältniffe, eine fcharfe ſoziale Trennung. 

Es gibt verfchiedene Typen von Lanbarbeitern, die in ben Einzels 
dingen der Entlohnung und Arbeitöbemeflung wie in ben Bes 
nennungen die Erinnerung an die Zeit vor ber „Bauernbefreiung” 
und ber Srondenablöfung weitertragen. Sie find großenteild aus 
den nicht fpannfähigen Bauern hervorgegangen. Teilweiſe find es 
fleine Eigenbefiger, bie für beftimmte Arbeiten fich vermieten, 
teild ganz landlofe Arbeiter, bie, im Dorf zur Miete wohnenb, 
mit Verträgen von einem Jahr ald freie Taglöhner in ber Guts⸗ 
wirtfhaft heifen. Daneben ftehen bie Inftleute, denen von ber 
Herrichaft neben dem Lohn beftimmt bemeſſene Naturalien gegeben 
werben, Wohnung, Holz, auch ein Stück Garten oder Feld mit bem 
echt einer Fleinen eigenen Biehhaltung (Deputat). 

Im Genuß ber gefetlich gewährleifteten Freizügigkeit verlaflen 
jährlich zahllofe biefer Kandarbeiter ihre Heimat. Sie wandern aus 
oder ziehen in bie Stadt, bieten fidy der Induftrie an. Die öftlichen 
Provinzen fpeifen das Proletariat ber weitlichen Großſtaͤdte, und in 
den Ianbwirtfchaftlichen Großbetrieben folgt dieſer „Landfludht“ 
jene „Leutenot“, über die von den Bertretern ber Landwirtfchaft 
foviel geklagt wird. 

Diefe ungeheure Binnenwanberung hat bie verfchiedenften Gründe. 
Diychologifch wirkt der Meiz der Abwechſlung im ftäbtifchen Leben, 
vor allem aber zahlt die Inbuftrie höhere Löhne, und bie foziale 
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Berfichernng wie die Berufsverbände garantieren eine gewifle Ber- 
forgung. Man barf die Lanbarbeiterlöhne natürlich wicht mit bes 
liebigen gewerblichen Lohufägen vergleichen; fie finb infolge bes 
Arbeitermangeld jetzt anch geftiegen, aber in Geldwert audgebrüdt 
verhältnismäßig gering. Den Lanbarbeitern fehlt bad Koalitions⸗ 
recht; fie bürfen fich nicht zur Wahrung ihrer beruflichen Suter» 
efien zufammenfchließen. Ihr Alter ift kaum gefichert, ber alternbe 
Dann findet fchwer bauerude VBefchäftigung, damit er nicht unter» 
ſtuͤzungsberechtigt wirb. 

Die Landwirtſchaft beanfprucht viel Saifonarbeit; im Winter 
gibt es bei einzelnen Kulturen gar nichtö zu tun. Damit iſt natürs 
lich der Lebensunterhalt bed Tagelöhners fehr gefährbet, and wenn 
er zu ber fletigeren Befchäftigung in der Induftrie übergeht, hilft 
fi der Butöbefiger mit der Heranziehung frember Saiſonar⸗ 
beiter. Ein paar Hunderttauſend Galizier und Polen überfchwenmen 
jährlich die Gegenden bed agragrifchen Großbetriebes. Sie werben 
im Frühjahr durch Agenten angeworben, kommen dann in großen 
Schubs zu ihrer Arbeitöftelle und werben vor Jahresſchluß wieder 
in ihre Heimat zurüctransportiert; fie bürfen den Winter über nicht 
in Deutfchlanb bleiben. Die Kontrakte, mit bemen biefe Leute ges 
mietet werden, find für fie äußerft nachteilig. Bei dem Wegwandern 
ber deutſchen Arbeiter und dem Überfluten fremder Elemente bes 
gegen fich Urſache und Wirkung: bie deutſche Landflucht zwang 
den Unternehmer fih nad Erſatz umgnfehen, und bie billige Ent- 
Iohnung ber auf tiefer Kulturftufe ſtehenden Wanberarbeiter ger 
fährbet dad Lohnniveau bed bdeutfchen Arbeiterd. Eine preußifche 
Landwirtſchaftskammer hat ernfthaft fhon den Import von Kulis 
gefordert. Daß biefer Übergang zu fremden Arbeitern nationalpolis 
tiſch wie für die deutfche Volkskultur eine Schädigung bebeutet, be- 
darf feiner weiteren Darlegung. 

Es gibt gegen diefen Borgang Sein rabilaled Heilmittel. Gut 
und unterftügendwert erfcheint alled, was unter bem Namen „Länbs 
liche Wohlfahrtspflege“ geleiftet wird, um auch auf bem Lande 
alte wirkliche Kultur zu erhalten und ben vernünftigen Anfchluß 
an bie Nenbildungen ber Zeit zu erleichtern. Will man helfen, fo 
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muß man auch die tieffte Urſache ber Lanbflucht erkennen, den 
Landmangel, Der Stolz, Eigenbefiter von Grund und Boden zu 
fein, deu Beflg zu vergrößern und zu verbeflern, gehört zum Kern 
der bäuerlichen Piychologie. Man bat dafür das Wort „Lands 
hunger” geprägt; biefer Hunger bes Pleinen Mannes kann aber 
überall dort nicht befriedigt werben, wo ber Großgrundbeſitz vors 
berrfcht. Abgefehen davon, daß zahlreiche große Güter durch fideis 
tommiffarifche Bindung (ſ. u.) dem freien Verkehr entzogen find, 
tommt hier reger Austaufh an Grund und Boden wie in ben 
Heinbäuerlichen Gegenden fchon ber Größe der Objekte wegen nicht 
in Frage. Eingellemmt zwifchen bie großen Beflgungen findet der 
Landarbeiter, ber fich feßhaft machen möchte, garnicht den Boden, 
den er kaufen könnte, 

Das Ergebnis diefer Überlegung if planvolle und grundfäp- 
liche Anfiedelungspoltitit, die von Staat und Privaten in bie 
Wege geleitet ift. Ihr Ziel iſt, einen Teil des verloren gegangenen 
: Bauernlanded dem Bauerntum zurüdzugewinnen; fo wenig mau bie 
gefchichtliche Tatfache der oftelbifchen „Katifundien” bildung weg» 
ftreihen kann, fo wenig braucht man fie ald völlige Naturnotwendig- 
feit zu nehmen. 

Die Zerfchlagung großer Güter in Bauernftellen wirb von Pri⸗ 
vaten wie von den Behörden betrieben. Teilweife ging der Staat 
vorbilblich voran, wie etwa in Mecklenburg, wo in ben lebten Jahr⸗ 
zehnten über 10000 felbftändige Banernftellen aus dem Domanials 
land gewonnen wurben. Im übrigen fördert er, zumal in Preußen, 
die Seßhaftmachung der Bauern burdy die Schaffung ber Renten» 
güter. Dieſes Beſitzrecht knüpft in gewiſſem Sinn an alte Kormen 
an; ber Bauer befommt ben Boden nicht ald volles Eigentum, 
fonderu gegen Leiftung einer beflimmten Mente, Der Borzug biefes 
Berfahrend ift, baß ber Faufende Bauer fein Bargeld nicht feitlegt, 
fondern in ben Betrieb hineinftedt. Als Krebitorganifation fteht ihm 
wie auch ber parzellierenben Seneraltommiffion bei billigem Zius⸗ 
fuß die Nentenbant zur Seite. Die Mente iſt dem Berpflichteten 
gegenüber unfündbar; bei beiderfeitigem Einverftänbnid kann fie 
nad beflimmten vertraglichen Sägen abgelöft werben. Diefe Geſetze 
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ſtammen in Preußen von 4890 und 1891; 1896 erfuhren fie eine 
Beengung baburd, daß gefeglih für alle Nentengüter das Ans 
erbenrecht cf. unten) auögelprochen wurde. Auch die freie Ber- 
äußerbarfeit eined Rentenguts wurde befchränft. 

Einem beftimmten Zwed, ber außerhalb ber rein agrariichen Ats 
mofphäre liegt, dient die Anfiedlung deutfcher Bauern in 
Dofen und Weftpreußen. Sie fol mit beufchen Bauernitellen das 
Polentum zurüddrängen, wozu ber Broßbefit mit feinen fremden 
Arbeitöträften nicht in ber Lage ift. Kür den Ankauf von zu koloui⸗ 
fierendem Boden find indgefamt im Lauf ber Jahre 700 Millionen 
Mark bewilligt worden. Der Erfolg entſprach dieſer Summe nicht 
ganz; zufammen waren 1907 etwa 131), Taufend Bauernftellen bes 
gründet. Großenteild geht ed dieſen Anfieblern recht gut, ba fie 
zu günftigen Bedingungen angefeßt werben; freilich find die Bes 
triebe (Mentengüter) durchfchnittlich fo groß, daß fie weitere Ars 
beitöfräfte, das ift die polnifche Unterfchicht, beanipruchen. Das 
Dolentum hat den Bemühungen ber preußifchen Regierung einen er- 
bitterten Widerftand entgegengefebt; es ift charakteriftiich, daß nur 
31,1%), des befiedelten Bodens aus polnifchen Händen kamen. Die 
Anfiedelungspolitit ift dadurch erfchwert, bag in ihrem Berfolg 
bie Güterpreife ungeheuer geftiegen find: 4887 war in Weftpreußen 
der Durchfchnittöpreis des Hektars 495 Mark, 1907: 1696 Marl, Da 
die Anfiebelungstommiffion kein polnifches Land mehr befommt, 
wurde ihr in beflimmten Örenzen bad Recht auf Enteignung zu⸗ 
gefprocdhen; bisher ift noch fein Gebrauch davon gemacht worben. 

Auf die Befigverteilung wirkt neben ben ſchon befprochenen Fak⸗ 
toren noch das ländliche Erbrecht. Nur in jenen Fleinbäuerlichen 
Gegenden, wo intenfive Wirtfchaft befteht und immer genug Land 
zum Zulauf im freien gefchäftlichen Verkehr vorhanden tft, beiteht das 
Prinzip der freien Teilbarkeit. In ben großbäuerlichen Gegenden, 
etwa Niederſachſen oder Oberbayern, beugt man einer Zerfplitterung 
des Gutes vor, indem nach dem fog. Anerbenrecht nur ein Erbe, 
ber Anerbe, für den Iandwirtfchaftlichen Betrieb in Betracht kommt, 
während bie anderen Kinder mit Beinen Zahlungen abgefunden 
werden. Sie wandern zur Stabt oder werben Geſinde. 
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Noch ftärker ausgeprägt ift dad Prinzip, ein Gut unteilbar in einer 
Hand zu behalten, beim Fideikommiß, das als Familienbefig behan⸗ 
beit wird. Es gibt verfchiebene Formen bes Erbgange: beim Majorat 
geht der Befig auf den Alteften Sohn, beim Minorat auf den jüngften 
Sohn, beim Seniorat auf das ältefte männliche Mitglied ber Familie 
über. Das Fideikommiß ift nicht nur unteilbar, es ift auch unverfäuflich. 
Das bedeutet, baß das Fideikommiß auch bei untüchtiger Bewirtfchaf- 
tung und bei Berfchuldung nicht in andere Bände übergehen kann. Das 
Geſetz fpricht aus, daß dieſe Gründung, deren Wefen romanifchen Ur⸗ 
fprung® ift, der Erhaltung bed „Glanzes“ befonderer Familien dient. 
Der größte wirtfchaftliche Nachteil des Fideikommiß ift, daß große 
Laͤnderſtrecken dauernd dem Güterverkehr, alfo auch der Anfieblung, 
entzogen find. Die ungeheuere Ausbehnung ber Fideikommiſſe ift ein 
ganz moderner Borgang. 1850 gab es erft 519 Fideikommißgüter 
mit 1,259 Millionen Hektar, 1908 1213 mit 2,35 Millionen Hektar. 

Die genauen amtlichen Berechnungen, bie über ben Erfolg von Par- 
zellierungen angeftellt wurben, ergaben ziemlich übereinftimmend, daß 
bie entfprechende Bobdenfläche nicht nur eine wefentlich größere Anzahl 
von Wenfchen wirtfchaftlich trug als vorher, fondern baß vor allem 
ber Biehfland und auch die Bodenerträgnifle nach Umfang, Qualität 
und Preis zunahmen. Es ift eine alte Streitfrage, wer wirtfchaftlid) 
überlegener fei: Großbetrieb oder Kleinbetrieb? Die Antwort Läßt ſich 
von ben befonderen Berhältniffen, von Boden, Klima, Bewäflerung, 
von ber Lage zum Markt und den territorialen Arbeitöverhältniflen gar 
nicht trennen. Der Großbetrieb mit feinen größeren Kapitalien !ft 
zweifellos in ber Lage, mit ber technifchen Entwicklung Schritt zu halten; 
auch wird bei ihm zuerft ber Betrieb faufmännifch rationalifiert. Der 
Kleinproduzent ift feinen Produkten gegenüberfelber ein Hauptlonfus 
ment; bei ihm bildet fich Das rechnerifche Bewußtiein nicht in dem Maße 
aus wie bort, wo der Eigenkonſum nur eine verfchwindende Rolle ipielt. 
Doch findet auch der Heine Landwirt burd; Lanbwirtichaftefchulen, Ges 
noflenfchaften, Anpafinng an ben Markt allmählich immer mehr ben 
Auſchluß an die technifchen und faufmännifchen Kortichritte. 

Die Nationalifierung der landwirtſchaftlichen Produk—⸗ 
tion ift die große Leiftung des 19. Jahrhunderts. Albrecht Thaer 
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und Juſtus Liebig find die organifatorifchen und technifchen Ers 
neuerer. Es tft die Zeit, wo man auch mit ber Flurbereinigung 
beginnt, mit ber Zufammenlegung der im Gemenge zerfpreug- 
ten Parzellen eined VBeflgerd, da man Moore entfumpft und mas 
gered Land fyftematifch bewäflert, da das Iandwirtfchaftliche Schul⸗ 
wefen langfam feine fegenöreichen Wirkungen ausübt und unter ben 
Landwirten ber Geift ber wirtfchaftlichen Solidarität zum Zufammens 
fhluß in großen Genoffenfchaften führt. Die ländlichen Ges 
noffenfchaften find heute eine außerordentliche Macht geworben, 
bie man fi nicht aus ber Tanbwirtfchaftlichen Produktion weg⸗ 
benten Tann. Sie erfegen zum Teil bad, was ber Großgrundbeſitz 
voraus hat, indem fie als gemeinfchaftliche Kapitalkraft auftreten. 
Sie dienen dem Einlauf von Dünger, Futtermitteln, Wafchinen u f. f. 
organifieren ben gemeinfamen Verlauf von Molkereiprodukten, Wein, 
auch Vieh und Getreide u. ſ. f. Gleichzeitig dienen fie ald Dars 
lehnskaſſen. Ihr Zwed if, die Unkoſten herabzufegen und durch 
Zentralifation bie Preisbildung zu beeinfluffen. Die Zahl der land» 
wirtfchaftlichen Genoffenfchaften ift von 30086 im Jahre 1890 auf 
23845 im Jahre 1910 gefliegen; ihre Mitgliederzahl wirb auf zwei 
Millionen gefchätt, Vermögen und Umſaztz beziffern fih nach Mil- 
liarden. 

Die Geſamtflaͤche Deutſchlands iſt nach ihrer Benutzung folgen⸗ 
dermaßen verteilt: von 100 ha kommen auf Ackerland 56,7, Wieſe 
und Weide 15,8, Gartenland 1,1, Weinberge 0,3, Wald 17,8, nicht 
landwirtſchaftlich benugt 8,3. Die gefamte Iandbwirtfchaftliche An⸗ 
baufläche geht zurüd; der Getreidebau hat innerhalb biefer Bewe⸗ 
gung die entgegengefegte Richtung, er vermehrt noch abfolut feine 
Fläche infolge ber hohen Produftenpreife. Weideland verliert. Sept 
man bie Anbaufläche in Beziehung zur VBenölferungsvermehrung, 
fo ergibt ſich ein ſtarker prozentualer Rüdgang: Auf einen Eins 
wohner Deutfchlande kommen 1878 noch 30,69 Ar Getreidefläche, 
4910 nur mehr 21,83 (bei Roggen 13,48:9,36, Weizen 4,12:3,01, 
Hafer 8,5:6,59, Gerfte 3,68:2,41). Diefer Rüdgang wirb annaͤhe⸗ 
rungsweife ausgeglichen durch die technifche Steigerung ber Ertrags⸗ 
fähigfeit bes Bodend. Man hat folgende Durchfchnittöbeträge pro 
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Hektar in Kilogramm berechnet: Roggen 1882/91 1162, 1908/09 
1800, Weizen für diefelben Perioden 1487 bezw. 2000, Hafer 1444 
bezw. 1960, Gerſte 1576 bezw. 1950. 

Der Getreidebau, überwiegend bie Kultur bed Großbetriebs, nimmt 
in der agrarifchen Produktion nach Umfang und Kapitalwert bie erfte 
Stelle ein. Bis in bie flebziger Jahre war er auf Export ange, 
legt. Da kam von verfchiedenen Seiten ein Rüdfchlag. Die Bes 
völferungsvermehrung feßte in großem Stile ein, nach ber ins» 
duftriellen Krife wurden bie Frachten billiger, in Amerika und in 
Rußland, wo „iungfräuficher” billiger Boden ber Agrikultue ers 
fchloffen wurbe, erhob ſich eine Konkurrenz, bie bem Weltmarkt» 
preid für Getreide gefährlich wurde. Die Regierung ließ fich bes 
fiimmen, zur Sicherung bes einheimifchen Preifes im Jahre 1879 
bie erften Kornzölle einzuführen; fie felber hatte nur 50 Pfennig 
für den Doppelzentner gefordert, ließ fi aber gern vom Parlament 
1 Marl bewilligen. 1883 fam die Erhöhung auf 3, 1887 auf 5 Mark. 
Unter dem Grafen Eaprivi fam eine rüdläufige freihbändlerifche 
Richtung zum Durchbruch, bie bie Zölle auf 3,50 Mark feſtſetzte; 
der Zolttarif von 1903 (ſeit 4906 in Kraft) hat fie wieder auf 
5 Mark Roggen) bezw. 5,5 Mark (Weizen) erhöht. 

Kaum eine andere Frage ift wiflenfchaftlih und politifch fo ums 
firitten wie bie nach ber Berechtigung unb ben Wirkungen ber 
Kornzölle. Wer ausfchließlih den Standpunkt ber nicht landwirt⸗ 
fchaftlichen, fonfumierenden Bevölkerung vertritt, wirb fie von vorn, 
herein ablehnen, denn fie haben ben ausgefprochenen Zwed, bie 
Getreibepreife bes Inlandes hodhzuhalten, was eine Berteuerung bes 
Broted bedeuten muß. 

Schwieriger ift, die Wirkung auf die Landwirtichaft felber abzus 
fhägen. Der größte Teil der Heinbänerlichen Betriebe bringt Fein 
Getreide auf den Warkt, ja ift, im Falle ber Viehzucht, zum Zukauf 
gezwungen. Das bäuerliche Interefle an ben Zöllen iſt eine „Gel 
tarfrage”. Wer verkauft, profitiert von ben höheren Preifen. Das 
bedeutet, daß bie Lanbwirtfchaft ein aufnahmefähiger Markt wirb 
und daß Kapitalien frei werben zu technifchen Verbefferungen. Die 
garantierte Mentabilität eines Betriebes fichert bie Wirtfchaft 
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bed augenblidlihen Beſitzers. Da fie fi aber (bei Erbgang 
ober Berkauf) in erhöhten VBobenpreifen, bei Verpachtung in ger 
fteigerter Pacht, ausbrüdt, bedeutet fie für ben Machbefiger eine 
Erfchwerung der Berzinfung bes inveftitierten Kapitals. Diefer cir- 
culus vitiosus ift von dem früheren preußifchen Landwirtſchafts⸗ 
minifter von Arnim fehr draftifch bargeftellt worden; ein gutes Bas 
rometer find ja gerabe bie fleigenden Pachtfummen bei ftaatlichen 
Domänen. 

Die Frage, wer den Zoll trägt, ob ber Käufer ober Verkäufer, 
reguliert ſich theoretifch nach dem Grabe ber Dringlichkeit, mit dem 
ber Käufer die Ware begehrt, ber Berfäufer fie abfegen will. Bis⸗ 
mare glaubte, dad Ausland, bad nadı Deutichland importieren 
wolle, werde ben Zoll tragen. Diefe Frage mit wechfelnden Ants 
werten hat für Getreide mit bem Jahr 1894 eine endgiltige Löfung 
gefunden. Im Handelsvertrag mit Rußland wurde bamald ber 
„Identitätsnachweis“ aufgehoben. Bisher wurbe bei der Weiter⸗ 
ausfuhr eingeführten fremden Getreide ber Zoll zurüderftattet, 
wenn bie Identität bed Materiald nachgewiefen werben konnte. Bon 
jest ab aber wurden bei ber Ausfuhr von Getreide und Müllereis 
produften Scheine auögeftellt in dem Werte bed Zolled, ben bie 
Waren bei der Einfuhr erreicht hätten. Diefe Scheine können, ohne 
Nachweis ber Identität, jet bei allem eingeführten Getreide u. bgl., 
feit 1906 auch bei Kaffee und Petroleum voll zur Zahlung gegeben 
werben. Dan heißt diefe Papiere „Einfuhrfcheine"; fie müßten 
Ansfuhrfcheine heißen, denn fie forcieren unter Umftänden für bie 
öftlichen Provinzen mit ®etreideüberfchuß ben Getreibeerport und 
verurfachen bamit jene Spannung, bei ber im Inlandspreis ber 
Zoll jet durchfchnittlich voll zum Ausdruck kommt. Diefe Einfuhr- 
fcheine waren ald Taufmännifche Erleichterung gedacht; in ihrer 
Wirkung bringen fie, neben dem Drud auf die Preisgeftaltung, 
der Reichskaſſe ziemlich ſtarke Ausfälle, die fich in einzelnen Jahren 
fhon nach Millionen beziffert haben. 

Das zweite lanbwirtichaftliche Hauptprobuft, bad Vieh, tft erft 
viel fpäter als das Getreide zum Objekt einer ausführlichen Ges 
feßgebung geworben. Im Großbetrieb, der fapitaliftifch Getreide auf 
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den Markt wirft, erfchien und erfcheint noch die Biehhaltung, fo groß 
fie fein mag, ald eine Nebentatfache der Geſamtwirtſchaft. Wan 
gebraudıt Rindvieh wohl zu Spannbienften, aber ber ftraffe Betrieb 
erfordert dazu Pferde; fonft rechtfertigt fich bie Viehhaltung durch 
einige Milchprobuftion, in ber Hauptſache aber durch Verwertung 
ber Ianbwirtfchaftlichen Zwifchenprodufte mit wechſelnden Markt: 
verhältniffen (Stroh ufw.) und durch Produktion von Mift. 

Sn viel höherem Maße bildet bad Vieh im bäuerlichen Be⸗ 
trieb den Kern ber Wirtfhaftsführung, befonbers in einigen 
klimatiſch für die Viehzucht geeigneten Landſtrichen (Mieberfachien, 
Schleöwig-Holftein, Oberbayern, Schwarzwald). Das Vieh bebarf, 
je höher feine Raſſe ift, einer pfleglichen und fürforglichen Behand⸗ 
lung, und biefe wird im individuell geftalteten Kleinbetrieb meift 
beffer geleiftet ald vom weniger intereffierten Landarbeiter bed Groß: 
betriebes. Außerdem fommt aber auch ein gut Zeil ber wachienden 
Schweinezucht auf dad Konto Tändlicher Arbeiter ober auf dem 
Lande wohnender inbuftriearbeiter. 

Die ftarfe Zunahme des Viehſtandes in Deutfchland drückt fich 
in ben Zahlen ber folgenden Tabelle aus: 


Zählung vom Pferde Rindvieh Schafe Schweine 
10. Jan. 1873 3352231 15776702 24999400 7124088 
10. San. 1883 3522545 15786764 419189715 9206195 
4. Des. 1892 3836273 17555834 13589662 12174442 
41. Dez. 1907 4345403 20630544 7703710 22146532 


An biefer Tabelle ift am einbringlichften ber Ruͤckgang ber Schafe 
und ber rapide Borftoß ber Schweinezucht: es ift ber Übergang von 
extenfiver zu intenfiver Bewirtfchaftung. Es iſt nicht uns 
wichtig feitzuftellen, daß der Hauptaufſchwung ber Bichhals 
tung in bie Periode ber Capriviſchen Hanbelspotitit 
fällt, die ein leichtes Nachlaffen ber Getreide, db. i. audı ber 
Futtermittelpreife bebeutet. Segt man die Zunahme bes Biehftandes 
in ein Berhältnid zur Bevoͤlkerungsbewegung, fo ergibt fidh: Auf 
100 Einwohner kamen 
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41878 4892 1007 
Pferde 8,08 7,6 6,9 
Rindvieh 88 34,8 83 
Schafe 60 26,9 12,3 
Schweine 172 AA 85.4 


Ans biefen Zahlen ergibt fich, daß, nach der Stüädzahl berechnet, 
die Rindviehzucht mit ber Gevöllerungövermehrnng nicht ganz Schritt 
hält, im Gegenfag zum Schwein. Dabei barf man aber, entſprechend 
der durch intenfivere Wirtichaft indgefamt'gefleigerten agrarifchen Er- 
tragsfähigleit annehmen, baß das Fleifchgewicht bed gezahlten Stuͤcks 
wefentlich gewachfen iſt. Die amtlichen Schägungen geben — man 
mnß diefe Zahlen natürlich nicht wörtlich nehmen — als Durch⸗ 
fchnittögewichte etwa für einen Ochfen 1883: 456 kg, 1892: 497 kg, 
1900: 506 kg. 

Bleichzeitig ift der Fleiſchkonſum flark gewachſen. Die Durch⸗ 
fchnittöberechnungen geben kein fichered Bild; immerhin bedeutet bie 
wachfende Iuönftrialifierung einen wachſenden Fleiſchmarkt. Nicht 
nur nimmt die Zahl der Stäbter zu — und ber Stäbter konſumiert 
mehr Fleiſch ald der Landmann —, andy bie Fleiſchmenge auf ben 
Einzelkopf tft gegenüber früher ſtark geitiegen. (Zahlen ber fächfls 
fchen Statiftif: 1835:16, 1870:23, 1880:29, 1890:32, 1900: 
44 kg.) 

Die Preisbildung beim Vieh ſchwankt ziemlich ftark, je nach bem 
Ausfall der Futtermittelernte. Die Preife find von Iofalen Markt⸗ 
verhältniffen weit mehr abhängig ald etwa beim Getreide, und der 
Abſatz ift bei weitem nicht fo organifiert wie bei anderen Produkten. 
So kommt es vor, daß von Zeit zu Zeit Vich- bezw. Fleiſchknapp⸗ 
heit eintritt unb bie Preife anziehen. Das ift ein im Jutereſſe ber 
Bolldernährnng wenig erfrenlicher Borgang, gegen ben ed aber an 
einem dauernden Heilmittel fehlt. 

Die Vieh⸗ und Fleifchzölle werben in ihrem Einfluß auf die 
Preisbildung überſchätzt. Sie find volkswirtſchaftlich dadurch ges 
rechtfertigt, daß auch die Hilfsprodukte, die weſentlichen Futter⸗ 
mittel, Zollſchutz genießen. Es iſt ein weſentliches Problem fuͤr die 
Erweiterung des deutſchen Viehbeſtandes, dem Viehzüͤchter billige 
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Futtermittel zu befchaffen. Bei einer zielbemußten bänerlichen Politik 
wird es hoͤchſt wahrfcheinlich möglich fein, auch den wachfenden 
Fleifchbebarf Deutſchlands durch eigene Produktion zu beden. 

Eine Gefährdung bed Biehftanded bilden bie zahlreichen Tier⸗ 
krankheiten, bie, wie etwa bie Maul» und Klauenfeuche, un, 
gemein anſteckend find; neben biefer Sende iſt die Tuberkuloſe 
unter bem Biehftanb verbreitet. Reichögefegliche Maßnahmen bienen 
dazu, dieſe Krankheiten, deren Erreger teilweife noch unbelannt find, 
burch Sfolterung einznbämmen; um ber Einfchleppungsgefahr vor⸗ 
zubeugen, ift beftimmten Ländern gegenüber für beftimmte Tiere fos 
wie für Fleifch ein ſtriktes Einfuhrverbot audgefprochen. Diefer 
Schug ift notwendig und wird von allen Seiten anerfanut; er kann 
in Zeiten inlänbifcher Viehknappheit jeboch einer Hochhaltung ber 
Dreife dienfibar gemacht werben. 

Eine wachfende Bedeutung gewinnen bei dem zunehmenden Wohls 
ftand des bentfchen Volkes die Geflügelzucht einerfeitd, der Anbau 
ber fog. Handelsgewaͤchſe, Gemüfe, Obſt, Wein auf ber anderen 
Seite. Der deutfche Weinbau verliert unter dem Einfluß ber aus⸗ 
wärtigen Konkurrenz, vor allem aber bes ſich ausdehnenden Bier⸗ 
konſums an Boden, während bie Gemüfeprobuftion, vor allem in 
ber Nähe ber Induſtriemaͤrkte, flarf vorwärts fchreitet. Sie ſtellt 
ben Typus ber intenfioften Ianbwirtfchaftlichen Kultur bar. 

Die Lanbwirtfchaft hat fi gegenüber dem Staat und ber polis 
tifchen Öffentlichkeit verfchiebene Vertretungskoͤrperſchaften geichaffen; 
teilweife tragen fie behörblichen Charakter. Ihre Grundlage oder 
ihren Urfprung bilden zumeift freie Ianbwirtfchaftliche Vereine, bie 
bem technifchen Fortichritt ober gemeinfamer Intereffenvertretung 
bienen follen; ber Staat hat fie zum Teil anerkannt nud ihnen ein 
Wahlrecht für höhere, vom Staat eigens gefchaffene Körperfchaften 
zugefprochen. Freilich find dieſe Körperfchaften nach ben einzelnen 
Staaten fehr mannigfaltig unterfchieben. 

Als man in Preußen im Jahr 1893 bie Lanbwirtfchafts- 
fammern einrichtete, verließ man allerbinge biefen Boden und gab 
dad Wahlrecht an bie Iandwirtfchaftlichen Mitglieder der Kreiötage. 
Bon biefen werben jegt bie Vertreter zu ben Lanbwirtfchaftöfammern 
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berufen; biefer etwa bürofratifhe Weg führt dazu, daß in biefen 
Kammern ber Heine und mittlere Beſitz gar keine Stimme hat. 
Über den Kammern, ans ihnen herausgebildet unb anderweitig ers 
gänzt fieht dad Landeskonomiekolleg ium, bad dem Lanbwirts 
ſchaftsminiſterinm ale beratende Körperfchaft zur Seite geſtellt if. 
Die übrigen Staaten haben ſich entfprechende Organe gefchaffen Cin 
Sachen Landeskulturrat). Seitdem durch das Reich ein Teil ber 
Agrarpolitit anf eine breitere Baſis geftelt wurde, ergab fich die 
Motwendigkeit, allen dieſen Verbänden und Behörden einen Mittels 
punkt zu geben; feit 4872 befteht zu biefem Zwed ber Deutfche 
Landwirtſchaftsrat. Allen diefen Organen liegt ob, je nach ihrem 
Wirkungsbereich, beratend und gutachtend bie Intereſſen der Lands 
wirtfchaft wahrzunehmen. 

Unabhängig vom Staat iſt die Deutſche Landwirtſchaftsge⸗ 
feltfhaft 1885 durch Mar Eyth ind Leben gerufen worden unb 
zu großer Bedeutung gelangt. Sie hat, wie Feine andere Organi⸗ 
fation, die tecdhnifchen Kortichritte ber Lanbwirtfchaft gefördert 
durch Beranftaltung großer Ausftellungen, durch umfaflende wiſſen⸗ 
fhaftliche Verſuche und eine rege publiziftiiche Wirkſamkeit. Sie 
führt ihren Witgliedern auf Wunfch ihre Betriebsbücher und iſt 
beftrebt, durdy Bermittlung von Saatgetreide, Futtermitteln und 
fünftlihem Dünger die rationelle Wirtfchaftäweife unmittelbar zu 
unterflügen. 

Als breitefte agrarifche Organifatton muß ber 1898 gegründete 
Bund ber Landwirte gelten, ber etwa 300000 Mitglieder zählt. 
Er if ber propagandiftifche Träger ber Hochfchugzollbewegung und 
ein höchft leiftungsfähiger Verband, ber ſich auch eine Reihe von Er; 
werbögefchäften angegliedert hat. Durch eine große Preffe (die 
„Deutiche Tageszeitung“ u. a.) und zahlreiche Berfammlungen fucht 
er die Regierung, bie öffentlide Meinung und die Parteien in 
feinem Sinn zu beeinfluffen. Neben ihn, der vorzugsweiſe als bie 
Vertretung ber Getreibeprobuzenten zu betrachten ift, hat fidy 1909 
der Deutſche Bauernbund geftellt, ber mehr bie Kleinen, vichs 
züchtenden Bauern unter feiner Fahne fammeln will. 
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b) Deutfhland als Induftrieflaat. 


Während im Jahre 1895 den 18,50 Millionen landwirtſchaft⸗ 
licher Bevölkerung 20,25 Millionen gegenüberftanden, die von ber 
Statiftif ald Berufsangehörige der Gruppe „Gewerbe und Berg⸗ 
bau” zugerechnet werden, hat fidh bis 41907 die Spanne weſentlich 
vergrößert. Während jene auf 17,68 Millionen gefunten war, fchnellte 
biefe auf 26,38 Millionen empor. Darin brüdt fidy bie Umwands 
Iung bed deutfchen Volkes vom Agrarvolf zur Inbuflrienation aus. 
Sn Progenten umfaßte bei ber Berufszaͤhlung von 1907 ber ges 
werbliche Volksteil 42,75%, der Gefamtheit (1895: 39,12); dazu 
fommt noch in inniger wirtfchaftlicher Verflechtung die Mehrzahl 
jener, bie unter „Handel und Verkehr” gezählt wurben (1895: 5,96, 
1907: 8,28 Millionen ober 11,54 bezw. 13,41%). Der Deutiche 
der Zukunft ift gewerblich tätig. 

Damit verändert fidy auch ber äußere Charakter Deutfchlanbe. 
Die Städte wachſen. Im Jahre 1900 wohnten in 73599 Ge⸗ 
meinden unter 2000 Einwohnern 25,7 Millionen; in 3360 Ges 
meinden über 2000 Einwohner 30,8 Millionen. Der Gang ber 
ftädtifchen Entwicklung zeigt fich in folgenden Zahlen: es lebten von 


100 Reichdbewohnern 
1871 1880 1890 1900 


in Großftädten (über 100000) 4,8 72 121 16,2 
in Mitteiftädten (von 20—100000) 7,2 8,9 9,8 12,6 
in Kieinftädten (von 5—20 000) 141,2 12,6 18,1 18,5 
in Landftädten (von 2—5000) 12,4 12,7 12,0 121 
©efamte ftädtifche Bevölkerung 85,6 41,4 47,0 54,4 


Am 1. Dezember 1910 wohnten von 64,9 Millionen 13,6 Milli: 
onen in Grofßftäbten: jeder fünfte Deutfchel Fraglos wird heute 
faft die gefamte Bevölferungszunahme von den Städten über 10000 
geleiftet bezw. aufgenommen. Das ift freilich fein Vorgang, der ſich 
gleichmäßig über den beutfchen Boden verteilt. Überall Dort, wo die Ins 
buftrialifferung vorwärts fchreitet, wächft Die Ziffer ber®evälferungss 
dichtigkeit. Während in den vorzugsweife agrarifchen Landesteilen, 
etwa in Dftpreußen, im Sahre 4871 auf 4 qkm 49,3, 1910 55,8 
Einwohner famen, in Pommern 47,5 bezw. 57,0, in Mecklenburg⸗ 
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Strelig 33,4 bezw. 36,83, hob ſich diefe Dichtigkeit im felben Zeit 
ranm in Weflfalen von 87,8 auf 204,1, in Rheinland von 132,6 
auf 263,8, in Sachfen von 170,5 auf 320,3 Einwohner. Der Reichs⸗ 
durchſchnitt in der Bevoͤlkerungsdichtigkeit für ben Quadratkilometer 
war 1871: 75,9, 1910: 120,0 Einwohner. 

So erfreulich natioualwirtfchaftlic und politifch das ungeheure 
Volkswachstum erfcheinen muß, fo barf doch nicht überfehen werben, 
bag fein Tempo, namentlih bie Schnelligkeit ber Staͤdtebildung, 
manche fchwere fozlale Schädigung mit ſich gebracht hat. Die Zus 
fammenhäufung der Menfchen mußte hygienifch bebenflich fein, fos 
lange nicht ansreichende verfehröpolitifche und fanitäre Maßnahmen 
getroffen waren. Der Zuftrom von Menſchen erzeugte ein ftarfee 
Bedürfnis nah Wohnungen, und es entitand jener Typus ber 
Maffenmietlaferne, der fozialpolitifch uud Afthetifch gleich unerfren⸗ 
lich if. Es fol hier nicht ausführlich vom fädtifchen Bodens und 
Mohnungsproblem gefprochen werben; aber es mwürbe ein wefent- 
licher Zug im Bilde des modernen Induſtrieſtaates fehlen, wollte 
man biefe Erfcheinung ganz überfehen. Die flarfe Nachfrage nadı 
baufähigem Lande mußte überall am Raude ber Städte fozufagen 
ben fchlafenden Monopolcharakter ded Bodens aufweden; die natür⸗ 
liche Folge der Nachfrage war ein Steigen ber Preife für Bauland, 
ber Grundſtücksmarkt wurbe fpefulationsmäßig organifiert, und mit 
den gefteigerten Grunbpreifen gingen Hand in Hand enge, hohe, 
lichtloſe Bebauung und wachſende Mietpreife. Mit diefen Tatfachen 
hat die moderne Wohnungs und Bodenreform zu rechnen. Die 
MWohnungsnot ber heutigen Großftabt fieht etwa folgendermaßen aus: 
41900 wohnten von je 1000 Meufchen in Wohnungen mit 


in Berlin in Königsberg in Breslau 


4 heizbaren Sinmer 488 507 409 
3 heisbaren Simmern 807 240 325 
8 „ n 123 116 141 
4 „ „ 54 87 51 
5 und mehr „ 78 80 76 


Bon ben Wohnungen mit einem Zimmer waren von je 1000 in 
Bredlau 148 von mehr als fechd Wenfchen bewohnt! 
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Diefe kurzen Angaben mögen ald Hinweis genügen, welche Auf- 
gaben ſich die Großſtadtentwicklung felber geftellt hat. Die Loͤſungs⸗ 
möglichkeiten Liegen, neben den fteuerlichen, fozialpolitifchen und 
baupofizeilihen Maßnahmen im Gebiete der bewußten Dezentralis 
fation. Man muß fidy darüber klar werben, baß Induſtrieentwicklung 
nnd Stabt, fo nahe fie ſich ftehen, nicht abfolnt mit Notwendigkeit 
zufammengebunden find. 

Die örtliche Zentralifation erfcheint, vom induftriellen Unternehmen 
and gefehen, ald ein organtfatorifcher Vorzug, denn es ift eine Aus⸗ 
wahl von Arbeitöfräften vorhanden, auch werben verfehrstechnifche 
Erleichterungen gefchaffen Häfen) uſw. Aber jebe Tendenz hat ihre 
Segenwirkung: Manche Inbuftrien fuchen das platte Land auf, 
weil fie bort billigere Arbeitöträfte, billigeren Grund und Boden 
finden und eine geringere Stenerbelaftung erfahren. 

Neben folchen mehr fozialen Womenten aber wird ber Standort, 
ben die Induſtrie fucht, von natürlichen Verhältuiffen beftimmt. 
Ein ſchiffbarer Wafferlauf mit billigen Transportbebingungen fchafft 
fih von felber einen Guͤrtel von Yabrikfiebelungen. Alle Eiſen⸗ 
verarbeitung wird gerne bie Nähe von Eifen- unb Kohlengegenben 
auffuchen, um an Transport zn ſparen; fo erflärt fih der ungehenre 
Auffhwung von Rheinland» Weftfalen. Wenn heute ein Zeil der 
Induſtrien, etwa Textilien ober Holzverarbeitung, in Gebirgögegenden 
ziehen, fo rechnen fie mit der Nutzbarmachnng von Waffergefällen 
für elettrifche Kraft. 

Der Zuſtrom ber Menſchen zur Indnſtrie und zur Stabt, bie 
ganze eben angebentete Umfchichtung ber Bevölkerung hat ald Folge 
wie ald Borandfegung eine anßerorbentlicdhe Steigerung ber ge⸗ 
werblidhen Produktivität. Die Maffenverfchiebungen haben hier 
noch wefentlich größere Nenner als bei der Lanbwirtichaft, wo doch 
die Technik auch früher nie geahnte Erträgnifle and dem Aderboben 
und dem Stall herandgeholt hat. Berfuchen wir und zunächit einige 
Klarheit über ben Hmfang ober bad Wachstum ber inbuftriellen 
Prodnktion in den Hanptzweigen zu fchaffen, ſoweit bad möglich if. 

Bei Steinkohle wurden 1889 in 406 Betrieben mit einer Bes 
Iegfchaft von 240000 Arbeitern 67,3 Millionen Tonnen im Wert 
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von 385 Millionen Marl geförbert; 1909 entiprachen dem nur 
mehr 309 Betriebe, beren Belegſchaft allerbiuge auf 613000 Mann 
gewachfen war. Diefe förderten 149 Millionen Tonnen im Geſamt⸗ 
wert von 1519 Millionen Mark. 

Die Steintohlenausfuhr des Jahres 1909 bezifferte fich, was ale 
Beifpiel der internationalen Ausgleiche dienen mag, auf 23 Millionen 
Tonnen 813 Millionen Ward); ihr fteht eine Einfuhr von 12,9 Milli⸗ 
onen Tonnen (166 Millionen Mark) gegenüber. 

Die Erzeugung von Roheifen rechnete 1889 mit 24000 Ars 
beitern und kam auf 4,5 Millionen Tonnen = 217 Millionen Mark; 
für 1909 berechnet fich die Zahl der Arbeiter im Hochofenbetrieb 
auf 42200, die 12,64 Millionen Tonnen = 692 Millionen Mark 
produzierten. 

Bei anderen wichtigen Induſtrien fehlt eine fo beutlihe Pros 
duktiongftatiftil. Man muß fi, um eine Vorftellung zu gewinnen, 
an die Zahl ber befchäftigten Arbeiter und bie Ziffern des Verkehrs 
über bie Landesgrenze halten. Die Tertilinduftrie hat im Sahre 
4907 362000 männliche und 412000 weibliche Arbeitöfräfte ber 
fhäftigt; mit einer Gefamtzunahme von 4100000 gegenüber 1895. 
Daran fchließt fidh das Befleibungsgewerbe: 1907 250000 männs 
liche, 217000 weibliche Arbeiter. Gier erobert die Frau Schritt 
für Schritt nenen Boden, fo daß, nimmt man bie beiden gewerb⸗ 
lichen Gruppen zufammen, heute fchon das weibliche Element das 
Übergewicht hat. Das Rohmaterial für dieſe Iubuftrien muß, bei 
unferem fintenden Schafbeftand, faft ganz eingeführt werben: 1910 
importierten wir für 399 Millionen Marl Schafwolle (1902 für 
274 Mard, für 561 Millionen Mark Baumwolle (1902 für 320 
Millionen Mard). Diefe Maffen werben nicht bei und aufgebraucht: 
ebenfo wie wir neben ben Rohmaterialien für 120 Millionen Mart 
MWollengarn, für 80 Millionen Mark gefämmte Wolle, für 102 Milli⸗ 
onen Marl Baummwollgarn einführten, erportierten wir wieder Halb⸗ 
und Fertigfabrifate der ZTertilinbuftrie in großen Wengen. In 
Baummwollwaren und Baummwollgarn find wir von 294 Millionen 
Mark 1902 auf 420 Millionen Dark 1910 geftiegen, in Wollfabri⸗ 
Taten hält fi die Ausfuhr um 330 Millionen Mark herum. 
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Diefe Zahlen, bie fich für die übrigen Branchen, Mafchinen, Holz, 
Papier, Feinmetall ufw. beliebig vermehren laſſen, geben einen Bes 
griff von ben Waffen, mit denen Probuftion und Konfum bes 
mobernen Induſtrievolkes zu rechnen haben. Diefe ungeheure Steiges 
rung ber Produktivität laͤßt ſich nur mit ben technifchen Forts 
fchritten erflären. Die Mechanik brachte eine ftärfere Ausnugung 
ber Maturfräfte, die chemifche Wilfenfchaft ermöglichte eine vol- 
tommenere Ausnutzung ber Rohftoffe und ber inbuftriellen Zwifchens 
probufte (Teer u. dgl). Der Aufſchwung gerabe ber beutfchen Ins 
buftrie hat feine Urfache in ber engen Verbindung von wirtfchaft- 
licher Praxis mit wiflfenfchaftlicher Theorie (Farbeninduſtrie, Leber, 
Zuderfabritation). In welchem Umfang dabei die mechantfche Kraft 
vorwärts gerüdt iſt, zeigt bie Statiftit der gewerblich benusten 
Motore. 1895 bebienten fi 151695 Hauptbetriebe und 12788 
Nebenbetriebe motorifcher Kräfte; 1907 waren ed bereit 252492 
bzw. 18060. Die Summe ber in biefen Betrieben verwendeten 
Pferdekraͤfte ftieg noch weit ftärler: von 3427325 auf 8826616 PS. 
Der größte Teil fommt noch auf Dampffraft; aber Die Verwendung 
ber Elektrizität hat, zumal in kleineren Betrieben, eine überaus 
flarfe Zunahme erfahren: aus 2259 Betrieben im Jahre 1895 find 
es 79079 im Jahre 1907 geworben, bie mit 1541604 Kilowatt 
arbeiten. 

Bon gleicher Bebeutung für die Steigerung ber gewerblichen 
Produktivität wie die technifchen Ummwälzungen ift die grundſaätz⸗ 
lihe Anderung der Arbeitsorganifation und Betriebes 
weise. Zwar find Mafchine und Fapitaliftifche Fabrikationsmethode 
in berfelben Wirtfchaftöperiobe zum Siege gekommen, in inniger 
Verbindung gegenfeitig ſich flügend, aber es finb zwei verfchiedene 
Vorgänge, und will man die heutigen Verhältniffe richtig beurteilen, 
fo braucht man nicht bloß zu wiffen, daß flinfe eiferne Hände mit 
unheimlicher gleicher Sicherheit borthin greifen, wo früher lang⸗ 
fame, mübe werdende Wenfchenhände fi mühten — man muß ſich 
Mar machen, wie bad Verhältnis zum Abſatzmarkt, wie bie innere 
Organifation im Gewerbe fi völlig verfchoben und verwanbelt 
haben. Im Schlagwort heißt bad: Der kapitaliſtiſche Großbe⸗ 
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trieb verdrängt das Kleingewerbe, die Induſtrie erbrüdt 
base Handwerk. 

Ehemald war dad Handwerk bie einzige gewerbliche Wirtſchafts⸗ 
form. Nicht die Handarbeit iſt das eigentliche Eharakteriftifche, 
fondern jene fefte Organifation in ber Zunft, bie dem Handwerker 
eine geficherte Exiſtenz garantierte und bie berufliche Tätigkeit im 
fefte Normen band. Die Berufögenoflen erfcheinen als foziale Ein» 
heit im bürgerlichen Leben ber Stabt, Ihre Vereinigung, bie Zunft, 
verfolgt auch kirchliche, politifche, gefellige Intereflen, vor allem 
aber natürlich gewerbliche. Wer Mitglied ber Zunft werben wii, 
muß eine beftimmte Lehr, und Gefellenzeit hinter fi haben; mit 
einer Prüfung öffnet er fi den Zutritt. Er muß fein Hanbwerf 
in allen Zeilen können; die Technik nnterliegt ber Kontrolle ber 
Zunft. Das Arbeiten hinter verfchloffenen Türen tft verboten; fo 
it es alfo unmöglich, daß einer durch Spezialitäten ber Arbeit 
einen Borfprung gewinne. Der Stand foll erhalten, nicht der ein» 
zelne geförbert werden. Das Rohmaterial wird gemeinfam gekauft, 
bie Zahl ber Lehrlinge und Gefellen bed einzelnen Meifters wie 
deren Entlohnung tft feſt umgrenzt. Nur ein Verkanfsraum tft zus 
läffig; man arbeitet alfo nicht auf Lager. Die einzelnen Gewerbe 
wohnen meift beifammen, zur Erleichterung ber Kontrolle. Die Preife 
ber Waren find feftgefegt. Der Markt ift lokal begrenzt; zwiſchen 
dem Käufer (Beiteller) und dem Handwerker herrichen noch pers 
fünliche Beziehungen. Da dem Ehrgeiz, viel Geld zu verbienen, 
bie meiften Möglichkeiten abgebunden waren, mußte er ſich ganz 
auf die Leiſtung werfen; in ber Tat erreicht anch das Handwerk im 
45. und 46. Sahrhundert eine hohe techniiche Blüte. 

Die Zünfte mußten an ihren forgfamen engen Bellimmungen er, 
ftiden, als im Verlaufe der politifchen Gefchichte der Volkswohl⸗ 
ftand tiefen Schaden Titt, gleichzeitig aber die Erichließung neuer 
Verkehrswege die wirtfhaftliche Baſis des lokalen ober territorialen 
Marktes verbreiterte. Der Berfall beginnt damit, daß die Meiiter 
fih ein Monopol fichern wollen, indem fie ben Zugang zur ſelb⸗ 
ftändigen Meifterfchaft erfchweren: man verlangt Tängere Gefellens 
zeit, erhebliche Geldſummen beim Zunfteintritt, ein koſtſpieliges 
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Meiſterſtück. Geſelle zu fein war früher ein Durchgangsſtadium; 
jegt wird es ein Lebensbernf. Das gewerbliche Lohnproletariat ift 
geboren. Die Gefellen organifieren fi, und ed kommt fchon früh 
zu heftigen Arbeitöfämpfen; ein Zeil etabliert ſich, trotz bed Bers 
boted, außerhalb der Zunft und bringt fih burd, ba er durch 
Billigkeit gegen bie hohen Preife der offiziellen Zunft konkurrieren 
kann. Das zunftmäßige Hanbwerf wird durch feine Dutfiber, bie 
im übrigen bie gleiche Technik weiterführen, in die Berteibigunges 
ftellung gebrängt. 

Jetzt reift die Zeit heran für die Fapitaliftifche Produktions» 
weiſe: zwifchen ben handarbeitenden Herſteller der Waren und 
den Konfumenten tritt der faufmänuifche Unternehmer, ber 
„Berleger”. Er befreit den unzünftigen Handwerker von ber Sorge, 
wie er feine Ware and Publitum los wird, indem er fie ihm ab» 
fauft und ihn gegen beftimmte Bezahlung der Ware bzw. Ent- 
Iohnung ber Arbeit zu beftimmten Lieferungen verpflichtet. Des 
faufmännifchen Unteruehmers Rifito nun ifl e8, den Markt zu übers 
fhauen und feitzuftelen, wo Nachfrage uach feinem Artikel vors 
handen ift. Produktion und Verlauf find getrennt; ber Leiter ber 
Produktion hat nicht mehr ben alten Qualitätöchrgeiz — er braucht 
die Arbeitömethobe gar nicht zu kennen —, er will Gelb verdienen. 
Er denkt Fapitaliftifch. Diefe Gefinnung erzeugt notwenbig tech⸗ 
nifhe und organifatorifche Fortfchritte. Sie will einem möglichft 
geringen Aufwand an Zeit und Koften einen möglichft großen Ges 
winn gegenüberftellen. Sie will nichts mehr wiflen von Regelung 
bes Eintanfe, Verkaufs, der Preife und Löhne — im Gegenteil: fie 
fpürt nach günftigen Bedingungen, fie preift, gegenüber der Kon⸗ 
kurrenz, ihre Waren an, unterbietet, um neuen Markt zu erobern, 
drüdt anf bie Löhne, holt neue Materialien in ben Produktions⸗ 
prozeß hinein — kurz: rationaliftert das Gewerbe nad) der Seite 
der finanziellen Ergiebigkeit. Auf diefem Wege Tiegen bie organifa- 
torifchen Fortfchritte der Arbeitövereinigung und Arbeits 
teilung. Schon ehe ber Dampf feinen Einzug hält, gibt es fabrik⸗ 
mäßige Produktion (Manufakturſyſtem). Der alte Handwerker arbeitet 
ifoltert im eigenen Haufe, er kennt und übt alle Einzelhanbgriffe 
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feinedö Gewerbed. Der moderne Unternehmer ſtellt feinen Leuten 
gemeinfame Arbeitöräume zur Verfügung; das bedeutet eine Er⸗ 
fparnid an Kontrolle, Organiſation. Beſtimmte Arbeiten werben 
leichter gruppenmäßig erledigt. Gleichzeitig aber wird die Arbeit 
zerlegt. Der einzelne ftellt nicht mehr die ganze Ware her, fondern 
nur noch beftimmte Teile, macht nur noch beflimmte gleiche, regels 
mäßige Handgriffe und erreicht fo in ihnen eine wachiende Ges 
ſchicklichkeit. Dieſes Prinzip der Arbeitöteilung ift eine ber wefent- 
lichen Borausfegungen ber modernen gewerblichen Probuftivität und 
1äßt ſich ans der Lapitaliftifchen Wirtfchaftöweife gar nicht weg⸗ 
denken. Kür den einzelnen Arbeiter, der, ſei ed ald Handarbeiter, 
fei eö in der Bedienung einer Maſchine, jahraus jahrein biefelbe 
fleine engumfchriebene Tätigkeit leiften muß und nie mehr die Her⸗ 
ftelung eines Produktes im ganzen Umfang beforgt, bebeutet die 
Arbeitsteilung zweifellos eine Beengung feines beruflichen Lebens. 

Die Mafchine bewirkt eine VBefchleunigung dieſes Prozeſſes. Sie 
zu befchaffen koſtet aber Geld; ſchon dies gibt dem Kapitaliften vor 
bem Pleingewerblichen Produzenten den Boriprung. Iſt die Maſchine 
aber einmal im Gange, dann arbeitet fie rafcher, billiger, praͤziſer 
und länger ald der Menſch. Die erften Mafchinen Cin ber Textil⸗ 
brandye) brachten denn auch ungeheures Elend mit ſich; die Löhne 
der Sausinduftriellen fanten fehr ſtark, Frauen und Kinder wurden 
mit in bie Induftrie hereingezogen, zahllofe Kleine felbftändige Exi⸗ 
ftenzen verfchwanden. Es ift nicht erflaunlich, daß der Zorn bes 
gewerblichen Proletariatö gegen diefe Erfindungen ſich richtete; am 
Anfang des technifchen Aufſchwungs ftehen die Anekdoten von ber 
Zerftörung der Mafchinen und Fabriken durch die Arbeiter. 

Die Arbeiternot, die Schugmaßnahmen der Geſetzgebung und ihre 
Grenzen, befchäftigen und in diefem Zufammenhang nicht. Es bildet 
fidy im Bürgertum ein neuer Typ von unternehmungdfrifchen Männern 
heraus, und der Staat begünftigt ihre Berfuche durch eine inbuftries 
freundliche Handelspolitik, da fie ihm neue Stenerquellen verfprechen. 
Wenn auch die Gewerbefreiheit in vollem Umfang erft im Jahre 
1869 audgefprochen wird, fo find doch die alten Zunftgefege ſchon 
mit dem ausgehenden 48. und mit bem beginnenden 419. Sahrhundert 
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aufgehoben worden. Wan huldigt ber Theorie des Slfonomifchen 
Liberaliömus, daß dem Erwerbsegoismus und der wirtfchaft- 
lihen Tatkraft des einzelnen durch Privilegien, Monopole und 
Prüfungen Feinerlei Hemmungen entgegengefegt werben dürfen, und 
baß die Allgemeinheit am beften dabei fährt, wenn jeber nach feiner 
Begabung, feiner Wirtfchaftötraft und feiner Energie den Beruf 
ergreift, die Art von Gefchäften betreibt, bei benen er die beften 
Bilanzen erreicht. Diefe Geſinnung fchafft in Deutfchland jenen 
wagemutigen, zähen und erfolgreichen linternehmer, ber das alte 
Deutfchland aus dem Stadium der früheren Armut und Armfelig- 
feligkeit herausgeführt, fchafft jenen Sinn für Technik und inter 
nationale Handeldorganifation, der Deutſchland neben dab alte 
Gewerbeland England gerüdt hat. Das alte Handwerk finkt dabei 
von feiner Höhe herab, weil es feiner ganzen Art nach mit bem 
wachſenden Markt nicht fertig werben kann; aber es fpeift die In⸗ 
duftrie mit alter technifcher Geſinnung und, je höher qualifiziert 
der Beruf ift, auch heute noch mit ben tücdhtigften Arbeitäfräften. 

Mir haben oben, um einen Eindrud von der wachlenden In⸗ 
duftrialifierung Deutſchlands zu geben, einige Ziffern ber geftiegenen 
Produktivität genannt;. nun, nachdem bie gefchichtlichen Wege ber 
gewerblichen Organtfation angedeutet wurben, können wir den Aufs 
bau der heutigen beutfchen Induſtrie darftellen. Die Zahl der durch⸗ 
ſchnittlich befchäftigten Arbeiter betrug nach den Größenklaflen ber 
Betriebe in 

In Betrieben mit 


—5 — s—5 | 6—10 | 11—50 | 51—200 |2041—1000| über 1000 


1888 |1480465|18399839| 8358457) 750671 | 704809 | 644819 | 205008 
1895 |1297349|1958776| 572473| 1829500 | 1862884 | 1114238 | 480286 


54—100 | 101—500 | über 500 

1907 |1446286|3907290|1095916| 2548499 | 1284187 | 2477083 | 1638805 
Da die Statiftit in der Groͤßeneinteilung wechfelte, ift das Bild 
nicht völlig Marz; aber wenn man die Scheidung bei den Betrieben 
von 50 Arbeitern macht, ergibt ſich, bag 1882 in Fleinen und mitt 
leren Betrieben 4,4 Millionen, in Großbetrieben 41,6 Millionen bes 
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fhäftigt waren, Nach 25 Jahren hatte ſich die erfte Zahl verboppelt, 
9 Millionen, die zweite mehr als verbreifacht, 5A Millionen. Das 
bebentet, baß eine immer größere Zahl von Menſchen im Großbetriebe 
Arbeit findet. 

Diefe Bewegung wirb noch viel deutlicher, wenn man die Zahl 
der Betriebe und ihr Wachstum vergleicht und fi dabei auf 
Inbduftrie und Bergbau im engeren Sinn beſchraͤnkt (die erften 
Zahlen enthalten auch Bärtnerei, Kifcherei, Handel und Verkehr). 
Es gab 





Kieinbetriche || Mittelbeteiehe || Großbetriehe 1 Gewerbebetriebe 
a5 Perf) | (050 Perl) |cüber 50 Per) | überhaupt 


| Betr. | Def. | Betr. | Perf. | Betr.| Verf | 2er | Der 


1895 | 1989 saala 8191 12] 1188 19 19020491 1794112907329 8146 8972| 8000508 
1907 11 8702618 200 289187 074|2 714 664|| 29 033 |4 937 9270 086 868] 10852878 
nahme 


on —60 | +03 F ara vol —28 | +8357 
Der Inhalt diefer Tabelle ift ganz Mar. Der Kleinbetrieb if in 
feinen Vetriebsziffern abſolut zurücdgegangen, verliert Boden und 
kann nicht daran denken, das Wachötum des gewerblichen Volkes aufs 
zunehmen. Die prozentuale Zunahme der beichäftigten Arbeiter iſt bet 
allen Größen ftärfer als die der Zahl der Betriebe, befonbers flarf 
aber beim &roßbetrieb. Am eindrudövollften find die beiden legten 
Prozentziffern; fie befagen in den Worten der Prarid ausgedrückt, 
baß die gewerbliche Produktion im weſentlichen nicht durch Bes 
gründung neuer Betriebe waͤchſt, fondern durch die Ausbehnung 
ber beftehenden. Die Ausſicht auf Selbftändigfeit wird für 
die moderne Induſtriebevölkerung immer geringer; es bes 
deutet erhoͤhte Leiftungsfähigkeit und Krafterfparnis, wenn die vor⸗ 
handenen Betriebe den Umfang ihrer Produktion weiterfteden. 
Diefer Tendenz zum Großbetrieb, bie von Fapitalkräftigen, unter 
nehmungäluftigen Unternehmern angebahnt und geförbert wurbe, 
folgt ald zweite Etappe die Entperfönlihung der Inbuftrie. 
Die Betriebe find teilweife fo gewachfen, daß die Arbeitötraft eines 
einzelnen nicht mehr zureicht, und es bildet fich eine ganze Buͤro⸗ 
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fratie von technifcher und kaufmaͤnniſcher Wachtverteilung heraus. 
Auf der andern Seite waͤchſt mit der Ausdehnung ber Inbuftrie 
ihr Kapitalbedarf, fo daß fie die übrigen Volkskreiſe mit herans 
sieben muß. Das gefchieht in der Form von Geſellſchaftsgründungen 
oder Genoſſenſchaften; mit ihnen wird auch das finanzielle Riſiko 
auf eine Mehrheit von Perfonen verteilt. Die Spaltung von tedy 
nifchem Leiter der Produktion und Fapitaliftifchem Beſitzer wieder 
holt fich nochmals, jedoch noch viel fchärfer. Die VBefiger ber Ans 
teilfcheine wollen ganz ohne Arbeit zum Genuß ihres hingegebenen 
Kapitals kommen; ihre Gelber werben von einem bezahlten, anges 
ftellten Direltor verwaltet, ber durch eine Form von Bewinnbetei- 
ligung über fein Gehalt hinaus an dem Geſchaͤftsgang intereffiert 
zu werben pflegt. Die Gründung induftrieller Unternehmen, bie von 
vornherein Privatgefchäfte eines einzelnen find, wirb immer feltener; 
häufig genug werben alte Privatunternehmen, um Kapital zuzu⸗ 
giehen, in Gefellfchaften verwandelt. Die Entwidlung ber Banken 
und ihre Politik unterflügt biefe Tendenz; fie werden immer mehr 
die Bermittlungsinftitute bei der Finanzierung ber Induftrie und 
befördern die Konzentration in der Form der Kuflonierung einzelner 
Betriebe. Der Einzelunternehmer verfchwinbet baneben nicht, fon, 
dern blüht und waͤchſt gerade in ber Fertigfabrifation beftimmter 
Spezialitäten. Aber die Formen der gefellfchaftlichen Unternehmung, 
fet es als Aktiengeſellſchaft, als offene Handelögefellfchaft, Kom⸗ 
manbditgefelfchaft, als Geſellſchaft mit befchränkter Haftung, fchreiten 
im SInduftrieleben vorwärts. Um eine Andentung über ben Umfang 
zu geben, feien einige Zahlen über ben gegenwärtigen Stand ber 
Altienunternehmen in ben Hauptinduftrien genannt (1909): Bergbau 
283 Betriebe mit 2270 Millionen nominelled Kapital, Steine und 
Erden 366 mit 459 Millionen Marl, Wafchinen 547 mit 1656 
Millionen Mark, Tertil 357 mit 624 Millionen Mark, im ganzen 
5222 Altienunternehmen mit 14,7 Milliarden nominellen Kapital. 

Die Unabhängigkeit uud Selbſtaͤndigkeit ber induſtriellen Unter⸗ 
nehmen wirb von ben verfchiebenften Seiten her beeinträchtigt, ja 
aufgehoben. In vollem Umfang hat fie ja nie beftanden, denn ber 
Geſchaͤftsgang war nie allein von der befonderen Tuͤchtigkeit bes 
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Betriebsleiters abhängig, fondern wurde immer beeinflußt von ber 
allgemeinen, zumal von ber Wirtſchafts⸗ und Steuerpolitit bes 
Staates, defien Machtbereich der Betrieb zugehörte. Hier greift, 
hemmend ober fördernd, bie Befamtheit in das individuelle Ge⸗ 
ſchaͤftsleben ein EEiſenbahnfrachten, Kanalbauten, Handelsvertraͤge). 
Sinnenfaͤlliger, wenn auch praktiſch wirtſchaftlich kaum von größerer 
Bedentung, iſt das Eingreifen der Geſetzgebung in den Arbeitsver⸗ 
trag. Zwar hat ſie deſſen Kern, die Lohnfrage, bisher nur oberflächlich 
geftreift, aber indem ber Staat einen Marimalarbeitätag für Frauen, 
das Berbot der Kinderarbeit vorfchreibt, indem er Geldentlohnung 
der Arbeiter verlangt und in den Betrieben beflimmte Sicherungen 
für Leben und Geſundheit forbert, dadurch daß er bie Arbeitgeber 
zu Berfiherungsbeiträgen verpflichtet und die Gewerbeinfpeftion bes 
gründet, hat er die Sphäre der perfönlichen Entfchließungen ber 
Unternehmer eingeengt. 

Meben den Staat treten die eigenen Öruppenbildungen ber Unter⸗ 
nehmer, zwei verfchiedene Typen. Die eine ftellt eine gefchäftliche 
Berflechtung von Unternehmen gleicher Art bar und reguliert beren 
Berhältnis zum Abfagmarkt und zum Preis der Ware (Kartelle ufw.), 
die andere bezwedt eine einheitliche Vertretung der allgemeinen 
Berufs⸗ und Gewerbeintereffen gegenüber Staat und Arbeiterfchaft 
(Arbeitgebervereine). 

Der einheitliche Sinn der gefchäftlichen Vereinbarungen ift, unter 
Hingabe eined großen Teild der Selbfländigfeit, die Konkurrenz 
auszufchalten; damit werben bie gefchäftlichen Nebenſpeſen übers 
flüſſig und eingefpart, dem Käufer gegenüber aber ift eine einheit- 
liche Preispofitif möglich. Die einfachfte Form des Zufammenfchluffes 
ift der Ring, ber Feine Probugentens, ſondern eine Haͤndlerver⸗ 
vereinigung barftellt. Für ihn handelt es fi darım, eine beftimmte 
Warengattung, bevor fie auf den Markt kommt, möglichft vollftänbig 
aufzufaufen. Judem er nun die verlangte Ware zurüdhält, fteigert 
er deren Preis über dad Niveau, das fich bei einer zerftreuten 
Preisbildung ergeben würbe; er fhafft alfo in gewiſſem Sinn füuft- 
lie Spekulationögewinne. Auf den Gang und Charakter der Pros 
duktion hat ber Ring nur wenig Einfluß. 
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Eine höhere Form bildet das Kartell. Auch fein Ziel tft die 
Ausſchaltung der Konkurrenz, aber in zwedimäßiger Weife beeinflußt 
ed fchon die Maſſe und bie Art der Probuktion. Man fann barüber 
etwa folgendes Schema entwerfen: Die Firmen eines Gewerbes 
(Kohle, Stahl ober dergl.) unterbieten fich in der Konkurrenz um 
Lieferung in den Preisbebingungen bis zur Grenze ber Möglichkeit. 
Dann entfchließen fie fi, für die beftimmten Warentypen Mindeſt⸗ 
preife feftzufegen. Diefe Bindung fol durch Steigerung bes Abſatzes 
db. h. der Produftion wettgemacht werben; es entfteht die Gefahr 
der Überproduftion, die Lager bleiben vol und diefe Tatfache fprengt 
bad Preisablommen. Der notwendige weitere Schritt iſt bie 
vereinbarte Beſchränkung ber Probuftion der Einzelbetriebe, 
Es wird „kontingentiert“, was einer leiften barf. An dieſes 
Syſtem nüpft fi von felber die technifche Regelung, daß ein Kon⸗ 
trolfburean geichaffen wird, an das ſich allmählich die gefamte 
Regelung der Probuftion, des Abſatzes, der Lieferung 
bedingungen anſchließt. Man bezieht nicht mehr vom Einzel 
unternehmer, fondern gibt feinen Auftrag an bad gemeinfame Kontor; 
von dort werben bie Aufträge dann den einzelnen Werfen über- 
wiefen. Diefed Schema verdeutlicht den am ftärfften burchgebildeten 
Typus, das Syndikat (Rheiniſch⸗weſtfaͤliſches Kohlenſyndikat). Da- 
neben find natürlich, je nach dem Charakter eined Gewerbes, Zwi⸗ 
fhenformen möglich, die nicht eine fo vollfommene Zufammenfaflung 
erreichen und bezwecken. Sie befchränten fi etwa auf ein Abs 
fommen über die Rieferungsbedingungen (Konditionenfarteld), 
bleiben bei ber Mormierung von Preisgrenzen fiehen, firieren bie 
Hoͤchſtmengen ber Probuftion ohne Vereinheitlichung bed Vertriebs, 
teilen den Abfag nach Gebieten auf RayonlartelD, um fo ber 
Serbftfhädigung durch Konkurrenz zu begegnen. 

Die Kartellierungstendenz hat heute alle die Induſtrieen erfaßt, 
die Mohftoffe oder KHalbfabrifate produzieren, alfo Maſſenguͤter: 
Kohlen, Stahl, Eifen, Spiritus, Petroleum, Papier, Kupfer u. dergl., 
während fie in die eigentliche Fertigfabrifation: Konfeftion, Moͤbel, 
Spezialmafchinen ufw. nicht einzubringen vermag. 

Als aͤlteſtes Kartell kann man vielleicht ben Börfenverein der 
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beutfhen Buchhändler bezeichnen, der ſich feine machtvolle Stel 
Iung als Preiskartell in der Hauptſache dadurch zu fichern wußte, 
daß er ſich eine eigenartige Organifation bed Abfaged fchuf (ogl. 
©. 322), mit einer Verkehrsordnung, durch bie jeder Buchhändler 
gezwungen ift, fi an den vom Berleger feilgefeßten Ladenpreis der 
Bücher zu halten; bei „Schleuberei“ wird der Betreffende von ber 
oben erwähnten Organifation audgefchloffen. Außer dem Boͤrſen⸗ 
verein ber deutfchen Buchhändler find die Kartelle jüngeren Urfprungs. 
Abgefehen von dem Weißblechipndifat, dem Kaliſyndikat und der 
Bromkonvention, die aus ben fechziger und fiebziger Sahren ftammen, 
ift die Mehrzahl der Kartelle erft nach 1880 entſtanden; von einem 
größeren Aufihwung der Kartellbeweguug fann etwa feit 1895 ge 
fprochen werben. Ihre Gefamtzahl mag heute in Deutfchland etwa 
450 betragen, von benen rund 80 in der gemiſchten Induſtrie, eben 
foviel wie in der Eifeninduftrie, 60 in der Induſtrie der Steine 
und Erben, rund 40 in ber Tertil- und gegen 20 in der Kohlens 
inbuftrie beftehen. Die bedeutendften dürften heute fein das Rheiniſch⸗ 
MWertfätifche Kohlenſyndikat und der Stahlwerksverband. 

Die Kartellierung bebeutet eine ungeheure Rationalifierung bes 
Wirtſchaftslebens, eine Krafterfparnis und Konzentration des Kapi⸗ 
tale. In der organifierten Beurteilung ber Marktlage kann das 
Kartell das Wirtfchaftsleben vor Überproduftion, vor Erfchütterungen 
behüten und eine gewifle Gleichmäßigfeit des Gefchäftöganges garans 
tieren. In der Organifation ber Volkswirtſchaft bedeutet es unftreit- 
bar einen technifchen Fortfchritt. 

Demgegenüber werben freilich auch erhebliche politifche, foziale, wirt⸗ 
ſchaftliche Schädigungen deutlich. Es fammelt ſich in den Händen ein- 
zelner eine ungeheure Wacht, die dem Staat eine Paroli bieten kann. 
Während fich auf diefe Weife in ben wenigen leitenden Stellen ein groß» 
artiger Typus von Induftriediktatoren herausbilden kann, wird bie 
Sicherung und Umgrenzung der Produktion im Einzelunternehmen zu 
einer Lähmung von Tatkraft und Iniative. Das erzieherifche Element 
bed freien Wettbewerbs verfinkt in einer Reihe von Gewerben. Die 
jchwerften Bedenken aber liegen darin, daß die Kartelle in ihrer Preisbil- 
dung Vertenernngspolitik treiben können und treiben. Das fpürt das kau⸗ 
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fende Publikum bei Kohlen, Spiritus uſw.; aber nationalwirtſchaftlich 
bedeutſamer als der Konſumentenproteſt iſt dies, daß dem Fabrikanten 
fuͤr die Kohle, fuͤr das Eiſen hohe Preiſe diktiert werden koͤnnen. Er iſt 
dem auslaͤndiſchen Konkurrenten gegenüber benachteiligt, da es ben 
Kartellen möglich ift, dank der Induftriefchutzölle, and Ausland billiger 
zu liefern als ans Inland. Die deutiche Eifen-Fertigindnitrie muß den 
Hilföftoff zu dem um den Schußzoll erhöhten Weltmarktpreife kaufen 
(der Zoll beträgt ungefähr ein Sechftel bed Wertes der Ware), während 
die Kartelle nadı England, Holland, Belgien noch unter dem Welt⸗ 
marftpreife liefern. So Magen die beutfchen Werften, daß ihnen 
Aufträge entgehen, weil die englifchen Unternehmungen die Halb» 
fabrifate aus Deutfchland um 20%, billiger geliefert befämen. Eine 
beigifche Drahtftiftinduftrie hat fi in ber Hauptſache nur ent 
wideln können, weil die deutſchen Walzwerke ihre den Walzdraht 
billiger lieferten als den beutfchen Drahtftiftfabrifanten. Die Beis 
fpiele laſſen fich Leicht vornehmen, auch für andere SInbuftrien. 
Der klaſſiſche Fall war der ftaatlid begünftigte Schleudererport 
in Zuder währen ber Kartellblüte (nach 4900); das Pfund beuts 
fhen Zuckers koſtete in England im Kleinverfauf 14—12 Pfg., in 
Deutfchland 30—32 Pfg. (davon etwa 40 Pfg. ald Steuer abzus 
ziehen). Während damals in Deutfchland der Zuderfonfum fehr 
ſtark zurüdging, entwidelte fi über dem Kanal mit unferer Unter⸗ 
ſtützung eine blühende Warmelabeninduftrie. In England, wo Freis 
handel herrfcht, ift eine Kartellbilbung nicht eingetreten; um fo mehr 
fam fie in den Schußzolländern Deutfchland und Amerifa zur Blüte, 
Der Staat hat feine Machtmittel, ihre Auswüchſe zu befchneiben. 
Amerifa ift ber Haffiiche Boden biefer Entwidlung; dort hat ſich 
neben dem Kartell, der horizontalen, der Truft, bie vertikale Glie⸗ 
derung der induſtriellen Produktion durchgeſetzt. Das heißt: nicht 
die Betriebe gleicher ober ähnlicher Branchen treten in Vereins 
barungen zufammen, fondern ber ganze Weg vom Nohftoff zur 
fertigen Bare kommt unter eine Leitung. Der Mafchinen- 
fabrifant bezieht nicht von hier die Kohle, von bort das Eifen, von 
einer andern Stelle fein ſonſtiges Metall: ber VBefiter, ber Truſt, 
bat Kohlenwerfe, Eiſenwerke, verkokſt und verhüttet, produziert: 
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Schienen, Röhren, Stangen, Bleche, Draht, befist Eifenbahnen, bie 
die Betriebe verbinden, baut Maſchinen und verfrachtet fie fchließ- 
lih auf eigenen Schiffen. Während Kartelle Bereinbarungen anf 
Zeit find, ftefit der Truſt eine dauernde gefchäftliche Form dar. In 
Deutfchland liegen die Keime zu biefer Entwidlung in ben foges 
nannten gemifchten Werken, in ber Zuflonierung von Kohlen 
zechen, Hütten nub Walzwerfen. 

Dad Kartell kann natürlich auch auf bad Arbeitöverhältnis eins 
wirfen, und ber Arbeiter wird die Kartellpolitit dann fpüren, wenn 
im SInterefle des Probuftionsausgleiched die Produktion eingefchränft 
und Arbeiter entlaflen werben. Aber gegenüber ben Arbeitern haben 
die Unternehmer ſich befondere Berbände gefchaffen, eine neue, aber 
mächtig wachſende Bewegung. Die Arbeitgeberverbände find 
ihrer Entfiehung nach Abwehrvereinigungen gegen bie Arbeiter: 
organifationen, aber je mehr fie erftarken, beito mehr werben auch 
aus ihnen Friedendgarantien. Wan barf fie nicht einheitlich beur⸗ 
teilen. Während die eine Gruppe, bie die ſchwere Induſtrie ver; 
tritt, ziemlich grundfäglich gegen die wirtfchaftliche Arbeiterbewegung 
fidh wehrt, find die andern bereit, fich mit ben Gewerfichaften auf 
ber Baſis der Berfländigung zn finden und fo für ganze Gewerbe 
ober doch für Provinzen ober Städte kollektive Arbeitöverträge, 
Tarifverträge, auf beitimmte Friften abzufchließen. Die beutfchen 
Arbeitgebervereine haben fich in zwei Verwaltungsſtellen gentraliflert. 
1910 gab e& im ganzen 2928 Arbeitgebervereine, die ſich natürlich 
noch befondere Gliederungen fchufen; fie umfaßten 127424 Mits 
glieder, die indgefamt 4027440 Arbeiter befchäftigten. Der maͤch⸗ 
tigfte Berufsverband iſt der Sefamtverband deutſcher Metall«- 
induftrieller, ber 2922 Mitglieder mit 488873 Arbeitern zählt. 
Wichtig find daneben bie zwei alten großen Verbände, die über bie 
Branchen hinaus bie Unternehmer zufammenfaffen: Der „Zentrals 
verband deutſcher Induftriellen“, 1876 begründet zur Verfech⸗ 
tung ber Induſtriezoͤlle, vertritt im wefentlichen bie „[chwere“ Induftrie; 
in ihm wird auch die Ablehnung aller modernen Sozialpolitit am 
dentlichften auögefprochen. Die weiterverarbeitenden Gewerbe haben 
fi, zu dem „Bunde der Induftriellen“ vereinigt, ber in höherem 
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Maße ald an Zöllen fih an günftigen, ruhigen Gandelöverträgen 
intereffiert zeigt und auch bereit if, den Privatangeftellten- und 
Arbeiterorganifationen weiter entgegenzufommen. Die Berufsverbände 
ftreben teilweife nach einem internationalen Intereflenzufammenfchluß. 

Auch folche Vereinigungen find Hebel der Entperfönlichung der 
Induſtrie. WIN ein Unternehmer der Verbandsunterſtuͤtzung in 
Kampfeszeiten nicht verluftig gehen, fo muß er fich den Bebingungen 
unterwerfen, die an ber Zentrale befchloffen wurden, muß, falls 
etwa eine Audfperrung defretiert wurde, feine Wafchinen ſtill fiehen 
Laflen: furz, während er mit feinen Arbeitern darum kämpft, ob er 
als „Kerr im Kaufe” gelten barf, tft er von ben Telegrammen 
und Welfungen einer überperfönlichen Verbandsverwaltung abhängig 
geworben. 

Die wirtfchaftliche Arbeiterbewegung muß in diefem Zufammenhang 
erwähnt werden, foweit fie, unabhängig von ben fozialpofitifchen 
Einzelforberungen, das Bild der induftriellen Welt verändert. Der 
primitive „natürliche" Zufland, daß der einzelne Arbeitnehmer 
dem Arbeitgeber gegenüberfteht und von biefem bie Arbeitäbebin- 
gungen, Lohn und Zeit biftiert befam, ift bei ben entwidelten Ges 
werben in die Vergangenheit verfunfen und erhält fi nur etwa 
in der Hausinduſtrie. Der einzelne, der nur feine Ware Arbeit zu 
verfaufen hatte, war, des geficherten Lebensrückhaltes bar, ziemlich 
machtlos. Er tritt mit anderen zufammen unb Tann damit dem 
Arbeitgeber die Auswahl ber Arbeitöfräfte erfchweren ober fperren. 
Das ift der Sinn der gewerkfchaftlichen Organtfation. Eine Mehr- 
beit, eine Gefamtheit von Arbeitern kann dem Unternehmer Bes 
dingungen ftellen, die er unter Umftänden, bei Gefahr gefchäftlicher 
Berlufte, bewilligen muß. Der typifche alte Vorgang biefer Aus⸗ 
einanberfegung ift die Arbeitseinftellung, ber Streik, Die Ars 
beiter legen die Arbeit nieder, nachdem fie ihre Forderungen, etwa 
nach höherem Lohn, Fürzerer Arbeitäzeit formuliert haben, und die 
Fabrik fieht EIN. Eine einzelne Firma wird beftreift, und der Unter⸗ 
nehmer kommt vor die Eintfcheibung, ob er feinen Arbeitern nach⸗ 
geben foll oder ob er es gefchehen laſſen will, daß bei Michtein, 
haltung feiner Aufträge dieſe etwa an die Konkurrenz übergehen. 
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Solche Einzelfämpfe, die ihren Herd in allem Wöglichen haben 
tönnen, kommen auch heute noch häufig genug vor; aber fie find 
ein überholter Typus. Der Streit hat eine breitere Baſis gefunden; 
er nmfaßt die Branche einer Stadt, einer Provinz, bed ganzen 
Staates. Die Arbeiter hoffen rafcher zn ihrem Ziel zu gelangen, 
indem fie eine gefamte Induftrie lahmlegen. Sie finden unter Um⸗ 
fländen die Unterftügung ber Arbeiter in auderen, bamit zufammen- 
hängenden Gewerben: ein Waurerftreit wird z. B. unterflügt durch 
den Sympatbieftreit der Zimmerleute, ein Ausſtand ber Berg» 
arbeiter durch die Arbeitöverfagung ber Transportarbeiter n. bergl. 

indem fo die Streiks ein großartigered Geſicht befommen haben 
und zur Erfchätterung der ganzen Volkswirtſchaft führen koͤnnen, 
find fie auch feltener geworben. Denn auf ber Gegenfeite haben 
fi die Unternehmer zufammengefchloffen. Früher mochten fie es 
nicht ungern fehen, wenn bei einem Konkurrenten Arbeiterfchwierig- 
keiten entſtanden. Diefer Gefinnung haben fie fich begeben, indem 
fie ſich zur gemeinfchaftlihen Regelung ber Arbeiterprobleme zu⸗ 
fammenfanden. Ihr Kampfmittel it die Ausfperrung (Rodont), 
d. h. im Falle von Differenzen kündigen fie ihren Arbeitern und 
entziehen ihnen fo lange bie Arbeit, biö dieſe nachgeben, bezw. bis 
fie ſelbſt durch diefen freiwilligen Aderlaß erfhöpft find. Die Aus⸗ 
fperrung tft eine verhältnismäßig junge Kampfform; fie iſt die 
Logifche Antithefe des Streits. Beide find enge miteinander vers 
tnüpft: ein lokaler oder vereinzelter Streit kann von ber Gegen» 
feite mit einer größeren Ausfperrung beantwortet werben nnd ums 
getehrt. Die Ausbildung der Ausſperrungspraxis entfpricht ziemlich 
der bed Streits. Dabei iſt der Streif das Kampfmittel ber Arbeiter 
bei Reigender Konjunktur, während der Arbeitgeber die Ausſperrung 
aus begreiflichen Gründen in flauen Gefchäfttzeiten vornimmt. 

Die Kämpfe wurden früher zwijchen bem Arbeitgeber und feinen 
Arbeitern audgetragen. Heute tritt die Organiſation dazwiſchen. 
Die Arbeiterorganifationen haben ſich geichulte berufsmaͤßige Ber 
walter beftellt, an die in Streitfällen die Führung übergeht; von 
ben Arbeitgeberu pflegt dieſes Dazmwifchentreten nur mittelbar bes 
teiligter Perfonen heute noch oft genug völlig abgelehnt zu werben. 
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Ihr Gefühl firäubt fi, eine der perfönlichen Sphäre entrückte 
Arbeitermacht anzuerkennen. Und doch handelt es fi um eine ganz 
natürliche Entwidlung, bei der die Gefühle durch die Macht ber 
Tatſachen audgelöfcht werden. Man muß — wir übergehen hier bie 
Einzelleiftungen der Gewerkichaften an Kranken⸗, Reifes, Arbeits: 
Iofenunterftägung u. dergl. — die außerordentlichen Aufwendungen 
von beiden Seiten, bie Vorbereitungen und Berficherungen ähns- 
lich beurteilen wie die militärifche NRüftung der Großflaaten. Der 
kleinſtaatliche Betrieb der Vergangenheit war voll Krieg und Kampf, 
denn ed wurde nicht zu viel riöfiert; bie ungeheuern Heereslaſten, 
die heute von den Mationen getragen werben, bebeuten feine Ders 
fhärfung der Kriegögefahr, fondern ihre Vertagung. Sie bilden 
auch den Hintergrund, vor dem die Staaten zu Verträgen und ge 
regelten Berhältniffen kommen. 

Se befler organiflert Arbeitgeber und Arbeitnehmer find, befto 
fhärfer ift ihr Verantwortlichleitägefühl ausgebildet, der Sinn für 
die Gemeinſamkeit ihrer Intereflen gefchärft; fie fommen fo dazu, 
auf Iahre hinaus „Friedensverträge“ abzufchließen, Arbeitöverträge, 
bei denen mit Entgegentommen von beiden Seiten ein Zuftand fefts 
gelegt wird, ber den Arbeitern beflimmte Löhne und Bedingungen, 
den Arbeitgebern ruhige Arbeitöverhältniffe ſichert. Das befte Bei⸗ 
fpiel ift der Buchdrudertarif; je höher entwidelt und verfeinert ein 
Gewerbe ift, deſto notwendiger iſt ed, der Einzelleiftung Rechnung 
zu tragen. 

Der Staat hat dem befonderen Charakter der aus dem Arbeit, 
verhältnis entftehenden Streitigkeiten Rechnung getragen, indem er 
die Gewerbegerichte ins Leben rief (29. Juli 1890). Diefe bes 
ftehen aus einem unparteiifchen Borfigenden und einer gleichen Ans 
zahl von Vertretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer; fie entlaften 
die ordentlichen Gerichte und erledigen bie Hunderte kleiner Fälle 
von Berlegungen bed Arbeitövertraged. Die Befebgebung hat dem 
Gewerbegericht noch die befondere Aufgabe zugewielen, bei den 
„Streitigfeiten, welche über die Bedingungen der Kortfegung oder 
Mieberaufnahme bes Arbeitöverhältniffes entftehen,” ald Einigungs⸗ 
amt einzutreten, wenn ed dazu von ben beiben ftreitenden Par- 
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teien angerufen wirb. Freilich fehlt ihm die Macht, feinen Ents 
fheidungen den bindenden Charakter eines fchiebögerichtlichen Ber- 
fahrens zu verleihen. Im Sahre 1909 gab eö in Deutfchland 482 Ges 
werbegeridht, bei denen 412267 Streitfälle zur Entfcheidung famen 
(105557 anf Klage von Arbeitern). Als Einigungsamt wurde das 
Gewerbegericht 161 mal von beiden Seiten angerufen; bie Streit 
ftatiftif nennt für biefes Jahr die Zahl 1537. Das Gewerbegeridht 
bat andy gewiſſe gutachtliche Aufgaben. (Bgl. aud: 7, e, S. 394.) 

Wenn man fich alle diefe Zeile der Neuorganifation des gewerbs 
lichen Lebens im Bewußtſein erhält und dabei biftorifch vergleicht, 
empfindet man, baß unfere Zeit wieder Bindungen ſucht, beren 
ferne Äynlichkeit mit den Gebunbenheiten der Bergangenheit nicht 
zu verfennen ift. Bloß haben bie größeren Maſſen auch bie Wucht 
ber Probleme verftärkt, und bie Glieberungen find mannigfaltiger 
geworden. Man braucht nur anzubeuten, wie die induſtrielle Probufs 
tion mit dem Handel, mit der internationalen Verkehrspolitik, mit der 
unheimlichen Konzentration der Finanzmacht bei den großen Banken 
verfnüpft if, wie die angefpannte techniiche Fortarbeit die Unter, 
nehmungen in Atem hält, wie ganz nene Schichten in den Faufmänni» 
fhen und technifchen Angeftellten heraufwachſen und mit ihnen bie 
Frage der induftriellen VBetrieböverfaflung aufſteht — von allen 
Seiten brängen bie fozialen, wirtfchaftlichen, technifchen Bildungen 
bed Mafchinenzeitalterd heran. 

Wo blieb unterbeflen das Handwerk, in welche Lebensformen wurbe 
ed durch biefe Umwaͤlzung ber gewerblichen Technik und Organtfation 
hineindrängt? Es gibt verfchiedene Berufe, wo ed faft völlig ver 
fhmwunden tft, etwa ber Seifenfieber, der Magelfchmieb, Gerber, 
Strumpfwirker u.a.; hier erwies fich die moderne Technik ala fchlecht- 
weg überlegen. 

Sn anderen Gewerben fand das Handwerk feinen Anſchluß au 
die moderne Fapitaliftifche Unternehmung, indem ed die alte Technif 
noch eine zeitlang durchhielt, den Abfag und Faufmänntfchen Betrieb 
einem Dritten abtrat. Diefe Form Iernten wir fchon früher fennen, 
ale wir die Entitehung des gewerblichen Kapitalismus barftellten; 
fie erfcheint ald Durhgangsform zum Fabrikſyſtem. Micht überall 
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und nur fehr langſam hat ſich jeboch diefe Umbildung vollzogen, 
und während in fchmerzlichen Jahrzehnten etwa bie Zertilinduftrie 
fih über die Not ber Fleinen bansinduftriellen Handweberei hin, 
aushob, hat beim Bekleidungsgewerbe, bei der Berarbeitung von 
Leder, Tabak n. dergl. die rüdläufige Bewegung eingefegt. Wenn 
man von biefem, zwifchen Fabrik und Handwerk hängenden Gebiet 
der Hausinduftrie, der Heimarbeit redet, fol man nicht glauben, 
ed handle fih bloß um bie Refte einer alten abfterbenden Korm. 
Sie dringt in beflimmten Branchen vor, und häufig hat fie eine 
merfwürbige Berbindung mit der Fabrik gefunden, indem die Was 
ſchine etwa beflimmte Stüde von Holz, Blech, Leder zurechtfchneis 
det oder ftanzt, unb die Hausinduſtrie dann die Fertigftielung — 
Kleben, Mieten, Bemalen, auch Verpaden — beforgt. 

Das Weſen der Hansinbuftrie wird durch folgendes charakteris 
fiert: die Werfftatt fat mit ber Wohnung des Arbeiterd zufammen. 
Diefer braucht nicht in die Fabrik zu gehen. Die Werkzeuge ges 
hören ihm als Eigentum. Die Nohmaterialien oder Halbfabrifate bes 
fommt er vom linternehmer geliefert, bezw. muß er fie von ihm 
beziehen und fie nachher wieder abgeben. Kilfömaterialien — Garn, 
Farbe n. derg. — muß er in ber Regel felber zur Verfügung 
ftellen. 

Für den Unternehmer enthält dies Syftem eine Reihe von Vor⸗ 
teilen: er erfpart die Ausgaben für Fabrilanlagen, Werkzeug, Heizung 
und Beleuchtung. Er war biöher, da bie foztale Gefeßgebung bie Heim⸗ 
arbeit erft allmählich einbezieht, zu feinen Berficherungäbeiträgen ger 
zwungen, er unterliegt feiner Gewerbeinfpeftion, und wenn ſchlechter 
Geſchaͤftsgang tft, braucht er nicht zur Arbeiterentlaffung zu greifen: 
er befchräntt einfach die Lieferungen, die er an den Hausinduſtri⸗ 
ellen ausgibt. Diefe Elaftizität hat ald Begleiterfheinung, daß bie 
Hausinduſtrie namentlich auch in Saiſongewerben (Spielwaren u. &.) 
ſich feſtgeſetzt hat. 

Mit wenigen Ausnahmen (Portefeuiller, Herrenſchneider) han⸗ 
delt es fi dabei nm Waflenartikel, nicht um beionders feine und 
wertvolle Ware. Die Löhne find teilweife erfchredend gering, und 
demzufolge werden Arbeitözeiten von 44 Stunden und mehr zum 
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Durchſchnitt für ganze Gegenden. Das Familienleben biefer Arbeiter 
tönnte erfreulicher fein ald bad derer, die mit ihren Frauen zur 
Fabrik müflen; denn bie Kinder find nicht allein zu Haufe. Aber 
häufig genug verwandelt ſich ber Segen in Fluch, indem neben ber 
Frau fhon die Pleinen Kinder mit zur Probultion herangezogen 
werben. Das Schuggefek reicht nicht in dieſe aͤrmlichen Wohnungen. 

Im ganzen gefehen birgt bie Hausinduſtrie eine Reihe fchwerer 
fozialer, wirtfchaftlicher und bygienifcher Schäden. Sie erhält bie 
unterfte Schicht des Proletariats, bie in ihrer Armfeligkeit und 
Holierung aus eigener Kraft nicht emporfteigen kann und neben 
den Fabrifarbeitern immer als Lohnbrüderin wirkten wird. Die ges 
werffchaftliche Organifation madıt nur ganz langſame Fortichritte, 

Das Problem einer Beflerung ift fehr fchwierig. Die Heimarbeit 
zu „verbieten“ iſt natürlich eine unmöglicdye Ideologie, zumal fie 
gar nicht einheitlich behandelt werden kaun. Die Schutzgeſetze aus⸗ 
zubehnen ift recht und billig, ihre Wirkung barf aber nicht fehr 
hoch eingefchägt werben. Denn welden Sinn hat es, eine Trens- 
nung von Arbeitd- nnd Wohnräumen, eine Mindeſtzahl von Kubiks 
metern Luft zu verlangen, wenn man au bie Heinen thäringifchen 
Dorfhütten ober an bie teueren großftäbtiichen Ein» und Zweis 
simmerwohnungen denkt? Ein dauernder Fortſchritt kann hier nur 
eintreten, wenn der Staat in Berbinbung mit ben betreffenden Or⸗ 
ganifationen unmittelbar die Lohnfrage felber anfaßt, und, wie das 
in England geichehen if, durch Schaffung beftimmter Lohnämter 
verſucht, die Lohnſaͤtze höher hiuaufzuführen, vor allem aber ben 
einzelnen vor einer willfürlichen Ausbeutung zu fihern. Es barf 
nicht verfannt werben, daß eine foldye Maßnahme einigen biefer 
Snduftrien eine flarfe Belaftung bringen würbe, ja fie erdrüden 
könnte; aber es handelt ſich teilmeife um Artikel, deren Herſtellung 
wir ruhig an andere Völker abfchieben koͤnnten. Denn foll es das 
Snduftrieideal Deutſchlands fein, in Konfektion, Spiels und Schmuck⸗ 
waren ben internationalen Exportſchund zu fabrizieren? 

Meben biefer an den Weltmarkt angefchloffenen handwerksmaͤßigen 
Betrieböform der Haudinduftrie lebt das alte Handwerk mit dem 
Iofalen Markt, mit Handarbeit und Kundenbedienung weiter. Aber 


Deutihland als Inoͤnſtrieſtaat 309 


wie wir fchon fahen, haben fich feine Eriftenzbebingungen weſent⸗ 
Lich verfchoben, großenteild iſt ed ganz verfchwunben, in anderen 
Gewerben (Schuhmadherei, Tifchlerei, Buchbinberei) führt es einen 
fchwierigen Kampf um bie Selbftbehauptung und rädt vielfach in 
bie Zwifchenftufe ber Reparaturwerkftätte ein. Relativ am ficherften 
fteht ed dort, wo die Mafchine am wenigften in Betracht fommt: im 
Baugewerbe (Maurer, Bilbhauer, Dachdecker, Stubenmaler) und bei 
ber Lebensmittelverforgung EFleiſcher, Bäder). 

Die Sewerbefreiheit, die 1869 durch bie Gewerbeordnung 
audgefprochen wurde, befeitigte für dad Handwerk eine Reihe von 
Bindungen, bie deshalb Läftig geworben waren, weil fie ber wirt- 
fhaftlihen Umwandlung nicht mehr entfprachen. Aber, fo fehr fie 
erfehnt war, fo leitet fie doch nicht einen Aufſchwung des Hand⸗ 
werks ein, fondern in ihrem Gefolge tauchen bald wieder die Schatten 
ber Vergangenheit auf, und man fucht bem Handwerk in feinem ſchwie⸗ 
rigen Lebenskampf mit ber Befchwörung ber alten Einrichtungen 
aufzuhelfen. Freilich, indem bie Befchräntungen über Gefellens und 
Lehrlingszahl fielen, die fcharfen Scheidungen zwifchen den Ges 
werben ein Ende fanden und ber Verlauf bed handwerklichen Pro⸗ 
dukts nicht mehr an ben Ort gebunden war, fonnte mandjer unters 
nehmungstüchtige Handwerker ſich zum Kleininbuftriellen emporars 
beiten, während andere ind Arbeiterproletariat herabfanten. 

In der Hanbwerkerpolitit gehen nun zwei Strömungen nebens 
einander her, teilweife fich berührend und durchkreuzend. Die eine 
will den Handwerker zu möglichiter Selbfthilfe erziehen, indem fie 
ihm nahe legt, durch freien genoflenfchaftlichen Zufammenfchlug ſich 
im Bezug der NRohmaterialien und in ber Beſchaffung bed Geld; 
frebitö Erleichterungen zu fchaffen. Der genoflenichaftliche Gedanke, 
vertreten burch SchulzesDeligfch, hat in Deutfchland gerade auf 
diefem Boden feine erften Siege gefeiert; dabei muß anerkannt 
werben, baß er hier, bei der örtlichen und gewerblichen Begrenzt⸗ 
heit, größere Schwierigkeiten findet ald bei ben Ianbwirtfchaftlichen 
Produzenten oder bei den in Konfumvereinen zufammentretenden 
Warenkaͤufern. Neben dieſem Gedanken des Zufammenfchluffes fteht 
ber andere der geförderten beruflichen Ausbildung (Fach⸗ und Forts 
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bildungefchulen). Iu dem Grabe, als die Maffenfabrikation mehr 
Durchſchnittsartikel herftellt, waͤchſt für ben Handwerker die Moͤg⸗ 
lichkeit, ſich mit tüchtigen Einzelleiſtungen burdjzufegen. In freien 
Gewerben (Boldfchmied, Email, gute Töpferei) hat ſich ja auch das 
Handwerk durch befondere Qualität erhalten können. Die gewünfchte 
Ausbildung darf fich freilich nicht nur auf die Gandgriffe bes 
fchränten, fondern muß ber faufmännifchsgefchäftlichen Sicherheit 
gelten. Immer wieber, wenn von Öffentlichen Berbänden Aufträge 
ausgefchrieben werben (Submilfionen), kann man erflaunen, wie 
außerordentlich die einzelnen Angebote auseinanderklaffen: es fehlt 
bier noch zu oft die Schulung für die faufmännifche Behandlung 
biefer Fragen (Kalkulation). 

Die Gewerbeordnungsreform von 1897 und ihre Kleinen 
Nachfolger haben ein paar der alten Gedanken ber Zunft wieder 
aufgenommen, bezw. neue Einrichtungen gefchaffen, bie unter ſtaat⸗ 
licher Billigung dem Handwerk dienen follen. Den Berufövereinen, 
Sunungen, wurde der Zwangscharakter verlichen: wenn in 
einem Bezirk bie Mehrheit der VBerufögenofien ben Beitrittszwang 
verlangt, find diefem alle Angehörigen des betreffenden Gewerbes 
unterworfen. Den Innungen liegt ob vor allem die Aufficht über 
bad Lehrlingsweſen: fie überwachen die Grundzüge bed Lehrver⸗ 
trages, verhüten Ausbeutung der jungen Leute, wie fie eine üben 
mäßige Lehrlingdzüchterei verhindern ſollen, unb regeln ben Beſuch 
ber Fach⸗ und Fortbildungsfchulen. So ift ihr wefentlicher Zweck 
die Erhaltung der technifchen Leiftungsfähigkeit. Die Berfuche, ihnen 
bad Recht von bindender Preisfeftfegung wieber zu geben, find bis⸗ 
her erfolglos gewefen und werben aus Haudwerkerkreiſen felber ber 
fämpft. 

Als Oberbau über den Iunungen find die Handwerlöfammern 
gefchaffen, die aus den Iunungen und Gewerbevereinen durch ges 
wählte Bertreter gebildet werben. Sie find für bie Lehrlingsver⸗ 
hältniffe in gewiflem Sinne rechtfchaffende Oberinkanz, ihr weſent⸗ 
licher Zwed aber ift, dem Staat, der Gemeinde und den fonfligen 
öffentlichen Berbänden als die berufene Stelle ber Vertretung von 
Handwerkerintereſſen gegenüberzutreten, So find fie Berater und 
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Gutachter und werben vor allem wichtig, wenn bie Geſetzgebungs⸗ 
mafchine für oder gegen das Interefle ber Haudwerker arbeiten will. 

Seit 1897 ift auch der Meiftertitel geſchützt. Vorher, feit 1869, 
tonnte ihn jeder führen; jetzt wurbe er auf diejenigen befchräntt, 
die eine Weifterprüfung abgelegt haben und bie Befugnis zur 
Lehrlingsbilbung befiten. Vorausfegung für biefe Befugnis war 
ein Alter von 24 Jahren, eigene Lehr» und Gefellenzeit mit Prüs 
fungsabfchluß ober fünfjährige felbftändige Berufsuͤbung. Im Jahre 
1908 erhielt diefe Beftimmung eine Heine Änderung: während bis⸗ 
ber die Eignung zur Lehrlingsausbildung Vorausſetzung für ben 
Meiftertitel war, wird jegt ber Meiftertitel (Ablegung einer Bes 
ruföprüfung) Bedingung für bie Lehrlingshaltung. Dies tft ber for 
genannte „Lleine Befaͤhigungsnachweis“. 

Es fehlt nicht an Stimmen, bie für bad Handwerk wieder einen 
allgemeinen Befähigungsnachmeis fordern. Indem man das 
mit die Gewerbefreiheit aufhebt, die felbftänbige Ausäbnng eines 
Gewerbed von dem Nachweis der Befähigung abhängig machen 
will, hofft man, ben Bormarfch des Fapitaliftifchen Betriebs aufzus 
halten und bie Konkurrenz nicht fachlich vorgebildeter Kräfte aus⸗ 
zufchalten. Es ift Mar, daß dieſe Beſchraͤnkung eine Ertötung von 
geichäftlicher Initiative herbeiführen müßte; wefentlicher aber ers 
fcheint, daß nach dem heutigen Stand ber technifchen und organis 
fatorifchen Entwidlung bie ehemalige fcharfe Scheidung zwifchen 
den Bewerben, die dann notwendig mwärbe, ohne bedeutende Ruͤck⸗ 
fhläge nicht mehr durchzuführen if. Der Befaäͤhigungsnachweis 
im ganzen Umfang ift eine Romantik, die man im Hintergrund 
der Forderungen hält, ohne an feine Verwirklichung zu denken; daß er 
in einzelnen Berufen, etwa bei bem mit Lebensgefahr verbundenen 
Baugewerbe eingeführt wurde, erfcheint Dagegen als berechtigt. 

Die wirtfchaftliche und foziale Lage bed Handwerks, durch bie 
technifchen Ummälzuugen von Grund aus geändert, ift Daburch noch 
befonders erfchwert, daß das Handwerk gegenüber beu Arbeitern 
(Sehilfen), gegenüber dem Nohftofflieferanten, gegenüber dem Staat 
und fchließlich dem Taufenben Publikum fat immer ald abhängi« 
ger Zeil erfcheint. Während im eigentlichen Handelsverkehr bes 
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fimmte feſte Zahlungsbebingungen eingeführt find, z. B. Bars 
sahlung in der großen Konfeltion, muß ſich ber handwerlömäßige 
Schneider Stundung und Zinsverlufte gefallen laflen, nm feinen 
Kunden nicht zu verlieren. Die ftaatliche Handelspolitik wirb ohne 
ihn gemacht, denn er ift nicht am Export beteiligt; die Wirkungen 
einer Bertenerung von Lebensmitteln und Rohſtoffen aber trifft 
niemanden fo flarf als ihn, der mit einem Heinen Umfag zu rech⸗ 
nen hat, während die Arbeiterlöhne mit denen der Teiftungsfähigeren 
Induſtrie Schritt zu halten fuchen. 

Bei einer günftigen Gefamtlage iſt in einzelnen Gewerben, wenn 
anch vielleicht manchmal nur ald Zwifchenglieb (Uhrmacherei), das 
Handwerk durchaus Iebensfähig. Die Ausbreitung ber elektrifchen 
Kraft mit ihrer leichten Übertragbarkeit mag die technifche Leiſtungs⸗ 
fähigkeit mancher Betriebe beleben. Es befteht durchaus ein natios 
nales und Zulturelled Intereſſe, einen gewiflen felbftändigen Hands» 
werterftand zu erhalten, der nicht bloß ein Kummerdaſein friftet; 
wichtig bleibt er vor allem ale die befte Schule für bie Arbeits» 
fräfte einer hochentwidelten Induſtrie. 

Denn blickt man auf die verfchiedenen Probleme ber fortichreis 
tenden Induftrialifferung, dann ift eines ber bebeutfamften die tech⸗ 
nifche Fertigkeit und Zuverläffigkeit bed Arbeiterd. Eben weil inner» 
halb der Induſtrie die Arbeit in eine Reihe von Einzelhandgriffen 
zerlegt ift, fehlt ihre die rechte Fähigkeit, die Kräfte für befonbere 
Leiftungen in genügendem Maße auszubilden. Hier bedarf fie abs 
folut des Zuſtroms aud dem gelernten Handwerk. 

hier liegen aber auch für den Staat und feine Politik beftimmte 
Aufgaben. Er muß den Willen haben, daß die beutfche Induſtrie 
in wachfendem Maße Dualitätöware leiftet, das heißt Ware, in 
ber möglichft viel Wenfchenarbeit, möglichft viel Schulbildung brins 
fieden. Denn das bebeutet bie Vorausfegung unferer dauernden Kon⸗ 
turrenzfähigkeit. Wir haben England eingeholt, aber Amerika ift 
und, vor allem in der Herſtellung beflimmter Werkgeugmafcinen, 
noch überlegen. Da heißt dad Programm: planmäßige Ausbildung 
bed technifchen Sinned der heranwachſenden Jugend. Der Typus 
ber beutichen Zufunft ift gewerblich beftimmt. 
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Entichließt man fich, ein Inbuflrieprogramm gu entwerfen, fo 
muß das auf eine Handelöpolitif zielen, bie unferer Fertigfabrilas 
tion die Grenzen anderer Länder offen hält und ihr ben Bezug 
von Rohmaterialien und Halbfabrikaten nicht erfchwert. Freilich 
ber Erport allein tut es nicht; im gewifler Weife ift die Induftrie 
doch in erfter Linie an bie Kauffraft bed heimiſchen Marktes ges 
bunden, denn hier kann fie am eheſten mit feiten Formen und 
Bebärfniffen rechnen. Bor allem muß die Arbeiterfrage als ein 
Kernproblem ber Induſtrieentwicklung begriffen werben. Nicht in 
dem Sinn des wachſenden Klaſſenkampfs, des verelendenben Indus 
firieproletariatö und was dergleichen Schlagworte mehr find: ber 
Staat und die Gefelfchaft, vor allem das induftrielle Unternehmers 
tum müflen anertennen, daß gute Arbeit auf die Dauer nur von 
einem felbftbewußten und fortfchreitenden Stand geleiftet wird. Wir 
denken bier nicht an bie Lohnfrage oder am befonbere Schugmaß- 
nahmen, fondern an die grunbfägliche Anertennung ded Koalitions⸗ 
rechted ber Arbeiter und an die Motwenbdigkeit, gegenüber ber 
wachfenden Macht der Niefenbetriebe ihre Nechte innerhalb des Ars 
beitsverhältnifles zu fichern und auszubauen. 


ec) Der deutfhe handel und feine Cinrichtungen. 

Dem beutfchen Handel der Gegenwart ift eine gewaltige Aufgabe 
geftellt, wie das vorige und lebte Kapitel dieſes Buches zeigen, wo 
man die Zahlen an den betreffenden Stellen nachleſen wolle. In 
den inneren Betrieb biefed Handels einzuführen, will bie folgende 
Darftelung verfuchen. Dabei wirb vieles geflreift werben müflen, 
was dem beutfchen Handel nicht allein eigen ift; denn wie kaum 
ein anderer Erwerbszweig trägt ber Handel internationales Bepräge. 

Unter Haudel verfteht die Volkswirtſchaftslehre die gewerbs⸗ 
mäßige Anfchaffung von Waren zum Zmwede ihrer Wieberveräußes 
rung (mit Gewinn), ohne baß dabei nennenswerte Beränderungen 
mit den Waren vorgenommen werben. 

Der Handel bringt Güter vom Produzenten, ber fie erzeugt, zum 
Konfumenten, ber fie verbraucht; er führt aber auch dem Produ⸗ 
zenten die NRohftoffe zu, die er zur Probuftion nötig hat. Da ber 
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Handel im firengen Sinne nicht ſelbſt nene Werte fchafft, hat man 
ihn zu allen Zeiten unproduktiv gefcholten, aber zu Unrecht. 
Könnten wir z. B. aud nur unferen Morgentaffee trinken, unferen 
Meis efien, nnd mit baummwollenen Stoffen leiden, unfers Autos 
mobilen Gummireifen geben, wenn und nicht ber Handel aus fernen 
Zonen die Rohftoffe dazu verfchafftet Was wäre unfere Fertig⸗ 
induftrie, unfere hochentwidelte chemifche Inbuftrie, wenn ihr der 
Handel nicht den Weltmarkt erfchloffen hätte? Könnten unfere Lands 
wirte im Oſten ihr Getreide fo vorteilhaft abfeten, wie fie es tun, 
wenn nicht der Kaufmann ihnen Hilfe Ieiftete, der das Getreide 
biö zur Zeit des Bedarfs auf des Speicher nimmt? In der Über- 
windung von Raum unb Zeit wirft der Handel probuftiv. 

Wenn Einfichtige died heute nicht mehr verfennen, fo gibt es 
body noch weite Kreije, Die immer den Handel mit fcheelen Blicken 
belauern, ald ginge da vieled nicht mit rechten Dingen zu, als 
würden ungebührliche Gewinne ohne Mühe eingeheimft. Noch fehen 
viele z. B. in der Börfe einen Giftbaum und begegnen auch andern 
Einrichtungen ded Handels mit Mißtrauen. Gefteigert wirb diefes 
Mißtrauen dadurch, daß innerhalb des Handelsſtandes felbft große 
Sintereffengegenfäge beitehen, die in fcharfer Fehde zum Ausdruck 
tommen. Es fei nur an den Kampf der Kleinhändler gegen bie 
modernen Warenhäufer und Konfumentenvereinigungen erinnert, an 
die Feindfchaft, die man den „Ningen“ entgegenbringt. Mur bie 
Kenntnis kann hier zum Verſtehen führen. Unſere erſten Ausfühs 
rungen follen dem Warengroßhandel gelten. 

Mer unfern Haffifhen Kaufmannsroman „Soll und Haben” von 
Guſtav Freytag gelefen bat, wirb fich mit einigem Behagen ber 
Berhältniffe erinnern, die in dem Breslauer Handlungshanfe T. O. 
Schröter zwifchen Prinzipal und Angeftelten und zwifchen den Ans 
geftellten untereinander beftehen. Das gefchäftliche Leben jener Zeit 
— der Roman fpielt zu Anfang der fünfziger Jahre bed vorigen 
Jahrhunderts — trägt noch den Charakter behäbiger Ruhe, unb bie 
privaten Berhältniffe ber Angeftellten bewegen fich vielfach in den 
Bahnen eines patriarchalifchen Regimes. Solche Zuftände gehören 
heute der Gefchichte an. Was und Freytag gezeichnet hat, fieht am 
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Ende einer Periode bed beutfchen Handels, die faum berührt war 
von den Errungenfchaften der modernen Technik, bie noch wenig 
ober nichts wußte von Eifenbahn und Dampfichiff, Telegraph und 
Telephon, Schreibmafchine und Stenographte, — die auch die Frau 
im Kontor noch nicht kannte. 

Der Betrieb jened Breslauer Handelshanfes ift typiich für ben 
deutfchen Handel bis zur Mitte des vorigen Sahrhunderts, er iſt 
Lofohandel, Handel mit „prompter“ Ware, d. h. mit folcher, die 
im Lager des Berkäufers bereit liegt, die fofort zur Verfügung fteht 
und die der Käufer daher befichtigen und prüfen fan. Der holländifche 
Kaffees-Importeur kaufte diefen in Java ein und nahm ihn in 
Amfterdam auf Lager, ber Großhändler im beutfchen Binnenlande, 
etwa in Breslau ober Leipzig, deckte dort feinen Bedarf nnd nahm 
wieder große Wengen auf Stapel, womit er bie Kleinhänbler feiner 
Provinz verforgte. So können wir es bei den meilten Warengat⸗ 
tungen verfolgen: Immer häufen fih an beftimmten Orten große 
Warenlager an. Das ift auch ber Charakter des Markt» und Meß⸗ 
handeld; der Fabrikant bringt feinen gefamten, feit Monaten aufs 
geftapelten Borrat mit zur Mefle. 

Diefer Lokohandel konnte mit der Entwicklung unferes Wirtfchafte- 
lebens nicht Schritt halten. Solange bie Probuftion verhältnismäßig 
gering war, ließen fich feine Mängel ertragen; für eine fo riefige Pro⸗ 
buftion, wie nnfere Zeit fie kennt, mußten andere Formen gefunden 
werben. Heute lönnen bie Baummollernten Amerikas in feinem Bremer 
Lagerhaus mehr aufgeflapelt werben; die Monatöprobuftion auch nur 
der Nürnberger ober Sonneberger Spielmarenhändler vermöchte fein 
noch fo großer Leipziger Meßpalaſt zu faflen. Gerade die Leipziger 
Mefle if ein Mufterbeifpiel dafür, wie der alte Lokohandel ein 
moderner Lieferungshandel nad Probe geworben ift. Die 
Produzenten fielen in Leipzig nur noch ihre Muſter aus, und bie 
Einkäufer geben darnach ihre Beftellungen für einen viel fpäteren 
Termin. Beide haben davon Borteil: der Fabrikant probugiert nicht 
aufd Ungewiſſe, und ber Berfäufer braucht Tein großes Lager zu 
halten. Bid der Kabritant feine Produktion beendet hat, hat er 
feine Abnehmer gefunben. 
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Ein ſolcher Handelsverkehr ſetzt aber Maſſenprodnktion, und 
zwar gleichartiger Artikel vorans, die dem Muſter entſprechen. 
Und tatſaͤchlich wird unfer Handel heute von den Maſſengütern bes 
berrfcht: Baumwolle, Wolle, Häute, Kaffee, Zuder, Tabak, Getreide, 
Mehl, Ölfaaten, Spiritus, Steintohlen, Holz, Metalle geben unferem 
Welthandel dad Gepräge. Der Handel in biefen Artikeln hat ſich 
heute an wenigen Orten tonzentriert, an denen bafür befondere 
Einrichtungen getroffen find, die Börfen. Die bedeutendften deutfchen 
Produktenboͤrſen befinden fich für Kaffee in Hamburg, für Zuder 
tn Hamburg, Magdeburg und Berlin, für Spiritus in Berlin, 
Hamburg, für Petrolenm in Bremen und Berlin, für Getreide in 
Berlin, Mannheim, Breslau, für Baummolle in Bremen, für Wolls 
garn (Rammgarn) in Leipzig, für Kohle und Eifen in Effen, Duis⸗ 
burg u. a. 

Börfen find Märkte für vertretbare Waren, b. h. für Waren, 
bei denen es nicht fo fehr auf das einzelne Stüd an fi anfommt, 
als vielmehr darauf, daß die gehandelte Menge eine ganz beftimmte 
Qualität hat. Wenn ich vor Antritt einer Reife einer Bank gol« 
dene Schmudfachen zur Aufbewahrung übergebe, fo will ich nadı 
ber Ruͤckkehr diefelben Gegenftände zurüädhaben und ich werbe 
mich nicht mit anderen begnügen, felbft wenn fie ben gleichen Wert 
hätten. Ein Armband laͤßt ſich eben nicht durch ein anderes ohne 
weitered vertreten. Habe ich der Bank auch 1000 Marl in Gold» 
ftäden zur Aufbewahrung übergeben, fo werde ich nicht darauf bes 
ftehen, die ſelben Goldſtücke zurüdzubelommen, bie ich hingegeben 
hatte; ich bin zufrieden, wenn ich 1000 Mark in Goldftüden wieder, 
befomme. Ein Goldſtück kann hier ohne weitered das andere vertreten. 
Geld if überhaupt eine vertretbare Ware. Genau fo verhält es ſich 
mit vielen Artiteln unferer modernen Maflenprobuktion; fie erzeugt 
zumeift Gattungsgüter, in den Fabriken wie auf der Plantage, 
von durchſchnittlich gleicher Qualität, fo daß ein Quantum das 
andere vertreten Tann. Wenn ber Großmüller A an ber Berliner 
Börfe ruffifhen Weizen vom Großhändler B kauft, fo kann es ihm 
ganz gleich fein, welcher ruffifche Bauer ihn geerntet hat, wenn er 
uur der Probe entfpricht, nady der er ihn gehandelt hat. Nur bie 
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Proben werben dem Gefchäft zugrunde gelegt, und dieſe Proben 
werden forgfältig aufbewahrt. 

Diefe Korm des Gefchäftes ermöglicht es, daß außer „prompter“ 
Ware auch „rollende“ und „ſchwimmende“ gehandelt werben 
tan, d. h. Ware, bie nur eben erft der Bahn oder dem Schiffe 
übergeben if. Ic kann alfo heute ſchon argentinifchen Weizen 
kaufen, der erft nad Wochen in Hamburg eintreffen wird; id; kann 
aber auch fchon im März Getreide kaufen oder verkaufen, das noch 
gar nicht geerntet ift, fondern noch „auf dem Halme“ flieht. Ein 
Landwirt wird im Auguft 10000 Zentner Getreide ernten, das bi 
zum Dftober verfanbt werben Tann. Schon im Juli laſſen Erntes 
fhäßungen eine fehr reiche Ernte erwarten, bie ein Fallen ber 
Preife zur Folge haben wird. Er fucht daher noch im Juli fein 
Getreide zu einem leiblichen Preife Ioszufchlagen, das er aber erft 
im Oktober zn liefern braucht: er verfauft „Oktoberweizen“. Das 
find Lieferungss oder Zeitgefchäfte. Diefe Gefchäfte haben an 
Bedeutung erft gewonnen mit der Verbeflerung unferer Verkehrs⸗ 
mittel; erft feit wir Überfeetabel haben, können wir binnen weniger 
Stunden z. B. Käufe mit Argentinien abfchließen. 

Bei vielen Artikeln ift die Entwicklung noch einen Schritt weiter 
gegangen: Kaffee wird an ber Börfe auch ohne fpezielle Probe ges 
fauft, nur nad feilen „Typen“, nah „Standards“, das find 
ein für allemal feſtſtehende Qualitäten. Wer in Hamburg „good 
average Santos“sKaffee kauft, verfteht darunter eine ganz beftimmte 
Durchſchnittsguͤte. Solche Waren werben auch nur in feiten, bes 
flimmten Mengen gekauft, bei Kaffee immer nur 500, 1000, 1500 
Sad ufw., und immer für beftimmte Lieferungstermine. Man fpricht 
dann von Börfentermingefchäften. Die Termine find je nad) den 
MWarengattungen verfchieden. &3 wird gefauft „per laufenden Monat”, 
ober „per SeptembersÖftober” ober „per Januar⸗April“ ufw. 

Vielfach kommt ed bei diefen Termingeichäften den Beteiligten 
gar nicht auf eine wirkliche Abwidlung an, wie bies bei den vorher 
geichilderten, ben fogenannten „Effettivgefchäften“ der Fall war. 
A kauft etwa im März von B „September" Weizen zu 196 cd. h. Mart 
für 1000 kg), er nimmt an, baß bie zum September ber Preis 
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fteigen wird, fagen wir bis 200 oder höher, bann wird er im Sep» 
tember wieber verlaufen nnd einen Gewinn erzielen. Er hofft alfo 
auf ein Steigen ber Preife, er fpetuliert „A la hausse“, er ift 
Hauffier. Bahrfcheinlich hat er ſchon vor dem vereinbarten Termin 
fein Quantum an C, diefer wieber an D verkauft und fo fort. Es 
fann dann leicht vorfommen, baß von einer Ware viel mehr ums 
gefegt wird, als überhaupt vorhanden if, Nur immer ber legte 
Käufer einer ſolchen Reihe nimmt vom erſten Berläufer ab; die 
Zwifchenglieber verrechnen bloß miteinander. B befigt im März 
den Weizen noch gar nicht, er verfauft „in blanko“ ober „unges 
deckt“. Er will erft abwarten, ob der Preis bis zum Lieferungstermin 
unter 196 fällt, nnd fih dann „einbeden“, er fpeluliert „A la 
baisse” und heißt Baiffier. Käufern und Verkäufern Liegt nicht 
fo fehr daran, die Ware „effektiv“ zu Liefern oder zu beziehen, ale 
vielmehr am Unterfchiede der Preife oder Kurfe zu verdienen, an ber 
Differenz zwiſchen dem Kurfe des Abſchluſſes und bed Lieferungs⸗ 
termind. Solche Gefchäfte heißen baher auch Börfendifferenz- 
gefchäfte. Im Gegenfau zu den Effektivgefchäften find ed Spekn⸗ 
lations geſchaͤfte. 

Man hat bei den Angriffen gegen bie Börfe ſich im beſonderen 
gegen biefe Differenggefchäfte gewendet, als feien fie unfolides 
Boͤrſen, ſpiel“. Gewiß bringt ed die Natur diefer Gefchäfte mit fich, 
dag an ihnen ſich Perfonen beteiligen können, bie keinerlei Waren⸗ 
fenntnid zu haben brauchen, die wirklich nur an ber Differenz ber 
Preife gewinnen wollen. Aber zunächft ift feltzuhalten, daß man 
von der Form bdiefer Gefchäfte durchaus noch nicht auf ihren Spiel- 
charakter fchließen kann; fobann muß man die Anficht als verkehrt 
anfgeben, ald hanble es fich dabei um „Schein”käufe und ⸗Verkaͤufe. 
Der Großmüller und fein Beauftragter wie auch ber Getreibes 
produgent, bzw. der Importeur wollten ganz gewiß für einen noch 
in der Zukunft Tiegenden Termin fich feite Preife fichern, fie haben 
alfo reelle Gefchäfte abgefchloffen. Man würbe vielleicht dem Groß» 
mäüller gar den Vorwurf machen müflen, unfaufmännifch gehandelt 
zu haben, wollte er nicht eine günftige Preislage von heute für ein 
in ber Zukunft zu realifierendes Gefchäft ausnugen. Nun könnte 
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aber in dieſem Falle ber Preis bis zu dem zufünftigen Termine 
fallen und ber Müller wäre dann doch gezwungen, teuer abzunehmen, 
alfo teuren Rohftoff zu vermahlen, während er fein Produkt, das 
Mehl, wird billig verkaufen müflen, ba befien Preid dem des Ges 
. treides zu folgen pflegt. Er hätte fo am Mehl einen Berluft ers 
litten. Diefen Berluft könnte er wettmacdhen, wenn er vorher Ges 
treide „blanto” verkauft hätte; denn für diefen Verlauf kann er 
fih nun billig eindeden. Für den Müller bedeutet fomit der Termin» 
verfauf, ber natürlidy eine Spekulation auf das Fallen ber Ges 
treibepreife barftellt, eine Berficherung gegen Preisrüdgang, dem 
ein wirtfchaftliher Wert gewiß nicht abzufprechen ift. Da wir nun 
anzunehmen haben, baß wie diefer eine Wüller viele am Getreide 
intereffierte Perfonen derartige Getreideterminfäufe und »Berkäufe 
abfchließen, fo ift Leicht einzufehen, Daß die Sefamtheit dieſer Ges 
fchäfte auf den Preis audgleichend wirken muß. Und darin Liegt 
eine weitere, die ganze Volkswirtſchaft berührende Bedentung ber 
Differenggefchäfte. Die Preisaudgleichung muß aber um fo vollfiäns, 
biger vor ſich gehen, je größer ber Kreis derer ift, bie zu folchen 
Gefhäften Zugang haben. Das aber wird beim Differenzgefchäft 
erreicht, zu dem weniger eine fpezielle Warentenntnis nötig if, als 
ein gewiſſer Überbli über die Lage des Weltmarktes, oder boch 
der Glaube, ihn zu befiten. — In Deutichland find bie Börfen- 
termingefchäfte in Getreide burch bad Börfengeleg von 1896 vers 
boten, doch hat die Börfe eine neue Geſchaͤftsform gefunden, Die 
basfelbe wie der Terminhandel Ieiftet und durch Die Novelle zum 
Börfengefeg vom Jahre 1908 geſetzlich anerkannt worden ift. 

An großen Börfen, wie in Berlin und Hamburg, wo Taufende 
von Börfenbefuchern zufammenftrömen, wärbe e6 oft fchwer halten, 
bag ein Verfänfer einen paflenden Käufer findet nnd umgefehrt. 
Die Vermittelung der Gefchäfte, dad Zufammenführen ber Parteien 
oder Kontrahenten ift Aufgabe bed Maklers. Er nimmt bie Ein» 
und Berlaufsaufträge entgegen nnd fertigt eine Befcheinigung über 
das Gefhäft mit feinen Bebingungen aus, die fogenannte Schluß⸗ 
note. Sie befteht aus zwei gleichlautenden Zeilen und wirb in ber 
Regel von den Parteien und dem Makler unterzeichnet. Für feine 
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Bemühungen erhält er die Mallergebühr ober Courtage Cim 
Sranzöftfchen heißt der Maler auch Eonrtier), die meiſt nach Pros 
genten ober Promillen des Wertes beftimmt wird. Hente hat ſich 
allerdings die Stellung des Maklers vielfach weſentlich geändert. 
Infolge der Schnelligleit bed Umſatzes und bes fchnellen und häufigen 
Schwantend der Kurfe an den Börfen will ber Geichäftsluftige 
nicht lange warten, bis ihm ber Mafler einen Partner vermittelt 
oder „aufgibt“, fondern er wii fofort dad Gefchäft abfchließen. So 
it der Maler gezwungen, felbft von ber einen Seite zu kaufen 
und nach ber audern zu verlaufen, er ift „Proper"maller geworben. 

Für die weitere Abwicklung ber Gefchäfte find au den Börfen 
befondere Einrichtungen getroffen, fogenannte Liquidationskaſſen. 
Dies find Gefellichaftsunternehmungen, denen die Kaufleute anges 
hören, die Termingefchäfte abfchliegen. Die Beteiligten übergeben ber 
Liquidationskaſſe ihre Abfchläfle, die ihnen dafür den Liquidations⸗ 
fchein ansfertigt, anf dem die Bedingungen, zu denen das betreffende 
Geſchaͤft abgefchloffen wurbe, vermerkt find. Am Liquibationsdtermin 
erlebigt bann die Kaffe die Abrechnung mit ben Beteiligten. 

Streitigleiten, die fi etwa aus Lieferungögefchäften ergeben, 
werden gefchlichtet durch die an den Börfen errichteten Arbitrage« 
ftellen (von arbitrium — Meinung, Gutachten), das find eine Art 
Sciedögerichte, die von Kaufleuten, Vertrauensmännern der Börfe, 
befegt find. 

Für die Preisfeftfegung der Waren, die Notierung, find ges 
wife Bedingungen von Bedeutung, namentlich wenn von übers 
feeiihen Probuzenten gelauft wird, Die wichtigften mobernen 
Notierungsarten nach diefer Richtung hin find die folgenden beiden: 
Der überfeelfche Verkäufer verpflichtet fich, die Ware frei an Bord 
bed Sciffed im überfeeifchen Hafen zu liefern; er verfauft Fob 
(free on board). Bon ba ab trägt alle Koften des Trandported, ber 
Berfiherung ufw. der Käufer. Häufiger noch iſt die zweite Moͤg⸗ 
Iichfeit: Der Verkäufer trägt die Geſtehungskoſten (cost), die Trands 
portverfidierung (insurance) und bie Fracht (freight) bis zum Bes 
flimmungshafen; in diefem Falle redet man von Cifs Gefchäften. 
Bon dieſen beiden Grundtypen gibt es mancherlei Abarten. 
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Naturgemäß bleiben noch fehr viele Artikel übrig, die fich nicht, 
wie die genannten Welthandelsartitel ald Gattungsarten behandeln 
laſſen. Für fie kann nur der Lieferungshanbel nad, Probe die ges 
gebene Form fein. Es fei hier erinnert an bie Erzeugnifle der ge 
famten Webwarens(ZertildInduftrie mit ihren mannigfachen Abs 
arten oder an alle Arten von Kurzwaren, Galanteriewaren, an Felle 
und Pelze, auch an Vieh, Schafwolle ufw. Für viele der erwähnten 
Artikel ift heute ber geborene Vermittler zwifchen Käufer und Vers 
fäufer ber Reifende, der mit feinem Wufterkoffer eine ftändige 
Verbindung zwiſchen beiden unterhält. Gleichwohl hat der moberne 
Lieferungshandel gegen früher vielfach andere Formen angenommen. 
Infolge der vollkommener gewordenen Verkehrsmittel wurbe naments 
lich eine Aufgabe des Haͤndlers ber alten Zeit immer mehr über» 
flüffig, das Auffaufen großer Mengen von Waren und das Halten 
bedeutender Lagerbeftände, was gerade für den alten Großhandel 
haralteriftifch war. Auf der andern Seite hat bie verbefferte Vers 
kehrstechnik den Wirkungskreis des Kaufmanns wefentlich erweitert, 
fo daß heute feiner Tätigkeit kaum noch räumliche Grenzen ger 
zogen find. 

Beides: hier die große Entfernung, bie häufig zwifchen dem Ber 
fäufer bezw. Probugenten und feinem Abfaggebiete und umgekehrt 
zwifchen bem Einfäufer und feinen Bezugsquellen befteht und die 
ed den Beteiligten außerordentlich ſchwer macht, bie Berhältnifie 
bed betreffenden Platzes zu beurteilen, namentlich wenn es fih um 
ausländifche oder gar überfeeifche Gebiete handelt — bort das Über» 
flüffigwerden einer alten Funktion haben den Kaufmann veranlaßt, 
in fleigendem Maße fi eines Kommiffionärs zu bebienen. Es 
tt charalteriftifch für die Umbilbung unfere® Handels, daß ber 
Eigen» oder Properhandel immer mehr durch den Kommiſſions⸗ 
handel verbrängt wird. Der Kommiffionär fchließt bie Gefchäfte 
Im eigenen Namen, aber für fremde Rechnung, eben für bie 
feines Auftraggebers oder Kommittenten, ab. Ein Getreibeimporteur, 
etwa in Leipzig, kennt nicht die Verhältniffe der ruſſiſchen Getreide 
bauern und will nicht von feinem Site aus direkt mit ihnen ab⸗ 
fchließen; er bedient fich eines Einkaufs⸗;Kommiſſionars in 
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Dpefla, au ben der Bauer fein Getreide verkauft. Ein Exrporteur, 
der nadı ber Zürfei ober nadı Perfien ausführen will, wird bie 
Gefahren zu vermeiben fuchen, bie fi) aus ber Unkenntuis ber 
perfönlichen und namentlich auch rechtlichen Berhältniffe Leicht für 
ihn ergeben koͤnnen, und läßt vielleicht buch einen Verkaufs⸗ 
tommiffionär in Konftantinopel feine Waren abfegen. Für feine 
Bemühungen bezieht der Kommiflionär eine Provifion. An Stelle 
bed Kommiffionärs tritt häufig der Agent, der im Namen unb 
für Rechnung feines Auftraggebers ebenfalld gegen Provifion Ge⸗ 
fchäfte vermittelt ober abfchließt. 

Mit dem Kommiffionär des Warenhandels ift ber des Buche 
handels nicht zu verwechfeln. 

Im deutfchen Buchhandel unterfcheiben wir in der Hauptſache 
drei große Bruppen von verfchieden gearteten Betrieben: Berlagss, 
Sortiments» und Kommiffionsbnchhanbel. Der Berlagsbuhhänd> 
fer erwirbt von Autoren (Gelehrten, Schriftitellern, Dichtern) 
deren Werte ald Manuſkripte (mit der Hand Gefchriebened), um 
fie durch den Druck vervielfältigen zu laſſen. Dad kanu in eigener 
ober fremder Druderei geichehen; jebenfalld verlegt er einitweilen 
bie Koften für Papier, Drud, Autorenhonorare uſw., daher auch 
fein Name. Er ſetzt übrigens and) ben Berlauföpreis ded Buches, 
ben Ladenpreid oder Orbinärpreis, fell. Den Bertrieb ber Bücher 
beforgt der Sortimenter, der im offenen Laden mit dem kaufen⸗ 
ben Publikum in Beziehung tritt. Für feine Bemühungen erhält er 
vom Verleger eine Vergütung (Mabatt) auf ben Ladenpreis, ges 
wöhnlidy 25 bis 331,9, vou biefem. Seinen Namen hat der Sor⸗ 
timenter baher, daß er in feinem Laden jederzeit eine Auswahl, 
ein „Sortiment“ gangbarer Bücher auf Lager hat. In ber Wehr 
sahl der Fälle bezieht er allerbinge erft vom Berlag, nachdem ihm 
eine Beſtellung aufgegeben war. Die Vermittler babei find bie 
buchhänblerifhen Kommiffionäre, die in der Hauptſache in Leip⸗ 
sig ihren Sit haben. Andere, aber weniger bedeutende Kommiffiond- 
pläge fiud Berlin für ben Norden und Stuttgart für den Güben. 
In Leipzig if beinahe jeder dentſche Berleger und Sortimenter 
durch einen Kommiffionär vertreten. 
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Die regelmäßige Abwidlung einer Beftellung geht folgendermaßen 
vor fih: Der Sortimenter A in Königäberg wänfdıt ein Buch, bas 
im Verlag von B in Bredlan erfchienen if. In dem Zwecke füllt 
er einen fogen. Beftellzettel ans, ber ben Titel des Buches und bie 
Lieferungs⸗ nnd Zahlungsbebingungen enthält, und ſchickt ihn mit 
noch anderen Zetteln an feinen Kommilfionär K in Leipzig. Alle 
Leipziger Kommiffionäre ſchicken täglich mehrmals ihre fämtlichen 
Zettel ufw. zur Buchhänbler-Beftellanftalt, die fie fortiert und denen, 
für die fie beftimmt find, zugehen läßt. So gelangt unfer Zettel an 
den Kommilflonär V, ber den Berleger B vertritt und biefem regel» 
mäßig für ihn beftimmte Zettel zugehen laͤßt. Bon B wandert dann 
das Buch zu V in Leipzig, von V zn K und von K zu A in Königs 
berg. Diefer etwas umftändliche Weg erklärt fidh fo, daß es im 
Buchhandel Brauch ift, alle Bücher uſw. bis Leipzig frei zu liefern, 
erft von da ab trägt ber Empfänger die Fracht. Da in der Regel 
immer mehrere Sendungen vereinigt werben können, tft biefer Weg 
billiger ald der direkte Bezug. Übrigend wird ber Weg dadurch 
meift wefentlich abgefürzt, daß Die Berleger bei ihren Kommiſſio⸗ 
nären große Teile ihres Verlags Liegen haben, die fogen. Aus⸗ 
lieferungelager, von denen aus die Beftellungen erledigt werben. 
Der Brauch ſtammt aus ber Zeit der alten Buchhändlermeflen. 
Die heutige Buchhändlermefle, bie zu Kantate in Leipzig abgehalten 
wird, ift nur noch eine Abrechnung zwifchen Verlegern und Sortis 
mentern, die miteinander in Sahresrechnung ftehen, foweit nicht 
Bar verkehr ftattfindet. In fehr vielen Fällen üben die Kommifflonäre, 
namentlich für die Sortimenter, auch Die Funktionen eined Bankiers aus. 

Einige große Kommiffionäre nnterhalten umfangreiche Lager von 
gangbaren Büchern, bie fie in bedeutenden Poften von ben Berlegern 
übernehmen, die fogen. Barfortimente, von denen fie au die 
Sortimenter je nach beren Bedarf abgeben. Dadurch wird ber oben 
geichilderte Betrieb ebenfalld vielfach abgekürzt. Audere moderne 
Kormen im Buchhandel find ber Neifebuhhandel, der Kolportage⸗ 
betrieb und dad Autiquariatsgefchäft. 

Kehren wir nach diefem Meinen Abftecher zum Warenhandel zus 
ruͤck! Wir haben gefehen, daß der Eigenhandel eine deutliche Tens 
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denz aufweiſt, ſich zum Kommiſſionshandel umzuwandeln. Wo er 
ſich erhält, zeigt er das Streben, ſich Immer mehr von allen Neben⸗ 
aufgaben frei zu machen: ed werben namentlich felbfitändig das 
ZTransportgewerbe, das Spebitiondgewerbe und bad Gewerbe des 
Lagerhalters. 

Den Transport beſorgen heute große Verkehrsinſtitute (vergl. ben 
Abfchnitt 7, d), nicht die Spediteure. Diefe find nur Vermittler 
swifchen jenen und dem verfradhtenden Kanfmann, alfo eine bes 
fondere Art von Kommiffionären. Ein reicyes Feld ihrer Betätigung 
finden fie namentlih an Umfchlagsplägen, db. b. an Orten, wo ba 
Transportmittel gewechfelt wirb (wo bie Waren 5. B. aus dem 
Seeſchiffe in das Flußfchiff ober den Kahn, aus biefem in Eifen- 
bahnmwagen geladen werben unb umgelfehrt) und an Grenzorten. 

An folchen Plägen, aber auch andberwärts, betreiben bie Spebiteure 
vielfach bad Gewerbe eined Lagerhalters, d. h. fie übernehmen 
gewerbömäßig die Einlagerung und Aufbewahrung von Gütern, meift 
in befonderd bazu eingerichteten Gebäuden, ben Lagerhäufern. 
Die oft fehr Toftfpieligen Anlagen (Krane, Aufzüge, Elevatoren, 
Gleisanlagen ufw.), die zum Lagergefchäft nötig find, bringen es 
mit fi, baß bie Lagerhäufer heute in ber Regel von großen Ges 
feltfchaften, meift Attiengefellichaften, oder von Gemeinden (Staaten), 
wie in Hamburg und Bremen, unterhalten werben. Für bie einge, 
Iagerte Ware erhält der Eigentümer einen Ragerfchein; auf Grund 
dieſes Scheines kann fie zumeift weiter verfauft ober auch belichen 
(lombardiert) werben. Dabei wechfelt nur der Schein ben Eigentümer, 
bie Ware bleibt im Lagerhaus. Maͤheres über den Vorgang ber 
Eigentumsäbertragung fiehe unten Seite 331.) 

Meben biefer Berfchlebung, bie voneinander getrennte Zweige 
innerhalb des großen Hanbelögewerbes entſtehen laͤßt, macht ſich 
noch ein andrer Prozeß bemerkbar: der Verkehr zwiſchen Konſumen⸗ 
ten und Produzenten wird direkter, ſei es, daß Zwiſchenglieder bes 
Handels ausgeſchaltet werden, ſei es, daß eine Zuſammenziehung, 
eine Konzentration von Betrieben vor ſich geht. Der große Detail⸗ 
liſt im Binnenlande kauft z. B. nicht mehr beim Groſſiſten der 
Landeshauptſtadt, ſondern tritt mit dem Importeur am Hafenplatze 
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in Berbindung oder ſucht gar im überfeeifhen Produktionslande 
einzufaufen. Es fommt heute fchon vor, daß große Kolonialwaren⸗ 
händler, aud im Binnenlande, drüben über See Kaffeeplantagen 
befigen. Dber bie große Wühle im Inlanbe kauft bireft vom ame 
rifanifchen Getreibeerporthaufe ober beffen Agenten. Auf ber anbern 
Seite verfucht ber binnenlänbifche Fabritant mit Umgehung des Expor⸗ 
teurs feine Erzeugniffe unmittelbar an einen überfeeifchen Importeur 
abzufegen. Dann werden alle Zwifchenglieber überfläffig. Eine Kon⸗ 
zentration von Einzelbetrieben in großem Umfange, bie ebenfalld aus⸗ 
fhaltenb wirft, beobachten wir bort, wo ein Konfumverein Mühlen 
betreibt, eine Schuhwarenfabrik fich Die Fabrifen der Rohftoffbearbeitung 
angliebert, eine Zigarrenfabrit Verfaufsläden gründet ufw. 

Trotz biefer noch lange nicht am Ende angelangten Ausfchaltungs- 
tenbenz müflen wir ein auffällig rafches Anwachſen ber Handels⸗ 
betriebe feftftellen. Zur Illuſtration mögen folgende Zahlen der Statiftif 
des Deutfchen Reichs für die lebten drei Berufözählungen bienen: 














der da⸗ Auf 10000 |1 Handelsbe⸗ Bon der Ge» 
a der Sad ber Sab ber Ei sei Sms Em. kom. * —*8 
a en 

hebung rung | befriebe | fonen iede | Einssohner | Handel tätig 

1883 45719000| 616836] 838392 |22,0°, 136,4 78 Jede 57. Verf. 

1895 52001000) 777495| 1832998 |80,1%,| 150,2 67 Sede RD. Bert. 

1907 61983000 11088298] 2063 684 88,4°/, 175,6 87 Jede 0. Perſ. 
Banapıme von 14,5% | 28,0% | 89,0%, [117,09 
a on | 19,2% | 40,0% | 54,8% 195,2% 


1869-1907 86,5% | 76,4° |146,1°%/. |329,8° 


Während fchätungsweife in ber Witte ber vierziger Jahre bes 
vorigen Jahrhunderts erft jeder 103. Menfch im Handel tätig war, 
war bied nad, ber Berufssählung von 18823 fchon bei jedem 57., 
1895 bei jebem 39. unb 1907 gar bei jebem 30. ber Fall, Die 
bandeltreibenbe Bevoͤlkerung waͤchſt alfo in ungleich flärferem 
Maße ald unfere Gefamtbevölferung. Nun unterfcheibet zwar unfre 
Beruföftatiftif nicht zwifchen Groß» und Kleinhanbel, weil fich kaum 
ein ficherer Mapftab für bie Abgrenzung beider Kategorien finden 
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läßt, aber unfre vorhergehenden Ausführungen über die Ausfchals 
tungstendenz im @roßhanbel, fowie befondre Aufnahmen in laͤnd⸗ 
lichen Bezirken geben und die Überzeugung, daß bie Äbergroße, ge 
radezu ungefunde Zunahme bem Detailhanbel zuzufchreiben ift, 
wobet wir unter Kleinhandel bie Art bed Warenbetriebs zu vers 
fiehen haben, die in Fleinen Wengen an bie letzten Verbraucher abs 
fest. Der Betrieb au fidh kann fehr wohl ein Großbetrieb fein. 
Das Ungefunde ber Vermehrung der Hanbelöbetriebe geht viels 
leicht noch deutlicher aud ben andern Zahlen hervor: 1882 kamen 
auf je einen Handelsbetrieb noch 73 Perfonen, 1907 nur noch 57; 
oder: von 1882 —1907 hat ſich die Zahl ber Bevölkerung um 86,5°),, 
die der Handelsbetriebe aber um 76,49%, vermehrt. Daß an biefer 
Zunahme gerade bie Betriebe des Kleinhandeld, nnd zwar bie 
Heinften Betriebe ben größten Anteil haben, geht aus folgendem 
hervor: 1895 gab ed rund 151000 Kauptbetriebe, bie fich mit 
Kolonials, Eß⸗ und Trintwarenhanbel befaßten, 1907 bereitö 198000. 
Das bedeutet, mit ber Bevoͤlkerung verglichen, baß 1895 auf je 
344 Menfchen, 1907 aber uur noch auf je 314 Menfchen ein ders 
artiger Betrieb fam. Wie dürftig muß ber Umfag biefer Betriebe 
fein, wenn man bedenkt, daß die 314 Menfchen doch einen großen, 
wenn nicht ben größten Teil ihres Bedarfes an Nahrungsmitteln 
beim Kleifcher und beim Bäder decken! Oder: während die Bes 
völferung von 1895 bis 1907 um rund 19%, wuchs, nahm bie 
Zahl der Zigarrengefchäfte um 126%, zu! Die Beifpiele laſſen ſich 
mit Leichtigleit vermehren. Sie zeigen und mit erfchredenber Deuts 
Lichkeit bie ganze Mifere unfres Kleinhandels. Gewiß haben ver- 
fchiebene Urfachen an dieſer Entwidlung mitgewirkt, vorwiegend 
fcheinen es aber yperfönliche Anfichten ber dem Handelsgewerbe 
Zuftrömenben, wenn auch falfche, zu fein, die zu diefer Überfählung 
geführt haben: bie vermeintliche Leichtigkeit bes Erwerb, das 
Fortfallen anftrengenber Förperlicher Arbeit, ferner bie weitver- 
breitete Meinung, man brauche zu berartigen Fleinen Betrieben 
ganz wenig Kapital und gar feine fpeziellen Vorkenntniſſe. In der 
amtlichen Denkſchrift ber fächfiichen Regierung über bie Beſteue⸗ 
rung ber Großbetriebe im Kleinhandel und bie Verhandlung im 
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fächfifchen Landtage am 19. Wär 1902 heißt ed hierzu: „Der 
Kleinhandel ift das große Sammelbeden geworben für zahlreiche 
Perfonen, die daran verzweifeln, auf anderm Wege ihr Auskom⸗ 
men zu finden....” „In früheren Jahren mußte der Kaufmann 
zweierlei beflgen: eine tüchtige Fachbildung und ein ausreichende 
Kapital. Heute gibt ed „„Auchkaufleute““, die kaum fchreiben können 
und von Buchhaltung Feine Ahnung haben“. 

Bor allem haben bie meiften, bie fich in den Handel drängen, 
feine rechte Borftelung von der wirtfchaftlichen Abhängigkeit gerade 
bes Kleinhandels, träumen vielmehr von höchfter perfönlidyer Kreis 
heit. Am meiften leidet unter biefer unfaubern Konkurrenz der Kleins 
händler, ber fein ®ewerbe berufsmäßig gelernt hat. Außerbem bes 
brängt ihn eine andre Konkurrenz, bie ſich in den Beflrebungen 
äußert, den Kleinhanbel als ſolchen überhaupt auszufchalten. Nach 
biefer Richtung betätigen ſich vor allem bie Konfumentenver> 
einigungen: Beamtenvereine, Offizierövereine, Konfumvereine u. a. 
Sie alle ſuchen, wenn möglich, unmittelbar mit bem Probuzenten 
in Verbindung zu treten. Daß fie immerhin einen anfehnlichen 
Kaͤuferkreis darftellen, zeigen folgende Zahlen. Nadı dem Stande . 
vom 1. Januar 1909 gab ed im deutfchen Reiche 2270 Konfums 
vereine mit 1334444 Mitgliedern. Rechnet man, daß hinter jebem 
Mitgliebe eine Familie von fünf Köpfen im Durchſchnitt ſteht, 
fo fommt man auf die fchon beträchtliche Zahl von rund 61, Mils 
lionen oder ein Zehntel ber Gefamtbevölferung, bie einen großen 
Zeil ihres nötigften Bedarfs mit Übergehung des Kleinhandels 
beden, nämlich für etwa 350 Millionen Mark. 

Dazu tritt bad Streben vieler Probuzenten, ben Kleinhanbel 
auszufchalten, indem fie ben bireften „Bertrieb an Private” von 
der Produktionsſtaͤtte aus pflegen, ober auch felbft Detailgefchäfte 
aufmachen. Es fei an bie Läden ber „Salamanders"Schuhgefells 
fhaft m. b. H., an bie Berfauföftellen der Reicharbtichen Kafaos 
Kompagnie erinnert, an die vielen Butterverfauföftellen großer 
Mollereien, wie wir fie in den Straßen aller Großſtaädte antreffen. 

Mit diefen zulegt genannten Erfcheinungen berühren wireine eigenar⸗ 
tige Veränderung im beutfchen Kleinhandel, bie Herausbildung von 


828 Deutfhe Wietfhaftspfiege 


Spezialgefchäften, namentlich in ben Großflädten: für Schofolade, 
Kaffee, Tee, Konferven, Butter, Zigarren, Obſt, Anfichtöpoftlarten ufw. 

Auf ber anderen Seite wieder begegnen wir Zufammenftellungen 
von allen möglichen, an fich ganz verfchiedenen Artikeln in einem 
Gefchäfte; man denke hier vor allem z. B. an bie Herren⸗ oder 
Damenbebarfsartitel-Gefchäfte. In jenen findet der Mann buch⸗ 
ſtaͤblich alles, was er braucht, um fid; vom Kopf bis zum Fuß, vom 
Hut bis zur Stiefelfohle, einzukleiden. 

Werben biefe Kleinhandelöbetriebe im Durchfchnitt wirklich ale 
kleine Gefchäfte betrieben, fo gibt ed auch Großbetriebe im 
KHleinhandel. In erfter Linie ift hier das Berfanbgefhäft zu 
nennen, charakterifiifch für Wanufalturwaren und Konfektion. Es 
verfieht feine Kundichaft bis in bie entlegenften Gebirgsdörfer hin 
zunäcft mit dem Katalog, ber in der Ausftattung oft ein Meines 
Wunderwerk ift. Nach ihm werben bie Beftellungen aufgegeben, die 
dann zumeift im 5 Kilo⸗Paket für 50 Pfennige erlebigt werben. 

Die Verfandgefchäfte fuchen ihre Kunbfchaft bis weit hinein in die 
Provinz; dem Bedarf breiter Schidhten am Plate ſelbſt wollen bie 
modernen Abzahlungs⸗ ober Ratenzahlungsgeſchäfte und bie 
MWarenhäufer dienen. Namentlich die letzteren bilden bie Spige 
in der fapitaliftifchen Entwidlung bes Kleinhandeld. Auf breitefter 
Grundlage anfgebaut, arbeiten fie mit modernſter Audftattung nach 
dem Grundfag: Größter Umfaß bei kleinem Nugen. Die größten 
beutfchen Warenhäufer finden wir heute in Berlin: A. Wertheim, 
Tietz, Kaufhaus bed Weſtens u. a., aber fchon jebe größere unb 
mittlere Provinzftadt kennt hente biefe vorläufig letzte Errungenfchaft 
des Kapitalismus im Kleinhandel. Ihren Höhepunkt bürfte die Ents 
wicklung damit noch nicht erreicht haben. 

Der Überblid, den wir uns bisher von den Einrichtungen des 
deutfchen Handels verfchafften, würde unvollflänbig fein, wollten 
wir dabei nicht auch bes gefteigerten Krebitverfehrd gebenfen. | 

Unter Kreditgefchäften verftehen wir folche, bei denen die jeßige, 
fofortige Leiftung bes einen, bed Verfäufers, im Vertrauen (Krebit) 
auf die erft zufünftige Gegenleiftung bed anderen, bed Käufers, 
gefchieht. Es find die Gefchäfte auf Borg oder Ziel, (Ein uͤbliches 
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Ziel iſt das von drei Monaten). Unternehmungen, die in der Haupt⸗ 
ſache der Vermittlung von Kredit dienen, ſind die Banken. Es ſind 
Kreditinſtitute, die zumeiſt in der Form von Geſellſchaften, vorzugs⸗ 
weiſe Aktiengeſellſchaften, betrieben werben. Maͤheres über die Geſell⸗ 
ſchaften fiche weiter unten, Seite 846.) Betreibt ein Einzelkaufmann 
gewerbömäßig Banfgefchäfte, fo nennt man ihn Bankier. 

Im Wefen der Banken ald Krebitinftituten Tiegt ed, daß fie Krebit 
nehmen, alfo Schulbner werben — folche Gefchäfte nennt man 
Paſſivgeſchaͤfte — um Kredit zu geben, alfo Gläubiger zu werden, 
dann redet man von Aktivgeſchaͤften. 

Bon den Aktivgefchäften ift eins ber wichtigfien das Dis kont⸗ 
gefchäft, das ift ber Ankauf von Wechfeln vor ihrem Berfalltag 
unter Abzug von Zinfen (Diskont) vom Ankaufstage bis zum Ber 
falltage. Zu feinem BVerftänbnis ift eine Bleine Abfchweifung ins 
Gebiet bed Wechfeld nötig. Ein Beipiel wird am fchnellften zum 
Ziele führen. Der Kaufmann Bernharb Beder in Leipzig hat am 
15. März vom Kaufmann Alfred Anders in Berlin Waren im 
Werte von 1000 Mark gefauft mit Dreimonats⸗Ziel, alſo mit ber 
Verpflichtung, am 15. Juni zu bezahlen. Anberd wiederum fchuldet 
an den Kaufmann Engler in Hamburg bie gleiche Summe für den 
gleichen Termin. Es würden am 15. Juni 1000 Warf von Leipzig 
nach Berlin und ebenfo von Berlin nad Hamburg gehen müffen. 
Statt defien kann Anders in Berlin ben Beder in Leipzig beaufs 
tragen, an Engler in Hamburg am 15. Juni die 1000 Mark zu 
bezahlen, und ber Erfolg iſt ber gleiche. Er tut es in folgender 
Form: 


Berlin, 15. März 1911. Für M 1000.— 
r Am 15. Juni dieses Jahres zahlen Sie gegen diesen Wechsel an Herrn 
a Ernst Engler oder Order die Summe von 


Mark Tausend. 


Den Wert erhalten; stellen Sie Ihn auf Rechnung H. Bericht.!) 
Herrn Bernhard Becker, Alfred Anders. 
in Leipzig. 





2) Die ganze Seile iſt eigentlich überflüffig. „Wert erhalten” bezieht fich auf 
dad Werhältnis des Unsftellers zum Remittenten (er Kat für den Wechſel einen 
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Hätte Anders keinen Glaͤubiger, an befien Order er den Wedhfel 
ftellen kann, fo wärbe im Text fiehen mäflen: . . . „an mich”, ober 
„an eigene Order“ ober „an bie Order von mir ſelbſt“. 

In diefem Beifpiele eined gezogenen Wechſels, einer Tratte, 
ift Anders ber Ansfteller oder Traffant, Beder der Bezogene 
oder Traſſat und Engler ber Empfänger ober Remittent, aud 
Order genannt!) Außer diefen drei Beftanbteilen bed Wechfeld muß 
diefer noch enthalten Drt und Datum ber Ausftellung (Berlin, 
415. März 1914), dad Verfalldatum Cam 15. Inni d. 38.9, bas 
Wort Wechfel im sufammenhängenden Tert, die Wechfelfumme 
und den Zahlungsort (Reiyzig). 

Der Bezogene muß in ber Regel fein Einverſtaͤndnis mit biefer 
Aufforderung erklären, indem er links quer über den Wechſel feinen 
Namen fchreibt, womit er den Wechfel annimmt oder alzeptiert. 
Sobald er fein Akzept gegeben hat, heißt er Akzeptant und ift 
nunmehr wechfelmäßig zur Zahlung verpflichtet, d. h. er kann im 
Wege des Wechſelprozeffes verklagt werben. Der Auöfteller haftet 
aber dem Remittenten für die Nichtbezahlung und Nichtannahme 
bed Wechſels. 

In unferem Beiſpiel erhält Engler den Wechfel vielleicht uoch 
im März, Die Summe kann er erft im Juni verlangen. Nun 
möchte er mit dem Wechfel gern einen feiner Gläubiger, etwa 
Paul Gerfon in Dortmund, bezahlen. Er kann das, indem er fein 
Öläubigerreht an Paul Gerfon abtritt. Zu dem Zwede fchreibt er 


Gegenwert empfangen); bei Wechfeln an „eigene Order” muß es heißen: „Wert 
in mir ſelbſt“. „Stellen Sie ihn auf Rechnung” ift eine Aufforderung des Ausftel- 
lers an ben Bezogenen, ihn für den Wechfel in feinem Kontokorrent zu belaſten, was er 
fetbftverftändtich tun wird. „Laut Bericht“ will fagen, daß der Ausfteller dem Bes 
zogenen die Zratte angezeigt, apifiert hat. 

2, Der Wechſel ift ein fogen. DOrderpapier, d. h. er kann ohne weiteres durch 
Indoffament weitergegeben werden. Ein anderes Orderpapier ift der oben S. 324 
erwähnte Lagerfchein, falls er an Order geftelit ift. 

*) Es Fönute auch lauten: Drei Monate dato. Andere Werfalzeiten find: „Bei 
Sicht”, d. h. fobald der Wechfel dem Bezogenen vorgezeigt wird, „14 Zage nad) 
Sicht”, d.h. nach dem Tage, an dem der Bezogene den Wechfel zum erſten Male 
gefehen hat, „zur Leipziger DOftermeffe 1912”. 
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auf die Rückſeite des Wechſels einen Vermerk (ſiehe Beifpiell), das 
Indoſſament (von in doso = auf dem Rüden) oder Giro 
(Kreis, weil bad Gelb dadurch gewiflermaßen im Kreiſe umläuft). 
Er ift nunmehr Indoffant oder Sirant nnd bamit feinem Nach⸗ 
mann wecjelmäßig haftbar, daß ber Alzeptant pünktlich zahlt; Paul 
Gerfon ift Inboffatar oder Giratar. Diefer kann den Wechſel 
wieder weitergeben uff., wie unfer Beifpiel zeigt, bid er dann am 
Verfalltage durch ben legten Inboflatar, die Deutfche Bank, gegen 
Quittung auf dem Wechſel eingezogen wird. 


! 
8 


Ki: 
sy 
2 
R 


Für mich an die Order 
des Herrn Paul Gerson. 
Wolff & Sohn. 


= 
® 
3 
| 


. 
S 


Herrn Paul Lange. 


Für ans an 


Schabert & Co.9 





Hätte ber Akzeptant am Verfalltage nicht bezahlt, dann hätte bie 
Deutfche Bank zunächft noch einmal durch einen Notar den Wechfel 
vorlegen, präfentieren laflen, der dann mangeld Zahlung Proteft aufs 
genommen, b. h. eine Urkunde über die Tatſache ber Nichtbezahlung 
audgefertigt hätte, Im Beſitz biefer Urkunde kann nun die Bank ent⸗ 
weder ben Akzeptanten verklagen oder fich bei ihrem Vormanne, Paul 
Lange, fchadlos halten, auf ihn Regreß MüdgriffI nehmen. Diefer 
wieder nimmt Regreß auf feinen Bormann und fo fort bis zum Aus⸗ 
fteller, der fih nur an den Algeptanten halten Tann. 

Statt baß, wie in obigem Beifpiele, Anders auf Beder einen 
Wechſel zog, hätte fi, auch Becker durch eine andere Form vers 


2) Jeder Wechfel muß verfteuert werden, was durch Aufkleben und Entwerten einer 
oder mehrerer Stempelmarken geichieht. Der Stempel beträgt für einen Wechfel bis 
200 Mark 10 Pfg., bis 400 Mark 20Pfg., bie 600 Mark 80 Pfg., bis 800 Mark 40 Pfg. 
bis 1000 Mark SO Pf., für jedes weitere angefangene Taufend 50 Pig. mehr. 

2) Blankoindoffament (weißes Indoſſement), weil vorher Bein Girat genannt, 
fondern ein weißer Raum gelaffen iſt. 
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pflichten koͤnnen, an Anbers zu zahlen, nämlich durch einen fogen. 
Eigenen Wechſel oder Solawedhfel, ber unter Berüdfichtigung 
ber nämlichen Verhaͤltniſſe folgendermaßen hätte Iauten müffen: 


Leipzig, 15. März 1911. Für M 1000.— 


Am 15. Juni dieses Jahres zahle ich gegen diesen Solawechsel an die 
Order des Herrn Alfred Anders die Summe von 


Mark Tausend. 





Bernhard Becker. 


Diefen Wechfel würde dann Anders auf der Rüdfelte an Engler 
haben girieren müflen; im übrigen wäre ber Bang ber gleiche ge- 
weſen. Solawechfel kommen im Gefchäftsverkehr feltener vor als 
Tratten, 

Hätte in unferem Beifpiele Engler ben Wechfel nicht an Zahlungs» 
ftatt weitergegeben, vielmehr lieber das Geld recht bald haben wollen, 
um ed in feinem Gefchäfte nußbringenb zu verwenden, fo hätte er 
ben Wechfel an eine Bank verfauft, er hätte ihn diskontieren 
lafien. Nehmen wir an, ed fei am 25. März gefchehen, dann hätte 
ber Wechfel bis zum BVerfalltage noch 80 Tage zu laufen gehabt. 
Die Bank würde für diefe Zeit Ziuſen (Diskont), z. B. zu 41,% 
abziehen, alfo 10 Marf; Engler hätte 990 Mark erhalten, bie ihm in 
feinem Sefchäft mehr als 41,9%), abgeworfen haben würben. Darin liegt 
eben bie große wirtfchaftlicheBebentung bed Wechfeld: Er ermöglicht es, 
baß eine Forberung, die erft in ber Zukunft fällig iſt, heute fchon 
verfügbar wird. Und bas vermittelt die Bank, die aus dem Die- 
fontieren von Wechfeln ein bedeutendes Gefchäft macht. Ganz bes 
fonderd ausgebehnt iſt bad Gefchäft bei der Reichsbank. Sie hat 
im Jahre 1910 indgefamt 5385900 Stück Wechfel im Gefamtwert 
von 11808633907 Mark angelauft, bie ihr rund 42,6 Millionen 
Marf Gewinn brachten. Ie nachdem, ob mehr oder weniger Wechfel 
bei der Reichsbank zum Diskontieren eingereicht werben und je 
nach ihrem geringeren oder größeren Goldvorrat wirb fie den Diskont⸗ 
fuß heraufs oder herabfegen. Für das ganze Wirtfchaftöleben tft ber 
Neichebankdisfontfag von großer Bedeutung; alle Maßnahmen, bie 
die Neichöbant in biefer Richtung ergreift, bezeichnet man ald Die» 
kontpolitik. Unter den obigen Zahlen von Wechfeln befinden fich 
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folche auf das Inland und Ausland; benn andy im Verkehr mit dem 
Ausland pflegen bie meilten Korberungen burch Wechfel, bie hier 
fremde Wechfel ober Devifen heißen, ausgeglichen zu werben. 

Ein zweites Aktiogefchäft der Banken ift das Kontokorrent⸗ 
gefhäft. Es befteht in folgendem: Die Kaufleute Iaffen ihre Geld» 
geichäfte, alfo das Einziehen ihrer Korberungen und bad Bezahlen 
ihrer Schulden durch eine Bank beforgen. Diefe eröffnet ihnen zu 
dem Zwede einen Krebit; fie erlaubt bamit ihren Kunden, auf fie 
Wechſel zu ziehen, die fie am Berfalltage einlöft, fie uͤberweiſt auch 
für deren Rechnung Gelber an andere ufw. Die einzelnen Gefchäfte 
werben nicht jedesmal audgeglichen, fondern ed wirb eine laufende 
Rechnung, ein Kontoforrent, eingerichtet, bad in der Regel 
halbjährlich abgefchloffen wird, Für bie Summen, bie der Kunde 
während der Gefchäftsperiode fchuldete, muß er Zinfen zahlen; für 
die, die er gut hatte, befommt er folche vergütet, meift aber zn einem 
niedrigeren Sage. Der Kontoforrentzindfuß if im allgemeinen für 
Schulden bed Kunden 1% höher, für folche der Bank 10%), niebriger 
als der Reichsbankdiskontfuß. Außer den Kontoforrentzinfen pflegt 
die Bank auch eine Kontolorrentprovifion zu berechnen. 

Bon dem Lombardgefhäft war ſchon oben (S. 324) kurz bie 
Mede. Außer Waren werben auch Wertpapiere belichen. Der Lombard⸗ 
zinsfuß der Reichsbank ift immer 19%), höher als ihr Diskontſatz. 
An Lombarbbarlehen verbiente die Reichsbank 1910 rund 5,3 Millis 
onen Mark, 

Das Hypothekengeſchäft wird heute zumelft von befonderen 
Banken, ben Hypothekenbanken, betrieben. Sie geben Darlehen gegen 
Berpfändung von Grundftäden, Käufern Gütern, Bauplägen uſw., 
alfo Immobilien Cunbeweglicdhe Güter). 

Bon ben Paffiogefchäften der Banken wird das Banknoten⸗ 
gefhäft im Kapitel 7, d, S. 370 befprochen, fo daß es hier übers 
gangen werben kann. 

Das Altefte paffive Banfgefchäft bürfte das Depofitengefhäft 
fein. Bei ihm haben wir zwei Hauptarten zu unterfcheiben, 
das fogen. eigentliche ober reguläre und das uneigentliche ober 
irreguläre. 
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Das reguläre Depofitengefchäft kann ſich fo vollziehen, daß das 
Publitum der Bank Wertpapiere, Wertfachen (Schmuch), wichtige 
Dokumente ufw. zur Aufbewahrung in ihren biebed- unb feuer- 
fiheren Zreford übergibt. Das gefchieht meiſt im verfchloffenen 
Paketen, dann rebet man von „verfchloffenen" Depots. Kür 
die Aufbewahrung berechnet die Baunuk eine Provifion, bie ab» 
hängig ift von dem Raume, den das Depot einnimmt. In neuerer 
Zeit mieten fich die Hinterleger wohl gleich ein Schrantfad, in den 
Stahllammern ber Banken, das unter Witverfchluß ber Hinterleger 
flieht, wofür fie eine nach der Groͤße bes Faches abgeftufte Miete 
zahlen. 

Dan kann der Bank feine Depofiten aber andy offen übergeben, 
was namentlich bei Wertpapieren häufig gefchieht; man nennt folche 
Hinterlegungen „offene“ Depots. Die Banken find durch das 
fogen. Depotgefeb vom 5. Juli 1896 verpflichtet, diefe Depots ges 
trennt von den eigenen Beſtaͤnden und denen anderer aufzubewahren, 
und zwar unter einem befonderen Umſchlag, der äußerlich den Hiuter⸗ 
leger genau bezeichnet. Weift übernimmt die Bank bei offenen Des 
pots auch noch die Berpflichtung, von ben Effekten bie Zinsfcheine 
abzutrennen und einzulöfen, eine etwaige Auslofung ber Papiere 
zu verfolgen, für bie ausgeloften neue zu kaufen ufw.; man fagt, 
die Bank habe die Depots „zur Berwaltung”.) Die Provifion 
wird bei ben offenen Depots in Prozenten vom Nennwert ber hinter 
legten Papiere berechnet. Immer bleibt bei ben regulären Depots 
der Hinterleger Eigentümer ber Depots, und im Fall eines Kons 
furfes der Bank find fie ihm auszuliefern. 

Beim irregulären Depofitengefchäft handelt es fih um Geld⸗ 
ober Effektendepoflten. Nur die erfteren follen und befchäftigen. Wenn 
fi; in den Kaffen der Gefchäftölente oder auch Privaten unnötig große 
Vorräte anfammeln, bie im Geichäftsbetriebe nicht gewinnbringend 
verwenbet werben fönnen, wenn aber ber Überfchuß noch nicht fo 
dauernd if, um ihn in Wertpapieren anzulegen ober damit bas 


1) Die Reichsbank nimmt Depots zur Verwaltung nur in Berlin beim Kontor 
der Reichshauptbank für Wertpapiere an. 
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Geſchäͤft zu erweitern, dann übergibt man dieſe Gelder einſtweilen 
ber Bank „zur Benutzung“, bie fie, wenn auch mäßig, verzinft. 
Die Bank verwendet biefe Gelder etwa zur Disfontierung von 
Wechfeln, zum Lombarbieren u. ähnl. Über die KHinterlegungen, 
bier „Einlagen“ genannt, erhält ber Kunde ein Einlagenbuch, 
bad mit einem Sparkaffenbuch große Ähnlichkeit hat, wie über- 
haupt das irreguläre Depofitengefchäft mit dem Sparkaſſenbetrieb 
viel Verwandtes hat. Zur Erleichterung für bas Publitum und um 
weite Kreife heranzuziehen, haben bie Großbanken namentlih in 
ben Großftädten in allen Stabtteilen Depofitentaffen eröffnet. 
Der Einleger kann über feine Depofitengelber entweber täglich vers 
fügen (Gelb zur täglichen Verfügung) ober gegen eine Küns 
bigung von einem ober brei Monaten. Nach ber Kuͤndigungsfriſt 
ift der Zinsfuß abgeftuft, den die Bank gewährt, z. B. 3, 21,, 2hD. 
Srreguläre Depofiten gehen in das Eigentum der Banf über; im 
Falle eined Konkurſes hat der Hinterleger nur bad gleiche Recht 
wie bie Äbrigen Konkursglaͤubiger. 

Hat man bei einer Bank Depofitengelder zur täglichen Ver⸗ 
fügung, fo kann man durch diefe Davon Zahlungen an feine Gläus 
biger leiften laſſen und kann bei Bedarf auch felbft Geld abheben. 
Die bequemfte Art, über bad Depofitenguthaben zu verfügen, ift bie, 
bag man einen Sched ausfüllt. 

Der Sched, beffen rechtliche Verhältniffe erft burch das Geſetz 
vom 141. März 1908 geregelt wurben, ift eine Auweiſung, die ber 
Kunde an feine Bank richtet, bei Sicht, d. h. bei Borzeigung bes 
Papiers an deren Kafle, eine beflimmte Summe an ben auf dem 
Sced genannten Empfänger oder deſſen Order ober einfach an ben 
Überbringer zu zahlen; auf manchen Schecks ift der Empfäuger 
auch gar nicht bezeichnet. Der Scheck kaun wie ber Wechfel burch 
Inboffament weitergegeben werben; bei der am häufigfien ange⸗ 
wandten Form, bem Inhaberſcheck mit ber fogen. „alternativen“ 
Inhaberflaufel, ift das Indoffament nicht nötig. Als Beiſpiel fei 
folgender Fall gegeben: Heinrich Kramer in Berlin hat bei ber 


) Die Reichsbank nimmt verginstiche Depofiten nicht mehr an. 
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Deutichen Bank Scheckkonto und will an Robert Schumann M. 1200 
durch Sched zahlen; biefer lautet folgendermaßen: 


Nr. 74891 M 1200.— 
Die Deutsche Bank zu Berlin wolle zahlen 





Schecks koͤnnen außer auf Banken und Banfierd auch auf Ans 
falten gezogen werben, bie unter ftaatlicher oder ftädtifcher Aufficht 
ftehen, wie bie Reichöbant, die Preußifche Seehandlung), Ges 
meindes und Kreisfparkaffen ufw., ſowie anf Genoſſenſchaften, fos 
weit dieſe Anftalten ficdh mit der Annahme von Geld und mit ber 
Leitung von Zahlungen für fremde Rechnung befaflen. 

Im Gegenfag zum Wechfel, der in erfter Linie einen Kredit vers 
mitteln fol und in feiner Hauptform, ber Dreimonatd-Tratte, ver⸗ 
haͤltnismaͤßig fpät fällig wird, fol der Sched nur ein Zahlungs» 
mittel fein und den Umlauf von Bargeld möglich einfchränten. 
Er fol daher nicht Lange im Verkehr bleiben, fondern bald zur 
Bank zuruͤckkehr en. Das deutſche Schedgefeg hat die Laufzeit der in 
Deutſchland aus geſtellten und auch in Deutfchland zahlbaren Schecks 
auf zehn Tage feſtgeſetzt. 

Schecks bürfen nur von mändigen Perfonen ausgeſtellt, „gezogen“ 
werben, bie über ihr Vermögen verfügen fönnen und bei einer ber ges 
nannten Anftalten ober einer Bank ein Guthaben befigen. Der Sched if 
keineswegs nur auf bie Gefchäftöwelt befchränkt, er follte im weiteften 
Umfange auch von Privaten verwendet werden; denn dadurch wirb 

%) Die fortlaufende Nummer des Echesfheftes. Der ganze linke Abſchuitt, auch 
Talon genannt, bleibt im Scheckhefte zurüd. Die Kontrollzahlen rechts werden, 
foweit fle die Scheckſumme überfteigen, durchſtrichen oder abgetrennt; biefer Teil ift 
im obigen Beiſpiel ſchraffiert. 

9) Di. die prenfifche Staatsbank. 
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ber Gebrauch von Barmitteln bei Zahlungen außerordentlich eins 
gefchränft, biefe felbft werben auf fehr billige Weiſe erledigt, und 
bas Gelb trägt außerdem noch Zinfen. Dadurch, daß bie größeren 
Banken miteinander in einem „Abrechnungsverkehr“ ftehen, wird 
fein Geltungsbereich noch weſentlich erweitert. Seit bem 1. Ok⸗ 
tober 1909 find die Schedd mit einem feiten Stempel GFixſtempel) 
von 10 Pf. zu verfteuern. 

Mit dem 1. Januar 1909 hat auch bie Reichspoſt einen Poſt⸗ 
fheds und Poftüberweifungsverlehr eingerichtet, ber bereits 
eine außerorbentliche Ausdehnung gewonnen hat. 

Menn zwei Perfonen, A und B, bei einer Banf ein Guthaben 
befigen und A hat an B vielleicht 1000 Mark zu bezahlen, fo kann 
das in der Weife gefchehen, Daß die Bank vom Buthaben bed A in 
ihren Büchern 1000 Marf abfchreibt und fie dem Guthaben bed B 
zufchreibt. Dabei ift Fein Pfennig bared Geld in Bewegung gejegt 
worben, Boraudfegung war nur, baß beide bei ber Bank ein Konto 
halten, alles anbre fpielt fi in den Büchern der Bank ab. Diefe 
Gefchäftsform ift der Giroverkehr, fo genannt, weil durch ihn das 
Geld, wenn auch nur in ben Büchern der Bank, einen Kreislauf 
befchreibt. Se mehr Girokunden eine Bank hat, um fo mehr kann 
bie Einrichtung zur Erfparıng von baren Zahlungen verwenbet 
werben. Selbft Kunden verfchiebener Banken koͤunen fich auf biefe 
Weiſe Gelder überweifen, wenn nur die Banken miteinander im 
Giroverkehr fiehen, was bei den meiften ber Kal iſt. Wenigſtens 
haben fie bei unferm Zentralinftitut, der Reichſsbank, ein Giros 
tonto. Diefe hatte Ende Dezember 1910: 24982 Birofunden mit 
einem Guthaben von rund 562 Millionen Mark; ber Umfag im gleichen 
Jahre belief fih auf rund 3147 Milliarden. Diefe riefige Ausdeh—⸗ 
nung iſt mit auf das große Netz von Zweiganftalten zurüdzuführen, 
über bas die Reichſsbank verfügt. (Ende 1910: 493). 

Kür die Überweifungen gibt die Reichsſsbank ihren Kunden bes 
fondere rote Formulare, bie nicht gerade gluͤcklich als uͤberweiſungs⸗ 
Schecks, kurz „rote Schedö bezeichnet werben. WIN Hermann 
Müller in Leipzig an Dtto Starfe in Köln 1000 Mark überweifen, 
fo fült er folgendermaßen aus: 
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Nr. 27568. M 1000.— 
Die Reichsbank wolle dem Konto von 
Otto Starke in Köln bei der Reichsbank in Köln 


Mark Taxsınd 
X guischreiben und dafür belasten das Konto von 


Leipzig, 22. März 191. 
" Hermann Müller. 





Diefen Sched liefert Hermann Müller bei der Reichsbankhaupt⸗ 
flelle in Leipzig ein, bie danu bad weitere veranlaßt. 

Wil Müller von feinem Konto etwas bar abheben ober will er 
durch die Reichsbauk an jemand bezahlen, ber bei diefer fein Konto 
hat, etwa an Martin Schneider, fo muß er einen fogen. weißen 
ober Abhebungsfched ausfüllen, was in unferem Falle folgenbers 
maßen zu geichehen hätte: 


Schecks, in weichender Zusatz „oderÜber- 
bringer“durchstrichen oder eine Zahlungs- 
frist angegeben Ist, werden nicht bezahlt. 





Diefer Sched wird von Martin Schneider oder demjenigen, an 
den ihn diefer etwa weitergegeben hat, am Schalter ber Reiches 
bant abgehoben. 

Ale Überweifungen gefchehen durch bie Reichsbank völlig koſten⸗ 
108; eine Entfhädigung für ihre Bemühungen findet fie darin, daß 
die Girofunden jederzeit ein ihrem Umfag entſprechendes Mindeft- 
guthaben bei ihr halten muͤſſen, das fle nicht verzinft und zu ihren 
Gunften verwenden kann. 





DIS SPHTE 2 TIENPZ 
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Außer den bisher behandelten Banktgefchäften kommt noch eine 
Meihe anderer vor, von denen man nicht fagen kann, daß die Bank 
ausgefprochen Gläubiger oder Schuldner wird; fo, wenn fie fremdes 
Geld in deutſches umwechfelt (Sortengefhäft), Zinsfcheine ans oder 
verfauft GKupongeſchäft), für andre Wedel und Schedd eins 
zieht Inkaſſogeſchäft) ober Effekten an⸗ und verkauft EEffekten⸗ 
geſchäft). Mur diefed zulegt erwähnte Geſchaͤft foll noch kurz bes 
trachtet werben, vor allem, foweit es fih an der Börfe abfpielt. 

Uuter Effelten im gebräuchlichften Sinne faßt man zwei große 
Gruppen von Wertpapieren zufammen: Obligationen und Aktien. 

Wenn ein Staat, eine Gemeinde, eine andre öffentliche Körper- 
fhaft Provinz, Kreis, Landſchaft und Aähnl.) ober auch ein 
großes Privatunternehmen zur Erfüllung befondrer Aufgaben Geld 
brauchen, fo wenden fie fih an dad Kapitaliftenpublitum und 
nehmen bei ihm eine Anleihe auf. Über die von den einzelnen 
gelichenen Beträge werden Schuldfcheine, Schuldverfchreibungen 
oder Obligationen Coon obligare = verpflichten) ausgeftellt, in 
denen in ber Regel der Name des Gläubigerd nicht genannt ift, 
vielmehr nur vom Inhaber des Papiers die Rede ift und die daher 
Inhaberpapiere heißen. Der Darlehnsnehmer verpflichtet ſich Darin 
zur Zahlung feſter Zinfen an beflimmten Terminen. Eine Verpflich⸗ 
tung zur Rüdzahlung bed Kapitald wird gewöhnlich nicht feftgelegt, 
doch iſt meift eine Tilgung vorgefchrieben; ein Kündigungsrecht 
haben die Inhaber nicht. Dem Publikum, das Obligationen kauft, 
fommt ed auch gar wicht darauf an, baß es fein Kapital bald 
wieder zuruͤckbekommt, ſondern darauf, daß es Lange Zeit Zinfen 
beziehen Tann, ed „legt fein Kapital an” in Obligationen, bie 
daher ald Anlagepapiere bezeichnet werben. Die Zinfen werben 
gegen Rüdgabe der betr. Zinsfcheine (Kupons), von denen eine Ans 
zahl mit der Obligation geliefert wird, an gewiflen, namhaft ges 
madıten Kaffen bezahlt. In der Regel beforgt der Bankier die 
Einziehung. Alles weitere wolle man aus dem nebenftchenden Bei⸗ 
fpiel, einer Nachbildung eined Stüdes Preußiſcher Konfold erfehen, 
fowie aus dem auf S. 342 abgedrudten Auszuge bed Berliner 
Kurszettels. 
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Ganz andern Charakter traͤgt die Aktie. Sie iſt ein Anteilſchein, 
auf dem dem Eigentümer — die meiſten Aktien lauten auf den 
Inhaber, nur ſelten auf Namen — beſcheinigt wird, daß er für 
1000 Mark Cauf kleinere Beträge dürfen bie Aktien nur in Auds 
nahmefällen lauten) an dem Unternehmen einer Altiengefellichaft 
(ſ. S. 346) beteiligt ift und im entfprechender Höhe auf etwaigen 
Gewinn (die Dividende) Anfpruch hatiy. Der jeweilige Eigentümer 
ber Aktie fteht dem Unternehmen gegenüber ald Teilhaber, ber der 
Obligation iſt Gläubiger ber audgebenden Körperfchaft; er hat 
immer ein Recht auf Zinfen, während ber Aktionär einen Anſpruch 
auf Dividende nur erheben Tann, falls die Geſellſchaft Gewinn 
verteilen kann. Wer Aktien kauft, will in ber Regel fein Gelb nicht 
barin feftlegen; er hofft vielmehr, daß ihr Kurs in Zukunft fleigen 
wird, fo daß er fie fpäter mit Gewinn verfaufen Tann. Aktien Dies 
nen fomit weniger ber Anlage, ald vielmehr der Spetnlation; 
man kann fie im Gegenfa zu den Obligationen geradezu Speku⸗ 
lationspapiere nennen. Maturgemäß ift die Grenze zwifchen Au⸗ 
Tages und Spekulationspapieren fehr fließend. Auch wirb in ber 
Praxis im einzelnen Falle oft ſchwer zu enticheiben fein, ob es ſich 
um einen reellen Handel oder nur um eine Spekulation in Effeften 
handelt, wie fchon oben S. 318f. beim Warentermingeichäft aus⸗ 
geführt wurde. Wan braucht auch nicht, um in Effekten zu ſpe⸗ 
Iulieren, ZTermingefchäfte abzufchließen, fondern kann bazu fehr 
wohl auch Kaffagefchäfte benugen, was übrigens in Amerika das 
übliche ift. So barf man alfo weder von der Zahl ber ald Termins 
papiere bekannten Effeften, noch von dem Umſatz in Termingeichäften 
auf den Umfang ber Spelulation ſchließen. Sicherlich wirb in Zei⸗ 
ten ber Hauſſe namentlich in Kaflagefchäften bedeutend ſpekuliert, 
und zwar auch von den breiteren Schichten der Bevoͤlkerung. Nas 
mentlidh wenn die Kurfe bereits eine bedenkliche Höhe erreicht haben, 
bie zu dem inneren Wert ber Effekten in keinem Verhältnis fteht, 


1) Die Anteile an Bergwerten heißen Kure. Ein Kur lautet auf Namen (Namend- 
oder Rektapapier) und in der Negel über ?/,oeo Anteil am ganzen Unternehmen, nicht 
auf eine feſte Summe. Der Gewinn heißt hier „Ausbeute”, die etwa ſich nötig 
machende Nachzahlung, 3. B. infolge von Waflerfchäden im Bergwerte, „IZubuße”. 
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pflegt das große Publitum vom Spekulationsfieber ergriffen zu 
werben. Die großen Kapitaliften, die eigentlih Kundigen“, bie 
großen Banken ufw. haben fich von folchen heißbegehrten Papieren 
meift fchon wieder freigemacht, da fie die kommende Baiſſe voraus, 
fahen. Es pflegen daher die Berlufte aus überfpannten Hauſſe⸗ 
fpefulationen zumeift Tapitalfchwächere Kreife zu treffen. 

Um fich eine Borftelung zu machen, welche ungeheuren Werte 
in Effeften bargeftellt werden, mag es fid nun um Anlages ober 
Spetulationdpapiere handeln, wolle man bedenken, baß nad, einer 
Schägung des Präfidenten der Älteſten der Berliner Kaufmannfchaft 
Kampf in Deutfchland nicht weniger ald 100000 Millionen Mart 
an Wertpapieren vorhanden find. An deutfchen Börfen waren nad 
der Reichöftatiftit vom Jahre 1910 zugelaflen 2757 Millionen Marl 
beutfche und 2242 Millionen Mark fremde Wertpapiere Mennwert). 

Den Verkehr in diefen Effelten vermitteln die Banken und Bans 
tiers, und den Mittelpunkt des Effeftenhandels bilden die Effekten⸗ 
börfen, auch Fondsbörſen genannt. Wie an den Probuften- 
börfen, werben auch bier Gefchäfte „auf feſte Hand” und „Speku⸗ 
lationsgefchäfte” abgefchloflen, die vielfach für den „Lebten” des 
Monats gelten und daher „Ultimogefchäfte” genannt werben. Wie 
dort fpielen auch hier die Makler eine große Rolle, nicht nur ald 
Vermittler zwifchen den Parteien, fonbern auch bei der Feſtſtel⸗ 
Iung der Preife oder Kurfe Nur ſolche Gefchäfte, die durch 
Mitwirkung eined Waflerd zuftandefommen, werben babei berück⸗ 
fichtigt. Ein Beifpiel mag das erläutern. 

Ein Kursmaller hat in feinem Tagebuche für Berliner Handels⸗ 
geſellſchafts⸗Anteile folgende Aufträge notiert: 


Zum Berfauf: Zum Kauf: 
M. 20000 zu 170,— mM. 20000 zu 170,— 
„ 15000 „ 170.50 „ 10000 „ 170.50 
„ 80000 „ 171.— „ 50000 „ 174.— 
„ 40000 beftensd) « „60000 beftend 


2) So hoch als möglich. 
So niedrig ald möglich. 


Deutſche Wietfhaftspflege 


Auszug aus dem Berliner Kurszettel vom 14. März 1911. 
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erteilt.  °) In dem Papiere wurden feine 
Geichäfte abeefäofen. n Dividende, die im 
vorigen Jahre bezahlt wurde. °) Hat im 
vorigen Fahre Leine Dividende verteilt. ) Die 
für das neue Jahr in Ausſicht genommene 
Dividende ift vou der Generalverſammlung 
noch nicht genehmigt. 
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Hiernad; waren zu 171.— 155000 M. angeboten, benen nur für 
110000 M. Nachfrage gegenüberftand. Im Kuröblatte wird an 
dem Tage 171.— bez. B. erfcheinen, d. h. ed wurden zu dem Dreife 
Geſchaͤfte abgefchloffen Chez. — bezahlt), aber ed war nody Angebot 
(B== Brief = Ware) vorhanden. Die Nachfrage bezeichnet man mit 
Q= Geld. Bergl. daraufhin den Auszug aus dem Kurözettel.) Dazu 
kommt noch eine Reihe von Abweichungen, auf die hier nicht näher 
eingegangen werben Tann. 

In der Abwidlung der im Borftehenden gefchilberten Sefchäfte, 
an bie man gewiß zuerft denkt, wenn man von Banken redet, er⸗ 
fhöpft fi die Tätigkeit ber Krebit- und Gelbinftitnte in unfern 
Tagen keineswegs. Der große, nnfer gefamtes Wirtfchaftsleben bes 
berrfchende Einfluß der großen Banken zeigt fich exit recht auf bem 
Gebiete des Gründungsd-, Umwandlungs⸗ und Emilfionsgefchäfts. 
Die Banken helfen, wenn neue Sciffahrtögefellfchaften, Bahnen, 
Bergwerke, Hüttenwerke, Kabrifen ufw. gegründet werben follen, 
fie wirfen mit, wenn es fi um Umwandlungen fchon beftehender 
Unternehmungen in Aftiengefellihaften ober um Vereinigungen 
Guſionen) foldyer Betriebe handelt; fie bringen die Anleihen der 
Staaten ober Gemeinden auf dem Kapitalmarkte unter, emittieren 
fie. Sie haben dabei immer das Beftreben, ihre eignen Kapitalien 
möglichft wenig auf bie Dauer feitzulegen: Wenn die Aktien ber 
Unternehmungen, die fie gegründet haben, einen entſprechend hohen 
Kurs erreicht haben, dann ftoßen fie fie wieder ab. So werden ihre 
Mittel wieder frei für neue Gründungen. Bei den Emiffiondgefchäften 
find die Banken überhaupt nur die Vermittler zwifchen dem für fein 
Kapital Anlage fuchenden Publikum und den geldbebürftigen Staaten, 
Gemeinden und Unternehmungen. Es ift leicht zu verftehen, daß 
das Wohl und Wehe ganzer Induftrien davon abhängt, in welchem 
Maße die Banken ihnen bas befruchtende Kapital zuführen. Die 
großartige Entwidlung unferer Elektrizitätsinduftrie wäre nicht mög» 
lich geweſen ohne die tatkräftige Unterſtützung der Banken; wir 
hätten keinen Suez⸗ und Beinen Panamalanal, Teine Bagdabbahn 
und feine anatolifhen Bahnen, wir hätten nicht an bie Erfchließung 
Oſtaſiens oder Brafiliend gehen können, hätten nicht die Banken mits 
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geholfen; in den Plantagengefellfchaften der Sübfee, wie in den Minen 
von Johannesburg war dad Kapital ber Banken bie treibende Kraft. 

Diefe Gruͤudungs⸗ und Umwanblungsgefchäfte pflegen für die 
Banken mehr ald alle laufenden Geſchaͤfte gewinnbringend auszu⸗ 
gehen; ber größere ober kleinere Gewinn iſt eö baher auch, der für 
die Leitung ber Banken beflimmend ift, weldgen Unternehmungen 
fie ihre Gunſt zuwenden wollen, nicht iu erfter Kinie volkswirtſchaftliche 
Überlegungen. Naturgemäß können für derartige ®efchäfte, die oft etwas 
Gigautiſches an ſich haben, auf die Dauer nur bie größten Geld» 
inftitute in Frage kommen, da nur deren Mittel ausreichend dazu 
find. Neben manchen andern Umftänden, anf die hier nicht einge 
gangen werben Tann, iſt ed gerade das Gruͤndungs⸗ und Emiffions- 
gefhäft gewefen, das innerhalb ber Bankenwelt die Bewegung her» 
vorgerufen hat, die für nufer gegenwärtiges Bankweſen charakteriftifch 
ift, die Kongentrationstenben;. 

Große Banlen gliederten ſich mittlere und Heine in ber Provinz 
an und wuchfen fich fo zu führenden Großbanken aus. Als folche 
Großbanken Tann man heute anfprechen: Bank für Handel nnd 
Snduftrie CDarmftädter Band), Berliner Handelsgeſellſchaft, Deutfche 
Bank, Disfontogefelfchaft, Dresbner Bank, Hamburger Kommerz und 
Diskontobank, Mitteldeutfche Krebitbant, Nationalbank für Deutſch⸗ 
land, 3. Schaaffhaufenfcher Bankverein. Die Großbanken haben ſich 
wiederum für gewifle Zwecke zu @roßbanten» Gruppen zuſammenge⸗ 
fchloffen, die man nach berjeweildführenden Banfald Gruppe ber Deuts 
{chen Bant, der Disfontogefellichaft, der Dresbuer Bank, des A. Schaaff- 
hauſenſchen Bankvereins und der Bank für Handel und Induftrie bezeich⸗ 
net. Auch diefe Entwidlung iſt noch nicht an ihrem Ziele angelangt. 

Im Vorftehenden haben wir in ber Hauptfache die wirtfchaftliche 
Seite des beutfchen Handels fennen gelernt. Wir müflen nun nod 
einen Bli in die rechtlichen Verhältniffe run. Für dieſe ift heute 
neben dem Bürgerlichen Gefeßbuch das Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 
1897 maßgebend, das in ber Hauptfache am 4. Sanuar 1900, alfo 
zugleich mit dem Bürgerlichen Geſetzbuch in Kraft trat. 

Das Handelsgeſetzbuch bezeichnet den ald Kaufmann, der ein 
Handelsgewerbe betreibt, wozu es folgende Geſchaͤfte zählt: 
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4. Die Anfchaffung und Weiterveräußerung von beweglichen Sachen, 

2. bie Bearbeitung und Verarbeitung von Waren für andere, fos 
fern der Betrieb über ben Umfang des Handwerks hinausgeht, 

3. die Übernahme von Berficherungen gegen Prämie, 

4, die Bankier⸗ und Gelbwechflergefchäfte, 

5. die Übernahme der Beförderung von Gütern oder Neifenden 
zur See, die Geſchaͤfte der Frachtführer und ber Anftalten, bie 
Derfonen zu Lande und auf Binnengewäflern befördern, fowie bie 
Geſchaͤfte der Schleppichiffahrtäunternehmer, 

6. die Gefchäfte der Kommifflonäre, Spebiteure und Lagerhalter, 

7. die Gefchäfte der Handlungsagenten und Handelsmakler, 

8. die Verlags⸗ und fonftigen Gefchäfte bed Buch und Kunſthandels, 

9. die Öefchäfte der nicht hHanbwerfämäßig betriebenen Drudereien. 

Wer fi berufsmäßig mit biefen fogen. Örunbhandeldge- 
fhäften befaßt, ift Kaufmann im Sinne des Handelsgeſetzbuches. Er 
muß feine Firma ins Handelöregifter eintragen Iaflen. 

Jedes andere gewerbliche Unternehmen, das nadı Art und Um⸗ 
fang einen in faufmännifcher Weife eingerichteten Gefchäftöbetrieb 
erfordert, fol ebenfalls ald Handelsgewerbe gelten, auch wenn feine 
Geſchaͤfte an ſich nicht zu den Grundhandelsgefchäften gehören, 5. B. 
der Betrieb einer Auskunftei, eines Baugefchäftes n. a, wenn nur 
die Firma des Unternehmens in bad Handelsregifter eingetragen ift. 
Zu biefer Eintragung ift der Unternehmer verpflichtet, Unterhält 
ein Lands oder Korftwirt einen lands ober forftwirtfchaftlichen 
Mebenbetrieb, z. B. eine Brennerei, Molkerei, Ziegelei, Schneide 
mühle u. a., fo kann er feine Firma eintragen laſſen und wird infolge 
diefer Eintragung Kaufmann, aber nur für den Mebenbetrieb. 

Kaufleute, für die bie Vorfchriften über die Firma, die Handels⸗ 
bücher und die Profura gelten, heißen Vollkaufleute. Kür Hand» 
werker und Gewerbetreibende, beren Betrieb ald Kleingewerbe 
anzufehen ift, gelten diefe Borfchriften nicht; fie heißen Minders 
fauflenute, 3. B. Hauflerer, Tröbler, Waterialwarenhändler u. a. 

Frauen können heute im allgemeinen völlig felbftändig und mit 
gleichen Rechten und Pflichten wie männliche Perfonen Handel 
treiben. 
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Wenn ſich zwei oder mehrere Perfonen zum Betrieb eines Handels⸗ 
gewerbed unter gemeinfamer Sirma vereinigen, fobaß jeder nicht 
nur mit feiner Gefchäftdeinlage, fondern mit feinem ganzen Vers 
mögen für bie Berbinblichkeiten der Firma haftet, fo bilden fie 
eine Dffene Handeldgefellichaft. Bel Neugründungen muß bas 
Gefelfchaftöverhältnts in der Firma zum Ausdrnd kommen durch 
einen Zuſatz wie etwa „u. Co.“ oder „Gebrüder“ und ähnlich. 

Eine Rommanditgefellihaft it dann vorhanden, weun nur 
einer ober einige der Geſellſchafter mit ihrem ganzen Bermögen 
haften (bie Komplementäre), während bie übrigen nur mit einer 
Einlage beteiligt find (die Kommanbitiften). 

Bei Unternehmungen, bie ein großes Kapital erfordern, das viel 
fach von einem einzelnen nicht aufgebracht werben Tann ober bei 
denen bas Riſiko für einen allein zu groß wäre, tft bie gegebene 
Form heute die Aktiengeſellſchaft. Das Grundkapital if hier in 
gleiche Beträge zu mindeſtens 1000 Mark zerlegt. Die Anteilfcheine 
darüber heißen Aktien, bie Beflger Aktionäre. Jeder Aktionär 
haftet nur nach der Höhe feines Altienbefiged. Die Leitung bes 
Unternehmens liegt in ben Händen bed Vorſtandes (Direktion); bie 
Aktionäre werben vertreten durch einen aus minbeftens brei Per» 
fonen beftehendeu Auffichtsrat und bie Generalverfammlung, 
die Gefamtheit aller Aktionäre. Sie beftimmt namentlich über bie 
Verwendung bed Reingewinns. Diefer darf erſt nach Abführung 
eines beftimmten Zeiled zum Refervefonds an die Aktionäre als 
Dividende verteilt werben. Den Direltoren und dem Aufſichtsrat 
fteht für ihre Mühewaltung in der Regel eine Tantieme zu. 

Iſt bei einer Kommanbitgefellichaft bie Einlage der Kommandi⸗ 
tiften in Aktien zerlegt, fo redet man von einer Kommandit⸗ 
gefeltfchaft auf Aktien. 

Die jüngfte Form ber Geſellſchaften, die mit der Aktiengeſellſchaft 
manche Ähnlichkeit bat, it die Geſellſchaft mit befchräntter 
Saftung (G. m. b. H). Ihr Stammkapital muß mindeftens 20000 
Markt, der Einzelanteil 500 Mark betragen ober eine größere, 
durch A100 teilbare Summe fein. Die Stammeinlagen brauchen 
nicht gleich groß zu fein. Vertreten wird bie Gefellichaft durch einen 
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ober mehrere Gefhäftsführer. Die Form der &. m. b. H. wird 
gern bei fogenannten Kamliengründungen angemwenbet, d. b., wenn 
das Unternehmen eines Einzelkaufmanns an bie Söhne und Schwieger» 
föhne übergeht, die am Gefchäft perfönlich mehr intereffiert bleiben 
follen, ald dies bei den Aktiengefellfchaften meift der Fall if. 

Der felbftändige Betrieb des Handels mit allen feinen Rechten 
und Pflichten fett für die betreffende Perfon volle Geſchaͤfts⸗ 
fähigfeit cf. Kay. 4a, ©. 185) voraus. 

In den meiften Fällen kann ein Kaufmann die in feinem Ge 
fhäfte nötigen Handlungen nicht alle allein ausführen. Er flellt 
daher Gehilfen, Handlungsgehilfen an, bie ihm, dem Chef 
oder Prinzipal, kaufmännifche Dienfte leiften und zwar gegen 
Entgelt. 

Zumweilen werben in faufmännifchen Betrieben auch Perfonen bes 
fhäftige, Die folche Dienfte unentgeltlich leiten, weil fie fidy im 
Berufe nur andbilden wollen; fie heißen Bolontäre. Zu den 
Gehilfen gehören wicht die technifchen Beamten, bie Kaffenboten, 
Marttheifer ufw., und die Kabrilarbeiter. 

infolge der weitgehenden Arbeitöteilung, bie heute auch im Hans 
delögewerbe herricht und den Handlungsgehilfen meift bauernd ganz 
beftimmte Tätigkeiten zuweiſt, unterfcheibet man Korrefpondenten, 
denen in der Hauptfache die Erledigung bed Briefwechfeld zukommt, 
Kontoriften, die für gewifle andre Arbeiten im Koutor herangezogen 
werden, Kaffierer, bie die Kaffenverwaltung unter ſich haben, 
Buchhalter, denen die Führung der Bücher obliegt, Lageriften, 
die bad Lager verwalten, Verkäufer, die in der Hauptſache im 
Ladengefchäfte das einfaufende Publikum bedienen, den Reifenden, 
der die Kundſchaft ald Vertreter des Prinzipals befucht, deu Dis⸗ 
ponenten, vielfach auch Abteilnngsvorftand genannt, ber in 
größeren Gefchäften eine ganze Abteilung unter fich hat, in der er 
die einzelnen Arbeiten an die ihm Lnterftellten zu verteilen hat, 
und noch manche andere. 

Viele von den Handlungsgehilfen haben für gewifle Geſchaͤfte ohne 
weiteres Handlungsvollmadht, weil biefe das mit ſich bringen. 
So darf ein Kafflerer Onittungen auöftellen, ein Verkäufer Zahlungen 
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annehmen, ein Reifender Außenftänbe einziehen, Zahlungsfriften und 
Abzüge bewilligen, Mängelrügen entgegennehmen ufw. 

Eine befondere Stellung unter den Handlungsgehilfen nimmt ber 
Prokuriſt ein. Er ift Vertreter des Prinzipals und in feiner Voll 
macht, der Prokura, nahezu unbeſchraͤnkt. Er darf im allgemeinen 
alle Handlungen vornehmen, die der Betrieb eined Geſchaͤftes mit 
fich bringt, feien es gerichtliche oder außergerichtliche. So darf er 
Waren kaufen und verkaufen, Zahlungen leiften, Stundung gewähren, 
Forderungen einziehen, Wechfel unterzeichnen, Darlehen aufnehmen, 
Prozeſſe für den Prinzipal führen, Gehilfen und Lehrlinge anftellen 
und entlaffen und ihnen Zeugnifle audfertigen und noch manches 
andere; er darf aber nicht Grundſtücke bed Prinzipald veräußern 
oder belaften, wenn er nicht befondere Bollmadıt dazu hat, die 
Firma ändern ober Löfchen, die Inventur und Bilanz unterzeichnen 
und die Prokura auf andere übertragen. 

In geoßen Firmen dürfen meift immer nur zwei Profuriften ges 
meinfam oder ein Profurift mit einem Direktor zufammen die Firma 
zeichnen; dann redet man von Geſamt⸗ oder Kollektivprokura. 

Für die Nechtöverhältniffe zwifchen Gehilfen (einſchl. Prokuriſt) 
und Prinzipal ift in ber Hauptſache das Handelsgeſetzbuch maß⸗ 
gebend, doch können die betreffenden Bellimmungen vielfach durch 
Vertrag abgeändert werben. 

Die Sozialverfiherung (Kraufens, Invaliditätds und Alterövers 
fiherung) — ausführliches darüber im Kapitel 7,e S. 3880f. — ers 
ftredt fi auch auf den Handlungsgehilfen und Lehrling, fofern er 
nicht durch höhern Gehalt der Verficherungspflicht überhoben iſt Y. 

Häufig wird in den Dienflvertrag eine Beftimmung aufgenommen, 
daß der Gehilfe nach Auflöfung des Dienftverhältniffes nicht fofort 
in ein Konlurrenzunternehmen eintreten ober felbft ein Konkurrenz, 
geſchaͤft aufmachen darf, es ift die fogen. Konkurrenzklauſel. Sie 
barf nicht fo formuliert werben, daß fie das Kortlommen des Ger 
hilfen auf unbillige Weife erfchwert. Außerbem befteht im allgemeinen 
für den Gehilfen bad Konfurrenzverbot, db. b. er darf nicht im 


1 Ym 5. Dezember 1911 ift vom Reichstage ein Geſetz über die Privatbeamten⸗ 
verfiherung verabfchiebet worden, das auch für Hanblungsgehilfen von Bedeutung ift. 
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Geſchaͤftszweige feined Prinzipald Gefchäfte für eigene Rechnung 
machen. Bei Verftößen gegen Konturrenzverbot und ⸗klauſel kann ber 
Prinzipal Schabenerfag verlangen. Für Verlegung der Konkurrenz 
Maufel wird zuweilen eine Vertrags⸗ ober Konventionalftrafe 
CÜübereintommen) vereinbart; fobald fie vom Gehilfen Coder feinem 
neuen PrinzipaD gezahlt ift, erlöfchen alle weiteren Anſpruͤche des 
früheren Prinzipals. 

Bei Aufgabe der Stellung kann der Gehilfe ein Zeugnis über 
Dauer und Art feiner Dienftleiftung vom Prinzipal verlangen; auf 
feinen Wunſch kann dieſes fich auch auf Leiftungen und Führung 
eritreden. 

Der Handlungslehrling will den Kaufmanndberuf durch prak⸗ 
tifche Tätigkeit in einem Sandeldbetriebe erlernen, während er fich 
in der Regel nebenher auf einer Handelsſchuley die theoretifche 
Borbildung erwirbt. Zum Befuche einer foldhen Schule muß ihm 
der Lehrherre Gelegenheit geben, Zu Beginn ber Lehrzeit wirb zwi⸗ 
fhen dem Lehrheren und bem gefeglichen Vertreter bed Lehrlinge 
gewöhnlich — Leider noch nicht immer — ein fohriftlicher Tehrvertrag 
abgefchloflen, der die gegenfeitigen Pflichten und Rechte abgrenzt. 

Die mannigfahen Rechtöverhältniffe zwifchen Prinzipal und Ges 
hilfen und Lehrlingen geben vielfach zu Differenzen und Streitig- 
feiten Anlaß. Zu ihrer Schlichtung find durch das Geſetz vom 
6. Juli 1904 Kaufmannsgerichte gefchaffen worben, die mit 
dem 1. Sanuar 1905 ihre Tätigkeit begonnen haben. 

Soihe Kanfmannsgerihte müffen in Drten mit mehr als 
20000 Einwohnern errichtet werben und Tünnen in kleinen Ges 
meinden oder auch für mehrere gemeinfam gebildet werben. Die 
Koften hierfür und für die Unterhaltung tragen die Gemeinden, for 
weit die eingehenden Gebühren zur Dedung nicht genügen. 

Das Gericht ſetzt fih zufammen aus einem Vorfitenden, der zum 
Nichteramt befähigt fein und einen Stellvertreter haben muß, und 
minbeftend vier Beifigern, je zur Hälfte Prinzipalen und Gehilfen. 

2) Das kaufmännifche Bildungswelen ift vielgeftaltig; neben Lehrlings(Fortbil⸗ 
nen gibt es höhere Handelsſchulen, fachwiffenfchaftliche Kurfe, Handels⸗ 

ulen. 
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In größeren Orten koͤnnen mehrere Abteilungen oder Kammern 
gebildet werden. Währenb ber Borfigende von ber Drtöbehörbe ges 
wählt wird, gefchieht die Wahl ber VBeifiger durch Prinzipale und 
Gehilfen je zur Hälfte und zwar nach den Brundfägen ber fogen. 
Verhaͤltnis⸗ oder Proportionalwahl, in ber Regel durch Abgabe von 
Vorſchlagsliſten. Zur Illuſtration diene ald Beifpiel eine Kaufs 
mannsgerichtswahl in Leipzig, und zwar bie Wahl der Beiſitzer ber 
Gehilfen. Es waren 40 Beifiter und 40 Erfagmänner zu wählen. 
Bon den verfchiedenen Parteien waren bis brei Wochen vor ber 
Wahl fünf Liften beim Stadtrat eingereicht worden, auf benen bie 
betreffenden Parteien je 40 und 10 Vertrauensmänuer genannt hatten. 
Im ganzen waren 5579 gültige Stimmzettel abgegeben. Die Vers 
teilungsberechnung hatte für bie Beiſitzer fo zu gefchehen: 


Bültige Stimmen 





für Lifte 1 2476; daher —— — 417,75 = 18 Beiſitzer 
„ u 1 4195; „ — — 183,94 =14 „ 
.lll 80 „ er = 2,22 — 2 „ 
„ IV 8518 „ —— — 3712 4, 
„ V 30 „ —— = 236— 2 „ 


Mithin waren gewählt von der Lifte I die 18 zuerſt genannten, 
von Lifte II die 44 gnerfigenanuten uff. 

Das altive Wahlrecht fteht jebem zu, ber das 25. Lebensjahr 
vollendet und im Bezirk bed Gerichte ald Prinzipal feine Nieders 
laffung ober ald Gehilfe feine Befchäftigung hat; das paffive 
Wahlrecht befigt, wer bad BO. Lebensjahr vollendet, im Bezirk des 
Gerichts ald Prinzipal feine Nieberlaffung oder ald Gehilfe feine 
Beſchaͤftigung mindeſtens zwei Jahre gehabt und in bem der Wahl 
vorangegangenen Jahre Feine Armenunterflügung empfangen hat. 
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Die Prinzipale mäflen ferner mindeftend einen Gehilfen ober Lehr, 
ing das Jahr hindurch regelmäßig befchäftigen. 

Das Wahlrecht haben nicht: Ausländer, weibliche Perfonen, Ge 
hilfen mit mehr ald 5000 Darf Yahreögehalt und folche Perfonen, 
die auch fonft von anderen Wahlen ausgefchloflen find. 

Zu den Verhandlungen müflen bie Parteien felbft erfcheinen; Ver⸗ 
tretung durch Anwälte iſt ansgeichloffen, bad Verfahren it mänd- 
Lich. Eine Berufung an bie Randgerichte ift nur zuläffig, wenn ber 
Wert des Streitgegenftandes 300 Mark überfteigt, Im übrigen fol das 
KRaufmanndgericht weniger zu Urteilen kommen, ald Vergleiche herbeis 
führen. Es kann daher auch ald Einigungsamt angerufen werben. 

Eine weitere Aufgabe für Kanfmanndgerichte befteht darin, daß 
fie berechtigt find, in Fragen, die dad faufmännifche Lehr, und 
Dienftverhältnis betreffen, Anträge an Behörden, Bundesrat und 
Reichstag zu fellen, daß fie aber auch verpflichtet find, dieſen 
Körperfchaften auf Wunſch Gutachten in ben genannten Ange: 
legenheiten zu erſtatten. 

Während man im Handel heute noch nicht von eigentlichen Arbeit- 
geberverbänden, wie in ber Inbuftrie, reden kann, haben es bie 
Gehilfen ſchon zu acdhtunggebietendben Jutereſſenverbaͤnden gebracht. 
Die deutfche Neichöftatiftit zählt deren 20 auf; von 7 ber größten 
feien einige Zahlen nach dem Stande vom 34. Dezember 1910 auf 
folgender Seite gegeben. Über die außerordentlich ftarfe Zunahme 
der weiblichen Angeftellten im Hanbelögewerbe wolle man die Zahlen 
auf S. 325 vergleichen. 

Eine Bertretung der felbftändigen, ins Handelsregiſter einge 
tragenen Firmen ftellen die Handelskammern bar, Körperfchaften 
mit dem Rechte der juriftifchen Perfon, die fi and erfahrenen Kaufs 
lenten zufammenfegen. Die Vorfchriften über aktives und paffives 
Wahlrecht find in den verfchiebenen Bundesſtaaten verfchieden. Die 
Kammern haben die Aufgabe, zwifchen Handel und Induſtrie auf 
der einen, ben Negierungen und Kommunen auf ber andern Geite 
gu vermitteln. Gie erflatten an diefe Öutachten, geben regelmäßige 
Berichte über Vorgänge in Handel und Induſtrie heraus und find 
auch berechtigt, Anträge an bie Regierungen und Parlamente zu ftellen. 
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Des weiteren ſind fie Verwaltungsorgane, denen durch verſchiedene 
Geſetze gewiſſe Aufgaben zugewieſen find. Kür die laufenden Geſchaͤfte 
iſt ein Syndikus beſtellt, dem eine Reihe von Beamten zur Seite ſteht. 

Eine Vertretung ſaͤmtlicher Handelskammern, Handels⸗ und Ge⸗ 
werbekammern ſowie kaufmaͤnniſchen Korporationen im Deutſchen 
Reiche iſt der Deutſche Handelstag, zu dem dieſe Vertreter ab⸗ 
ordnen. Die Vollverſammlungen des deutſchen Handelstages finden 
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in der Regel nur einmal im Jahre ſtatt. Deren Beſchlüſſe vollzieh 
der Händige Ausfchuß (ca. 50 Mitglieden); die Laufenden Geſchaͤfte 
führt dad Präfidium (ein Vorfigender und zwei Stellvertreter), 
dem ein Generalfetretär zur Seite fteht. 

Eine politifche Vertretung der Intereflen von Handel, Inbuftrie 
und Gewerbe endlich flellt der im Jahre 1909 gegründete Hanſa⸗ 
bund bar, eine Bereinigung des erwerbötätigen Buͤrgertums mit 
Einfchluß der Angeftelten Beamten), nicht aber der Arbeiter. Die große 
Zahl der Eorporativen und Einzelmitglieder, die ftändig im Wachfen 
begriffen ift, wird in zahlreichen Ortögruppen zufammengefaßt. An 
ber Spige bed Bundes fteht ein breigliebriges Präſidium, daneben 
befteht ein Direftorium und ber Gefamtausfchuß. 


1) Iſt die Zahl von 1909; für 1910 gibt die deutſche Reichsſtatiſtik Feine Zahl an. 
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d) verkehrsweſen. 

Wenn heute einer unferer Borfahren, etwa ein Zeitgenoffe 
Napoleons J. auferfiehen und einen Bli auf unfer wirtfchaftliches 
Getriebe werfen fönnte, dann würde ihn vermutlich nichts fo fehr 
in Erſtaunen verfegen wie die gewaltigen Ummälzungen, die in den 
legten hundert Sahren die ganze Welt nnd mit ihr Deutfchland 
auf dem Gebiete des Verkehrsweſens erlebt hat. Zur Zeit des großen 
Franzoſenkaiſers bedenteten bie Kunſtſtraßen, die er aus militärifchen 
Ruͤckſichten bauen ließ, einen wichtigen Fortfchritt in ber Erleichterung 
des Verkehrs, und Preußen galt ald gut anögeflatteted Land, ald 
ed 1815 gegen 4100 km Ehanffeen, d. h. zum Teil gepflafterte Wege 
aufweifen konnte. Auf ihnen vollzog fich der Transport von Men⸗ 
ſchen und Gütern, foweit, befonders für letztere, keine Waſſerwege 
zur Berfügung flanden und bevorzugt wurden. Für Frachtgut wie 
für Eilpoft dienten faſt ausfchließlich Pferbe ald Zugkraft, und Die Maffe 
wie die Geſchwindigkeit der Beförderung ließ fih naturgemäß nicht 
über bie Leiſtungsfaͤhigkeit diefer Tiere hinans fleigern. Im gäuftigften 
Falle vermochte ein vierfpänniger Frachtwagen 100-120 Zentner 
fortzubewegen, unb noch für dad Jahr 1846 fchägt man den Ber 
kehr an Gütern, ber von rund 88000 Pferden auf dem damaligen 
Gebiete des Zollvereins bewältigt wurde, auf etwa 130 Millionen 
Tonnentilometer, d. 5. ed wurben 130 Millionen Tonnen Güter 
einen Kilometer weit oder jede Tonne Äber eine Gtrede von 180 
Millionen Kilometer befördert. Die größte Geſchwindigkeit, die bie 
Eilpoften der guten alten Zeit erreichten, ging nicht Aber 15 km 
in der Stunde hinans, blieb vielmehr in der Megel weit dahiuter 
zurück. Zwifchen Kaflel und Berlin betrug ihre Fahrtdauer 1827 
noch 211, Tage, zwiſchen Berlin und Königsberg 67°), Stunden. 
Dementiprechend geftalteten fich damals auch die Beförberungspreife. 
Sie waren bei Perfonen vieleicht für die Entfernung durchſchnitt⸗ 
lid; nicht höher ald heute, fie wurden es aber durch die Länge ber 
Fahrt, durch die Koften für Übernachten ufw. Dagegen waren fie 
ganz erheblich höher für die Beförderung von Gütern. So betrugen 
fie für ein Tonnentilometer Kohle durchfchnittlich 40 Pf. Cauf der 
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Eiſenbahn heute etwa 2,2—1,25 Pf.), fo daß beſonders Rohſtoffe, 
wie Holz, Getreide, Erze, wegen ihres im Vergleich zu ihrer Maſſe 
geringen Wertes von einem Transport zn Lande auf weitere Strecken 
faft ausgefchloffen waren. Gering wie ber Binnenverkehr war auch 
der auswärtige, befonberd ber über See. Noh am Anfang bes 
19. Jahrhunderts erreichte ber Raumgehalt ber gelamten Bremifchen 
Sanbelöflotte nicht 20000, d. h. noch nicht fo viel, wie einer uns 
ferer nicht mehr feltenen großen Dampfer allein umfaßt. 

Bis heute haben fich hierin große Wandlungen vollzogen. Preußen 
befigt jeßt gegen 50000km Landſtraßen, dad gauze Reich rund 
140000 km, Dieſe Straßen fpielen aber uur mehr bie Rolle von 
Zufuhrfireden für ein andered Berfehrömittel, das man vor 1825 
überhaupt noch nicht kannte, die Eifenbahnen. Wie ein dichtes Netz 
bededen heute die Schienenwege alle Kulturftaaten der Erbe. Ihre 
Länge belief fich 1909 in Deutfchland auf 58215 km, es entfielen 
10,7 auf je 100 qkm Landes und 9,1 km auf je 10000 Einwohner. 
Der Beförderung von Laften auf ihnen dienten in dem gleichen 
Sabre 26612 Lokomotiven mit 55923 Perfonen- und 557965 Güter, 
wagen. Sie transportierten 519 Millionen Tonnen Güter und 1457 
Millionen Perfonen, und ihre Leiftungen an Tonuenfilometern bes 
trugen 52730 Millionen, an Perfonentilometern 33549 Millionen. 
Auf jeben Kopf der Bevölkerung Deutichlands entfielen alfo im Jahre 
1909 nicht weniger ald 22 Fahrten, wobei der Verkehr auf ben 
Klein, und Straßenbahnen nicht mit einbegriffen iſt. Und wie die 
Maffenhaftigfeit der Beförderung hat fich mit Hilfe der Dampflraft 
und fpäter auch ber Elektrizität bie Schnelligkeit des Transports 
fteigern Laflen. Bon Berlin aus ift Kaffel heute in 7 Stunden und 
Königeberg in 8 Stunden zu erreichen. 

Meben dem Landtransport iſt der Binuenverfehr auf den Waſſer⸗ 
ftraßen durchaus nicht zurücgetreten, er bat ſich für den Trans⸗ 
port von Maſſengütern nicht nur erhalten, fondern in ber lebten 
Zeit eine zunehmende Bedeutung erfahren. Wenn anch bie rund 
40000 km fchiffbarer natürlicher Waflerläufe und Kanäle nur von 
etwa 414% ber von außen kommenden Güter zur Weiterleitung 
nach dem Innern benußt werben, fo betrug boch bie Büterbewegung 
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nach Schägungen im Jahre 1905 gegen 15000 Millionen tkm, von 
denen zwei Drittel auf Rhein, Elbe, Havel und Spree entfielen. Biel 
anfehnlicher hat ſich allerdings Die Seefchiffahrtentwidelt. Zwar hat 
fich die Zahl der deutſchen Handelsſchiffe nicht fehr vermehr, 1871 
bis 19441 von 4519 auf 4675, aber ihr Nettoraumgehalt, alfo ihre 
Ladefähigfeit ift von 982355 Regiftertond (1 Regiftertonne= 2,83 cbm) 
auf 2903570 gewachſen, hat ſich alfo faft verdreifacht. Die Normal 
größe von 200—300 t der Schiffe in ben dreißiger Jahren bes 
vorigen Sahrhunderts ift heute verbrängt durch folche von 4000—6000, 
über welche immer mehr Riefen von 20000 und mehr Tonnen hin 
auswachfen (dad neuefte im Bau befindliche Schiff ber Hamburg» 
Amerikastinie wird fogar 50000 t aufweiſen). Durd; Verwendung 
der Dampffraft find dieſe Schiffe von Wind und Wetter falt uns 
abhängig geworben, fie vermögen mit viel größerer Schnelligkeit 
und Regelmäßigfeit und viel häufiger im Jahre ald die Segelſchiffe 
Fahrten zu unternehmen, Auf ein Schiff kamen 1909 etwas über 
22 Seereifen, zu welchen die Fahrten zu Hochfeefifcherei und Zwiſchen⸗ 
reifen nicht gerechnet find. Indgefamt trafen in deutfchen Häfen rund 
410000 Schiffe mit über 28000000 Regiftertons ein, etwa bie gleiche 
Zahl verließ fie, von den anfommenden waren neun Zehntel, von 
ben abgehenden fieben Zehntel beladen. 

Nicht geringer ald die Kortfchritte in der Güter und Perſonen⸗ 
beförderung find bie in ber Nachrichten beförderung. Soweit es fidh 
dabei um Die Übermittlung von Briefen, Zeitungen, Paketen handelt, 
bat fich die Poft Eifenbahn und Schiffahrt dienftbar gemacht. Eine 
ganz neue Einrichtung erfand aber der Machrichtenbeförberung durch 
bie Erfindung und Anwendung bed Telegraphen und Telephons. 
Wohl hatte man fchon im 18. Jahrhundert optifche Telegraphen 
gehabt, indem man an weithin fichtbaren Stellen hölzerne Arme 
anbrachte und durch deren Stellung erhaltene Mitteilungen weitergab, 
und man fonnte angeblid in 2 Stunden ein Zeichen von Toulon 
bis Parid (700km) übermitteln, aber biefer optifche ZTelegraph 
blieb ein dürftiger Notbehelf gegenüber dem eleftrifchen, ber zum 
eriten Male 1833 in Deutfchland angewendet wurde unb fpäter 
feine Ergänzung in dem Telephon fand. 41909 betrug die Länge 
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der beutfchen Telegraphen⸗ und Telephonlinien über 328000 km, bie 
der Drähte über 5841000 km. Die Zahl der auf ihnen beförberten 
Zelegramme erreichte etwa 45 Millionen, bie der vermittelten Ge⸗ 
fpräche 1670 Millionen. Eine räumliche Entfernung ber Menſchen 
voneinander befteht dadurch in unferer Zeit für ben Machrichtens 
verkehr eigentlich nicht mehr, zumal auch bie drahtlofe Telegraphie 
immer größere Ausbehnung gewinnt. 

Der durch alle bie heute üblichen Transportmittel erleichterte 
Austanfch von Gütern und Nachrichten uud die viel zahlreicheren 
Berührungen der Wenfchen miteinander Tonnten nicht ohne Einfluß 
bleiben auf die Verfehrömittel im weiteren Sinne, auf Maß⸗, Münzs 
und Zahlungswefen. Bier drängte alled mit gebieterifcher Notwen⸗ 
bigfeit anf eine Vereinfachung uud Einheitlichleit der Maße und 
Zahlungsmittel, dann aber auch zum Erfag bed für unfere wirt, 
fhaftlihen Verhältniffe nicht mehr genügenden fchwerfälligen Bars 
zahlungsſpſtems durch ein bequemered auf Krebit ſich aufbauendes. 
Die alten Längen, Flächen» und Gewichtömaße, bei denen unter 
denfelben Bezeichnungen in den einzelnen Teilen Deutfchlande die 
verfchiedenften Größen verftanden wurden und in bemfelben Gebiet 
basfelbe Maß häufig verfchieden groß war, je nach den Waren, für 
bie e8 verwendet wurde, machten einem einheitlichen, auf dem Meter 
aufgebauten Spftem Pla. Anftelle der ſechs Währungsfyfteme, die 
noch in der Witte des vorigen Jahrhunderts iu Deutfchlaud bes 
fanden, gibt es jest ein einziges und entiprechend wenige Sorten 
von Münzen. Die 140 verfchiedenen Papiergeldarten, noch am 
Anfang der fiebziger Jahre von deu höchflen Beträgen herab bis 
auf Taler lautend, find auf faum ein halbes Dugend zufammenges 
fhmolzen. Zu den Banknoten und Kaffenfcheinen find Wechfel und 
Schecks getreten, und ber größte Teil unferer Zahlungen vollzieht 
fih heute auf dem Wege der Berrehuung mit Hilfe befonderer 
Sinftitute, der Banken. 

Soviel zur Kennzeichnung des Gegenſatzes von einft und heute im 
Verkehrsweſen. Der jegige Zuftand ift zum Zeil ein Ergebnis der 
wirtfhaftlichen Entwidlung der legten beiden Üenfchenalter, der 
gewaltigen Bevölkerungszunahme, der Entdedung und Anwenbung 
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früher nicht gelannter Kräfte, wie ded Dampfed und ber Elektrizi⸗ 
tät, ded Anflommens neuer Betrieböformen, ber Großbetriebe und 
gefellfchaftlihen Unteruehmungen und aller aus dem Zufammen- 
wirfen diefer Momente der menfchlichen Geſellſchaft geftellten Auf⸗ 
gaben, zum Teil hat aber dad Verkehrsweſen dieſe Aufgaben mit 
herbeiführen helfen. Es hat die Hinderniſſe uud Verkehrsſchranken 
befeitigt und dem Blute des volföwirtfchaftlichen Körpers einen 
lebhafteren Kreidlauf ermöglicht, der beu einzelnen Gliedern in 
erhöhtem Maße zugute kommt. An dem kräftigen Gedeihen des volks⸗ 
wirtfhaftlichen Körpers hat aber niemand ein folches Interefle wie 
die Nation ald ganzes, ber Staat, und biefes Jutereſſe ded Staates 
ift mit der zunehmenden Bedeutung bed Verkehrsweſens fortwährend 
gewachfen. Er weiß bie Ordnung und die Beherrſchung bed Ber 
kehrs als wichtiged® Machtmittel ebenfo wie ald Einnahmequelle zu 
fhägen. Er hat fi deshalb gewiſſe Gebiete des Verkehrs, wie bei 
und das Poſt⸗ und Telegraphenwefen, dad Muͤnzweſen, ausſchließ⸗ 
lich vorbehalten, in anderen, wie in ber Eifenbahn, fpielt er die 
ausfchlaggebende Mole, und nur wenige, wie bie Seefchiffahrt, hat 
er ber privaten linternehmungsluft vollfiändig überlaflen. Faſt 
überall aber, wo er nicht felbft Unternehmer ift, hat er fi ein 
weitgeheubes Aufſichts⸗ oder auch Hoheitsrecht gewahrt. 

Die Eiſenbahnen bed Deutfchen Reiches find heute (1909) 
zu 93,7%, im Beſitz bed Staates und werben von ihm felbit 
betrieben. Mur 6,3%, (3638 km) befinden fih in Private 
bänden, zumeift Aktiengefellichaften, von denen bie längfte Strede, 
265 km, die Weſtfaͤliſche Landeseifenbahngefellichaft aufweiſt. Doch 
entfallen vou ben 58215 km nur 1875, bie fogenannte Reichs⸗ 
eifenbahn in Elſaß⸗Lothringen, auf das Reich ald ganzes, nur ihre 
Erträgniffe fließen in deſſen Kaffe. Die übrigen verteilen fid auf 
bie einzelnen Bundesſtaaten, unb zwar befißen eigene Netze Preußen, 
das bie meilten Meinen Bundesſtaaten überzogen und feit Eingehung 
einer Eifenbahngemeinichaft mit Heſſen auch dieſes fich angegliedert 
bat, 37162 km, Bayern 7829, Sachen 3285, Württemberg 2018, 
Baden 1740, Mecklenburg 1098, Oldenburg 649 km. Ein Reſt ber 
ſteht in Milttärbahnen. Die Einnahmen aus ben Bahnen fpielen 
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in diefen Staaten eine verfchiedene Rolle. Am günftigiten ſtellt fich 
die Nentabilität in PreußensHeflen, die feit 1896 ihre Eifenbahnen 
gemeinfam verwalten und bie Erträge nach beflimmten Geſichts⸗ 
punften verteilen, nämlih auf 5,76%; für Bayern betrug in dem⸗ 
felben Jahre 1909 die Berzinfung des Anlagelapitald nur 3,28, für 
Sachſen 3,83, für Württemberg 2,94, für Baden 2,95%, mit ans 
deren Worten, je Heiner dad Eifenbahnneg, um fo niedriger in ber 
Regel die Verzinfung. Für Preußens Geflen bedeutet fie einen Überfchuß 
von nicht weniger ald 645,8 Millionen Marl, und Preußen fonnte damit 
faft die Hälfte feiner Ausgaben beftreiten, während für Sachſen 3.8. der 
erzielte Überfchuß nur einem Drittel des Bedarfs eutfprach. Die Zahlen 
zeigen beredt, welcher Fehler gemacht wurde, ald die Mittels und Klein 
ftaaten 1876 den Borfchlag Bismarcks, alle Bahnen zu verftaats 
lichen und dem Reiche abzutreten nud diefem fo eine feite Einnahme 
zu fchaffen, ablehnten. 

Das Eifenbahnwefen ift bei uns alfo Sache der Bundesftaaten. 
Sie banen und betreiben bie Bahnen felbft oder erteilen die Kon⸗ 
zeſſion hierzu an Private, behalten ſich aber in ber Regel das 
Nüdkauförecht oder deu Heimfall der neuerbauten Bahn nach einer 
gewiflen Zeit an den Staat vor. Jedenfalls fichern fle fich weit, 
gehende Auffichtörechte, wie fie andererfeitd fi, zu Subventionen 
und Beihilfen oder Zinsgarantien verſtehen. Eine Art Oberauf- 
ſichtsrecht äber alle Bahnen bed Reichs ift der Neicheregierung burch 
die Meichöverfaffung zugeftanden. Danadı darf fie im Jutereſſe der 
Landesverteidigung und des allgemeinen Verkehrs auch gegen ben 
Willen der Bundesftaaten Bahnen erbauen; fie hat ferner das 
Mecht, im ganzen Meichögebiete mit Ausnahme Bayerns, das, wie 
fo häufig, bier eine Sonderftelung einnimmt, auf Anlage und Auss 
rüftung der Bahnen nach beftimmten Örundfägen, auf Vereinbarungen 
in Verkehrs⸗ und VBetriebdorbnungen, auf möglichfte Gleichheit 
in den Tarifen hinzuwirken. Bei Notfländen Tann ber Kaifer er» 
mäßigte Tarife für Lebensmittel anordnen. Das Organ der Reichs⸗ 
anfficht ift da® 1878 in Berlin errichtete Reichdeifenbahnamt. 

Aber diefed Meichörecdht, bad notwendig behauptet werben mußte 
zu ber Zeit eines vorwiegend privaten Eifenbahnmwefens, ift nur 
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ein ſchwaches Gegenmittel gegen die noch herrſchende Zerſplitterung 
der Eiſenbahnverwaltungen. Es vermag nicht die Koſten und die Arbeit 
der gegenſeitigen Abrechnung zu verhüten, bie Beguͤnſtigungen von 
Linien zum Schaben einer einem anderen Bunbesftaat gehörigen zu 
unterdräden, vor allem auch nicht eine richtige Ausnutzung des ger 
famten Materials herbeizuführen. Nachdem ber Plan einer Reiches 
eifenbahn gefcheitert war, hat Preußen von ſich aus fchrittweife 
eine Bereinheitlichung der bdeutichen Bahnen angeftrebt. Der erfte 
größere Erfolg war der Eintritt Heſſens in eine Eiſenbahn⸗ 
gemeinfchaft 1896. Er wurde erweitert durch ben Anfchluß der 
HreußensHeffen und Gaben gemeinfam gehörigen Main⸗Neckarbahn 
1901. Ein weiterer wichtiger Fortichritt war endlich die Gründung 
eines Staatsbahnwagenverbanbed vom 4. April 1909. Denn 
feitdem befteht für Bahnwagen Freizügigkeit im ganzen Reiche, fie 
brauchen nicht mehr leer im ihren Berwaltungsbezirt zurüdzulaufen, 
fondern fünnen von anderen Berwaltungen benugt werden. Das 
bebeutet ein erheblich wirtfchaftlichere® Verfahren und ift zwar noch 
nicht VBetriebömittelgemeinfchaft Aberhaupt, aber doch ein flarfer 
Schritt zu biefer. 

Formelle Einheit ganz und materielle wenigftend in weitgehendem 
Maße tft jegt im Tarifweien vorhanden, einem ber fchwierigiten 
Gebiete ber Eifenbahnverwaltung überhaupt. Denn die Tariffäge, 
das heißt die an die Bahn für die Beförderung zu zahlenden Ent⸗ 
gelte, müflen ebenfo auf die der Bahn entftehenden Koften, wie bie 
Schnelligkeit und Bequemlichkeit ber Beförderung von Perfonen, auf 
ben Wert, die Befchaffenheit und die Schnelligkeit der Beförberung 
der Güter Rüdficht nehmen. Die Bahn fol ſich einerfeits ſelbſt 
erhalten und barüber hinaus Erträge bringen, und fie foll anderer 
ſeits nicht fo hohe Säte fordern, daß von der Benutzung abges 
fchredit wirb uud befonderd Waffengüter von verhältuismäßig ge⸗ 
ringem Wert von ber Beförderung auögefchloffen bleiben. Aus diefen 
Erwägungen heraus find bie vielen Verſuche zu erflären, bie im 
Lanfe ber Zeit gemacht worben find, um zu einem einheitlichen 
Spftem zu gelangen. Beſonders der Gütertarif bereitete manche Schwie- 
rigfeiten, und auf feine richtige Geftaltung kommt viel an, ba er 
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ausſchlaggebend if für das finanzielle Ergebnis ber Ciſenbahnver⸗ 
waltungen. 64,15% der Einnahmen floffen ber Bahn 1909 aus 
bem Güterverkehr, 28,95 and dem Perfonenverlchr und 6,90 aus 
anderen Quellen, Bermietungen, Berpachtungen ufw. zu. 

Unfer heutiger Gütertarif bernht im wefentlichen auf bem 
1877 aufgeftellten RNeformtarif, der eine Berfchmelzung zweier 
früher geltender Zarifarten, bed Wertklaſſifikations⸗ und bes 
MWagenraumfyftems, darftellt. Wie ber Name befagt, ftufte bas 
erftere die Frachtfäge in der Hauptſache nach dem Werte ber Güter, 
uatürlich auch nach der Entfernung und Schnelligkeit der VBeförbes 
rung ab, das zweite bagegeu trägt ber Ausnützung des Laderanums 
Rechnung. Aus ber Bereinigung beider iſt bad heutige gemifchte 
Spitem hervorgegangen, bad bie Nachteile ber beiden vorherges 
nannten Arten zu vermeiden ſucht. Das Tariffchema enthält fols 
gende ſechs Gruppen: 

41. Eilgut, und zwar a) Eilfüdgnt, b) Eilgut in Wagens» 
labnngen. 

2. Allgemeine Stuͤckgutklaſſe Grachtſtückgut). 

8. Spezialtarif für beſtimmte Stüdgüter (geringeren Wertes). 

4. Allgemeine Wagenladungsflaffe, und zwar Wagenlabungsflaffe 
A, für Güter aller Art in Ladungen zu 5t, Wagenladungsklaſſe B 
für diefelben Güter in Ladungen zu 10, 

5. Wagenlabungsflaffe A, für Güter der Spezialtarife I und II 
bei Berechnung von weniger ald 10 aber minbeftend St, 

6. Spezialtarife für beftimmte Arten von Gütern bei Ladungen 
von minbeftend 10t, nämlich I hauptfächlich für Kertigfabritate, 
II befonders für Halbfabrikate und III namentlich für Rohſtoffe. — 
Für jebe Klaſſe gelten beflimmte Stredeneinheitsfäße, zu denen 
noch bie Abfertignngsgebühren kommen. 

Der Verfrachter muß alfo wiffen, in welde Gruppe fein Gut ger 
hört, und kann aus Stredenfat und Abfertigungsgebühr, bie von 
10 bis 100 km allmählich fleigt, aber dann gleich bleibt, die 
Frachtloften berechnen, wenn er auch den Kilometerzeiger kennt. 
In biefem teilt die Bahnverwaltung mit, welde Entfernung fie 
anrechnet. Denn zur Bermeidung von Konkurrenzlinien leitet fie bie 





fernung in die Frachtberechnung ein. 

Bon dem Normaltarif ergeben fi mancherlei Abweichungen. So 
foftet 1 tkm ber allgemeinen Stüdgutllafle für bie erfien 50 km 
441 Pf., für die Strede von 50 bis 200 km 40 Pf., von 200 bis 
300 km 9 Pf. ufw., von mehr ald 500 km 6 Pf. Der Einheitöfag 
fallt alfo mit zunehmender Entfernung, e& liegt ein fogen. Staffel» 
tarif vor. Andere Abweichungen find ald Differentialtarife bes 
kannt. Sie ergeben fih dann, wenn für beſtimmte Streden ohne 
Ruͤckſicht auf ihre Ausdehnung ein fefter Sag gefordert wird, der 
hinter bem normalerweife zu forbernden zurüdbleibt, wenn Deutfch- 
land z. B. für die Durchfuhr von Getreide and Rußland nad ber 
Schweiz einen niebrigeren Sap erhebt, um die Berfracdhtung über 
öfterreichifche Bahnen zu verhüten. Bon Frachtbisparitäten rebet 
man, wenn für Beförderung ber gleihen Menge Gutes nach einer 
näher gelegenen Station einer Strede mehr zu zahlen iſt ald nad 
einer entfernter gelegenen. Sie werben ald ungerecht empfunden 
nnd befämpft. Verboten find in Deutſchland die früher häufigen 
Mefattien, d. h. geheime ober offene Frachtnachlaͤſſe an beftimmte 
große Verfrachter. Endlich gibt ed noch wohlberechtigte Ausnahme» 
tarife, wie Saifontarife, Sammeltarife, Nüädfrachtentarife 
u. a., bie unter beftimmten Umſtaͤnden bewilligt werben. Jedenfalls 
wird dad ganze Bätertariffchema Außerft verwickelt, bleibt aber doch 
noch elaftifch, und das iſt ein nicht zu unterfchägender Borzug im 
Intereſſe der wirtfchaftlichen Entwidlung des Reiches. 

Wefentlich einfacher iR die Aufftelung eines Perfonentarifs. 
Bequemlichkeit und Schnelligkeit der Beförderung find hier der 
Hauptaulaß zur Erhebung verichiebener Fahrpreiſe für die gleiche 
Entfernung. Seit 1907 befteht für die Staatebahnen und die Mehr- 
“ zahl der Privatbahnen ein einheitlicher Perfonen, und Gepäds, 
tarif: der Sag für das Perfonentilometer beträgt in ber 1. Klaſſe 
7 Pf., in der 2. Klaſſe 4,5 Pf., in ber 3. Klaffe 3 und in ber 4. 
(in Bayern und Baden Klaffe 3b genannt) Klafle 2 Pf. Außerdem 
werden für Benupung von Gchnelljügen Zufchläge erhoben, für 
4 bi8 75 kın in der 1. und 2. Klaſſe 50 Pf., in der 3. Klaſſe 25 Pf., 
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für 76 bis 150 km 4 Marf bez. 50 Pf., für 150 km und darüber 
2 Mark bez 1 Marl. Dazu kommt endlich noch bie Fahrkarten⸗ 
ftener. Die früheren Rückfahrkarten find befeitigt, und dadurch if 
die Zahl der Kartenforten ſtark vermindert. Dagegen werden mans 
cherlei Ermäßigungen gewährt in Form von Monats⸗, Arbeiter, 
Schülers, Ertragnglarten n. a. 

In mehr ald einer Hinficht vom Eifenbahnweien verfchieden liegen 
bie Dinge bei der Binnenfchiffahrt Schon rein äußerlich unter 
fcheiden ſich die beiden Verkehrsmittel infofern, als die Eiſenbahnen 
fünftlicd; mit großem Aufwande au Koften hergeftellte Verkehrswege 
find und anf ihuen ber Befiger, alfo bei uns ber Staat, ein Monopol 
in der Benugung hat, anf feinen Linien demnach feine Konkurrenz 
befürchten muß, während die Waflerftraßen überwiegend natürliche 
Berfehröwege find (in Deutihlaud 2157 km Kanäle, 1415 km ta 
nalifierte Kläffe, 8135 km „freie” Flüſſe und 2082 km Binnen 
feen und Haffftreden), die wie Landftraßen von jedermann benutzt 
werben fönnen. Bor dem Auflommen der Eifenbahnen waren bie 
Waſſerſtraßen für den Transport großer Laften, namentlich von Rohr 
ftoffen wie Holz, Getreide, Kohlen, das einzige Beförberungsmittel, 
und auc nachher verblieben ihnen diejenigen Büter, die ein großes 
Bolumen anfwiefen oder fih ihrer ſonſtigen Natur nach uicht für 
die Berfradtung mit der Bahn eizneten. Die Güterbeförberung 
zu Waffer ging zwar Iangfamer vor fi, war zu Zeiten des Froftes 
ober großer Trodenheit wohl faſt ansgeſchloſſen, man konnte auch 
in vielen Fällen nicht fo nahe an den Beſtimmungsort gelangen wie 
mit der Eifenbahn, aber fie war bedeutend billiger, weil diefelbe 
Zugkraft auf dem Waffer etwa ſechſsmal ſoviel an Laſten zu bewegen 
vermag wie auf bem Lande. Diefer Vorzug wurde beſonders Ichhaft 
empfunden feit den flebziger Jahren des verfloffenen Jahrhunderts, 
ale die Berftaatlichungen der Eifenbahnen und vielfache Zarifr 
erhöhnungen eintraten, der Beihäftsmann aber viel fchärfer an Fracht⸗ 
erfparniffen zu verdienen fuchte. Damals beganı auch bie eifrige 
Agitation für Schaffung weiterer Tünftlicher Waflerfiraßen, und 
Preußen mußte fi, wollte es feine Eifenbahntarifpolitit nicht ändern, 
dazu verfichen, ben Dortmund» Emstanal zu bauen, beflen Koften 
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man anf 58 Millionen und deſſen Berzinfung man auf 5%, berechnete, 
ber aber dann über 100 Millionen koſtete und vom Staate 4904 
noch einen Zufhuß von faft 4 Millionen zur Unterhaltung nnd 
Berzinfung des Kapitals erforderte, d. b. für jedes tkm befürberter 
Laften 1,9 Pf. Trogbem hofft noch heute ein Zeil der Intereffenten 
‚anf die Ausführung des laͤngſt geplanten Rhein⸗Elbekanals. 

Die geringe oder ganz ausbleibende Berzinfung der Kanäle und 
bie Unkoſten für Regnlierung, Inftandhaltung uf. an den „freien“ 
Flüffen haben Preußen, auf das allein 85%, der Waflerftraßen ent- 
fallen, zn einem Vorgehen veranlaßt, das heute bie öffentliche Mei⸗ 
nung ſtark befchäftigt. Es will fich ein Entgelt für feine Aufwen⸗ 
bungen verfchaffen durch Anflage einer, wenn auch mäßigen Abgabe 
auf den Verkehr der „natürlichen“ Waflerftraßen. Hierzu mußte es 
die Zuftimmung der Bundesſtaaten nnd des Volkes zu einer Ände⸗ 
rung der Verfaflung bes Reichs haben, da nach Artikel 54 nur für 
Benutzung befonderer Anftalten zur Erleichterung bed Verkehrs Ge⸗ 
bühren erhoben werden bürfen, nicht aber für bie Befahrung ber 
Flüſſe ſelbſt. An einer Beſteuernng des Verkehres haben bie anberen 
Bundesſtaaten burchaus nicht das Interefle wie Preußen. Sie haben 
nur eine Berteuerung der Frachten auf Rhein nnd Elbe zu erwarten; 
trogbem find die Vorjchläge Prenpend im Bunbeörate angenommen, 
fie harren noch der Annahme burch den Reichstag. Aber auch im 
Falle der Ablehnung dürfte Preußen feinen Willen erreichen. Im 
Grunde genommen iſt die Schiffahrt auf den beutfchen Strömen, 
wenigftens Rhein und Elbe, nicht mehr frei, fondern befindet fich 
in der Hand von Schiffahrtögefellfchaften, bie fidy neuerdings immer 
mehr Tartellieren und das Verkehrsmonopol erringen. Preußen 
würde eben banı, wie vorgefchlagen worben iſt, dad Schlepp⸗ 
monopol anf den Flüffen gefeglich zu erhalten fuchen, d. h. das 
ausfchließliche Recht, Frachtfchiffe zu Berg oder gu Tal zu fchleppen, 
und fände fo Gelegenheit, in die Gebühren dafür eine Abgabe für 
die in feinem Lande befindlichen Flußſtrecken einzufchließen. 

Im Gegenfag zur Eiſenbahu und Binnenfchiffahrt war und 
ift die Seefhiffahrt immer ein freied Gewerbe. Deun außerhalb 
ber Küftengewäfler befißt der Staat Feinerlei Hoheitsrechte mehr, 
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dort beginnt das Gebiet, über das internationale, voͤlkerrechtliche 
Berträge Beſtimmungen fchaffen. Auch in ber Seeſchiffahrt haben 
fi tiefgreifende Veränderungen vollzogen. Die alten Kaufleute, 
die allein oder mit anderen zufammen Schiffe ausräfteten, find 
zurädgetreten vor befonderen WMeebereibetrieben. Die großen Er⸗ 
fordernifle au Kapitalien haben audı hier zur Gruͤndung von Geſell⸗ 
fhaftöunteruehmungen, won Attiengefellfchaften, geführt. Über 80%, 
der bentfchen Tonuage, — ber beutfche Schiffsraum macht ein Zehntel 
bed ber ganzen Welt aus — gehören deu größeren Altiengeſell⸗ 
fhaften. Und unter diefen haben fih bie Bamburg-Ameritar 
Linie in Hamburg und der Norddentſche Lloyd in Bremen zu 
Leitungen aufgefchwungen, wie fie fon in ber Welt nicht vorhanden 
find. Über die Hälfte der deutfchen Tonuage hat ihren Gig in Ham⸗ 
burg, und von biefer gehören wieder mehr als bie Hälfte ber „Bapag”, 
von der Bremer zwei Drittel bem Lloyd, fo daß dieſe beiden Geſell⸗ 
fchaften über den größten Teil der gefamten beutfchen Haubeldflotte 
überhaupt verfügen. Sie find es, die heute die feiten, vegelmäßis 
geu Fahrten nach befiimmten wichtigen Punkten ber Erbe unters 
halten, wie die Hapag von Hamburg nadı New York, Bolton ufiw., 
Meftindien, Nords, Mittels, Sübbrafilien und Laplata, Sau Franzisko, 
Dftaffen, der Eloyb von Bremen nadı New York, Braſilien, Laplata, 
Dftaften, Auftralien unb verfchiedene Aufchlußlinien, für welch letztere 
er etwa 5,6 Millionen Staatsbeihilfe bezieht. Den beiden Geſellſchaften 
it auch die Beförderung ber deutfchen Poft anvertraut. Dagegen Iohut 
fi die Einrichtung feſter Linien nicht nach ändern, die nur gu ge⸗ 
wiflen Zeiten Frachten bieten, wie Argentinien und bad Kapland 
zur Zeit ber Ernten. Gier tritt vielmehr die wilde ober freie 
Fahrt, auch Trampfahrt ein, d. h. die Schiffe vermieten ſich für 
jede einzelne Fahrt und nehmen Frachten, wo und wohin fie koͤnuen, 
fie befördern einen großen Zeil der Waren des Welthanbeld. Die 
durdhfchuistliche Geſchwindigkeit dieſer Schiffe beträgt 9 Kuoten 
(14,4 km) in der Stunde, Allerdings ik heute die Perfonenbeför 
derung und der Berfaub vieler Waren, wor allem hochwertiger Ins 
duftrieartifel, immer mehr an die Linienſchiffahrt übergegangen, fo 
daß bie freie Schiffahrt aud ben Häfen Norbweiteuropas fah vers 
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fhwunden if. Die Zahl der Häfen mit regelmäßiger überfeeifcher 
Berbindung iſt in Europa anf etwa 800 geftiegen, und bie Schiffe 
gehen nnd kommen beinahe mit berfelben Pünktlichkeit wie bie 
Eifenbahnzüge. Der flärffie Strom, mehr als ein Sechftel ber ges 
famten Dzeanfchiffahrt, mit den größten und ſchnellſten Linien, bes 
wegt fi) zwifchen Norbwefteuropa und Norboftamerifa. Perfonen- 
und Guͤterverkehr wirken hier in gleichem Umfange zufammen. Der 
zweitgrößte Strom, der aber mit viel mehr Einzellinien verfehen 
it, geht durch das mittellänbifche Weer und den Suezfanal nad 
Aften, Anftralien und Oſtafrika. 

Die ſtarke Konkurrenz, die auch in der Schiffahrt herrfcht, ins⸗ 
befondere das Sinken der Paflagier- und Frachtpreiſe, hat in den 
legten Jahren zu allerlei Vereinbarungen geführt. Die wichtigfte ift 
die Interefiengemeinichaft zwifchen Hamburg⸗Amerika⸗Linie und Nord⸗ 
deutfchem Lloyd, die ihrerfeits mit einem amerilanifchen Zruft unter 
ber Leitung P. Morgans Berabrebungen getroffen haben über Ans 
laufen der Häfen, überhaupt über eine gemeinfame Intereſſenpolitik. 
Gefahren fcheinen aus einer folchen Art Wonopolifierung nicht fo 
leicht entitehen zu können, da bie freie Schiffahrt immer ein wach⸗ 
famer Konkurrent iſt. 

Die Port und die mit ihr verbundene Telegraphie und Zelephonie 
find reine Staatsanftalten. Ihre rechtlichen Grundlagen bilden 
das Poftregal nnd der Poſtzwang. Durd das Poftregal iſt aus⸗ 
fchlieglich dem Stante dad Recht gewährt, Poflen anzulegen und 
u betreiben. Der Poſtzwang iſt eine Ergänzung zum Poftregal und 
enthält die Verpflichtung für das Publikum, bei gewiffen Sendungen 
fih nur der Poft zu bedienen. Der Poft allein fleht es zw, ver⸗ 
fchloffene Briefe und politifche Zeitungen, die öfter ald einmal 
wöchentlich erfcheinen, feit 1800 Briefe auch innerhalb des Ortes, 
zu befördern. Unverfchloffene Briefe, Karten, Drudfachen, Geſchaͤfts⸗ 
yapiere, Warenproben bürfen auf jede beliebige Weife befördert 
werden, unr nicht durch gewerbömäßige Anflalten, die durch das 
Doftgeleg unter allen Umftänden verboten find. So darf ein Vote 
alle diefe Dinge, auch Briefe und Zeitungen austragen, wenn fie nur 
von einem Abfender gefchidt werben und der Bote nicht poſtzwangs⸗ 
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yflichtige Gegenſtaͤnde von anderen mitbringt. Kein Poflzwang beftcht 
natürlich nah Orten ohne Pofanftalten. 

Andererfeitd darf die Pop bie Annahme uud Beförberung von 
Sendungen, auch unfrantierten, nicht verweigern, folange ſolche Seus 
bungen, ihre Außenfeite ober ber Inhalt, ſoweit biefer erfennbar, 
nicht geſetzwidrig find, in fittlicher Hinſicht Anftoß erregen uſw. 
oder Befahren ber Exrplofion, ber Entzündung mit fich bringen. Im 
Zeitungsvertrieb barf die Poft keine Unterſchiede zuguuften ober 
ungunften einer politiichen Richtung machen, fie muß regierungs- 
treue Zeitungen genau fo befördern wie anarchiftifche. Beſonders 
fireng wirb auch die Wahrung bed Briefgeheimuifles befolgt. Selbft 
über den Inhalt offeuer Karten dürfen bie Beamten anderen gegen» 
über feine Witteilungen machen. 

Erſatz leiſtet die Poſt für verlorene oder befchäbigte Wertbriefe, 
Wertpakete und gewöhnliche Pakete, wenn die Seubung durch ihre 
Schuld ganz ober teilweife verloren gegangen ift, nicht durch Kahrs 
Läffigleit des Abſenders ſelbſt oder durch Naturereiguiffe, wie Blitz⸗ 
fchlag. Dagegen verweigert fie grunbfäglich Erfag für gewöhnliche 
Briefe, Poftfarten, Drudfachen, Warenproben, überhaupt nicht eins 
gefchriebene Senbungen. Auch ſolche Schäden vergütet fie nicht, bie 
bei einer answärtigen Poftverwaltung eingetreten find. 

Lange Zeit trug die Poft den Charakter einer fisfaliichen Einrich- 
tung, fie wurde von dem Staate ald Einnahmegnelle betrachtet. Die 
Tarife für bie von ihr beförberten Sendungen waren beöhalb mög⸗ 
lichſt genan nach Koften und Entfernung der Beftellung eingerichtet. 
Zu einer anderen Auffaflung gelangte man erft im 19. Sahrbundert, 
wo man file als ein wichtiges Element ded zunehmenden Berfehre 
fhägen lernte und bdiefem bienftbar zu machen fuchte. Den wich 
tigften Anlaß hierzu gab bie Einführung des Einheitöportos für alle 
Entfernungen des Landes, ein Gedanke, der anf R. Hill (1837) in 
England zurädging. In Deutichland wurbe ed 1868 eingeführt. Die 
Entfernung bleibt feitbem bei Briefen, Karten, Drudfachen für die 
Berechnung des Portos außer Betracht, nur nach dem Gewicht 
werben Uinterfchiebe gemacht. Bel Paketen beftchen für das Gewicht 
bis 5 kg zwei Zonen, bis 10 Meilen und barüber hinaus; bei 
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Paketen von über 5 kg Gewicht werden nadı 6 Eutfernungsftufen 
bemeflene Zufchläge erhoben. Befondere Gebühren beftehen für Geld» 
fendungen, für Zeitungevertrieb, für Poflaufträge und Poſtnach⸗ 
nahme, für die Aufftelung von Schließfächern für abzuholende Poſt⸗ 
fachen nſw. 

Bon ganz befonderer Bedeutung für ben Weltverkehr wurbe bie 
Ausdehnung des Einheitsportod über die Grenzen ded Baterlandes 
hinaus durch bie Begründung bed Weltpoftvereins im Jahre 1874, 
an beffen Zuftandefommen Dentfchland, befonderd ber bamalige 
Staatsſekretaͤr des Reichspoſtamts, Stephan, bas hervorragenbfie 
Berbienft hatte, und dem nach nnd nad, faft alle Kulturftaaten beis 
getreten find. Für durchſchnittlich das doppelte des Inlandportos 
werben jetzt Briefe, Karten ufw. nach fat allen Zeilen ber Welt 
befördert. Die widhtigften Vorteile bed Weltpoftvereins beſtehen in 
der Freiheit des Tranflts, d. b. des Durchgange® der Sendungen 
durch ein Rand, in der flarfen Berringerung ber Tranfitgebühren 
und dem Wegfall der Portotellung. Jedes Land behält die Portos 
einnahmen, bie ed gemacht hat. Bis jetzt umfonft erfirebt und in Zus 
kunft nicht fobalb erreichbar ift die Einführung einer Weltpofts 
marfe. 

Eine völlige Einheitlichleit im Weltpoftvertehr wird wohl überhaupt 
nicht möglich fein, haben wir ja nicht einmal Einheit in Deutfch- 
land. Das Neichspoftgebiet umfaßt nicht mit Bayern und Württem⸗ 
berg, denen durch die Reichöverfaflung Sonderrechte eingeräumt find, 
Diefe beiden Länder regeln bie Tarife für den iuneren Verkehr 
felbft, haben eigene Laudespoftverwaltungen, dürfen über ihren Ver⸗ 
fehr mit den nichtdeutfchen Nachbarftaaten felbitändige Berträge abs 
fchließen, natürlich ohne das Reich zn fchädigen, haben eigene Briefs 
marken, — auf diefed Recht hat Württemberg 1903 verzichtet — und 
unterfiehen nur in bezug auf Vorrechte der Poft, bie Verhäftniffe zum 
Publikum und die Sendungen nach dem Reichspoſtgebiet dem Reiche, 
Sie behalten auch die Einnahmen aus ihren Poften. Diefe betrugen 
41908 in Bayern 14,4 Millionen, in Württemberg 7,6 Willionen, im 
Reichspoſtgebiet 46,8 Millionen Marl. Allerdings iſt bei dieſen 
Überfchäflen zu bebenten, daß die Poft hente eigene Transportmittel 
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nicht mehr zu beſchaffen braucht, ſeitdem bie Bahnen Gelegenheit 
jur Beförderung ihrer Sendungen bieten. 

Die neueſte Entwidinng des beutfchen Poſtweſens wirb charak⸗ 
teriflert durch Übernahme von Anfgaben, bie urfprünglich nicht im 
ihr Bereich fallen. Hierher gehört ihre Berwendung zur Zahlung 
der Alters, Invaliden, uud Krantenrenten im Dieuſte ber beutfchen 
Arbeiterverfiherung, und hierher gehört ferner bie feit 1909 be⸗ 
ftehende Einrichtung bed Poſtſcheckverkehrs, dem feit 1910 ein 
internationaler mit ſterreich⸗ Ungarn und der Schweiz ſich auſchloß, 
zur Berringerung bed Barzahlungsverkehrs. Was uns Dagegen noch 
fehlt und worin uns bie meiften anderen Länder voraus find, das 
{ft Die Poſtſparkaſſe. 

Unfer heutiges Müngwefen beraubt anf bem Geſetze vom 4. Juni 
1908, das aber in feinen grundlegeuden Beſtimmungen auf bad Geſetz 
vom 9. Juli 1873 zurüdgeht. Danach herrfcht bei und bie reine 
Goldwährung, b. b. nur Gold hat unbefchränkte Zahltraft nud 
darf in unbefchräntter Wenge ausgeprägt werben. Diefe Eigen» 
[haften der Währungs» oder Kurantmünzen fehlen unferen 
übrigen, Scheidemünzen genannten Belbarten, den Silber, Nickel⸗ 
und Kupfermuͤnzen. Im Verkehr braucht niemand Silbermänzen im 
Betrag von mehr ald 20 Mark und Ridelmänzen und Kupfermänzen 
im Betrag von mehr ald einer Mark in Zahlung zu nehmen. And 
biefem Grunde iſt die Wenge der auszuprägenden Scheidemünzen 
beichräntt; bis anf weiteres foll der Sefamtbetrag au Silbermünzen 
20 Dart und derjenige an Ridels und Kupfermünzen zufammen zwei 
und eine halbe Mark auf den Kopf der Bevoͤlkerung nicht überfteigen. 

Dad Münggrundgemwicht, die Einheit, auf ber fih bad ganze 
Münzfpftem aufbaut, iſt das Kilogramm feinen Goldes. Aus biefem 
follen geprägt werben 2790 Mark in 20 ober 10 Marfftüden. Die 
eigentämliche Zahl erklärt fich aus der geichichtlichen Entwicklung. 
Als man bie Boldwährung einführte, mußte mau die Goldmuͤnze 
in einen Zufammenhang mit den früher allgemeinen Silbermünzen 
bringen. Gold und Silber verbielten ſich zu Anfang ber 1870er 
Jahre im Werte zueinander wie 151), zu 1. Da man nun aus einem 
Dfund Stiber 30 Taler XXX ein Pfund fein) = 90 Mark, mithin 
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aus Akg 180 Mark in Münzen prägte, mußte man aus einem 
Kilogramm Gold das fünfzehnundeinhalbfache, alfo 2790 Mark prägen. 
2790 Markt in Gold enthalten alfo zufammen ikg feines Gold, fie 
wiegen aber nicht A kg, fonbern 1,1441 kg, denn bie Münzen werben 
nicht aus reinem Metall hergeftellt, da fie fich wegen ihrer Weich⸗ 
heit in folhem Falle zu raſch abnutzen unb ihr Bepräge verlieren 
würden, fondern dem Gold wie dem Silber wird Kupfer beigemifcht, 
und zwar zu 9 Zeilen Gold oder Silber ein Zeil Kupfer. Das 
Korn unferer Gold» oder Silbermünzen, d. 1. bad Verhältnis des Fein, 
gehaltes zum Gefamtgewicht der Wünze, dem Schrot, beträgt alfo 
9001000. Allerdings kommen Abweichungen von biefem Verhältnis 
bei der einzelnen Wünze vor, aber fie follen für den Feingehalt 
nicht mehr ale 2%), bei Gold und 3%, bei Silber, für das Schrot 
nicht mehr als, 2,50, bei Gold und 10%. bei Silber betragen, 
um auögegeben werden zu bürfen. Auch werden Goldmünzen im 
Verkehr nicht mehr belaffen, wenn fie dad Paffiergewicht über; 
fohritten, d. h. 5 Zaufendftel ihres Vollgewichts eingebüßt haben. 
Die anderen Münzen, alfo die Silbers, Nidels und Kupfermünzen, 
von denen bie Nidelmünzen zu 75 Zeilen aus Kupfer und zu 25 Teilen 
aus Nidel, die Kupfermünzen zu 95 Teilen aus Kupfer, 4 aus Zinn 
und 4 Zeil aus Zinf beftehen, werden eingezogen, fobald ihr Gepräge 
undeutlich geworben ift, und zwar auf Koften bed Reiches. Diefem 
allein fteht auch bie Münzhoheit zu, das Recht, in Sachen bed 
Münzweſens Gefege und Berorbnungen zu erlaffen, während das 
Münzregal, die Berechtigung zur Ausprägung von Wünzen unb 
zwar für Rechnung des Reiches, den Bunbesftaaten übermwiefen 
worden ift. 

Meben dem Metallgeld gibt e8 heutzutage in jedem Staate papierene 
Geldarten, von denen bie widhtigften dad Papiergeld und die Banks 
noten find. Papiergeld gibt ber Staat aus, wenn er über feine 
anderen Zahlungsmittel verfügt, mit der Abficht, es fpäter wieder 
einzulöfen. Wenn er guten Kredit genießt, werden ſolche Scheine 
von der Bevölkerung ohne Anftand genommen und wie Gelb vers 
wendet, nicht felten müflen aber Staaten ihrem Papiergeld Zwangs⸗ 
fur verleihen, d. h. die Untertanen zur Annahme gefeglich vers 


370 Deutſche Wirtſchaſtepflege 


pflichten. Ein ſolcher Zwangskurs beſteht für die einzige Art von 
Papiergeld, die wir haben, die ſogenannten auf 5 und 10 Mark lauten⸗ 
ben Reichskaſſeuſcheine, nicht. Sebermann Tann fie zurüdweifen. 
Sie finb vom Deutfchen Reiche in bem flebziger Iahren im Vetrage 
von 120 Millionen Marl, bemeflen nach ber Kopfzahl ber damaligen 
Bevölkerung (rund 40 Millionen) — auf ben Kopf drei Mark ge 
rechnet — ausgegeben worden, um ben Bundesſtaaten Die Beſeiti⸗ 
gung ihres Papiergeldes zu erleichtern, wurben dann aber im Verkehr 
belaffen. Ein Zufall ift es, daß im Juliusturm zu Spandau genau 
diefelbe Summe in Gold ald Kriegsichag ruht, mit ben Reichskaſſen⸗ 
fcheinen hat dieſer Kriegsſchatz nichts zu tun; er iſt nicht zu ihrer 
Dedung beitimmt, bie Reichskaſſenſcheine find vielmehr ungebedtes 
Dapiergeld. 

Ganz anderen Charakter als bie Reichskaſſenſcheine tragen die 
Banknoten. Sie werden nidht vom Reiche audgegeben, fondern 
von den fogenannten Notenbanken, beren es noch fünf gibt, bie 
Reichsbank, die Säcfifche Bank, die Bayerifche Notenbank, bie 
MWürttembergifche Notenbank und die Badifche Bank. 

Die Banknoten find auf runde Summen lautende gebrudte Ans 
weifungen biefer Banfen auf fi felbft und müflen von biejen 
jederzeit eingelöft werben Fönnen. Sie dürfen nur auf Beträge von 
100, 200, 500 unb 1000 Marf und von einem Bielfachen von 
41000 Mark audgefertigt werben. Doc; barf die Reichsbank feit 1906 
auch auf 50 und 20 Mark Iautende Noten andgeben. Ihre Moten 
find feit dem 1. Ianuar 19410 gefegliched Zahlungsmittel, 
müflen alfo von jedermann angenommen werben, ein Borzug, ber 
ben anderen vier Notenbanken verfagt ifl. Ein andered Borrecht 
ber Meichöbant in dieſer Hinficht befleht darin, baß nur fie bie 
Noten der anderen Banken zu Zahlungen an biefe verwenden ober 
zur Einlöfung präfentieren darf, daß ihr aber von diefen nicht ihre 
eigenen Noten zur Einlöfung präfentiert werben dürfen, daß ferner 
nur fie an allen Pläben bed Reiche Filialen errichten kann, während 
bie anderen Notenbanten auf ihren Bundesſtaat befchränkt find. 

Die Banknoten bieten dem Publikum große Bequemlichleiten, ins 
fofern fie das Zählen hoher Summen vereinfachen und in ihnen 
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große Betraͤge viel leichter transportierbar find, den Banken aber 
deu Nuten, daß fie die Noten nicht zu verzinfen brauchen und das 
durch Ausgabe von Moten in den Kaflen zurüdgehaltene Geld zins- 
bringenb verwerten fünnen. Freilich dürfen fie ihre Gelder nur fo 
anlegen, daß fie raſch wieber in ihren Befit kommen und in kurzer 
Zeit, wenn nötig, alle ihre Noten wieber einlöfen fünuen. Deshalb 
find ihnen auch nur ſolche Gefchäfte geftattet, bei denen fich Geld 
bald wieder fläffig machen laͤßt, befonderd bad Diekontgefchäft, 
ber Ankauf von Wechſeln vor ihrem Verfalltag. Das Recht zur 
Ausgabe von Moten erlifcht fofort, wenn bie Bank der Verpflichtung 
zur Einlöfung nicht nachzufommen vermag. 

Um eine dauernde Zahlungsfähigkeit der Notenbanken zu ermoͤg⸗ 
lichen, find eine ganze Reihe von Beflimmungen getroffen worden, 
denen fich bie Banfen zu fügen haben. So barf die Bayrifche Noten- 
banf nur bid zu 70, die Württembergifche bis 25,714 und die Badifche 
Bank bid zu 27 Millionen Mark Noten audgeben. Kür die Neiche- 
bant und die Saͤchſiſche Bank befteht eine ſolche Hoͤchſtgrenze 
nicht. Dagegen gilt für alle die Vorfchrift, daß der Betrag ber 
audgegebenen Noten nie höher fein barf als ber Barvorrat, wos 
runter ber Beſtand an Metall in Münzen oder Barren, Reichskaſſen⸗ 
fheinen und Noten anderer Bauten zn verftehen tft, und das 
fog. Renerfreie Noteukontingent zufammen. Diefed Kontingent 
beträgt für die Reichsbauk 550 Millionen Mark, für die Säch⸗ 
fifhe 16,774, für die Württembergifche und Badiſche je 10 Mils 
lionen unb für die Bapyrifche Notenbauf 32 Millionen. Iſt die 
Summe ber umlaufenden Noten höher ald ber Barvorrat und das 
Notenkontingent, fo kommt die Bank in die Notenfteuer, fie muß 
für den überfchießenden Betrag 59), Steuer entrichten, durch bie der 
Mugen, den die Banf an ber Audgabe zu vieler Noten hat, wieder 
verloren geht. Endlich aber gilt bei und bad Syitem der fogenanns 
ten Drittelödedung, db. h. ein Drittel der Noten muß fletd durch 
Bold, kursfaͤhiges deutſches Geld und Reichskaſſenſcheine gebedt 
fein, der Reft aber durch diskontierte Wechfel oder Schedd. Um eine 
Kontrolle der Befolgung aller Berpflichtungen zu ermöglichen und 
die Motenftener berechnen zu Tönnen, find bie Notenbanfen vers 
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pflichtet, monatlich viermal den Stand ihrer Aktiven und Paifiven, 
ben fog. Bankausweis, im Reichdanzeiger zu veröffentlichen. 

An Bedeutung überragt alle Notenbanfen bie Reichsbank. Sie 
wurde feiner Zeit geichaffen, um bad deutiche Zahlungdwelen zu 
regeln und in Ordnung zu halten und deshalb mit allerlei Vor⸗ 
rechten ausgeſtattet. So ift fie 3. ®. von der Gewerbeſtener befreit, 
ferner beträgt ihr fteuerfreied Motenfontingent am Schluffe der 
Vierteljahre, wo ber Bedarf an Zahlungsmitteln befonders ſtark ift, 
750 Millionen Mark, während dad der anderen Notenbanken unvers 
änberlich bleibt. Sie ift feine Staatsanftakt, fondern eine Aktiengeſell⸗ 
fchaft, deren Anteilfcheine in privaten Händen find, beren Direls 
torium aber vom Kaifer ernannt wirb und deren Beamte Staatd- 
beamte find. Bon dem Gewinn beziehen nach dem Geſetz vom 
4. Zuni 1909 die Anteildeigner zunächft eine Abfchlagsbividende von 
31,9, aufihre Anteile, von dem verbleibenden Reft ein Viertel, während 
die übrigen drei Viertel dem Reiche zufallen. Bon biefem Refte find 
jedoch 10% dem Reſervefonds zuzuführen, ganz gleich wie groß 
biefer ift, Die zur Hälfte vom Reiche, zur Hälfte von den Anteils⸗ 
eignern zu tragen find, fo daß alfo dieſe immer nur 20%,, jened 70%, 
und ber Refervefonde 10%, vom Neftgewinn erhalten. Nach dem 
Bankgeſetz vom 14. März 1875 Tann die Reichsbank aufgehoben 
werden am Beginn jedes Jahrzehnts, alfo das naͤchſte mal wieder 
4921, aber dazu dürfte es fo Leicht nicht kommen bei ber großen 
Bedeutung, bie fidy die Banf erworben hat, während ihre Verftaat- 
lichung fchon öfters befürwortet worden iſt. 


e) Soziale $rage und foziale Bewegung. 

Die Arbeiterflaffe ift ein Produkt ber modernen gewerblich⸗in⸗ 
duftriellen Wirtfchaftdentwidlung. In dem Maße, ald die Hands 
arbeit abgelöft wurde von den Mafchinen, ber handwerkliche Betrieb 
verdrängt wurbe vom mafchinell eingerichteten Großbetrieb, bie Ins 
buftrie die Landwirtfchaft ablöfte in ihrer Führerrolle im beutichen 
MWirtfchaftsleben, mußte naturgemäß die Zahl ber Menfchen wachen, 
bie abhängig waren auf Lebenszeit. Was urfprünglich ein Durch⸗ 
gangsftabium war, die Gefellenzeit, wurbe nun bie Form für dad 
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Arbeitöverhältnis eined ganzen Wenfchenlebend und großer Maflen. 
Bon den 26827362 im Hauptberuf Erwerbötätigen bed deutſchen 
Volkes im Jahre 1907 waren 19126849 Arbeiter und Arbeiterinnen, 
das find 71,5%. Das iſt ed auch, was bie Probleme, bie biefer 
Staub bervorbradhte, mit folcher Wucht auf unfer gefamtes Volks⸗ 
leben wirken läßt. Die Flächen, bie er ungünftigen Berhältniffen 
ber verfchiedenften Art zur Einwirkung darbietet, find zu groß, als 
daß die Folgen ſich nicht am ganzen Volkskoörper fehr deutlich fühl 
bar machten. „Entweder wir fleigen alle miteinander nad, oben, 
oder die Unkultur der Arbeitermaffen zieht unfer ganzes Bolt nad 
unten“. (Fr. Naumann.) Was bedeuten die Lebensverhältniffe diefer 
Millionen für unfer wirtfchaftliches und ftaatliched Keben, wenn man 
hinzunimmt, daß fie beftimmend find für deu ganzen Untergrund von 
etwa Dreivierteln bed gefamten beutfchen Volles? Kenntniffe, Faͤhig⸗ 
feiten und Wille ber Arbeiter find weithin beftimmenb für unfere 
technifche und wirtfchaftliche Entwidlung. Und die Fragen: wie wohnt, 
nährt fich, kleidet fih, bildet fich die Mehrzahl unferer Iugend, 
welchen Geiſt und welche Kultur nimmt fie in fi auf, wird fie 
durch ihr Vaterhaus eine ftarfe Verfnüpfung mit dem Baterlanbe 
finden oder nicht? hängen unlöslich zufammen mit dem Lebens, 
ftandarb dieſes Teiles unfered deutfchen Volkes. So werben feine 
Angelegenheiten zu Sorgen des ganzen Volkes, uud ed tut not, fie 
fennen zu lernen, um fie in ihren Folgen zu begreifen. 

Das war lange fo und ift heute noch eine große Schwierigkeit, 
daß man die inneren Stimmungen ber Arbeiter zu fehr mißachtete 
und dann auch ihre Forberungen und Beftrebungen falich beutete. 
„Mir ift gefchehen, wie wohl jedem aus unferen Reihen, der ehrlich 
um biefe Fragen ſich müht: ich fand Probleme, wo ich Agiome 
wähnte. Manche Wünfche unferer Arbeiterfchaft, die ich vorbem vers 
ſtaͤndnislos überhörte, halte ich heute für ernſtlich diskutabel“. (tes 
gierungsrat Kolb: Als Arbeiter in Amerika.) 

Dad Borhandenfein des Arbeiteritandes birgt zweifellos große 
Schwierigkeiten in fih. Allein ſchon bie Tatfache, fein Lebenlang 
ſich fo feften Gewalten gegenübergeftellt zu wiflen, wie fie bas 
Kapital und die Technif bedeuten, ift in mancher Hinſicht nieder, 
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drũckend. Dazu kommt, daß bei ber immer mehr ſich durchſetzenden 
Differenzierung ber Arbeit häufig nur eine fehr mechanifche Teils 
arbeit übrig bleibt, auf die man keinerlei perfönlichen Einfluß nad) 
Geſchmack oder Fertigkeit ufw. haben kann. (Mafchinenarbeit mans 
cherlei Art) Das bat in vielen Fällen zu einer inneren Berarmung 
geführt. Sobann kommt die ganze Stellung des Arbeiter im Pror 
duftiondprogeß in Betracht. Was für ihu von fo einfchueidender Wir, 
tung if, wie Lohn und Arbeitözeit, wurben oft in einem feinem 
Intereſſe entgegenftehenden Sinne behandelt: man gewährte nur 
niedrige Löhne und beanfpruchte lange Arbeitözeit, um Produktions, 
Eoften zu erfparen. Das hat feine Lebensverhältnifie weſentlich 
verfchlechtert. So kamen alle die ungefunden Berhältmifle: übers 
lange Arbeitözeit ber Erwachſeuen, Frauenarbeit und Kinderarbeit 
und damit 2oderung ber Familiengruublagen bed Arbeiterftandes 
und Schädigung feiner wirtfchaftlichen und perfönlichen Stellung. 
Mit der gefteigerten Intenfität ber Arbeit, mit der Berwenbung 
von Elementarkraft und raffinierter Technik waren oft für Leben 
und Gefundheit der Arbeiter Nachteile verbunden. Es entwidelten 
fih in manchen Berufen geradezu Berufskraukheiten, von benen 
die inneren Organe des menfchlichen Körpers raſch verbraucht oder 
doch ſtark angegriffen wurden. Man denke an chemifche Fabriken, 
Bergwerke, Hüttenzechen, Eifengießereien ufw., ober an Betriebe, 
die befondere Unfallgefahren durch ftändige Berührung mit Mas 
fhinen, Transmiffionen ufw. bieten, wie in der Holzbearbeitung, 
in Mafchinenfabrifen, im Baugewerbe und ähnlichen Berufen. 

AU diefe Unzuträglichkeiten konnten fich um fo rüdfichtslofer ent- 
wideln, als zu ber Zeit, in ber bei und die Induftrie in größerem 
Umfang einfegte, die falfche Weinung noch verbreitet war: um biefe 
„gefchäftlichen” Beziehungen ber Menfchen zueinander dürfe der Staat 
fich in feiner Weiſe fümmern. Dan folle — das war bie Auffaffung — 
bie Kräfte möglichit in Freiheit ſich durchſetzen und auswirken 
laflen, dann werde das größtmögliche Glück und der höchſte Erfolg 
ſich einftellen. Das war für ben Arbeiter ber damaligen Zeit ein» 
fach eine Auslieferung feiner felbft, denn die Verhältniffe zwifchen 
ihm und dem Arbeitgeber waren fo ungleich, daß von einem 
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freien Vertrag und einer Berüdfichtigung der Bebürfnifie bed Ars 
beiterd tatfächlich Feine Rebe fein konnte. Er hatte nichts als bie 
Arbeitötraft, die er losſchlagen mußte, um ben Lebendunterhalt zu 
gewinnen, felbft zu Bedingungen, die ihm nicht genehm waren. So 
war er gebunden, während der anbere frei war, ober ed war beim 
Arbeiter doch höchftend nur die Freiheit zu hungern, wenn er auf 
fie pochte. 

Diefe Zuftände waren ber Ausgangspunkt beflen, was man 
heute als Arbeiterbewegung vor fich fieht; fie waren ed auch, aus 
denen dann langfam fowohl der Umfchwung in ben Anfchauungen 
der nationalölonomifchen Wiffenfchaft, wie auch bie veränderte 
Stellung ded Staates zu biefen Fragen herauswuchſen. Dan merkte, 
daß der Arbeiter für bad Volksganze nicht nur als Arbeitökraft in 
Frage komme, fonbern aud, ald Staatsbürger und vor allem als 
Organ zur Erhaltung und Mehrung ber Volkskraft auf allen Ges 
bieten des Lebens. Unter biefem Gefichtöpunft betrachtet, war es 
höchſtes Staatsintereſſe, ob bei folcher Arbeits und Lebensweiſe 
diefe Aufgabe eines fo bedeutenden Volksteiles nicht notleiden müſſe. 
Und da zeigte fich denn, daß in ben fiebziger Jahren des vorigen 
Sahrhunderts die bevölkertſten VBezirfe von Rheinland und Weſt⸗ 
falen ihr Kontingent an militärtauglichen jungen Leuten nicht mehr 
fielen fonnten, weil Kinderarbeit, Srauenarbeit, Wohnungsnot und 
Unterernährung zufammen nicht geeignet waren, bie koͤrperlichen 
Kräfte des jungen Volkes zu entwideln. 

Es ift durchaus nicht verwunderlich, daß and biefen Verhälts 
niffen heraus allerlei Anfäge zu einer Reformbewegung durch bie 
Arbeiter felbit fich bemerkbar machten. In bdiefer Richtung wurbe 
Deutſchland von ben beiden Nachbarländern England und Frants 
reich ſtark beeinflußt, befonderd von England, wo zum Tell Groß» 
artiged auf bem Boden ber Selbfihilfe von den Arbeitern geleiftet 
und erreicht worden war, namentlich in ben Zrabesliniong, ben 
englifchen Gewerkvereinen. 

In Deutfcdyland hatte die Idee der Gewerkvereine — Berufsver⸗ 
eine der Arbeiter zum Zwede der Selbfthilfe, die im Notfalle durch 
gemeinfame Arbeitdeinftellung Lohnfteigerung oder Abwehr von Ver⸗ 
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ſchlechterungen, Verkuͤrzung ber Arbeitszeit, Verbeſſerung von Ar 
beitsordnungen uſw. durchſetzen können, — zwar ſchon Ende der 
ſechziger Jahre des vorigen Jahrhunderts in beſcheidenem Umfange 
Anhänger gefunden, wurde aber eigentlich erſt im Jahre 1868 durch 
Dr. Dar Hirſch in größerem Maße propagiert. Große Arbeiter 
tage wurben abgehalten, auf denen biefer Gedauke zur Reife ges 
bracht werden follte, aber es Fam zu Feiner einheitlichen Bewegung. 
Gleich von Anfang an gingen zwei Richtungen nebeneinander her, 
bie ber fogenannten „freien Gewerkſchaften“, bie von Schweiger 
und Fritzſche Cjozialiftifche Richtung) ausging, und bie der „beutfchen 
Gewerkvereine Hirſch⸗Duncker“, bie von bdiefen beiden WRännern 
angefacht wurde und politifch mehr mit der Fortſchrittspartei zus 
fammenbing. Dad Haupttrennungsmoment war nicht fo fehr das 
politifhe — das war auf fozialiftifcher Seite damals noch ſehr 
unentwidelt —, fondern das wirtfchaftliche. Die freien Gewerk⸗ 
fhaften fanden unter marzifiifchen Einfläffen, die zu grundfäß- 
lihem Kampfe gegen bie gefamten Brundlagen des Wirtfchafte 
lebens führen mußten, unb lehnten von biefem Standpunkt aus 
jebe Sintereflengemeinichaft zwifchen Kapital und Arbeit ab. Ihre 
Lofung war Klaffentampf; denn fie hielten eine pofitive Körber 
zung der Arbeiterintereflen auf privatwirtfchaftlicher Grundlage über 
haupt für audgeichloffen. Die HirfhrDunderfchen Gewerkver⸗ 
eine dagegen erfaunten grunbjäglich die gemeinfame Grundlage 
und das gemeinfame Interefle der Arbeiter und Arbeitgeber an. 
Sie wollten fih nur ald Organifationen zur Steigerung bed Ein 
fluffed der Arbeiter auf den Abſchluß und Inhalt des Arbeitöver- 
traged (Kohn, Arbeitözeit ufw.) und ald Träger für allerlei Hilfe 
kaſſen (Krauken⸗, Reifes und Arbeitslofenunterkügung) angeſehen 
wiffen. Ihr Ziel war etwa bad, was man heute unter dem Streben 
nach Tarifverträgen verfieht. Der Friebe, ber immer wieber zwifchen 
Kapital und Arbeit zuftande komme, zeige ja, daß beide ſich ver 
tragen Fönnen. Es fei nur erforderlich, den Punkt, wo beider Ins 
tereſſen fich treffen, ftatt nach dem Streit, fchon vorher zu finden. 
Die geichichtliche Entwidlung der Gewerkſchaftsbewegung bat biele 
grundfäglichen Unterſchiede fehr ſtark vermindert. Es ift bei ben 
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freien Gewerfichaften das Kaſſenweſen in der gleichen Weife ein» 
geführt worden wie bei den Gewerkvereinen, und ber Gebaufe der 
Solidarität, wie er im Tarifvertrag fich ausbrädt, ift nach langem 
Miderftreben auch hier anerkannt worben. Das gilt auch von ber 
dritten und jüngften Gewerffchaftsrichtung, die im Jahre 1894 
unter dem Namen „chriftlihe Gewerkichaften“ aufgekommen ift. 
Sie leitet das Recht ihrer Exiftenz her aus den Schwierigfeiten, 
die fich für religiös gefinnte und politifch nicht ſozialdemokratiſche 
Arbeiter in ben freien Gewerkſchaften ergeben haben, und aus ber 
ungenügenben Feftigkeit und Kraftentfaltung der Hirſch⸗Duuckerſchen 
Gewerkvereine. 

Allen drei Richtungen iſt heute — wenn mau von allem Bei⸗ 
wert abfieht und nur ihre Arbeit in wirtichaftlihen Dingen 
zur Beurteilung heranzieht — gemeinfam der Kampf für beffere 
Lohnverhältniffe, für Verkürzung der Arbeitszeit entfprechenb ben 
Befonderheiten ded Berufs, für Arbeiterausfchüfle, Arbeitöfammern 
Coder Arbeiterfammern), für Witbefliimmung ber Arbeitdorbnungen, 
Selbftverwaltung ihrer Kaflen ufw., kurz, für alle die Forderungen, 
die ſich aus den Bedürfniffen einer rechtlich und fozial befriedigen, 
ben Stellung bes Arbeiter in ber heutigen Wirtfchaft ergeben. 
Auch die Kampfmittel (Streit, Sperre, Unterflügung ber Mitglieder) 
find grundfäglich diefelben. Die Unterfchiebe zeigen fich mehr bei 
Mebendingen, gemeflen am Zwed ber Bereinigungen. Bei den 
„freien“ Gewerkſchaften ift ed die Betonung bed Glaubens an ben 
Sozialismus und die fozialdemokratifchen Koffnungen auf Übers 
führung des Privateigentums in Gefellfchaftdeigentum, bei den „chrift- 
lichen“ Hervorkehrung des religiöfen Momentes ald Borausfegung 
ber Zugehörigkeit zur Gewerkſchaft, ſowie ftarfe Beziehungen zu 
ben Tonfervativen Parteien bzw. zur Zentrumspartei, bei ben „Hirſch⸗ 
Dunckerſchen“ endlich dad Prinzip, „rein wirtfchaftlich” zu fein, ohne 
mit politifchen oder religiöfen Fragen fich zu beichäftigen. In allen 
drei Richtungen aber find Gährungen und Bewegungen im Gange, 
und man fann von ber wirtfchaftlichen Seite der Arbeiterbewes 
gung durchaus nicht fagen, daß fie eine gegebene und fertige 
®röße fei. 
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Bor allem wachen biefe drei Richtungen peinlich darüber, daß 
bad Koalitionsrecht unangetaftet bleibe unb überall auch rechtlich 
garantiert werbe. Sie wollen, baß der Unternehmer von Geſetzes⸗ 
wegen gehalten fein fol, keinen Arbeiter an der Ausübung biefes 
Nechtes zu hindern, beziehungeweife, daß bied unter Strafe geftellt 
werde. Weiter follen die Berufövereine Nechtöfähigfeit erlangen, das 
beißt, fie follen Träger von Rechten und Berbindlichleiten werben 
können, alfo Berträge abichließen, Bermögen erwerben, Prozefle 
führen dürfen ufw. Damit erft werben fie ein vollmertiges, aufs 
bauended Element unſrer Volkswirtſchaft. Ganz befonderd aber fol 
erreicht werben, daß ber einzelne Unteruehmer oder noch beffer der 
Berband der Arbeitgeber mit dem Verband ber Arbeiter verhandelt 
und daß an Stelle des individuellen Einzelvertrags zwiſchen Arbeiter 
und Arbeitgeber der Kolleftivvertrag ganzer Gruppen oder Berufes, 
zweige tritt. Vorbildlich find bier die graphilchen Berufe (Buchs 
bruder, Lithographen ufw.). Mit dem Anflommen mächtiger Arbeits 
geberverbänbe ift neuerdiugs wieber eine gewifle Verſchiedenheit in 
der Beurteilung zu beobachten, weil nun wieber die Machtverhälts 
niffe anfangen, fi zu Bunften der Arbeitgeber zu verfchieben. 

Ein nened Gebilde find die fogenannten „gelben Gewerk⸗ 
fhaften“Y, die unter fi fchon wieder Verſchiedenheiten bes 
Ziele und ded Weges aufweifen. Im allgemeinen wollen fie von 
Klaffenfampf, von einem Kampf gegen die Unternehmer nichts 
wiſſen. Teilweife Ichnen fie den Streif überhaupt ab, teilmeife find 
fie lediglich Werkvereine mit Unterſtützung ber Unternehmer, aber 
unter Preisgabe ihrer rechtlichen Gleichftellung im Betriebe. Ein 
anderer Zweig wieder will auf der Grundlage arbeiten, daß der 
Arbeiter felbft mit am Betrieb intereffiert wird, ſei es durch Ges 
winnbeteiligung, fei ed — bei Aktiengefellfchaften — durch Aktien⸗ 
befiß, unter der Vorausſetzung, daß Fleinere Aktien zugelaflen wer 


2) Die gelben Gewerkichaften kamen zuerft in Frankreich auf. Ihr Name rührt 
dahec, daß eine Verſammlung Arbeitswilliger, denen von Streitenden bie Fenſter 
des Verſammlungslokales mit Steinen eingeworfen worden waren, diefe mit gelbem 
Papier überkiebten. 
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den. Allen gemeinfam ift die Ablehr von der Methode der übrigen 
Gewerkſchaften, ®egenfäge zwifchen Arbeitern und Arbeitgebern ans 
juerfennen und auf ihnen bad Recht aufzubauen, in Kampfftellung 
zu treten: gewiß eine Berfennung von Wirtfchaftötatfachen und daher 
ein Rüdfchritt in der gefunden Entwidlung ber Arbeiterbewegung. 
Neben den gewerffchaftlichen Verbänden gehen dann eine Reihe ans 
berer Organifationen her, die mehr der religiößstulturellen und fozials 
ethbifchen Förderung der Arbeiter dienen follen. Zunächft fei erinnert 
an die Arbeiterbilbungsvereine, bie, von Schulze⸗Delitzſch und an» 
deren Männern der Fortichrittöpartei zur Förderung ber Arbeiter ges 
gründet, ingeiftiger Beziehung viel Gutes leiſteten, aber baran fcheiterten, 
baß fie dem Umſchwung der Bebürfniffe nicht Rechnung trugen. 
Weiter ift einer Bewegung zu gebenten, die bie evangelifch-fogialen 
Strömungen fo leiten wollte, baß ihre religiöfen Kräfte ber Löfung ber 
fozialen Frage dienfibar gemacht würden: es find Die Beftrebungen ber 
„Innern Miffion“, ald deren Begründer Wichern zu gelten hat. Sie 
fhuf Krippen, Kleinkinderbewahranftalten, Sonntagsichulen, Süngs» 
lings⸗ und Iungfrauenvereine, Herbergen, Magdalenenftifte, Rettungss 
anftalten für verwahrlofte Kinder, Kefegefellfchaften, Kolportage von 
Volkskalendern, Krankenaſyle, Diakonifienanftalten, Mäßigleitövers 
eine, Arbeitertolonien, Anftalten für Taubitumme, Blinde, Schwach, 
finnige, Epileptifche ufw. und erftredte ſich fomit auf alle Berhältniffe 
fozialer Fürſorge. Einen Schritt weiter noch ging Wicherns Freund, 
Bictor Aimé Huber, der eine „chriftliche Affoziation der Hilfsbe⸗ 
dürftigen ſelbſt“ erftrebte. Auf dem Gebiete ber eigentlichen Arbeiters 
frage haben Wichern und Huber nur geringe Erfolge gehabt. 
Innerhalb des katholischen Bekenntniſſes ftellte zuerft der Freiherr von 
Ketteler, fpätere Bifchof von Mainz, ein fogtalpolitifches Programm auf, 
Unter dem Einfluß feiner Ideen entftanden die hriftlichsfozialen 
Arbeitervereine tatholifchen Urfprungs, die fich fpäter zu Fatholis 
fhen Arbeitervereinen auswuchſen. Ihnen zur Seite, aber gewifler- 
maßen auch ald Abwehr gegen die dort mannigfach verfuchte und 
geübte Profelytenmacherei, entftanden im Jahre 1882 evangelifche 
Arbeitervereine. Beide Richtungen haben heute — weniger nad 
der wirtfchaftlichsfozialen als nach der fogialethifchen Seite bin — 
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die Bedeutung von Bildungsvereinen auf konfeſſioneller Grundlage. 
Dabei iſt allerdings auf evangeliſcher Seite eine große Mannig⸗ 
faltigfeit vorhauben in bezug auf die rechtliche Normierung der 
Sozialpolitik, wie in ihrem Berhältnis zu politifchen Parteien und 
religiöfen Strömungen. Diefer Mannigfaltigfeit und ber Biel 
geftaltigleit der Bebürfniffe, wie fie bei den gelernten und unges 
lernten, bei den traditionellen Arbeitern und bei beuen, bie erft 
beute vom Pfluge oder aus handwerklichen Betrieböformen kommen, 
vorhanden find, entipricht auch das bunte Moſaik, bad die Arbeiter 
bewegung ber Gegenwart bdarftellt. Wenn man ben Drang uadı 
Betätigung und die Summe von Opferwilligkeit im Arbeiterftande 
richtig bewerten will, fo muß man fie aufehen ald ben Kaufpreis 
für ein höheres Lebensgefühl, für eine Steigerung und Bereiches 
rung bed Lebensinhalted auf allen Gebieten. 

Neben der gewertichaftlichen Arbeit läuft in einem immer breiter 
werdenden Bett der Strom ber genoflenfchaftlihen Organifation 
einher. Ihren gewaltigften Ausbrud findet fie in den Konfumr 
vereinen. Im Jahre 1909 gab es in Deutfchland 2270 Konſum⸗ 
vereine mit 1334444 Mitgliedern, die mit einem Jahresumſatz von 
357 Millionen Mark rund 35 Millionen Reingewinu erzielten. 
Die Konfumvereine find herausgewachfen einmal aus dem Beftreben, 
den Zwifchenhandelögewinn zu verringern und Damit Die eigene Kebenss 
haltung zu verbilligen, fobann aus bem Bedürfnis nach einer ftärkeren 
wirtfchaftlihen Macht innerhalb der gefamten Volkswirtſchaft. Es wers 
den diefe 35 Millionen deöhalb auch nur zu einem Teile ald fogen. 
Dividende zurüdbezahlt, zum anderen Teil werben fie zur genoffen» 
fhaftlihen Produktion verwendet, fei ed zum Bau von Wohns 
bäufern, fei es zur Herſtellung von Bebarfsartileln wie Schuhen, 
Kleidern, Zigarren, Backwaren ufw. Über die Ausfichten und Ers 
folge diefer Arbeit. herrſchen verfchiebene Auffaffungen, Während 
die einen, die Genoflenfchaftler, der Meinung find, daß das ber 
Weg „zum Endziel” fei, auf dem man langfam aber ficher die 
heutige Wirtfchaftöform, die auf privatlapitafiftifcher Grundlage 
beruht, zur gefelfchaftlichen Produftionsweife führen werde, Ichnen 
die anderen — die fozialdemofratifchen Politiker — diefen Ges 
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danken grundbfäglic ab und erfennen den Genoffenfchaften nur 
infoweit eine fozial fördernde Wirffamfeit zu, als fie unterflügend 
und heilend wirken bis zu der Zeit, wo bad grundfäglich Neue der 
Sozialdemokratie auf dem Wege ber politifchen Wacht durchgeſetzt 
werben koͤnne. Beides find Thesrien, die von ben Zatfachen durch⸗ 
freuzgt werben; fie haben ihre Urfache in ben gleichen Schwierig- 
teiten, bie auch zur gewerkichaftlichen Trennung ber beutfchen Ars 
beiter führten und bie auch innerhalb der politifchen Sozialdemos 
fratie den Ausgangspunkt eines fortgefeßten inneren Kampfes bilden. 
In dem Ningen ber Arbeiter fpielt — das iſt im Lande bes 
Meichdtagswahlrechtes felbftverftändlichh — auch die yolitifche Waffe 
und Mitarbeit eine große Rolle. Der Anfang lag auch hier in der 
Berbindung mit der Kortfchrittöpartei; im weiteren Verlaufe madıten 
fidy unter der Führung von Laflalle, von Schulze⸗Delitzſch, Sonnes 
mann, Albert Lange ufw. und Vertretern ber internationalen marriftis 
fhen Sozialdemofratie (Schweizer, Fritzſche und fpäter Bebel und 
Liebknecht) fehr verfchiebenartige Strömungen geltend. 
Ferdinand Laffalle hatte fich viel mit ber Tage des Arbeiters 
ftandes befchäftigt und hatte fich mit feinem „Syſtem der erworbenen 
Mechte” und dem „Arbeiterprogramm” bereitd einen Namen ges 
fhaffen, der bei den aufitrebenden Arbeitern einen guten Klang 
hatte. In Leipzig hatte ſich ein Arbeiterfomitee gebildet, das nad 
neuen Formen und leitenden Gebanfen für die Arbeiterbewegung 
fuchte. Diefed Komitee trat an Laflalle heran mit der Bitte um Bes 
ratung und Unterftügung. Laflalle fam diefem Wunfche nach mit dem 
berühmt gewordenen „Offenen Antwortfchreiben”, burd das er fich 
mit einem Schlag einen maßgebenden Einfluß auf diefe junge Be⸗ 
wegung verfchaffte. Er trat fcharf den wirtfchaftlichen Auffaflungen 
der damaligen Kortfchrittöpartei entgegen, daß ber Staat fidy nicht 
um das Verhältnis der Arbeiter kümmern dürfe, aber er hielt es 
für audgeichloffen, auf der Grundlage ber Privatwirtfchaft bes 
friedigende Verhältniffe für die Lohnarbeiter zu befchaffen. Des⸗ 
halb fchien ihm bie Gewerfichaftsarbeit ausſichtslos, denn „das 
eherne Sfonomifche Geſetz, das unter ben heutigen Verhältniffen, 
unter der Herrfhaft von Angebot und Nachfrage ben Arbeitslohn 
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beftimmt, ift diefes: daß ber durchſchnittliche Arbeitslohn immer auf 
ben notwendigen Lebenöunterhalt rebuziert bleibt, ber -in einem 
Volke gewohnheitämäßig zur Friſtung der Exiſtenz und zur Fort 
pflanzung erforberfih if. Died iſt der Punkt, um welchen ber 
wirfliche Tageslohn iu Pendbelichwingungen jederzeit herumgravitiert, 
ohne fich jemald Tange weder über bdenfelben erheben, noch unter 
denfelben hinunterfallen zu können. Er kann fidy nicht danernd über 
diefen Durchſchnitt erheben — denn fonft entitünde durch die leich⸗ 
tere, beflere Lage ber Arbeiter eine Vermehrung der Arbeiterehen 
und der Arbeiterfortpflanzung, eine Vermehrung ber Arbeiterbevölfes 
rung und fomit ded Angebots von Händen, welche ben Arbeitslchk 
wieder auf und unter feinen früheren Staub herabbrüden würbe.“ 
Geht, fo folgert er weiter, der Lohn dann wieder zu tief herab, 
fo fommt Auswanderung, Ehelofigteit, Verminderung ber Arbeiter 
zahl und vermindertes Arbeiterangebot, dad dann den Lohn wieber 
auf den früheren Stand hebt. Diefes eherne und graufame Geſetz 
müßten fich die Arbeiter vor allem tief in bie Seele prägen unb bei 
al ihrem Nachdenfen von ihm ausgehen. Seine Hoffnung für bie 
Arbeiter grünbete er auf die genoffenfhaftlidhe Produktions 
weife großen Stils, die er mit Staatöunterflügung — er glaubte, 
etwa 100 Millionen Taler feien notwendig — durchzuſetzen gedachte. 
Ihm war alfo der Staat das Werkzeug im Dienfte der Arbeiter, und 
von biefem Gefichtöpunfte and propagierte er Ieidenfchaftlich die 
Forderung bed allgemeinen, gleichen, birekten, geheimen Wahlrechtes. 
Er vertrat bie Idee des fozialen Königtums, mit dem fich die Ars 
beitermaflen verbinden müßten zum Kampfe gegen die Bonrgeoifie, 
denn ihre, ber ärmeren Klaflen große Afloziation, das fei der Staat. 

Das allgemeine und birelte Wahlrecht fei alfo nicht nur ihr polis 
tifches, es fei auch ihr fozialed Grundprinzip, die Grundbedingung 
aller fozialen Hilfe. Es fei das einzige Mittel, um bie materielle Lage 
des Arbeiterftandes zu verbeflern. 

Zur Erlämpfung dieſes Zieled, das im Jahre 1869 dann auch 
für den Nordbbeutfchen Bund und nachher für den Reichdtag er 
reicht wurde, hat er im Mai 1863 den „Allgemeinen Deutichen 
Arbeiterverein” gegründet. Er baute feine Bewegung vollſtaͤndig auf 
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nationaler Grundlage auf und trat in der Zeit feiner Haupttaͤtig⸗ 
feit für die Arbeiter keineswegs ald Republikaner auf, fondern burdy 
aus ald Monardhift. 

AU das führte zu erbitterten Kämpfen in der Arbeiterfchaft, von 
denen Auguft Bebel in feinen „Lebenserinnerungen” fagt, „daß in 
ihnen oft Szenen vorgefommen feien, die jeder Befchreibung fpotten”. 
Der Einfluß, den Marx und Engeld durch die „Internationale”, 
das „Tomuniftifche Manifeft" und durch mancherlei perfünliche Bes 
ziehungen auf einen Teil der bentfchen Arbeiter hatten, ging in 
völlig anderer Richtung. Beide wurben zur Zeit Metternichs aus 
Dentfchland ausgewieſen und brachten den größten Teil ihres Lebens 
in England bezw. in Frantreih zu. Dort Cin England) ftanden 
fie unter dem Eindrucke tiefgehender fozialer Schäden, der Kehrfeite 
einer hochentwidelten Induſtrie. Sie verfuchten eine Löfung diefer 
fchwierigen Probleme (‚Lage der arbeitenden Klafien in England” 
von Eingeld und „das Kapital” von Marge) und langten bei bem 
Ergebnifle an, bad Privateigentum, die Quelle der fozialen und 
wirtfchaftlichen Nöte, müfje befeitigt und Die Bergefellfchaftung ber 
Produktionsmittel herbeigeführt werben. Damit falle der Anreiz 
zur Ausnützung bed einen Menſchen durch den andern. Aus der 
wirtfchaftlichen Harmonie werbe bie Eulturelle Förderung der Waffen 
fidy ergeben, 

Zwar war auch in ihrem Syſtem fein rechter Platz für die Ger 
werkſchaften und die Genoffenfchaften, aber noch weniger flimmten 
zu ihren internationalen Anfchauungen und zu ihrem Republikanis⸗ 
mus bie ftaatöfozialiftifchen nnd nationalen Ideen eine Laffalle, 
Hier fpielten das Weltbürgertum und das „Enbziel” eine aus⸗ 
fhlaggebende Rolle. Beide Richtungen haben ber Arbeiterfchaft ger 
meinfam ben großen Dienft geleiftet, fie dahin zu bringen, daß fie 
fih als Klaffe bezeichnen konnte, mit befonderen Bebürfniffen und 
Anfgaben; aud, darin waren beide von Haus and einig, daß es 
kein „Reformieren“ gebe auf alter Grnudlage, fondern daß etwas, 
grundfäglich Nenes gefchaffen werden müfle. Aber währenn es bei 
Marg hieß: „Proletarier aller Länder, vereinigt euch“ und auf 
feiner Seite viel von „ber Todfeindfchaft gegen biefen Staat“ die 
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Rede war und ift, hoffte Laſſalle „auf ein Königtum, dad nod 
aus feinem urfprüänglichen Teig gefnetet bafteht, auf den Knauf bes 
Schwerted geftügt, dad entichloffen fei, wahrhaft große, nationale 
und volfögemäße Ziele zu verfolgen.“ Go tobte der Kampf, als 
Laffalle, für fein begonnened Wert viel zu früh, im Auguft 1864 
den Tod fand. 

Im Jahre 1875 fam in Gotha eine notbürftige Einigung beider Rich⸗ 
tungen, der „Raffalleaner” und „Eifenadyer”, anf ber Grundlage eines 
Kompromifies zuſtande, fchon mit beutlicher Borherrfchaft margiftifcher 
Bedankengänge, aber doch mit einem gewiffen Entgegenfommen 
gegenüber ben Laflalleanern mit ihren Genofjenfchaftsgebanten. 
Der margiftifchen Nichtung kam fehr zu flatten, daß der einzelne 
Arbeiter, der nur fein Meines Eigenerleben als Maßſtab für bie 
Beurteilung aller Vorgänge in Technik, Wirtfchaft und fonfligem 
Volksleben hat, fi mit feiner ganzen Stellung zu fehr ald will 
fürlich bins und hergeworfenes lieb biefer Geſellſchaft vorkam. 
Er kannte die gefchichtliche und gegenwärtige Bebeutung bed natios 
nalen Staates nicht, und was er von ihm erlebte, war oft nicht 
berart, daß er ſich ihm verbunden fühlte. Genau fo war fein Bers 
hälnis zur Wirtfchaft des Volkes zu oder und unficher. So ſprach 
ber Marxismus mit feiner Theorie der immer fchärfer werbenden 
Gegenfäte, der ftetd wachſenden Berelendung, ber gewaltfamen 
Veränderung ber ganzen Grundlage bed Lebens, der Hoffnung auf 
eine harmonifche Geſellſchaftsordnung durchgehende das aus, was 
gefühlemäßig das Innenleben der Arbeiter wohl felbft häufig bes 
wegte. Das umfomehr, ald zur Zeit ber Gothaer Einigung, und auch 
fpäter noch faft niemand überfehen konnte — am wenigften bie 
Arbeiter felbt —, daß mit Staatehilfe und Selbfthilfe auch auf 
dem Boden ber heutigen Geſellſchaft die Lebensverhaͤltniſſe der Ar- 
beiter fehr zu ihren Gunſten geändert werben koͤnnten, wie es tats 
fächlich auch gefchehen if. Wan ſetzte deshalb noch vielmehr als 
heute alled nur auf die eine Karte der politifchen Wacht und hoffte 
auf den großen Befreiungstag, ber nur ald dad Werk der Arbeiter 
klaſſe felbft auf dem Boden des Klaſſenkampfes kommen könne. Das 
gab den Stimmungshintergrund für die fozialdemofratifche Bewe⸗ 
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gung und mußte naturgemäß die Kluft zwifchen Bürgertum und 
Arbeiterfchaft, wie zwifchen Negierung und Arbeiterbewegung vers 
tiefen. 

Es war bad Verhängnie der Sozialpolitif Deutichlande, daß 
fie diefe Entwicklung in feiner Weife aufhalten konnte, weil 
fie ſich aufbaute anf dem SKintergrund des fogenannten Sozia⸗ 
liftengefeßed, das im Sahre 1878 geſchaffen wurde. Daß biefed 
Geſetz möglich war, tft ein Beweis für bie Unkenntnis der Pfys 
chologie des Arbeiterftandes und für bie barand ſich ergebende 
Unfähigfeit, dem Arbeiterfland zu helfen, zu innerer Verbinbung 
mit Volt und Vaterland zu kommen. Zwei Attentate auf Kaifer 
Wilhelm I. gaben den letzten Anlaß, gegen bie Sozialdemofratie 
die fchärfften Ausnahmebeftimmungen zu erlaflen, fo daß ber 
ganze äußere Rahmen der Partei, ihre Organifation, ihre Prefle, 
ber größte Teil ber gewerkſchaftlichen Organifationen aufgelöft 
wurbe. Eine lange Kette von Märtyrern wurbe gefchaffen, fchlimmfte 
Gefinnungefchnüffelei verfolgte die Anhänger biefer Bewegung und 
fegte fie allerlei Beläftigungen aus. Es mochte fein, daß die Agis 
tation mit großer Leidenfchaft und Gehäffigfeit getrieben wurde, 
Beifpiele derart find genug vorhanden; auch muß zugegeben wers 
den, daß viele fchlimme Einflüffe in die Maffenbewegung ber Ars 
beiter hineingetragen wurden. Es fei dafür nur ein Beifpiel anges 
führt and der Begründungsrede für die Einführung ber freien Ges 
werfichaften: „Dasfelbe kann in Deutſchland gefchehen und leichter. 
Die deutfchen Arbeiter koͤnnen geradezu die deutfche Induſtrie rninieren, 
wenn fie wollen, und fie haben kein Interefle daran, fie zu halten, 
folange ihnen diefe den erbärmlichften Lohn zukommen läßt. Die 
Arbeiter können, wenn fie feit organifiert find, die beutfche Induftrie 
fonturrenzunfähig machen, und wenn bie Herren Kapitaliften das 
nicht wollen, dann follen fie höhere Arbeitsloͤhne bezahlen”, 

Ähnlich Furzfichtige und verfehlte Anfchauungen waren auch auf 
politifchem Gebiet vorhanden und wurden in ftarlen Tönen agitas 
torifch verbreitet. Aber durch Zmangsmaßnahmen find derartige Ent 
gleifungen nicht zu befeitigen. Die Stimmen ber Sozialdemokratie 
find wohl vorübergehend gurüdgegangen, von 1878—1883 von 
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437158 anf 311964, haben aber noch unter dem Geſetz ſelbſt bie 
Zahl von 763128 erreicht, um bireft nad feiner Aufhebung im 
Jahre 1890 auf 1427298 Stimmen anzuwacfen, und wenn hente 
mancherlei innere Wandlungen in biefer Partei fi bemerkbar 
machen, fo hängt ed nicht zulegt damit zufammen, daß die Märtyrer 
der Partei im Laufe der Zeit bid auf wenige ausgeſtorben find. 

Aber die Regierung hat ſich mit der Arbeiterfrage und sbewegung 
nicht nur in dem Sinne der Unterbrüdung beichäftigt, ſondern fle 
hat auch eine bunte Külle gefeglicher Borfchriften für die Regelung 
der Lebendverhältniffe der Arbeiter erlaffen. Sie wurben vorbereitet 
durch die mandherlet fozialpolitifchen Strömungen wiflenfchaftlicher, 
religiößstirchlicher und parteispolitifcher Art. 

Die Katheberfozialiften, fo genannt wegen ihrer Förderung 
fozialer Gedanken von ben Kathedern der Hochichulen aus (Wagner, 
Brentano m. a.), bahnten einen Umfchwung in der wiflenfchaftlichen 
Nationalölonomie an. Vezeichnend für ihre Erfolge und die Wir 
fungen ber ihnen verwanbten Beltrebungen CBerein für Sozial 
politik, Geſellſchaft für Sozialreform, chriftlicher Sozialismus) ift, 
daß Adolf Wagner jetzt manchmal das Wort auf ſeine Erfahrungen 
anwendet: „Was in ber Jugend man wänfdıt, hat man im Alter 
die Fülle.“ 

Das Recht der Koalition war in befchränktem Maße wohl fchon 
in ber Gewerbeordnung vom Jahre 1869 enthalten, aber nur 
ein Meiner Bruchteil der Arbeiter war geiftig fo gewedt und fozial 
fo geftellt, um überhaupt zur Selbfthilfe greifen zu können. So 
mußten die ungefunden Berhältniffe in ber Hauptſache allein in 
ihrer ganzen Brutalität wirken, und fie Iöften nach der erften Unter» 
fuchung der Regierung über den Einfluß der Arbeit» und Lebens⸗ 
verhältniffe auf die Arbeiterbevölferung bei ihr das harte Wort 
aus, das der preußifche Miniſter v. d. Heydt 1855 zu ben Fabrik⸗ 
inipeftoren der Bezirke Düffeldorf, Aachen und Arnsberg fprad;: 
„Wenn Ihre Berichte wahr find, fo mag doch Tieber die ganze 
Induftrie zu Grunde gehen!“ Die Regierung fing an, Normen 
zu fegen für bie Art und ben Umfang der Arbeit ber Kinder und 
Frauen, und dann in befonders gefunbheitöfchädlichen Betrieben 
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auch für jngenbliche Arbeiter und Männer. Es wurden Beſtim⸗ 
mungen erlaffen zum Schus für Leben, Gefunbheit und Sittlich« 
keit der Arbeiter und zu ihrer Kontrolle eigene Beamte eingefeht, 
Gewerbes und Fabrifinfpeltoren, die regelmäßig die Betriebe 
revidieren müflen, ob file den Anforderungen entiprechen. Das ſo⸗ 
genannte Truckſyſtem („Naturallohn“ ſtatt „Barlohn“) wurde 
verboten, die Kinderarbeit in ſteigendem Maße eingeſchränkt und 
zum Teil ganz verboten, die Arbeitözeit jugendlicher Arbeiter herab 
gefegt und den Frauen beflimmte Vorrechte eingeräumt. Auch ber 
Gedanke des Marimalarbeitötaged gewann Schritt für Schritt an 
Soden und wurde gefeglich für ein Reihe von Berufen fellgefebt; 
zulegt für bie Arbeiterinnen der Tertilinduftrie auf 10 Stunden feit 
1. April 1910. Das alles ift aber nur mit vielem Widerfireben 
zuftande gelommen, das feinen Ausgangspunkt bei ben Liberalen, 
teild noch in ben alten Theorien des wirtichaftlichen Liberalismus, 
teild in ber Angft vor Erfchwerung der Konkturrenzfähigleit, hatte, 
Andere wieder (wie manche Konfervative) Tießen ſich von Ges 
fühlefimmungen leiten, ihnen zeigten ſich die Arbeiter nicht „dank⸗ 
bar“ genug, und fie waren mit ihrem „Patriotismus“ nicht zus 
frieden. Das war überhaupt das charakteriftifche Merkmal Bismarck⸗ 
fher Sozialpolitik, daß fie nicht lediglich um ihrer felbft willen, ald 
Nüdverfiherung für eine gedeihliche Entwidlung bed Bolfed und 
ald Rechtsanſpruch ber Arbeiter geleiftet wurde, fondern gewiffer- 
maßen ald Lohn oder Strafe für politifches Wohl» oder Ubelver⸗ 
haften. In dieſer Beziehung ift die deutfche Sozialpolitik noch jet 
in einer prinzipiellen Wandlung begriffen. Immerhin wurbe grunds 
ſaͤtzlich ſowohl Recht ald Pflicht ded Staated anerkannt, um dieſe 
Dinge ſich zu fümmern, unb zugegeben, daß hier Reformen not 
wendig feien, eine Sache, die heute von niemandem mehr ernftlich 
beſtritten wirb. 

Die ſtaatliche Sozialpolitik fand eine ftarfe Förderung burch bie 
Faiferlichen Erlafle vom November 1884, Juni 1888 und vom 
Februar 1890. In der Reichstagsſeſſion 1881—1884 (während des 
Sozialiſtengeſetzes) war bereits ein Entwurf vorgelegt, betreffend 
die Unfallverficherung ber Arbeiter, bei dem aber Feine Einigung 
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zwifchen Reichötag und Wegierung erzielt worben war. Es kam 
in den Wahlkämpfen dann zu flarfen Anseinanberfegungen vor 
allem über die Frage der Belchaffung der Mittel, hinter ber fidh 
allerdinge auch manche prinzipielle Gegnerſchaft verbarg. Fürft 
Bismarck wollte das Tabakmonopol bed Staates zubilfe nehmen 
and fand damit die Leidenfchaftlihe Begnerfchaft aller auf die 
„freie“ Wirtfchaft eiugeftellten Kreife. Aber der Kaifer ſtellte fi in 
der Thronrede dann entfchieden hinter die Berficherungsfache mit 
einer bebdeutfamen Erflärung, aus ber folgendes mitgeteilt ſei: 
„Schon im Februar diefed Jahres haben Wir Unfere Überzeugung 
ansfprechen laſſen, baß die Heilung ber fozialen Schäden nicht aus⸗ 
fchließlich im Wege der Repreſſion fozialdemokratifcher Ausſchrei⸗ 
tungen, fondern gleichmäßig auf dem der pofitiven Förderung bes 
Wohles der Arbeiter zu fuchen fein werde. Wir halten es für Unſere 
kaiſerliche Pflicht, dem Reichötage diefe Aufgabe von uenem and 
Gerz zu legen, uud Wir werben mit um fo größerer Befriedigung 
auf alle Erfolge, mit denen Gott Unfere Regiernng ſichtlich gefegnet 
bat, zurüdbliden, wenn ed Uns gelänge, dereinft dad Bewußtſein 
mitzunehmen, dem Baterlande nene und bauernde Bürgfchaften feines 
inneren Friedens und den Hilföbedärftigen größere Sicherheit und 
Ergiebigkeit des Beiftandes, auf den fie Anipruch haben, zu hinter 
laſſen. In Unſeren darauf gerichteten VBeftrebungen find Wir ber 
Zuftimmung aller verbündeten Regierungen gewiß und vertrauen 
auf die Unterflügung des Reichſtags ohne Unterſchied ber Parteis 
ftelungen. 

In diefem Sinne wird zunaͤchſt ber von den verbündeten Regie⸗ 
sungen in ber vorigen Seffion vorgelegte Entwurf eined Geſetzes 
über bie Berfiherung ber Arbeiter gegen Betriebsunfälle mit Ruͤck⸗ 
fiht auf die im Reichsſtag flattgehabten Verhandlungen über ben» 
felben einer Umarbeitung unterzogen, um die erneute Beratung bed» 
felben vorzubereiten. Ergänzend wird ihm eine Borlage zur Seite 
treten, welche fidy eine gleichmäßige Organifation des gewerblichen 
Krankenkaſſenweſens zur Aufgabe ſtellt. Aber auch diejenigen, welche 
durch Alter oder Invalidität ermerböunfähig werben, haben ber Ge⸗ 
famtheit gegenüber einen begründeten Anſpruch auf ein höheres 
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Maß flaatlicdher Fürforge, ald ihnen biöher hat zu teil werden 
koͤnnen. 

Für dieſe Fürſorge die rechten Mittel und Wege zu finden, iſt 
eine ſchwierige, aber auch eine der hoͤchſten Aufgaben jedes Gemein⸗ 
weſens, welches auf den ſittlichen Fundamenten des chriſtlichen 
Volkslebens ſteht. Der engere Anſchluß an die realen Kräfte dieſes 
Volkslebens und dad Zufammenfaffen der Iehteren in der Korm kor⸗ 
porativer Genoflenfhaften unter ftaatlihem Schutze nnd ftaatlicher 
Förderung werben, wie Wir hoffen, die Löfung aucd von Aufgaben 
möglich machen, denen bie Staatögewalt allein in gleihem Um⸗ 
fange nicht gewachfen fein würde. Immerhin wird auch auf diefem 
Wege dad Ziel nicht ohne die Aufwendung erheblicher Mittel zu 
erreichen fein”. 

Damit war der Auftakt zu weitgehenden Reformen gegeben, bie 
in erheblichem Maße dazu beitrugen, die Eriftenzficherheit weiter 
Arbeiterkreife zu beffern gegen mancherlei Wechfelfälle ihres Bes 
rufölebend. Es kam zunächft bie Krantenverficherung zuftande mit 
Geſetz vom 15.6.1883, das nach und nach und zuletzt durch Die Reichs 
verficherungsordnung vom 4.8.1914 wefentliche Auderungen erfuhr. 

Die Krantenverfiherung umfaßte im Iahre 1909 13404298 Pers 
fonen, deren Kreid aber mit der Meichöverficherungsorbnung noch 
beträchtlich erweitert wird. Es find einbezogen bie Dienftboten, bie 
lands und forftwirtfchaftlichen Arbeiter, Anfwärterinnen, Stunben- 
frauen, Lehrer und Erzieher, foweit fie nicht an öffentlihen Schulen 
angeftellt find, die Heimarbeiter, Bühnen» und Orcheflermitglieder, 
Apothelergehilfen und sIehrlinge, die Schifföbefagung, foweit fie nicht 
auf andre Welfe fichergeftellt ift. Ferner ift bie Gehaltsgrenze für 
verficherungspflichtige Werkführer, Vorarbeiter ufw. von 2000 Mark 
auf 2500 Mark erhöht worden. Die Ortskrankenkaſſen find die haupt 
fächlichfte Organifationsform. Neben ihnen fönnen noch beftehen Land» 
krankenkaſſen, Betriebskrankenkaſſen (bei mindeſtens 250 Arbeitern 
in Fabriken oder 50 Arbeitern auf großen Gütern), Innungskranken⸗ 
kaſſen, Knappſchaftskaſſen (für Bergban), freie Hilfskaſſen, foweit 
fie dad Privilegium vor dem 4. April 1909 erlangt hatten und 
bauerad mehr ald 1000 Mitglieder haben. Die Unterflügungds- 
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fumme betrug im Sabre 1909 3422300 Marl Cinögefamt feit 
41888 39944 Millionen Mar. Die Hanptleiftungen auf Grund 
des neuen Geſetzes find: Krankenhilfe (freie Ärztliche Behand⸗ 
Inng, Arznei, Brillen, Oruchbäuder und audere kleine KeilmitteD; 
Krankengeld für 26 Wochen in halber Höhe des durchſchnittlichen 
Tagelohnes, wobei 6 verfchiebene Beitragsklaſſen nach Höhe des Lohnes 
eingerichtet werben; Schwangerfchaft- und Wöchnerinnenunterftügung 
während 8 Wochen, davon minbeftend 6 nach der Geburt; Sterbe⸗ 
geld in 20 facher Höhe ded Grundlohnes ber einzelnen Klaſſen. Even- 
tue kann au Stelle von Kraukengeld Krankenhausbehandlung ober 
Heilverfahren treten; ed muß bann für die vom Kranken eruährten 
Derfonen ein Haudgeld in halber Höhe bed Kranfengelbes gezahlt 
werden. Die Beiträge werben zu ?, von bem Berficherten, zu 1, 
von dem Arbeitgeber gezahlt. Die Krankenverficherung ift, wie bie 
übrigen Zweige der Berficherung, zwangsweife für bie entfprechenden 
Kreiſe ftaatlich feftgelegt, ebenfo die Art der Kaffen, wenn andy in 
bunter Dannigfaltigkeit. Innerhalb dieſes Rahmens aber befteht 
weitgehende Selbfiverwaltung der Beteiligten, und zwar für Ars 
beiter und Arbeitgeber im Berhältnid wie 2 zu 1. Für die Wahl 
ber Borfigenden und des Vorſtandes, Auftelung oder Entlaffung 
von Kaffenbeamten und Erhöhung ber Beiträge auf mehr als 41, 
find weitfchichtige Beftimmungen getroffen, die den Zwed haben, ben 
Arbeitgebern größeren Einfluß in ber Verwaltung einzuräumen. 
Dagegen hatte ein zweiter Entwurf einer Unfallverfiherung bass 
felbe Schiffal wie ber erſte. Kaifer Wilhelm L gab noch einmal 
(am 414. April 1883) deutlich fein lebhafte Intereſſe an biefer 
Sache durch einen Erlaß zu erkennen. Am 6. März 1884 kam ber 
dritte Entwurf auf der Brundlage ber Bernfögenoffenfchaften an 
ben Reichdtag und erlangte endlich mit dem 6. Juli 1884 Geſetzes⸗ 
kraft. Eine Reihe von Erweiterungen behnte ben Kreid ber Bers 
fiherten erheblich aus, anf das Berfehrögewerbe 1885, auf Lands und 
Forſtwirtſchaft 1886, auf Bauarbeiter 1887, Seeſchiffahrt 1887. 
Es beftehen heute 66 gewerbliche und 48 Ianbwirtfchaftliche Bes 
rufögenoffenfchaften. Die Unfallverfiherung hat beflere Rechtsver⸗ 
hältniffe gefchaffen für folche, die im Betriebe einen Unfall erleiden, 


Soziale Frage und foziale Bewegung 891 


der fie in ihrer Erwerböfähigleit befchränft. Die Mittel werden 
von den Arbeitgeberu getragen nad Maßgabe der Lohnfumme, die 
der einzelne ausbezahlt, und ber Gefahrenflaffe des Betriebes. Die 
Unterfügungsarten find freie ärztliche Behandlung, Heilverfahren, 
Heilmittel ufw., fobann Krankengeldzuſchuß (4.—13. Woche), ferner 
Krantenrente (vorübergehende Erwerböunfähigkeit), Unfallrente (dau⸗ 
ernde Ermwerböunfähigkeit), im Todesfall ein Sterbegeld in Höhe bes 
45. Teiles ded Jahresarbeitsverdienſtes, aber nicht unter 50 Mark, 
fowie eine Witwenrente von 20% des Iahresarbeitöverdienftes und 
eine Rente für Walfen unter 45 Jahren ebenfalld mit 209%, doch 
dürfen die Kinterbliebenenrenten zufammen nicht mehr als 60°), 
ded Iahresarbeitöverdienftes ausmachen. Die Zahl der Berficherten 
betrug im Jahre 1909 etwa 26 Millionen. Verletzte Perfonen, für 
die oder deren Hinterbliebenen Entfchädigungen gezahlt wurden, 
wurben im genannten Sahr 1021168 gezählt, von benen 439070 im 
Laufe dieſes Jahres nen hinzulamen, während die anderen alte 
Rentuer waren. 1909 wurden 664247 Unfälle angezeigt; davon 
waren töblich 9363 mit 19967 entfchäbigungsberechtigten Hinterblies 
benen und 1448 völlig Erwerböunfähigen. Die Zahl der verficherten 
Derfonen überhaupt ift von allen Berficherungsarten bei ber Un⸗ 
fallverfiherung am größten: etwa 20 Willionen. Dem entfprechen 
andy die gauz beträchtlichen Summen, bie hier alljährlich aufges 
wenbet werden. Sie betrugen im Sahre 1886 etwa 2 Millionen, 
41890 ſchon 20 Millionen, 1895 50 Millionen, 1907 150 Millionen 
und dürften jebt etwa 160-170 Millionen erreichen, die auf biefe 
Weiſe zur Sicherftellung der Eriftenz derer verwendet werben, bie 
Unfälle erlitten haben. Die NReichöverfiherungsorbnung hat auch 
hier den Kreis der Berficherungspflichtigen wefentlich erweitert durch 
Einbeziehung neuer Berufözweige; fie hat weiter bie Gehaltsgrenze 
der Betrieböbeamten, die verfihernugepflichtig find, auf 5000 Marf 
(biöher 3000 Mark) erhöht, endlich hat der Bundesrat dad Recht 
erhalten, gewifle Bewerbefrantheiten in die Uufallverfiherung ein» 
zubezichen. 

Auch eine Denkſchrift mit den Brundzügen einer Invaliditaͤts⸗ 
und Alteröverfiherung fam im Movember 1887 noch heraus uud 
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wurbe unter ber’ förbernden Einwirkung Kaifer Wilhelms IL, ber 
inzwifchen zur Regierung gekommen war, gefeplich geregelt. Der 
Kaifer bekannte fich in einigen markanten Änßerungen (Thronrede 
vom 25. Juni 1888 und Erlaß vom 4. Febr. 1890, fowie in einem 
Schreiben an Fürſt Bismarch) rädhaltlod zur Fortführung der 
ftaatlihen Sozialpolitik. Es find Anfäge zu einer modernen Aufs 
faflung der ganzen Sache erfennbar, indbefondere nach ber rechts 
lichen Stellung ber Arbeiter hin. „Neben bem weiteren Ausbau der 
Arbeiterverfiherungsgefeßgebung find die beftehenden Borfchriften 
der Sewerbeorbnung über die Berhältniffe der Sabrifarbeiter einer 
Prüfung zu unterziehen, um den auf bdiefem Gebiete Tautgewors 
benen Klagen unb Wünfchen, foweit fie begrändet find, gerecht zu 
werden.” 

„Kür bie Pflege des Friedens zwifchen Arbeitgebern und Arbeit 
nehmern find gefegliche Beltimmungen über die Kormen in Ausſicht 
zu nehmen, in denen bie Arbeiter durch Vertreter, welche ihr Bers 
trauen bejigen, an ber Megelung gemeinfamer Angelegenheiten bes 
teiligt und zur Wahrnehmung ihrer Intereffen bei Verhandlung 
mit den Arbeitgebern und mit den Organen Weiner Regierung ber 
fähigt werben.“ 

„Die ftaatlichen Bergwerke wünfche Sch bezüglich ber Fürforge 
für die Arbeiter zu Mufteranftalten entwidelt zu fehen und für den 
Privatbergbau erftrebe Ich die Herftellung eined organifchen Berhälts 
niffes Meiner Bergbeamten zu ben Betrieben, behufs einer ber 
Stellung ber Fabrikinſpektionen entiprechenden Aufſicht, wie fie bis 
zum Jahre 1865 beftanden hat.“ 

Es kam eine merflih andere Stimmung zur Sozialdemokratie 
beim Kaifer felbft, die ihren deutlichften Ausdruck fanb in der Bes 
merfung gegenüber Bismard: „Die Sozialdemokratie überlaffen Sie 
Mir.“ Aber die ganze Berbitterung und das tiefgewurzelte innere 
Miptrauen ließen die Früchte dieſer Periode nicht in gewünfchter 
Weife zur Reife kommen. Trogdem ging ber foziale Neformgebanfe 
feinen Weg. Es kam im Mai 1889 dad Invaliden, und Alters⸗ 
verficherungsgefeg zuftande, dem im Sahre 1890 die Einführung 
von Gewerbegerichten folgte. | 
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Die Snvalidenverficherung tritt in das Mittel, wo bie Krans 
fenverfiherung aufhört (nad) 26 wöchiger Krankheit), aber noch Er» 
werbsunfähigteit vorhanden iſt. VBoraudfegung für Invalidenrente 
find 200 Wochen Zwangsverfiherung, 500 Wochen freiwillige Vers 
fiherung nud Erwerböbefchräntung von mindeftend *, der normalen 
Leiftung. Die Rente richtet ſich nach der Höhe der Klafle (es find 
5 verfchledene vorhanden), nach der Dauer der Berfiherung und 
nach der Zahl der vorhandenen Kinber unter 15 Jahren. Für jedes 
diefer Kinder wird ein Zufchlag von 109%, der Rente bezahlt bie 
zur Gefamtleiftung von hödhftend der Hälfte der Invalidenrente. 
Außerbem wird noch ein Reichszuſchuß für jede Jahresrente gewährt 
in Höhe von 50 Marf. Es unterlagen im Jahre 1909 15444300 
Perfonen der Berfiherungspfliht. Nentenbezieher gibt es zur Zeit 
nnd 980000 mit etwa 4170 Millionen Mark. Im ganzen wurden 
bis zum 84. Dezember 1909 1851329 Renten bewilligt in Höhe 
von indgefamt 1448088600 Mark. Die Iahreslaften haben fich 
gefteigert von 15000000 im Jahre 18941 auf ca. 190000000 im 
Jahre1909. Die Beitragsleiftung der Berficherungsdträger CArbeiterund 
Arbeitgeber je zur Hälfte) betrug im Jahre 1909 178000000 Mark. 
Das Bermögen der Berficherungsanitalten belief fich Ende 1909 auf 1574 
Millionen Marl. Die Zahl der jährlich neu zufommenden Rentner 
wechlelt zwifchen 81256 im Jahre 1894 und 127980 im Jahre 1909. 
Im Sahre 1907 wurden 3814123 berufungsfähige Can das Schieds⸗ 
gericht) Beſcheide erlaflen und 134563 Renten zugefprochen. Der 
Durchſchnitt ber Invalidenrenten betrug im Jahre 1891 143,5 Mark 
und ift bid zum Jahre 1909 auf Warf 174,80, der der Alterörente 
von 124 Mark im Jahre 1891 auf 163,58 Mark im Jahre 1909 
geftiegen. Insgefamt wurden im Jahre 1909 139,8 Millionen Mark 
Sinvalidenrenten und 15,5 Millionen Mark Alterörenten gezahlt. 

Die Alterörente tritt ohne Rückſicht auf die Törperlichen Zus 
kände mit dem 70. Lebensjahr in Kraft, wenn bis zu ber Zeit min- 
deſtens 4200 Pflichtbeiträge (Wochen) geleiftet find, und febt fich 
Ahnlich zuſammen wie bie Invalidenrente. Am 4. Sanuar 1909 waren 
4108637 Alterörentenbezieher in Deutichlandb vorhanden. Ein weiterer 
Weg, auf dem deu Verficherten Mittel aus diefer Berficherung zus 
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fliegen, ift die Beitragsrückerſtattung bei Unfall ober Tod. Es 
wurben im Sabre 1909 auf diefe Weife 9,A Williouen Marl aus⸗ 
gesahlt an 186557 Perfonen. 

Men eingeführt wurbe durch die Reichsverſichernugsordnung bie 
Binterbliebenenverfiderung. Berflirbt eine gegen Invalidität 
verficherte Perfon, die bei ihrem Tode Aufpruch auf Invpalibenrente 
hätte, fo haben die Binterbliebenen Auſpruch auf Rente. Die Witwe 
erhält eine Witwenrente, aber nur wenn fie invalid ift, d. h. 
nicht mehr ein Drittel des burchichnittlichen Lohnes verdienen kann. 
Nach dem Tode der verfiherten Ehefrau eined erwerbsunfähigen 
Ehemaunsd, die den Lebensunterhalt der Familie ganz ober über- 
wiegend durch ihren Arbeitöverdienft befiritteu hatte, erhält ber Witwer 
eine Witwerrente, folange er bebürftig il. Waifenrente erhalten 
nach bem Tode bes verficherten Baterd deſſen eheliche Kinder unter 
45 Jahren und nad dem Tode einer Berficherten deren vaterlofe 
Kinder unter 15 Jahren. War bie Witwe, die Anſpruch auf Witwens 
rente hat, felbft gegen Invalidität verfichert, fo erhält bie Witwe 
außer der Rente ein einmaliges Witwengelb und die Watfen 
eine einmalige Waifenausfteuer. Das Reich zahlt zu jeder Witwen» 
und Witwerrente jährlich 50 Mark und zu jeder Waiſenrente jähr, 
ih 25 Mark, für jedes Witwengeld einmalig 50 Mark, für jede 
Waifenausftener 162, Mark. Bei Wiederverheiratung fallen Wit- 
wens und Witwerrenten weg. 

Als Gutachter über Kragen bed Arbeiterlebend, der Lohnver⸗ 
hältniffe, Wohnungsverhaͤltniſſe ufjw. haben Die Bewerbegerichte mans 
ches Wertvolle geleiftet. Sie find Berufögerichte mit paritätifcher Bes 
fetung von Vertretern ber Arbeiter und Arbeitgeber, und zwar von 
minbeftend je zwei, unter einem nentralen Borfigenden, der die Bes 
fähigung zum Richter ober höheren Berwaltungsbeamten haben muß. 
Sie follen eine rafche und billige Erledigung ber Streitfragen bringen, 
die fich aus dem gewerblichen Arbeitöverhältnie ergeben. Gewerbes 
gerichte müffen in Gemeinden mit über 20000 Einwohnern ein» 
gerichtet werben; in Pleineren Orten koönnen fie gefchaffen werben, 
unter Umfländen für mehrere Orte zufammen ober auch für ganze 
Bezirke, Die Koften der Einrichtung. und Unterhaltung tragen bie 
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Gemeinden, bzw. die weiteren Verbände. Bielfach haben diefe Ges 
richte andy ald Einigungsämter bei Lohnftreitigkeiten gute Dienfte 
geleiftet, ohne jedoch hier mit Zwangsgewalt andgeftattet zu fein. 
Die Wahlen finden nad dem Syftem der Berhältniswahl (Minder⸗ 
heitövertretung) ftatt. Der Wählerkreid ergibt fi and dem Gel⸗ 
tungebereich des Berichtes (Gemeinde oder Bezird und erftredt ſich 
innerhalb diefed auf alle männlichen Arbeiter über 25 Jahre, wähls 
bar ift ber 30 jährige. 

Die meiften dieſer Geſetze erfuhren noch mancherlei Erweiterungen, 
fo daß fie fchließlich fehr unüberfichtlich wurden. Dad war bie 
Vorausſetzung für eine Einrichtung ber Arbeiterfchaft, die von weit- 
tragender Bebentung wurde, die Arbeiterfelretariate. Es tft 
ohne weiteres ficher, daß eine ganze Anzahl der gefeßlichen Rechts⸗ 
anfprüche der Verficherten nicht ans böfer Abficht bed Staates, fon« 
dern and Unkenntnis jener Berechtigten verloren geht, wenn fle 
ſich nicht unentgeltlich fachkundige Beratung holen koͤnnen und 
zwar bei Wenfchen, die die Gedankeuwelt, Ausdrucksweiſe und Aufs 
faſſung der Arbeiter kennen. 

Diefe Inftitnte können in mancher Hiuſicht das rechtliche Aus 
fehen bed Staates feſtigen, indem fie mit helfen, das Recht fich 
auswirken zu laflen. 

Und Iangfam wachſen auch die Vorausſetzungen für eine einiger- 
maßen befriedigende Löfung der Arbeiterfragen. Es fehlen freilich noch 
die Organe zur Schlichtung ber Streitfragen zwifchen Arbeiter und 
Arbeitgeber CArbeiters bzw. Arbeitskammern), Nechtöfähigkeit der 
Berufövereine und gleiche Behandlung des Koalitiondrechted der 
Arbeiter mit dem anderer Beruföftände. Da und dort mangelt auch 
noch ganz bebeutend die Anerkennung der politifchen Gleichberech⸗ 
tigung, und vor allem verlangt ber foziale Gedanke noch weit 
mehr Ansorud in der Steuerpolitik des Reiches und der Einzel, 
flanten. Aber es iR für alled doch ein gaugbarer Weg gefunden, 
auf dem biefe Aufgaben zu erledigen find. Wan hat ſich in ber 
Hauptfache damit abgefunden, daß der Arbeiterftand ſich ben Weg 
felber ſacht, auf bem er in nuſere Volksgemeinſchaft hineinwachſen 
wii, und erfennt immer mehr, baß das ohne entfcheidende Witarbeit 
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ber Arbeiter felbR gar nicht gelingen Tönnte. So geht die Bewe⸗ 
gung feit dem Jahre 1890 (Aufhebung bed Sozialiftengeleged) heute 
in verhältnismäßig georbneten Bahnen. Die Bewerkichaften zählen 
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zahlende Mitglieder; dazu kommen bie Genoſſenſchaften mit weit über 
4 Millionen Mitgliedern. 

Die geſetzgeberiſchen fozialpolitifchen Maßnahmen werben zwar 
anfcheinend von allen Parteien im Reichstag unterftägt, Die ein- 
zelnen Beſchlüſſe kommen aber mit fehr verfchiedenartigen Mehr, 
heiten zu ſtande. Die Konfervativen find für eine ſoziale Fürforge, 
ohne fie auf ein ausgeſprochen reditliched Fundament fielen zu 
wollen. Das Zentrum kanu ald einheitliche Groͤße nicht recht ans 
gefprochen werden, wenngleich nicht zu verkennen if, daß ed große 
Verbienfte um manches fozialpolitifche Geſetz hat. Die Liberalen 
Parteien naben maucherlei Wandinngen erfahren. Sie haben ſich 
urſpruͤnglich ablehnend verhalten ober doch flarf Fritifch, teils ans 
grundfäglichen theoretifchen Gründen, teild aus praktiſchen Ers 
wägungen, endlich, weil die Zahl derer in ihren Reihen immer mehr 
zurädging, Die aus eigenem Erleben heraus bie Notwendigkeit und 
Bedeutung ber einzelnen Maßnahmen erfaunt hatten. Aber in ſtei⸗ 
gendem Maße zieht der Liberalismus aus feiner grundfäßlic, freund» 
fihen Stellung zur Inbuftrialifierung die notwendige Konſequenz, 
auch für die Folgeerfcheinungen und bie fich ergebenden Bebürfniffe 
einzutreten. Die Sozialdemokratie if nad) ihrem heute noch gelten« 
den Programm der Überzengung, daß ber heutige Staat und bie 
heutige Geſellſchaftsordnung überhaupt nicht in ber Lage feien, bes 
friedigende Berhältniffe für die Arbeiter zu fchaffen. Das kanu erft 
nad dem „Zufammenbruch“ gefchehen, und deshalb fieht fie ihre 
Aufgabe nicht fo fehr in „poſitiver“ Arbeit, ald vielmehr in einer 
„Aushöhlung“ und „Unterminierung“ dieſes Staates und biefer 
Geſellſchaft. Für beide Ichnt fie jede Verantwortung ab und würbe 
ihnen am liebſten Ctheoretifch freilich nn) überhaupt die Exiſtenz⸗ 
mittel verweigern (Bubgetverweigerung). Das alled aber ift all 
maͤhlich mehr ober weniger Phrafe geworben, benn alle fogialen und 
demofratifhen Maßnahmen, die ben Korberungen der Arbeiter ent⸗ 
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gegenfommen wollten und follten, haben den Staat nicht ausge⸗ 
hoͤhlt, fondern feiter gefügt. Nur erichweren diefe Theorie und das 
entfprechende Verhalten im Parlament und noch mehr in der Volks⸗ 
verfammlung ben Erfolg, weil dadurch falfche Borftelungen und 
Befürchtungen erwedt werben, die die freubige Mitarbeit Iähmen. 
So wird die Sozialdemokratie, wie fo manches Wal, aus Freund» 
fhaft für dad nad ihrer Meinung Beflere (dad Endziel) der 
Feind ded Guten von heute, vor allem aud) deshalb, weil fie bie 
berechtigten Intereſſen anderer Berufe nicht genügend würdigt und 
bei ihrem „Syſtem“ nicht würdigen kaun. So töricdht ed wäre, ber 
Sozialdemokratie jedes Berdienft um die Arbeiterfchaft abzufprechen, 
fo fteht doch feft, daß ihr verknöchertes Feſthalten an Theorien, für 
bie längft die Boransfegungen fehlen, fie prinzipiell und praktiſch zu 
Maßnahmen verleitet, die bem Wohle der Arbeiter hinderlich find.) 

So verfchiedenartig, wie bad Verhältnis ber Parteien zur Ar 
beiterfrage, find auch die Träger der Bewegung, welche an ihrer 
Löfung arbeiten, fo wechſelvoll auch bie Bebärfnifle, die aus ihr 
fi) ergeben. Bon einer Einbeitlichleit Tann kaum noch gefpros 
chen werben. Die facdhgelernten Qualitätsarbeiter fämpfen nicht 
mehr in erfter Linie um Lohn uud Arbeitözeit, fondern um ein 
beffereö Verhältnis zu ihrer Arbeit, zur Wirtfchaft überhaupt. Das 
bloße Lohnverhältnis ift für fie eine zu lofe Verbindung, um ein 
ſolches Interefle an bem ganzen wirtfchaftlichen Getriebe nehmen 
zu können, wie es der geiftig höher ſtehende Wenfch foll und muß, 
wenn ihn feine Arbeit befriedigen und wenn er fie mit voller 
Hingabe fol leiften können. Die Frage ber Arbeitöverfaflung: Ars 
beiterausfchuß, Arbeitöfammern ufw., bedeutet diefer Kategorie felbft- 
verftändlich viel mehr ald dem ungelernten Tagelöhner, der heute 
in biefem, morgen in jenem Betriebe ſteht. Genau fo fteht es 
mit vielen anderen Dingen, was dem einen ein Ziel ift, ift bem 
anderen nur Mittel zu höheren Zwecken. Dem einen ift Sonntags» 
arbeit und Überftundenarbeit eine willfommene Gelegenheit zu höherem 
Berdienft, dem anderen eine Verfümmerung feiner fonftigen menfche 


1) Vergl. hierzu auch ©. 118 die Ausführungen über den Reviflonismus. 
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lich⸗kulturellen Beduͤrfniſſe, denen biefe Zeit eigentlid; gehört. Die 
einen haben fi) durch ihre Orgauifation bereits deu neunflünbigen 
Arbeitstag erfämpft uud gute Tohnverhältuiffe gefchaffen, die ans 
deren — wie bie Heimarbeiter — brauchen noch flaatlidhe Bevor⸗ 
mundung und lnterfiägung, um erſt zu Arbeitöverhältnifien zu 
fommen, bie den Gebanfen der Organifation auflommen laſſen 
können. Während ber Durdfchnittsarbeiter nur einen Kleinen Aus 
fchnitt des Lebens überficht, blickt der Gemeindevertreter oder ber 
Parlamentarier in viel tiefere Zufammenhänge und lernt Begenftände 
und nene Momente kennen, bie zu auberen Folgerungen führen, wie 
ed auch dem Gewerfichaftöführer begegnet, wenu er einen offenen 
Blick ſich wahrt. 

Man ſieht überall in ber Arbeiterbewegung dieſe Gegenſätze, 
die zwifchen Führer und Mafle fi auftun und nach einer grund» 
fäglichen Weiterentwidlung gebieterifc, verlangen, aber ed wäre 
falfch, derartige Dinge von außen befchleunigen zu wollen. Ledig⸗ 
lich das Intereſſe, wie man höher am Ertrag ber Arbeit beteiligt 
werben koͤnne, ohne doch für die Steigerung des ganzen Pros 
duktionsprogefled, die Unterlagen ded ganzen Getriebed, Markt 
verhältniffe, Rohftoffbeifchaffung, Oualitätöfteigerung der Arbeit ufw. 
ſich einzufegen, ift auf die Dauer eine zu einfeitige Sache. Das ift 
im Intereffe der ganzen Volköwirtfchaft nicht zu ertragen und drängt 
aus eigenem Bedürfnis nach Vertiefung. Gier liegen für Volkser⸗ 
ziehung und Bildung, für wirtfchaftliche und tednifche Belehrung 
große Aufgaben. Das um fo mehr, ald allmählich ſich neue Wirts 
fchaftöformen herausbilden und neue Türen öffnen für den Einfluß 
der Arbeiter. Ebenfo bringt die Zunahme ber weiblichen Arbeit 
mancherlei neue Aufgaben für die Arbeiterfrage und die Arbeiter 
bewegung. Die Frau ift ſchwer zur organifieren, weil fie ihre 
Arbeit häufig oder meift nur ald „Durchgaugsſtadium“ zwiſchen 
Schule und Ehe anfleht. Und auch wo fie organifiert ift, bleibt für 
viele der Mutter und Hausfrauenberuf die große Zufunftsaufgabe, 
auf bie fle vorbereitet werden und für bie ihr fpäter Zeit gegeben 
werden fol. Dann fommt immer bringlicher bie Forderung einer 
Arbeitölofenverficherung, gleichviel, ob der Staat, die Ge⸗ 
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meinde, ob fie allein ober in Verbindung mit den Gewerkſchaf⸗ 
ten die Sache in die Hand nehmen. Gleichzeitig muß die Arbeits 
vermittlung geregelt werben, bie heute noch ein fehr vielgeitals 
tiged Gebilde ift. Arbeitgeber und Arbeitnehmer haben ihre eigenen 
Nachweisftellen; ed gibt flaatlidhe und gemeindliche Anftalten umd 
vielerlei private Anflalten dieſer Art, fo daß es rein unmöglich 
ift, offene Stellen und das Angebot von Händen richtig zn über 
fehen und auszutauſchen. Das aber ift erfte Vorausfegung einer 
Berfiherung gegen Arbeitslofigfeit, daß man ein einigermaßen 
fichered Bild hat von ihrem Tatbeſtand. Eudlich fordert auch bie 
Seimarbeiterfrage immer dringlicher eine Löfung. An Berfuchen 
dazu hat ed auch biöher nicht gefehlt. 

Alle diefe Maßnahmen geftalten natürlich auch die Grund» 
lagen bed wirtfchaftlichen Lebend langfam um, und eine gewifle 
„Sozialifieeung” vollzieht ſich merflih. Es iſt deshalb felbft- 
verftändliche Pflicht, ſich den Blick nicht trüben zu laſſen für bie 
Nachteile, die damit zuweilen verbunden find oder doc; fein können. 
Das Bedenken ift in der Tat vorhanden und bereditigt, daß bei 
manchen Menfchen die eigene Strebſamkeit und Verantwortung zus 
rüdgeht unter einem Syſtem der Berforgung und Unterflägung. Die 
innere @rziehung ber Arbeiter ift eine notwendige Ergänzung ber 
Befferung ihrer äußeren Berhältniffe durd; den Staat. Aud bie 
fonftige Steigerung ber Lebenöverhältnifie muß eine Gegenleiftung 
finden in erhöhtem Intereſſe an der Arbeit und Wirtfchaft bes 
Volkes. So gewertet, fchaffen bie foziale Arbeit des Staates und 
die Beftrebungen ber Arbeiter felbft immer von neuem bie Voraus⸗ 
feßungen, auf denen eine Höherentwidlung unferes Volkes und 
Staates möglic, wird. In diefem Sinne ift und bie Arbeiterfrage 
eine Frage bed Volkes und die Arbeiterbewegung eind ber Ele 
mente zum Aus⸗ und Aufbau bed Staates. 


8. Deutfihlands enropälfche Stellung. 


Nicht mit Unrecht bezeichnet man häufig Deutichlandb in bild⸗ 
licher Ausdrudsweife ald dad Kernland, ald bad „Herz” Europas. 
Su der Tat zeigt ein Blick auf die Karte, daß unfer Baterland 
inuerhalb feines Erbteild eingefchaltet tft zwiſchen deſſen vielgeftals 
tigem ogeanifchen Weiten und bem einförmig breiten, au Meeres⸗ 
küſten armen Dften, zwifchen den fonnigen, von hohen Faltenges 
birgen burchzogenen Rändern des Wittelmeered und den von ben 
Fluten der baltifchen See genetzten Zafelländern eines rauhen 
Nordens, 

Als Tacitus feine Germania fchrieb, bezeichnete er die Wohnfige 
der Deutichen als zwifchen Rhein und Weichfel gelegen. Und zwifchen 
diefen Grenzen wohnen fie im ganzen auch heute noch, wenn auch 
während ber Bölferwanberung zeitweilig weite Zeile diefed Gebietes 
aufgegeben und ben nachbrängenden Siaven überlaflen wurden, und 
wenn auch bie Gefchichte Deutichlande Im Mittelalter vielfach bie 
Neigung zeigt, die Grenzen des Reiches nadı Wehen und nament⸗ 
Ih nad Süden wefentlich zu erweitern. Aber ed waren nicht Die 
gluͤcklichſten und kraftvollſten Zeiten Deutichlande, da feine Herricher 
verfuchten, jenfeit der Alpen und Bogefen felten Fuß zu faflen. 
Diele Berfuche haben vielmehr die beiten Kräfte des Staates aufs 
gezehrt und beöwegen vielfach, Schwächung und Zerfall ber Kern- 
lande und damit Gefährbung bed Gefamtflaates zur Folge gehabt. 
Am wohlften haben fidy bie deutichen Stämme immer gefühlt im 
den Zeiten einer ftraffen Zufammenfaffung der Länder, in denen 
ihre altangeftammten Wohnfige liegen, der Länder zwiichen Rhein 
und Weichſel, Alpen und Meer. Es liegt etwas Beherzigeuswertes 
in dieſer Beftändigfeit der Schwerpunftölage unferes Baterlandes 
und zugleich etwas Erhebendes. Daß Länder wie Frankreich, Spanien, 
Stalien Jahrhunderte Tang ihre alten Gebiete feitgehalten haben, 
{ft bei ihrer fcharfen natürlichen Umgrenzung fein fonberlicdyes Vers 
dienft. Daß aber die Deutfchen bei ber leichten Zugänglichfeit ihres 
Landes fi) durch zwei Sahrtaufende in ihren Stammfigen behauptet 
haben, tft eine Großtat, die und mit Stolz erfüllen und in und bie 
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Gewißheit erwedden. muß, bag fe auch in Zukunft dagu imſtaude 
fein werden: Es follte diefe Tatſache aber auch gewiſſe Nachbarn, 
bie, auf die khraftvolle Eutwicklung unſeres Vaterltindes ‚neidisch, 
immer wieder von Eroberungsgeluͤſten Neudeutſchlauds ſprechen, 
endlich davon uͤberzengen, daß: die Verſicherung dentſcher Staats⸗ 
männer. von her: Irrigkeit folcher Annahmen ernſt zu nehmen ſiuh 
und daß Bismarcks Wort non: der Saturiertheit, von dem Geſuͤttigt⸗ 
ſein Dentſchlands, in dteſem Sinne auch ‚heute noch gilt. 
Die Folgen, die mſedem Vaterlande ans; feiner. Mittelpuntts⸗ 
lage exwachſen, ſad maturgemaͤß dadurch hedingt, baß: die ringe 
um dieſes Zantralgebiet ſich gruppierenden Teile Europas in. dieſem 
noch gemiſſe Cinftuͤſſe und Anklaͤnge geitend ninchen, die ſich hier 
vielfach einander vermaͤhlen: und ansgleichen. Mas zeigt ſich ſchon 
in bezug auf die natürlichen Verhaͤlrniſſe. Mir finden. in: Deuiſch⸗ 
land nehen- Zügen der formenzeichen ſuͤdenropaͤiſchen Hochgebirgs⸗ 
ſyſteme die: große Maſſe der durch ſauftere Forum. und leiſeren 
Schwung aller Kinien gefennzeichneten mitteleuropaiſchen Schollen⸗ 
gebirgslaͤnder und ein anſehnliches Stück des großen nordeuropaiſchen 
Tieflandes. In aͤhnlicher Weite zeigt and bad Qima unſeres Vater⸗ 
landes feinen · einheitlichen. Charakter. Der Weſten ſteht nach: deut⸗ 
lich unter dem mildernden Einfluß des: ozeanifchhen Mitterungsver⸗ 
haͤltniſſe, Sie in andgepragterer Form die weſteure nifliſchen Länder 
behsrefchen , maͤhnend Preußens oſtliche Randprovinzen durch ihr 
grgemisgreidms, Im. ganzen traceneres Klimaſchon deutlich die 
Nachbarfchaft austgedehnter vandmafſen verraten. Gbenſo tteffen fich 
innerhalb den dentſchen Grexgen bie Merkmale veorſchiedenartiger 
Tier⸗ und Mibanjemgebinte and: die Rertre der. deei Henptbevoͤlte⸗ 
rungaraſſen Europas. F 

Biel deutlicher aber weitt:hie Vedentung * enemilen Lage Deutfei 
lands ie: wintfhaftlicher und pelitifcher ‚Beriehtng: yuinge, 
indem fie unfer Baterland zu dem nachbarreihfen Staat ber 
Erde macht. Mit, Ausnahme der: Linder Skandinaviens und. der 
dar füdemrwpäkichen: Halbinſeln Sehnen ich .alle Staaten: bed euro⸗ 
paiſcn Foſtlauded vicht weniger ala acht. — au feine Airenzen 
a; Jede Nechbarſchaft fchHepe tn fi Bezichungen erfüaılicher oder 
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nuerfrenlicher Art, die je nad der Ränge und Befchaffenheit ber 
betreffenden Grenzfäume in flärferem ober geringerem Maße auf 
dad Mittelland zurückwirken. Bei der Fülle folcher Beziehungen, 
die ihre Einfläffe auf Deutfchland ausftrahlen, befteht beffen ganze 
Gefchichte ebenfo wie bie Aufgabe feiner gegenwärtigen Staatömänner 
zum großen Teil in einem Kampf gegen die fchädlichen und in einer 
größtmöglichen Ausnutzung der nupbringenden Einwirkungen feiner 
Nachbargebiete, Wie ſchon angedeutet, vermag man bie folgenfchwere 
Bedeutung der Lage Deutſchlands in der Witte Europas in ihrem 
ganzen Umfange erft zu erfaflen, wenn man ſich eine Borftellung 
von der Beſchaffenheit feiner politifchen Grenzen verfchafft. 

Als die beiden Hauptmerkmale unferer Grenze feien gleich im 
voraus genannt einmal ihre bebeutenbe Länge unb fobann ihre 
Dffenheit, ihre Mangel an Scheibelinien, die von der Natur ale 
ſolche gefennzeichuet werden. Diefe VBelchaffenheit bedingt unter ge 
wiffen Borausfegungen große, namentlich wirtfchaftliche Vorteile, 
beim Fehlen dieſer Borausfegung aber eine nicht fcharf genug her⸗ 
vorzuhebende Gefahr. 

Die Sefamtlänge der deutſchen Grenze beträgt nadı ben neueſten 
Berechnungen 7440 km, wovon 2245 km auf die Seegrenze und 
5195 km auf die Randgrenze entfallen. Das tft für ein Land von 
einer halben Million qkm eine viel zu lange Grenze, zumal bavon 
bie Seegrenge — unter allen Umſtaͤnden die ficherfte aller politifchen 
Örenzarten — nur eine verhältniemäßig kurze Strede einnimmt. 
Frankreich hat bei einer ungefähr gleidy großen Raumbebedung nur 
eine Gefamtgrenze von rund 5500 km, wovon mehr ald die Hälfte 
auf die Seegrenze entfallen. Dabei wird ein fehr großer Teil ber 
beutfchen Grenze gerabe von ber Berührungsliuie mit feinen mädys 
tigften, und, wie die Vergangenheit immer wieber gezeigt, ihm am 
wenigften günftig gefinnten Nachbarreichen gebildet, von ber Grenze 
mit Rußland und Frankreich. 

Aud; der Umrißverlauf ber beutfchen Grenze ift im ganzen 
wenig gänftig, am fchlechteften im Dften, Süboften und Norbweiten. 
Im Oſten und Südoften erfährt Dentfchland eine ſtarke Einbuchtung 
durch den böhmifchen und ben polnifchen Keil, Gebiete, Die, von 
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Millionen von ſlaviſchen Einwohnern bevölkert, ihre Spige brohend 
gerade gegen dad Gerz Deutfchlande, dad erfle fogar gegen die 
Reichshauptſtadt, richten. An der mittleren Warthe dringt ruffifches 
Gebiet foweit weitwärts vor, daß nur eine Entfernung von weniger 
ald 800 km Berlin von diefem Grenzpunkt trennt. Im Morbweften 
aber wird burch ben nörblichen Verlauf, den unfere Grenze von der 
Wurzel des Mheinbeltad bis zur Nordſeeküſte nimmt, Deutſchlaud 
von feinem widhtigften und natürlichften Zugang zum Atlantifchen 
Dean, von feiner beiten Ausfuhrſtraße für die Erzeugniffe der hoch⸗ 
entwidelten rheinifchen Inbuftriegebiete abgefchnitten. 

Dazu kommt, daß bie beutfche Grenze, wie erwähnt, auf langen 
Streden und gerade an ben gefährbetften Stellen eine künftliche, 
mehr oder minder offene iſt. Kein Hindernis aud, nur ber gering» 
fügigften Art fcheidet Deutfchlanb auf eine Entfernung von mehr 
als 1300 km von dem ruffiichen Koloß, und auch bie Wittelgebirgss 
grenze gegen Frankreich ift, abgefehen von bem fchwerer für Heeres⸗ 
maflen paffierbaren Bogefenfamm, bei dem Reichtum an alten und 
bequemen Berbindungswegen zwifchen dem öftlichen Frankreich und 
Süddeutfchland von nicht übermäßig großem ftrategifchen Werte. 
Wirklich gute natürliche Landgrenzen befigt Deutichland nur 
im Sübdoflen und Süden, alfo da, wo die Nacdhbarreiche wegen 
ihrer geringen ®röße, wie bie Schweiz, ober wegen ihrer burch 
gleiche Intereffen und geficherten Freundfchaft, wie Öfterreich, feine 
unmittelbare Gefahr für dad Vaterland in ſich fchließen. 

Die kurz flisgierte mangelhafte Befchaffenheit unferer Landgrenze 
machte ftetd die zentrale Rage Deutichlande und feinen Nachbar; 
reichtum in den Zeiten politifcher Schwäche zu einer überaus folgens 
fchweren nachteiligen Eigenfchaft. „Wenn fi bie Nachbarn bes 
fehbeten, fochten fie am bequemften ihre Streitigkeiten auf deutfchem 
Boden aus. Im weiten Umkreis Europas gibt ed Fein Volk, von 
den Spaniern bis zu den Mongolen unb von ben Finnen bis zu 
den Mauren, das ſich nicht auf deutfchem Boden gefchlagen hätte. 
Dad Wort ‚Bölterfchlacht’ ift leider und begeichnenderweife ein eigen, 
tuͤmlich deutſches.“ Schloffen die ftreitenden Parteien aber Frieden, 
fo war ed für fie am billigften, ſich gegenfeitig Zugeftändnifle auf 
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Koſten des dentſchen Bodens zu machen. England, Rußland, Fran 
reich, Schweben unb Dimemart haben Thon Deſttzungen innerhabb 
unferer bentigen Grenzen gehabt. In vielen Kaͤmpfen ber Bergamgens 
beit war Deutichland gezwungen, ſich gegen che als einen Feinb 
gleichgeitig zw verteidigen, und auch heute rechnet man in militäs 
rifchen Krriſen mit der Möglichkeit eines Krieges gegen zwei Fronten 
und eines gleichzeitigen Angriffeb von ber See her, Matkrlich war 
Dentſchland in Zeiten politiſcher @itärke und Priogerifcher. Erfolge 
beſtrebt, ſeine Brenzen zu. verbeffern. Der bänifche Krieg 1864 und 
ber fiegreiche Rumpf gegen Frankreich ‚haben und auch in: biefer 
Richtung Bortelle gebruchtz aber gerade da, wo wmfere Grenze 
ihrem Berlanfe nach am meiſten verhefferungsbrbärftig wäre, gegen 
Böhmen: und Polen, ift fie an ſich nur fchr ſchwer veränbertikh, 
weit fie ſich hier ylemiich genau mit Raſſengtenzen deckt, deren 
Richtbeachenng eine neue und: bauernde VBemuratigung für Dentfche 
land zur Folge haben wärke. Mit Ahnlich fchlechten 'Eirenzen tft 
von ben. europaiſchen Großmaͤchten nur Oſterreich / mrögeftastet, und 
eis tieferer Grund der Anlchuung: seider wachte auerinander darf 
auch hierin gefanben werben. 

So bleibt deun nur ein Mittel. abrig um bie aqteile dieſer 
mangelhaften. nabhtfichen Begrenzung aufzuheben: eine farbe: Fünf 
liche: Befeſtigurg unferer :Srengmarten, eine wehlungants 
fterte Flotte und ein krtegsbereites .Grer.i: Wohl tragen. mr 
fhwer an den ungehenren Koften, bie dieſe: Ronbenbigkeis aus unfe 
erlegt; ‚aber daß wir dieſe Koſten nicht ſcheuen birsfen; ::öhnes.die 
größte Wefahe für. dad: Baterland Geeitufjabefdiwären ;: dns 'tchrt 
neben "vielen: anderen, nicht hierher "gehörigen Tatſuchen auchibie 
Betrachtung der. 'gefchilberten . gebgraphifchen Verhaldaiſſe. Uerſere 
zentrule Latze, 'serdunden mit: den voffernen Grenzen; Hat‘ und: eben 
m eine Stellung verſetzt, ste: eine lie" sermäbende: Dpferwilligkeit 
und Tatkraft von.and fordert, nat, Biſmarck hat ſich als rvcht· gutrt 
politiſcher Geograph · erwieſen, weni er. ABBoim· Neichocnge Jagtet 
„Gott hat uns in dienkeage vderſetzt, Anl; der wir durch unfere Nach⸗ 
barn daran verhindert: werden, irgendwien in Verſanpfung \ober 
Traͤgheit⸗ ‚geistem Die fraczz ͤſtſch⸗xuffiſche Preffien; : zwifchen 
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bie wir genommen werden, zwingt und zum Zuſammenhalten und 
wird unfere Kohäflon durch Zufammendrüden erheblich ſteigern, 
fo daß wir in diefelbe . age ber: Unzerreißbarkeit kommen, bie 
faſt allen: anderen Mationen eigentimlich ir unb bie und bie jetzt 
noch fehlt;" Ä 

: In ben: gwei. Jahrzehnten, die vergangen find, feitbem ber erfie 
Heishöfangler biefe Worte fprach, bat der Gebdanke ber untsennbaren 
Bufammengehörigteit aller deutfchen Stämme von Nord bis Sad 
nicht unweſentliche Fortfſchritte gemacht. Zwar mag bie Mainlinte 
and heute noch bie Scheibe fein zwifchen Stämmen, bie in mancher 
Hinſicht nach Syradye, Sitte und Lebensauſchauung verſchiebden find, 
aber daß in. Inknnft Verhaͤltniſſe eintreten koͤnnten, bie eine poli⸗ 
tiſche Trennung Norddeutſchlands una Saddeutfchland herbeizuführen 
imſtande waͤren, nimmt heute im Ernſte niemand mehr an. Die 
politifchen und wirtſchaftlichen Vorteile, die aus der in den Tagen 
von. 4870771 mit Blut und Eifen gefchaffenen Einigkeit der deut 
[hen Stämme entfprungen find, find zu groß, zu fehr in die Augen 
fallend, ald daß fie jemals wieder aufgegeben werden fönnten. Und 
biefer Gedanke muß eine gewifle Beruhigung und Genugtuung in 
und erweden und unferen Glauben an eine weitere glüdliche Zus 
kunft unſeres Baterlandes ftärfen. Denn biefelben Eigenfchaften, die 
Deutſchlands Lage nnd Grenzen in Zeiten politifcher Zerfplitterung 
zu einer drohenden Gefahr machen, diefelben Eigenichaften bringen 
unter ber Vorausfegung nationaler Einheit uub Stärfe zahlreiche 
und überaus fchätendwerte Vorteile mit fich. 

Die Mittelpunktslage Deutfchlande bewirkt, daß ed nach allen 
Seiten bin, wenn auch in verfchieden hohem Maße, Iebhafte Bes 
ziehungen politifcher und wirtfhaftlider Natur unterhält, 
und daß es feinerfeits ein Ausftrablungsgebiet und Vermitt⸗ 
Iungsland für die randgelegenen Nachbarreiche darftellt. Das kommt 
fhon dadurch zum Ausdrud, daß Angehörige deutichen Blutes und 
dbentfcher Zunge in allen Nachbarreichen in mehr ober minder großer 
Zahl wohnen. Mögen biefe auch einem fremden Staatöverbanbe 
angehören, fie werben body immer dazu beitragen, bie freundnadh- 
barlichen Beziehungen ihrer Staaten zu Dentichland zu flärken, bie 
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wirtfchaftlichen Verbindungen mit ihm zu erhöhen, die Auknuͤpfungs⸗ 
punkte gu vermehren. 

Bor allem ift Deutfchlandb für ben europälfchen Verkehr und 
Handel infolge feiner Lage weitaus das wichtigfte Land und eines 
ber bebeutendfien Verkehrs⸗ und Haudelsgebiete der Erde überhaupt. 
Es ift infolge feiner ſtaͤndigen bebeutenden Bevoͤlkerungszunahme und 
feiner gewaltigen wirtichaftlichen Entwidinng in ben letzten Jahr⸗ 
zehnten ein fo wichtiger Konfument unb Produzent geworben, baß 
ed hinfichtlich bed Wertes feines Außenhandels nad Eugland an 
zweiter Stelle unter allen Staaten ber Erbe flieht. Bedenkt man 
unu, baß fi fein gefamter Außenhandel (Ausfuhr und Einfuhr) 
zu genau zwei Dritteln im Austauſch mit europälfchen Läns 
dern abfpielt, fo erhellt darans ohne weiteres die eminente Bes 
beutung feiner zentralen, nachbarreichen Lage für bie Erleichterung 
bed Verkehrs mit feinen wichtigften Bezugs⸗ und Abfakgebieten. 
Aber Deutfchland fpielt vermöge diefer Lage auch eine wichtige 
Mole im Berfehr der meiften europäifchen Laͤnder untereinander, 
ed ift für fie ein wichtiged Durhgangsland. Berbindet man die 
in den Randgebieten Europas einander gegenüberliegenden Staaten 
durch gerade Linien, Rußland mit England, Frankreich, Belgien 
ober Holland, bie flanbinavifchen Länder mit ben mittelmeerifchen, 
die norbwefteuropäifchen mit ſterreich- Ungarn und ben Ballans 
ftaaten, immer werben diefe Linien durch das Herz Deutſchlands 
führen. Dabei ſchafft die Erzeugung großer Waffen von Rohftoffen 
in ber DOfthälfte Europas und bie großartig entwidelte Induftrie 
in ben weftlichen Staaten ein Bedürfnis des Anstaufches und Aus⸗ 
gleiches, bad wiederum bem Durchgangsverkehr unfered Vaterlandes 
zu gute kommt. Aus allebem erklärt es fich, daß Deutſchland unter 
allen Staaten ber Erde das zweitgrößte Eifenbahnnen beſitzt 
und in biefer Beziehung nur von ben achtzehnmal fo großen Ber; 
einigten Staaten übertroffen wird. Daher kommt audı feinem Eifen- 
bahnneg eine Bedeutung zu, die weit über die politifchen Grenzen 
bed Reiches hinausgeht und die Berlin nicht nur zu dem wichtigften 
Verkehrsknotenpunkt Deutfchlande, fondern auch zu einem ber wich, 
tigften Europas unb der ganzen Erde werben ließ. 
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Wie Deutichland das Herz Europas if, fo ift fein Bahnnetz das 
Zentralſtück bed europäifchen Verkehrsnetzes, mit deſſen Randgebieten 
ed durch mehr ald 90 Linien verbunden ift. Diefe Verbindung wird 
noch erhöht und gefeſtigt durch das Borhandenfein eined dichten 
Nepes von Wafferftraßen, das durch zahlreiche Kanäle zu ben 
Binnenfchiffahrtöwegen Rußlands, Öfterreiche, Frankreichs, Belgiens 
und ber Niederlande die Käden Inüpft. Diefen Tatfachen entfpricht 
eine Anzahl wichtiger europätfcher Weltverkehrslinien, die Deutſch⸗ 
land durchziehen und hier ſich kreuzen. Zu biefen gehören u. a.: 
die große Diagonallinie Peteröburg— Berlin — Paris — Liffabon, bie 
die beiden am weiteften voneinander entfernten Hanptftäbte bes 
Kontinentd miteinander verbindet; bie ihr entgegengefehte Diago⸗ 
nale Paris — Konftantinopel, die alle fübdentfchen Hauptftäbte bes 
rührt; der Nord⸗Suͤdexpreß Berlin— Rom, der ben Norden Europas 
mit den Ländern am Mittelmeer verknüpft; die Rheinlinie, bie über 
ben Gotthard oder durch dad Rhonetal diefelbe Aufgabe für die 
norbenropälfchen Staaten erfüllt; endlich die große mittlere Quer⸗ 
zonte London —Köln— Berlin — Moskau, die ihre Kortfekung im 
Oſten durch bie Transſibiriſche Bahn findet und mit diefer zus 
fammen die längfte in ungefähr gleichbleibender Richtung ziehende 
Bahnlinie ber Welt ift. 

Die mannigfaltigen hanbeld» und verlehröpolitifchen Beziehungen, 
die fih für Deutfchland aus feinem hochentwidelten Verkehrsͤnetz 
gegenüber feinen Nachbargebieten ergeben, find ihrer Menge und 
ihrem Werte nah ganz ungleich auf die einzelnen Länder 
verteilt und bemeſſen fih nicht allein nadı deren räumlicher Groͤße 
und nad ber Länge und Beichaffenheit ihrer Berührungslinie 
mit unferem Boden. Sie find vielmehr in höherem Maße von dem 
wirtfchaftlichen und allgemein kulturellen Hochſtand ber betreffenden 
Länder abhängig. Die wirtfchaftlich hochentwidelten und dicht bes 
völferten Staaten im Welten und Süden üben natürlich eine viel 
größere Anziehungsfraft aus ald das hinfichtlid, feiner Eulturellen 
Entwicklung vielfach noch an aflatifche Berhältniffe erinnerude Ruß⸗ 
land, deffen lange Wefgrenze nur an fieben Stellen von deutſchen 
Eifenbahnen überfchritten wird. Bon den 1461 Zügen Cim Jahre 1909) 
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Die täglich bie: Deutiche Grenze in beiden Midkungen über⸗ 
fchreiten, entfallen nur 70 auf bie. bentfchuruhfifche Grenge, dagegen 
554 auf bie deutſch⸗ðoſterreichiſche, 200 auf die deutſch⸗chweizeriſche 
und 220 auf bie dentfcheniederländifche. Dieſe Unterſchlebe fallen 
noch mehr in Die Augen, wenn man bebenft,. daß Die lange ruſſiſche 
Bvenziinie eine verkehrdgeographiſch ſehr guͤnſtige, bie gegen Oſter⸗ 
reich aud bie Schveiz aber eine verhaͤltnismaͤßig ſchlechte iſt, und 
daB ‚die Bodenflaͤche fterreichs noch nicht ben achten, bie ber 
Schweiz und ber Niederlande noch nicht ben hundertſten Zeil von 
der Groͤße Rußlauds auſsmacht. Allerbings darf babei ‚nicht außer 
acht gelaſſen werben, daß ein ſehr bebeutenber Teil bed ruſſiſch⸗ 
dentſchen Handels, insbeſondere bie gewaltige Einfuhr ruffifchen 
Getreides und Holzes nad Dentichlanb ich auf den Seibe Ränder 
berührenden Flußlaͤufen und zur Bee vollzieht. j 

Die in wirtfchaftliher und ſtrategiſcher Hinſicht Sue Roter 
grenze unferes Reiches tft feine Meereskäüfte.. Aber. fie bat, wie 
ſchon erwähnt, nur eine verhaͤltnismaͤßig geringe Autbchnung. 
Auf einen Kilometer Käftenlänge .Tommen in Deutſchlaud 425, in 
Ralien vergleichsweiſe 416 Quadratkilometer Land. In Deutſchlaud 
gibt es Orte, bie in gerader Linie 700 Kilometer vom ruͤchſten 
Küſtenplatz entferut find, in Italien beträgt das Warimum ber 
Küftenferne nur 240 Kilsmeter. Darin ſpricht ſich eben ber im 
ganzen kontinentele Charakter ber Lage Deutichlande ud 

Für bie Tandeöuerteidigung kaun unfere Hüfte außerdem wegen 
des geringen Umfanges ber fie beipälenden Meere und wegen der 
Mähe ber gegenüberliegenden Geſtade nicht von dem politiſchen 
Werte ſein, wie ihn etwa die Küften Italiens ober Englands haben. 

Ihrem wirtfchaftliden Werte nad; äbertrifft bie Mordr 
feeläfte die der Dftfee. Denn jene gehört einem Meere an, bad 
in. unmittelbarer Berbinbung mit bem verkehrsreichſten Ozean der 
Welt ficht, dieſe bildet einen Zeil ber Umgrenzung einer Waſſer⸗ 
fläche, bie infolge ihrer Abgefcdzloffenheit mehr den Charakter eines 
Qiunenmeered trägt. Deswegen und wegen des leichten Gefrierens 
ihred falzarmen Waſſers, wegen ber vorwiegend Iandwirtfchaftlichen 
und deshalb minder Tanflräftigen Befchaffenheit ihres Hinterlandes 
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kommt die Oſtſee erſt in yweiter Linie für ven Welthandel in Ber 
tracht, wenn auch ihre birefte Berbinbung ‚mit ber Nordſee durch 
ben Kaiſer Wilhelmn⸗Kanal gerabe deu bentfchen Ofifeeftäbten eine 
nicht geringe Berbeflerung. ihrer Verkehrslage gebracht hat. | 
Auch binfichtlich ber merphelngifchen Vehchaffenheit tft bie Nord⸗ 
feefülte trog : ihrer im ganzen geringen Gliederung und Aberaus 
flachen Abbachung für den Verkehr wertvoller als bie Oftferküfte 
Die träftigen Gezeitenſchmaukungen, die ber Nordſee ale einem nad 
bem Atlantifchen Ogean weit geöffueten Randmeere eigen find, halten 
in. den Muͤndungstrichtern der wefibeutichen Fikffe, nachdem diefe 
einmal ausgebaut und ‚unter Hänbige Koutralle genommen find, nar 
türliche Häfen von ausgezeichneter Beſchaffenheit offen. Im Gegen⸗ 
fag dazu begüuftigt das Fehlen wirfungeneiler. Gezeitenunterſchiede 
im Berein mit einer die Küfte begleitenden: ſtarken weitäftlichen Stroͤ⸗ 
mung namentlich im oͤſtlichen Zeile der beutfchen Dftfeegeflade und 
gerade an den wichtigiten Stellen, im Bereich ber Flußmuͤndungen, 
bie Ertſtehung der dem Verkehr äberaus ungünftigen sale Delta⸗ 
und anderen Zwitterbildaugen. 

Erwäaͤgt man endlich, daß hie Nordſee heute der ‚Hauptfhaupfas 
ber: europälfchen Hochſeeſiſcherei iſt, ſe kann "men das wirtſchaft⸗ 
liche Übergewicht der dentſchen Nordſeeküſte Aber bie bed Baltiſchen 
Meered ohne ‚weiteres verſtehen. In der Berteilung ber Häfen fowmt 
es durch Die Tatſache zum Ausdruck, daß Die Nordſeekuͤſte, obgleich 
Ge nur ein reichliches Drittel der Länge der DOftfeefüfe einnimmt, 
won ben 20 bebeutenberen deutſchen Sechäfen 18 befikt, darnuter 
in Hamburg ben erſten Ganbeläplag bes Kentinentes, befien: See 
verkehr den des sefamten dentfchen Dfifeegebieteö um faft die Hälfte 
übertrifft. 

Auch bei einer Abwägung des Wertes beider Küfkenfireden als 
Berteidigungslinien neigt ſich die Wagſchale zugunfen ber 
Norbdſeeküſte. Sie if infolge ihren vffeneren Lage und bei ber 
heutigen Berteilung ber. europälfchen Kriegsmarinen dem Angriff 
mehr ausgeſetzt als jene, bat aber in dem Reichtum ihrer Watten 
und Uintiefen, in ber ganzen Schwierigfeit ihrer Fahrwaſſerverhaͤlt⸗ 
nifle einen natürlichen Schutz, ber einer feindlichen Flotte die Ans 
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näherung Außerft erfchwert, wenn nicht unmöglich macht. Die Oſt⸗ 
feetüften find im ganzen leichter zugänglidy unb haben eine für bie 
Berteibigung unbequeme Länge. Gier liegt ber wirkungsvollſte Schuß 
in einer bie Küfte in ihrer ganzen Ausdehnung begleitenden Eiſen⸗ 
bahn, die jedem bebrohten Punkte fchnelle Hilfe bringt. Eine nicht 
unbedeutende Stärkung hat unfere Seemadhtftelung durch ben Bau 
bed Kaifer Wilhelm-Kanals erhalten, ber uns geitattet, unfere Streits 
träfte beliebig zu verfchieben, zu vereinigen und zu teilen. Aber ges 
rade wegen ihres hohen firategifchen Wertes bildet biefe Waſſer⸗ 
firaße ben ber Gefahr am meiften andgefepten Teil unferer Nord⸗ 
front, der fchwieriger gegen einen Augriff von Norden, vom Lande 
ber, als gegen einen Borftoß feindlicher Flottenteile auf feine beider, 
feitigen Enden zu ſchuͤtzen iſt. 

Nachdem wir einen Überblid über bie politifchen und wirtfchafts 
lihen Folgen gegeben haben, bie aus ber charakterifiifchen Lage 
und ben Eigenfchaften ber Grenzen unferes Heimatlandes im all 
gemeinen entftehen, erübrigt es noch, bie Beziehungen der einzelnen 
Nachbarländer zu Deutichland einer kurzen Betrachtung zu unterwerfen. 

Uufer größter und zugleich uns feinem ganzen Weſen nach frem⸗ 
defter Nachbar if Rußland. An ber Wellgrenze feines Landes 
ftoßen nicht nur zwei Staaten zufammen, ſondern gleichzeitig Mittels 
europa und Oſteuropa, germanifches und flavifches Bevoͤlkerungs⸗ 
gebiet, kurz zwei völlig verfchiedene Welten. Rußland vertritt mit 
feiner gewaltigen Ausbehnung, bie allein die Hälfte bed ganzen 
Kontinentes einnimmt, in der Art feiner innerpolitifchen und fozialen 
Berhältniffe, in ber geringen Dichte und Berfchiedenarfigkeit feiner 
Bevölkerung, in der Weitmafchigleit feines Verkehrsnetzes den Typus 
eines afiatiichen Staatöwefend in Europa. Daher find die politifchen 
Beziehungen Deutſchlands zum Zarenreich auch In Zeiten guten 
Einvernehmens ftetd von einer gewiflen Kühle und Unberechenbars 
feit, daher find bie gegenfeitigen wirfchaftlichen Beziehungen im 
Berhältnis zur Größe der beiberfeitigen Räume unb zur Länge ihrer 
gemeinfchaftlichen Grenze immer nur gering geweien, baher fühlen 
wir und auch geiftig im Oſten „vor einer kalten Wand”. 

Aber gerabe in diefer Weſensfremdheit bed großen Nachbarreiches 
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liegen auch wieber gewifle Vorteile für Deutfchland, indem bie 
Meite des Raumes, bie Rußland einnimmt, und bie Geringfügig- 
feit der Beruͤhrungspunkte, die und mit ihm verbinden, unfer Land 
vor allzu unmittelbaren aflatifchen Einflüffen befchügen. Andererfeits 
fteht Rußland nicht nur räumlich in breiter Verbindung mit Aflen. 
Daher fpinnen fich Durch das große Oftreich auch die Faͤden unferer 
Beziehung zu bem aftatifchen Kontinent, insbeſoudere zu deſſen pazi⸗ 
fifcher Küfte. Der Bau ber Sibirifchen Bahn hat dieſen Verbindungen 
greifbare Geftalt und fefte Richtung gegeben. Die Häfen von Japan, 
Ehina und Korea werben von Deutichlanb aus am fchnellften auf 
dieſer Linie erreicht. 

Rußland felbft hat in ber Neuzeit den Schwerpunft feines poli⸗ 
tifchen Wirkens nadı Often verlegt, was aus ber Vermehrung und 
Berbeflerung feiner Verbindung mit den aftatifchen Kolonialfändern 
deutlich hervorgeht. Es fcheint fi in dem Bewußtſein, bag bie 
ausfichtöreichen Ziele feiner künftigen Politit nur in dieſer Richtung 
liegen tönnen, audy durch bie in der Mandfchurei erlittee Nieder⸗ 
lage nicht irre machen zu laſſen. Denn gerade in der Gegenwart 
laͤßt fich feine Regierung die Beflebelung Sibiriend fehr angelegen 
fein. Kaft eine Million Koloniften find in den Jahren 1909 unb 
41910 dorthin befördert worden. Was biefe Anftedler für Rußlands 
oftaftatifche Stellung und als Nüdhalt für die Verproviantierung 
eines in den öftlichen Landesteilen flehenden Heeres bebeuten, Tiegt 
auf der Hand. Gleiche Ziele verfolgt der Eräftige Ausbau des Bahn 
netzes in Afien und bie Legung eines zweiten Gleiſes der großen 
Sibirifchen Bahn. In Deutfchland muß biefe intenfive Befchäftigung 
Rußlands mit feinem oͤſtlichen Neuland eine gewifle Beruhigung 
auslöfen, denn in ihr Liegt Die Gewähr dafür, baß Rußland an 
Unternehmungen an feiner weltlichen Grenze wenigſtens in ber 
nächften Zukunft wicht zu denken fcheint, eine Annahme, bie unter 
anderem auch durch ben für beide Staaten gufriebenftellenden Vers 
Iauf der befannten Potöbamer Konferenz im November 1910 unb 
durch die Fürzlich von ber ruffifhen Regierung verfügte Zurück⸗ 
ziehung nicht unbebeutenber militärifcher Kräfte von ber beutfchen 
Grenze eine Beftätigung erhielt. 
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Wie Rußland fi zwiſchen Deuticylane und ben. fernen Dften 
Aſiens legt, fo iſt Öſterreich⸗ Ungarn das Zwiſchenland wiſchen 
nnferem Staate und dem näheren Orient. Die Zeiten, ba Öfterreieh 
eine Bormauer für bie mitteleuropätfchen Staaten gegen bie türkis 
{chen Eroberungsfcharen war, find voräber. Öſterreich igt in der 
Entwillung ald Durhgangklind mad, Aflen ſchon viel weiter fort 
geichritten ald Rußland. Gleichzeitig iſt es aber für Deutſchlaud 
Durchgangsland zu dem unteren Donaulänbern, zu den Staaten Dex 
Balkanhalbinſel, befonberd zur Zürfet, unb zu ben zentralen Teilen 
bes Mittelmeeres, alto zu Gebieten, Die für die Gaubeböintereffen 
Deutſchlands von größter Wichtigkeit find und burch bie zum Teil 
auch die Wege bed. beutfchen Verkehrs nach Süd⸗ und Oftafien ‚und 
nach Afrika führen. Andererfeitd muß auch ber Kaiſerſtaat feine 
Ergänzung in Deutſchlaud fuchen, weil :er einer birelten Berbindung 
mit der Nordſee ab Offer entbehrt. Hamburg if durch die Elbe 
ein wichtiger Ausfuhrhafen and für sroße Zeile ber Atereeichifchen 
Monarchie 

Dieſe vielfachen wirtſchafelichen Denehnagen Aſchen ven. ‚beiten 
Rändern. kommen fchen babund. zum Ausdruck, daß nicht weitiger 
alt 44 Bahnlinien, alſo faſt Sie Hälfte aller von Deutfchland ins 
Ausland führenden Schienenwege ihre Grenze ſchneiden. Daneben 
fpielen Die Elbe für den Güterverkehr von Öfterreich nach Deutſch⸗ 
land und die Donau für den Verkehr in umgekehrter Richtung eine 
bedeutende Mole. | 

Zu biejen breiten wirtfchaftlichen Beruͤhrungsflaͤchen fommen nodı 
folche nationaler und politifher Art. Ein großer Zeil ber Länder, 
mit denen Öfterreich an Deutfchland grenzt, iſt von rein beutfcher 
Bevölkerung bewohnt, bie in ihrem Kampfe gegen das von Oſten an» 
drängende Slaventum und gegen bie durch bie Täler ber Alpen nord⸗ 
wärts firebenden Romanen naturgemäß in ben Deutichen bes „Reichs“ 
einen moralifchen Rüdhalt fucht. Mit Deutfchland verbindet ferner 
Oſterreich der gleiche Nachteil einer Eontinentalen Lage und bie 
gleiche Sorge um eine ausgedehnte und ungänftige Grenze gegen 
Rußland. Beide Staaten erweifen gemeinfam ben Ländern Welt 
europas feit Sahrhunderten den unſchaͤtzbaren Dienft einer ficheren 
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Wacht gegen das oͤſtliche Slaventum, einen Dienſt, von befien 
Wichtigkeit freifich ben Bewohnern ber. weſtlichen Staaten bas 
rechte Vewußtfein wielfach noch fehlt. So gehören denn Deutſchland 
und: Öftervehch durch zahlreiche in verſchiedenſter Ridytung liegende 
gemeinfame Intereſſen zuſammen. Sie waren im alten: roͤmiſchen 
eich auch ſtaatsrechtlich vereinigt und find ed jegt durch eine Feit 
mehr als beeißig Jahren bereits beftehende fefte Alttanz. Daß es beibe 
mit: ihrer Buͤndnidtreue auch. heute. noch ernſt nehmen, das haben 
fie in der jüngste. politischen Bergangenheit durch ‚Ihre wechſeb⸗ 
feitige Unterkägung auf ber Algeciraskonferenz mb. im ber bob 
ferbifchen: Frage aller .MWeitsiveutlich bewieſen. 

Neben Ruflanb und, Öfterreich Ik. Fraukreich —* etc» 
päifche. Broßmacht;: bie. Sie Mrenjen: unfereö :Baterländen beruͤhrt. 
Bon dieſer Mächt: find: im Benlanfe ber; beutfahen : Befchichte bie 
Rärffien: eh: wachhaktigften :Einflüfe: auf. unfer.:Land ausgegangen, 
Einflüffe, bie aber zumeiſt unerfreulicher, bemütigenber, ja: Tdymadı= 
voiler Mahn :wunen, ud bis: md. bacan :gemöhnt::haben, in Frank 
rei den: „Eubfeind“:zu exbliden. Mbit; Frankbeeich haben wir auch 
unſeren letzten Maffengang amögefschten, .ber durch feinen für ‚und 
günftigent Ansgang nicht nur eise. nkımliche: Erweiterung: Deutſch⸗ 
Ianbe und zine: weſentlicheVerbeſſerung - finer (Suenzge, zur Folge 
hatte, fondern auch infolge ber mit dieſem Feldzuge in namtittels 
banem! Zuſammenhang! iſtehenden Mengeſtaltung ber: ianerpolitiſchen 
Verhaͤltniſſe Deutfchkands die Bezichungen zwiſchen (den md Braut 
veich auf eige:gany anbere Grunblage ſtallte. 

88: war bei hör Empfindlichkait, mb. Intchten- Grvegbarkeit. ‚bed 
Franzoſen: und, bei. der Roliſtaͤndigkeit uferss Sieges nicht anbere. 
zu erwarten, ald:baß. bein dm geſchlagenen Gegner ein, Stachel 
gerüdblich,; der auſ⸗VJahnzehnte hinaus eine: ſatente Spanmung 
zwiſchen beiden Staaten anenges mußteo Daß auch heute much: anf 
heiben Seiten weit.der Möglichkeit neuer driegerſſcher Vermidlungen 
gerechnet· wirb; bezeugen bie Kapken: Mefeſtigungen und bie umfang- 
zeichen ‚Stueiiuäfte, mit der jeder Der: beiden: Staaten :germbe: dieſen 
Seüu ſeiner Grenze nuägeflattet: hatı Twergk: Rap. B.: S.. .. 
: Mat beginnt ea allmählich auch anf franzäfifcher: Geite einzu⸗ 
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fehen, daß wirtfchaftliche und geiſtige Beziehungen fehr wichtiger 
Natur zwifchen beiden Staaten beitehen, Beziehungen, bie fid aus 
der Nachbarlage kulturell hochentwidelter, bedürfnisreicher Staaten 
von ſelbſt ergeben und bie in geographifcyer Hinficht vor allem burch 
den Umſtand bedingt find, daß einerfeitd ein großer Teil bed frans 
zöfffchen Verkehrs nach Rußland und Ofterreichslingarn durch Deutfch- 
land führt und daß andererfeitd bie Burgunbifche Pforte und bas 
Rhonetal für Deutichland einen weiteren bequemen und ben ein⸗ 
zigen außeralpinen Zugang zum Mittelmeer bilden. Aber bie Frans 
zofen werben niemals einfehen, baß die Beſitzergreifung von Elſaß⸗ 
Lothringen ein Alt ber Berechtigleit unb für und ein Gebot ber 
Selbfterhaltung war. Wenn aud, für bas nen herangewachfene Ges 
fchlecht die „Revauche“ nicht mehr der Hauptzweck des Dafeins ift 
und bie jährlich ſich mehrenden wirtfchaftlichen Beziehungen bie 
Schärfe bed Gegenſatzes immer mehr abfchleifen und ben Weg für 
ein tünftiges Zufammengehen ebnen, fo hat doch bie Krife, bie bie 
Marofloangelegenheit in ben vergangenen Mounaten verurfachte, mit 
genügender Deutlichkeit bewielen, daß die Annäherung beider Na⸗ 
tionen noch lange nicht einen Grab erreicht hat, der bei der impul⸗ 
fiven Natur unferer weftlichen Nachbarn eine ploͤtzliche Wendung 
zum Schlimmen und Priegerifche Verwicklungen über Nacht völlig 
ausfchließt. 

Endlidy gehören zu ben unmittelbaren Nachbarn Deutſchlands 
Hier europälfche Kleinſtaaten, die trotz ber Berfchiebenheit ihrer 
Lage und ihrer phyſikaliſchen Berhältuifie in ihren Beziehungen zu 
unferem Baterlande große Ähnlichkeit zeigen: die Schweiz, Luxem⸗ 
burg, Belgien und Holland. Luxemburg nimmt allerdings nidht 
nur wegen feiner fehr geringen Flaͤchenausdehuung, fondern auch 
deshalb eine befonbere Stellung ein, weil ed durch bie Bahn, burdh 
feine Induftrie und durch die Zugehörigkeit zum beutfchen Zollverein 
wirtfchaftlich zum Organismus bes beutfchen Staatskörpers gehört. 

Die vier genannten Randftaaten zeichnen ſich alle durch eine hoch⸗ 
entwidelte Induftrie oder Iebhaften Handel oder durch beides aus; 
burch Belgien und Holland führen für Deutſchland bie Wege nad 
Mordfrankreih und zum Kanal, durch bie Schweiz nach Stalien 
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und zu den Küften bed Mittelmeereds. Darin liegt bie Summe und 
Art der wirtfchaftlichen Beziehungen diefer Länder zu Deutſchland 
_ angebeutet. Noch größer tft ihre Ähnlichkeit hinfichtlich der politifchen 
Stellung zu Deutfchland. Sie find nach ber Art ihrer Lage Puffer 
ſtaaten zwifchen Deutichland und Frankreich, drei von ihnen, Bel⸗ 
gten, Luxemburg unb die Schweiz obendrein neutrale Staaten. Das 
bedeutet, aus Gründen, deren Darlegung hier zu weit führen würde, 
weniger für bie Berteibigungsftellung Frankreichs ald für die Deutfch- 
lands einen nicht unbebeutenden Wert, folange bie Neutralität jener 
Staaten wirklich gewahrt wird. „Sie liegen“, fo brüdt ſich ein bes 
fannter Militärfchriftfteller aus, „an der Grenze unfered Reiches 
wie große fchügende Seen, die umgangen werben müflen.“ Aber 
ber Wert biefer beiderfeitigen Flankendeckung Deutſchlands an ber 
Meftgrenze darf nicht überichäbt werben, denn ed muß doch als 
unficher erfcheinen, ob jene Beinen Staatsweſen bei einem Bruch 
ber wechfelfeitigen internationalen Übereintommen burd; eine ber 
beiden triegführenden Parteien die Entfchloffenheit haben würden, 
ihre Wehrkraft fchnel und mit Machbrud gegen ben Berleker ihrer 
Neutralität in bie Wagfchale gu werfen. 

Aus feinen Anteilen an ber Norbfee und Oſtſee ergibt ſich für 
Deutſchland auch eine Summe von Beziehungen wirtfchaftlicher 
und politifcher Natur zu ben übrigen Anliegern biefer Meere. Bon 
den Nordſeeſtaaten find nur die füblichen noch als Nachbarn 
Deutichlande zu bezeichnen, Unter ihnen if England ber am weis 
teften entferut gelegene, trogbem aber berjenige Staat, ben bie 
meiſten wirtfchaftlichen Fäden mit unferem Baterlande verknüpfen. 
Großbritannien tft der befte Kunde Deutichlande, und umgekehrt 
ift das Deutiche Reich der befte Käufer britifcher Waren. Ein Auf⸗ 
hören biefer Beziehungen würbe beide Zeile auf das fchwerfte fchäs 
digen. Wenn ſich trotzdem das politifche Verhältnis der beiden bluts⸗ 
verwandten Nationen noch immer nicht freundlich geftalten will, 
fo hängt das weniger mit ber Stellung Deutichlande in Europa 
sufammen, als damit, daß jenes überfeeifche Nachbarreich durch bie 
erfolgreiche Anteilnahme Deutfchlande am Wettbewerb im Welt 
handel und Weltverkehr fein biölang innegehabtes Handelsmonopol 
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bedroht fieht, Es find alſo Intereffengegen ſuͤtze weityektifdger Matır, 
bie: — ihre Wirkaug audäben, uund daher Wi das Berhälintd. Zeugs 

kanbö zu Deutſchlaud auafürticher in den lolgenden Abſcnit 
dieſes Buches behandelt. 

Die Beziehungen Hellands ‚und. Belgiens r Deutfehlann ‚ber 
ruhen weniger auf ihren ‚Ingehörigleit zur Merhſee als vielmehr 
auf ihrer breiten fontiuentalen Antehuung- nu: unfer: Meich um find 
oben bereit <röntert werben. .. I, va 

Stwas anbess gefaltet. ſich er Berhältuks den. Dfifechanten 
unteseinainder:.umb zu Deutfchlaud, Die geringe: Zlächmansbehung 
der Oftſee uub ihre ſchmale Exrfireddung At: Die Mſtſeeniüchte eime 
viel. engere. peditifche. und mirkichaftliche Semeinſchaft bilden ads Die 
Norbfeemkchte: Dänemark, Schweden und Diungiaeb hakzın:oft und 
lange territoniale Weftgungen an :ber: Ghfüße, hen :Diftfen gehaba, 
und anbererfeits. haben nondoeutſche Staͤnte ger Zeit. iheer höchſten 
mittelalterlichen Machtentfeltung hie.zeicken Fiſchylaͤge au ner: Küfte 
Seavedend branſprucht und Matsch die Beherrſchnog ber Verbandumgs⸗ 
ſtraßen zur Mordſee eine Bermacktfieclung: im Valtiſchen Meere eiet- 
genommen. Hente find die Anteile der vier Oſtſceſtaaten an der Ahle 
Diefed Meeres in. einen: Weiſe verteilt, die hen, matürlichen, geo⸗ 
graphiſchen Verhaͤltniſſen aus beſten enstnriäht. Durch die Ausdehmuc; 
und Page: ihres: Hinterlaudes und. bie. Sarlen ihter Flatten ſind 
gegenwärtig Deutſch laad and Kußlan didi eman a ſchba ggebren den 
Oftſeem üchte Aber Dbre Rußlanß has fick aoch Deutſchland Durch 
die Schaffung des Merdoftieelanald, ber eb. naabhängig: acht: on 
ber: daͤniſchen Durchfahrt, zum wichtigfien . unter den ‚nier: Anliegexn 
erhohen. Bei: ber Maͤhr und leichten Erreichbarbeit der Gegengeſtede, 
die in JängBer. Zeit Duncd den Zuſammenſchluß deß daniſchen und 
ſchwediſchen Eiſenbahnnetzro mis den dontſchen: in. beſondars augen⸗ 
faͤlliger Weiſe ſich dolumentierte, ſiad bie wirtſchaftlichen Berehungen 
Dentſchlands zu allen anderen Oſtſaeſtaaten Schr. rege; wenn Sie: quch, 
nachdem ſich in Etbechgszaitaltex der Sauptichauplatz des Handelq 
sach: dem Atlantiſchen Ogran vpeyſchob, niemals wieder bie antächelr 
denhe Vedentung für Deutſchland wbelin men ie fie. un, Bob 
ber :hanfiichem. Blüte gehabt haben. : - 1:7 1=:° zu... !e 
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Als wichtigfted Ergebnis unferer Betrachtung über die europäifche 
Stellung Deutfchlands fei am Schluffe noch einmal die Erkenntnis 
hervorgehoben, baß der Wert der Lage und der Grenzen unferes Vater- 
landes nur ein relativer ift. Deutfchlande Lage und Grenzen find 
fchlecht, fofern fie die Gefahr nationaler Zerfplitterung und kriege 
rifcher Verwicklungen in hohem Maße in fich fchließen. Ste find gut, 
fofern fie eine überaus große Mannigfaltigkeit ber Ausnutzung polis 
tifcher und wirtfchaftlicher Möglichkeiten gewährleiften. Jene fchlechten 
Seiten haben ſich immer geltend gemacht in Zeiten wirtfchaftlichen 
Tiefftandes und politifcher Ohnmacht, bie guten aber in Zeiten kraft⸗ 
voller nationaler Zufammenfaffung. Und fo wird ed aud in Zus 
kunft fein. Darin liegt die ernfte Mahnung für uns, bie mit heißer 
Mühe neu errungene Einigkeit und Stärke mit allen Kräften und 
unter Sintanfegung aller dem Wohle des großen Vaterlanded wider⸗ 
flreitenden Sonderintereffen für alle Zeiten feftzuhalten. 


9. Das „Größere Deutfhland. 


Die Einwohnerzahl des Deutfchen Reiches beträgt nach der Zählung 
vom Dezember 1910 rund 65 Millionen. Sie hat fi alfo in dem 
40 Jahren, die feit dem Kriege mit Frankreich verflofien find, um 
etwa 25 Millionen vermehrt. Bon dieſem Wachstum müſſen wir 
ausgehen, wenn wir ben Ausbrud „Groͤßeres Deutichland” bewerten 
wollen. Er ift gu uns gekommen als eine Übertragung ber Parole 
„Orester Britain“; aber er befagt in feiner Anwendung auf beutiche 
Berhältniffe nicht dasfelbe wie das englifhe Wort in feiner Heimat. 
Dort ift ed geprägt werben, um bie Zufammenfaflung bed Mentters 
landes und feiner Kolonien zu einer organifchen Reichseinheit zu 
bezeichnen. Beim englifchen Liberalismus beftand bis in bie zweite 
Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts die Vorftellung, daß die großen 
Siedelungskolonien englifher Zunge jenfeit bed Meeres ſich über 
kurz ober lang doch zu felbflänbigen Staaten entwideln würben unb 
daß ed weber oͤkonomiſch noch politifch im Intereſſe bed Mutter⸗ 
landes Täge, dieſe Entwidlung gewaltfam zu verhindern. Wan war 
baher auch geneigt, die weitere Ausbehnung englifchen Kolonials 
befites für überflüffig zu halten, da die Handelsvorherrſchaft Eng⸗ 
lands in allen Erbteilen unb auf allen Meeren doch fo gefeftigt fet, 
daß ed feiner befonderen Aufwenbungen für bie Direkte Beflgergreifung 
und Berwaltung neuer und audgebehnter überfeeifcher Gebiete bes 
bürfe. Das Auffommen folcher Ideen in England iſt aus den bas 
maligen Berhältniffen durchaus begreiflih. Weber die bewaffnete 
Macht Englands zur See, noch die englifche Handelsflotte, noch ber 
englifche Kaufmann ober ber englifche Fabrikant hatten auf der 
Melt ernfthafte Konkurrenten; was noch außer England fich jen⸗ 
feit des Meeres betätigte, das lebte und wuchs im Schatten der 
englifchen Macht. 

Allmählich aber begann biefer Stand der Dinge fich zu verändern, 
erft Ieife und ohne daß weitere Kreife in England darauf aufmerk⸗ 
fam wurden, dann beutlicher und entfchiebener. Das Hauptmoment 
der Änderung war das Aufkommen bes deutfchen Überfees 
handele und der dbeutfchen Großinbuftrie feit der Reichs⸗ 
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grändung. Dazu kam bie Aufteilung Afrikas. Teils änderte fie 
erft den englifchen Standpunft zur Kolonials und Überfeepolitif, 
teild war fie felbft bereits ein Ausdrud des Umſchwungs, ber bes 
gonnen hatte. Den liberalen Vertretern jener Idee des „kleineren“ 
England trat aber bald die Eräftig anwadhlende „unioniftifche” oder 
„imperialiftifche” Partei bed „größeren" England gegenüber unb 
gewann ben Sieg. Andere Ideen, 3. ®. die Schußzollparole, vers 
banden fich gleichfalls mit dem fortan zur Herrſchaft gelangenden 
Prinzip, die überfeeifchen Neichöteile mit dem Mutterlande immer 
enger zu einem großen Weltimperium zufammenzufchließen und, im 
Gegenſatz zu der früheren gleichgültigen Behandlung Folonialen 
Landerwerbs, das unmittelbare Herrſchafts⸗ und Machtgebiet der 
englifhen Flagge jenfeit des Meeres fo rafdı und fo umfaflend 
wie möglich zu erweitern. 

Solche Ziele gibt ed für und nicht, wenn wir vom „größeren“ 
Deutfchland fprechen. Unfere alten Siedelungsfolonien find uns 
menfchlicher Borausficht nach nnwiederbringlich verloren. Freilich war 
Livland von Memel bi Narwa einft ein Beſtandteil des Deutichen 
Reiches. König Philipp von Hohenſtaufen hatte dad neuaufgefegelte 
Land an der Düna 1207 dazu erflärt, und die Orbdensmeifter, der 
Erzbifchof von Riga und bie übrigen livländifcyen Territorialherren 
waren Reichsſtaͤnde. Als aber 1561 ber letzte Meiſter Gottharb 
Kettler den füdlichen Teil, Kurland, von der Krone Polen zum Lehen 
nahm und das größere nörbliche Stüd des Landes ſchwediſch wurde, 
fümmerte fih im Weich kaum jemand ernfthaft um dieſen Berluft. 
Auch Holland hat bie 1648 ftaatörechtlich zum Deutfchen Reiche gehört, 
bie fpanifchsöfterreichifchen Niederlande, bad heutige Belgien, fogar 
bis zu den Nevolutiondfriegen. Die Schweizer Eidgenoffenfchaft wurde 
nad dem Wormfer Reichdtag von 1495 noch aufgeforbert, fich der 
Rechtſprechung des Neichölammergerichtd zu unterwerfen und zu ber 
befchloffenen Neichöftener, dem „gemeinen Pfennig” etwas beizus 
tragen. Sie weigerte ſich beffen, weil fid; dad Weich bei ihren 
Kämpfen mit Karl dem Kühnen von Burgunb nicht um fie gefüms 
mert hatte, und im Frieden von Bafel, 1499, verzichtete Kaifer 
Marimilian auf den biöher feſtgehaltenen Anfpruch, Steuer, Krieges 
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und Gerichtshoheit über die Schweiz auszuüben. Die ausbrüdliche 
Anerfennung ihrer völferrechtlichen Unabhängigkeit erfolgte allerdings 
wie bei deu Niederländern erft im wetfälifchen Frieden. 

Niemand unter uns benft heute, wenn er vom „größeren“ Deutſch⸗ 
land ſpricht, noch an die Einbeziehung jener alten, und lange ver, 
lorenen Reichsteile. Auch von DeutfchÖfterreich ift höchſtens in 
allgemein kultureller, fprachlicher und geiftiger Beziehung als von 
einem beutfchen Rändergebiet die Rebe, Vollends bie beutfchen Kor 
lonien, die in ber zweiten Hälfte bed Wittelalterd durch Die ungaris 
fhen Könige in Siebenbürgen und in Sübungarn gegründet wurben, 
tommen für unfer „größeres“ Deutfchland nicht in Frage, denn fie 
haben niemals auch nur iu entferuter ſtaatsrechtlicher Beziehung 
zum Deutjchen Reiche geftanden. 

Unter dem Wort vom „größeren“ Deutfchland barf alfo kein 
Programm der Wiebereinbeziehung im Lanfe der Geſchichte uns ent⸗ 
fremdeter Teile beö alten Reiches verfianden werben. Auf der ans 
deren Seite ift aber auch ber überfeeifche Kolonialbefig Deutſch⸗ 
lands noch fo wenig entwidelt und kann nach Ausdehnung und 
Wert noch fo wenig mit dem ber alten Kolonialitaaten verglichen 
werben, daß es als eine lächerlich wirkende Nachahmung erfcheiuen 
würde, wenn wir allein auf unfere Kolonien hin vom „größeren“ 
Deutſchland reden wollten wie ber Engländer vou „Oreater Britain“, 
Es läßt ſich daher wicht Ieugnen, daß jenem Auöbrude vorläufig 
noch eine gewifle Unklarheit anhaftet. Der ſchwankende Sprach⸗ 
gebrauch ſchon beweiſt es, und es iſt daher durchaus notwendig, 
eine gewiſſe Feſtſtellung deſſen zu treffen, was wir unter dem 
„größeren“ Deutſchland verſtehen wollen. 

Die Tatſache, daß Deutſchland uͤberſeeiſche Intereſſen in wachſen⸗ 
dem Maße beſitzt, iſt unſerem Volke bisher nur in ſehr beſchraͤnkter 
Weiſe zum Bewußtſein gekommen. Es exiſtiert allerdings eine un⸗ 
beſtimmte Durchſchnittsvorſtellung davon, daß unfere Ausfuhr und 
Einfuhr, namentlid, während ber Ießten Sahrzehnte, fich in rapibem 
Tempo vermehrt hat; daß unfere Handelöflotte in rafcher Zunahme 
begriffen iſt; daß deutfche Kaufleute, deutſche Ingenieure und ſonſtige 
Kulturpioniere zahlreich und mit Erfolg im Auslande tätig fiud — 
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aber es fehlt und noch ganz überwiegend an bem burchbringenden 
Bewußtfein, daß wir fchon heute ein völlig in überfeeifche Lebens» 
interefien hineinverflochtenes Volt find, unb baß eine Störung oder 
Durchſchneidung biefer Intereffen von ben allerverhängntsvoliften 
Folgen für unfere gefamte Exiſtenz begleitet fein würde. Während 
ber Epoche Bismarcks, d. h. während ber beiben auf die Gründung 
bed Reichs folgenden Jahrzehnte, ſtand die deutſche Politif unter 
dem Zeichen des von Bismarck felbit geprägten Gates: „Deutfchland 
ift faturiert“. Darunter verftand Bismarck, daß und weber in Europa 
noch fonft irgendwo auf der Welt unbefriedigte Wuͤnſche nach weis 
teren territorialen Erwerbuugen brücdten, nachbem ber Erwerb von 
Elſaß⸗Lothringen unfere militärifche Berteidigungsftellung nach Weſten 
genügenb geflärkt hatte. Die Aufrechterhaltung bes beftehenden Zu» 
ftandes, d. h. der nach 1871 in Europa vorhandenen Machtverhaͤlt⸗ 
niffe und Grenzen, entſprach durchaus unferen politifchen Wünfchen 
und Bedärfniffen. Wenn wir von ber Erwerbung der Kolonien in 
Afrika und im Stillen Ozean abfehen, die noch in die zweite Hälfte 
der Bismarckſchen Periode fiel, fo gilt Bismarcks Prinzip ber Saturiert- 
beit auch noch heute für und, foweit babei bie beftehenden Grenzlinien 
gegen unfere Nachbarn ringsum in Frage kommen. Ein „größeres“ 
Deutichland im Sinne weiterer direkter Anglieberungen, fei ed nach 
Welten, Often oder Süden, wäre für und cher Gefahr ald Gewinn. 

Ganz unb gar nicht mehr vorhanden ift aber unfere Saturiert- 
heit nach ber wirtfchaftlichen Seite hin. Der Anteil an Welt 
wirtſchaft und Welthandel, mit dem ſich ein Boll von 40 Mil, 
lionen begnügen konnte, reicht für eins von 65 Millionen an feinem 
Ende mehr aus. Wir brauchen und nur vorzuftellen, was gefchehen 
würde, wenn Deutfhland auf gewaltfame Weiſe auch nur während 
eines einzigen Jahres daran verhindert wärbe, Rohſtoffe zu impors 
tieren und Fabrikate auszuführen, um und darüber klar zu werben, 
baß eine unerhörte Kataftrophe bie Folge wäre. Dasjenige Stüd 
unferer Eriftenz, dad durch unfere heute vorhandenen übers 
feeifchen Beziehungen beftritten wird, laͤßt fich in Ziffern ſchwer 
firieren, aber daß ed fehr groß ift, kann nicht bezweifelt werden. 
Deutfchlande Gefamtausfuhr belief fidh im Jahre 1909 auf über 
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7 Milliarden Marl, und fie war im Sahre 1907, vor der allge 
meinen Wirtſchaftskriſis, die das barauffolgende Jahr 1908 bradhte, 
fhou bis auf nahe an 71, Milliarden geftiegen. Bei weitem das 
meifte unferer Ausfuhr befteht aus Erzengniffen der beutfchen Ins 
duftrie. Bon den für diefe erforderlichen Rohftoffen befigt aber Deutich- 
land auf eigenem Grund und Boden fehr vieles nicht. Es erzeugt 
3. B. keine Baummolle, es erzeugt nur eineu Meinen Teil ber Wolle, 
bie ed verfpiunt und verwebt, ed bebarf eined maflenhaften Im⸗ 
yortd au Holz und Metallen, an Leber oder Häuten, Kautichuf, 
Ölen ufw. Dazn kommt ein gewaltige Quautum an überfeeifchen 
Nahrungs und Genußmitteln, zu deren Probuftion teil bie vers 
fügbare Menge eigenen Gruub und Bodens, teild unfere Flimati- 
fhen Berbhältniffe nicht ausreichen. Daraus folgt, daß wir recht 
eigentlich von dem Mehrwert leben, ben unfere Arbeit, uns 
fere Intelligenz, unfere tehnifhe Schulung und Erfins 
dungsgabe in bie importierten Rohſtoffe, die wir dem 
Audlande er fämtlich ablaufen müffen, hineinlegt. Diefer 
Mehrwert iſt ed, den uns die fremden Nationen bezahlen, mit denen 
wir Handel treiben. Noch viel weiter auf ſolcher Bahn vorgeichritten 
iſt England. In Englaud ift aber aud jedermann, bis hinab in bie 
breiten Maffen, in bie unterften tragenden Schichten bed gefamten 
fozialen und yolitifchen Aufbaus, davon überzeugt und empfindet es 
als eine Selbftverftändlichkeit, daß bie Erhaltung und Ausbehnung 
ber überfeeifchen Verbindungen und Märkte gleichbebentend ift mit 
ber Erhaltung ber nationalen Eriftenz. Dieſes Bewußtſein ift es, 
bad und Deutfchen zum größten Teile noch fehlt. Es würde fchnell 
und gründlich in und hineingehämmert werben, fobald wir durch 
bie praftifche Erfahrung an unferem Leibe die Kolgen einer — fei 
ed auch nur vorübergehenden — gewaltfamen Unterbrechung unferes 
Zufammenhanges mit der Weltwirtfchaft zu fpüren befämen. Sobald 
das geichähe, würbe jebermann wiflen, was das „größere“ Deutſch⸗ 
land, um das es fich für und handelt, bedeutet. Es ift nicht fo fehr 
ein räumlich umgrenztes, erweiterted Machtgebiet wie das größere 
England, fondern wir verfiehen barunter einen maßgeben⸗ 
ben moralifchen und materiellen Anteil Deutſchlands an 
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der Weltwirtfchaft und Welttultur, und wir fordern, baß 
biefer Anteil den Anfprüchen angemeffen fein ſoll, die wir 
auf Grund unferer öfonomifchen und geiftigen Leiftungen 
zu erheben berechtigt find. 

Bon dem „größeren“ Deutfchland wird man alfo nicht annähernd 
in derfelben Weife wie von dem „größeren“ England fagen können, 
baß dieſes oder jened Stüß ber Welt bazu gehöre oder noch bazu 
erworben werben müfle. Wohl aber kann man fagen, das „größere" 
Dentichland müffe vor allen Dingen erft im Bewußtfein bes beutichen 
Volkes gegründet werben und wachſen, wenn ed draußen in ber Welt 
ald Macht ſich offenbaren fol, Jeder Deutfche muß von bem Bes 
wußtfein erfüllt werben, baß unfer Volk deu Einfluß, der ihm ger 
bührt, draußen in ber Welt zu beanfpruchen und zu betätigen hat; 
nicht zuerft mit der berühmten gepanzerten Kauft, nicht durch plans 
loſe Einmifhung in diefe und jene Welthänbel, fondern indem 
wir die Berädfichtigung unferer Lebensinterefien, unferes Handels, 
unſerer Kultur, unferer Sprache und ben perfönlichen Reſpekt vor 
uns genan in berfelben Weife verlangen, wie bas z. ®. Engländer, 
Franzoſen ober Amerikaner tun. Allerdings wird das erft von ba ab 
moͤglich fein, wo in der Heimat fowohl die berühmte Einheit von 
„Beſitz und Bildung“ als auch die Maflen von lebendigem Empfinden 
dafür erfüllt find, daß an der Verwirklichung diefer Dinge wirklich 
unfere Zukunft hängt. Soviel an biefer inneren Grundlage für 
unfer „größeres“ Dentichlanb noch fehlt — und das ift leider fehr, 
fehr viel —, foviel fehlt auch noch an dem äußeren Aufbau. 

Unter ben Weltvöltern, die neben und leben und arbeiten, fliehen 
bie Engländer gerabe jegt auf einer glänzenden Höhe bed Aufſtiegs. 
Auch die Nordamerikaner beanſpruchen ein immer weiter ausgedehntes 
Feld für ihre nationale Betätigung, aber wenu auch ihre wirtfchafts 
liche Leiftungsfähigkeit ohne Zweifel groß und bewährt und ihre 
Volkszunahme rapid ift, fo haben fie doch noch nicht eine eigent- 
lich eingreifende und Pritifche Probe darüber beftanden, ob hinter 
ihren Anfprücden auch die nachhaltige Intenfität des gefeftigten 
Willens ſteht. Rußland z. B., dad auch von Erfolg zu Erfolg zu 
fchreiten fchien, ift wegen der inneren Bermorfchtheit und Korruption 
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feiner Zuftände durch einen einzigen unerwarteten Schlag auf lange, 
wenn nicht anf immer, and ber Bahn des erfolgreichen Wettbewerbes 
geworfen worden. Frankreich, bad im fiebzehnten und achtzehnten 
Sahrhundert fraglos die Spige unter ben großen Nationen behaup⸗ 
tete, erfcheint durch ben Stillſtand feiner Bevoͤlkerungszunahme für 
die Zukunft zum allmählidhen Zurüdfiufen auf die zweite Stufe 
unter ben Mationen verurteilt. 

Bor dem Verluſt Elſaß⸗Lothringens an Deutfchland befaß es etwas 
über 38 Millionen Einwohner, 1872 nach dem Frankfurter Frieden 
sählte es 36,1 Millionen, unb erſt 20 Sahre fpäter, 1894, war ber 
Berluft von 1874 mit der Erreichung eined Bevölkerungsſtandes 
von 38,3 Milliouen wieder ausgeglichen. Die Volkszaͤhlung von 1906 
ergab 39,2 Millionen, aber an diefer ganz geringen Zunahme bes 
faßen nur noch Norbfranfreidy (außer Normandie), die Alpengebiete 
und die Provence einen pofitiven Anteil. In 32 Departements war 
noch eine geringe Zunahme, in 55 dagegen eine ftärfere ober ſchwaͤchere 
Abnahme der Volkszahl zu Tonflatieren, eine Tatfache, die zum Zeil 
durch Abwanderung vom flachen Sande in bie großen Städte, zum 
Teil aber durch wirkliche Unterbilanz der Geburten gegenüber ben 
Tobesfällen zu erflären war. Gegenwärtig Tann bie Einwohnerzahl 
Frankreich auf rund 40 Millionen angenommen werben, wovon aber 
mehr ald eine Million Nichtfranzoſen find: Italiener und Belgier 
je über 300000, Deutiche, Spanier und Schweizer je etwa 100000, 
außerdem Briten, Zuremburger, Ruſſen, Amerifaner, Ungarn ufw, 
Keine zweite Nation von Bedeutung ift in ihrer natürlichen Ber» 
mehrung auf ähnliche Weile zum Stillſtand gekommen wie die 
Frangofen. Es muß zugegeben werben, daß Frankreich auf der einen 
Seite eine große patriotifche Opferwilligkeit zeigt, feine militärifchen 
Machtmittel trotz bes anfcheinend hoffnungsloſen Zurücbleibens hin⸗ 
ter Deutfchland möglichft auf derfelben Höhe zu erhalten wie dieſes. 
Die Ausgaben für die Armee find, auf den Kopf ber Bevölkerung 
gerechnet, in Frankreich bebeutenb größer ald bei und, und wenn 
man nur auf bie Stimme ber Öffentlichen Weinung im Parlament 
hört, fo werden fie ohne Murren getragen, und bie Bolfövertretung 
fcheint bereit, immer noch weitere Mittel zu ihrer Vergrößerung zu 
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bewilligen. Wer genauer zufieht, wird aber in ber erfchreddend großen 
Zahl der jungen Leute, die fich der Dienftpflicht durch Kahnenflucht 
oder durch einfaches Verfchwinden in der Zeit, wo bie Stellungs⸗ 
pflicht herannaht, entziehen, und in der fchlaffen Behandlung diefer 
Bergehen durch die Geſetzgebung ein bedenkliches Zeichen für bie 
wachfende innere Zerfegung der alten frangöfifchen Tüchtigfeit ers 
blicken. Auch in ber weitgehenden Befchränfung ber Kinderzahl, die 
nicht nur in den oberen Ständen, fondern auch bei ben Kleinbürgern 
und Bauern als etwas Selbftverftändliches geübt wird, kann man 
nicht wohl etwas anderes fehen ald eine Flucht vor den Schwie⸗ 
rigfeiten, die für jedes Elternpaar mit einer größeren Zahl von 
Kindern verfnüpft find, d. h. dad Zweilinderfpftem ift ein Zeichen 
innerer Demoralifation bed franzöfifchen Volksgeiſtes. Auch das 
franzöfifche Erbrecht wird zum Zeil dafür verantwortlich gemacht, 
aber foldye Motive können höchftens in zweiter, aber nicht in erfter 
Linie in Betracht kommen. 

Auch in Deutſchland hat ſich während der letzten Jahre ein ge 
wiffes Zurückgehen ber Beburtenziffer bemerkbar gemacht. Das ift 
bereitd ein leife® Abbiegen zu ber franzöfiichen „Furcht vor dem 
Kinde”, und fo unbedeutend ed auch noch ift, fo ernfthaft follte es 
und zu denken geben. Vorläuftg aber ift der Rüdgang noch gering, 
und ihm entfpricht auf ber anderen Seite infolge ber verbefferten 
Gefundheitöverhältniffe ein merkliched Sinten der Sterbeziffer, fo 
daß wir auf abfehbare Zeit noch nicht mit einer weientlichen Vers 
Tangfamung unferer Volkszunahme zu rechnen brauchen. Diefe ber 
trägt gegenwärtig rund 0,9 Millionen jährlich; bei 65 Millionen 
im Sahre 1910 werden wir alfo im Jahre 1925 aller Wahrfcheins 
lichkeit nad 75—80 Millionen Seelen zählen, d. b. die Bevoͤlkerung 
Dentfchlande wird fich in einem Zeitraum von 55 Sahren allein 
oder faft ausfchließlih auf dem Wege der natürlichen Zus 
nahme aus fich felbit heraus verdoppelt haben. Solches Wachstum 
in fo großem Maßſtabe ift biäher noch nirgends zu verzeichnen ges 
wefen. Es bebarf Feiner weiteren Ausführungen barüber, daß eine 
derartige Zunahme der zu ernährenden und zu erhaltenden Volks⸗ 
zahl auch eine burchgreifende Umwaͤlzung in der Art unferer Lebens, 
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führung und Lebenserhaltung bebeutet. Bis gegen die Witte ber 
achtziger Jahre hat Deutfchland in normalen Jahren Getreide aus⸗ 
führen können; dann folgte eine furze Periode, in der unfere eigene 
Getreideproduttion für unferen Bedarf gerabe genügte, und feit- 
dem ift die Einfuhrguote für Brotforn in jährlich fteigeudem Wachs⸗ 
tum begriffen. Zweifellos kann die Leiftungsfähigfeit des beutfchen 
Aders noch erhöht werden: zum Zeil durch vermehrte Intenfität der 
Beſtellung, zum Zeil durch Kultivierung der innerhalb Dentichlande 
immer noch ziemlich reichlich vorhandenen Öblänbereien, z. ©. ber 
Moore. Bon einem gemwiffen Stande ber Melioration ab wachen 
aber nach dem Geſetz vom abnehmenben Bobdenertrag bie Koften für 
weitere Berbefferungen des Aderbaues fchneller, ald bie Erträge 
fleigen. Daran werden auch bie neueren Methoden für bie Gewin⸗ 
nung des Stickſtoffes zu Düngezweden aus der Luft fchwerlich etwas 
Entfcheidendes ändern, nnd wenn auch bie Erfolge nach diefer und 
nach anderen ähnlichen Richtungen hin noch fo groß fein follten, 
fo wird ihre praftifche Wirkung für die Selbftverforgung Deutich- 
lands mit Brotfrucht body eine Grenze an der Schnelligkeit finden, 
mit der bie Bolfövermehrung fortichreitet. Wenn wir die heutige 
Bolfedichte Deutſchlands mit derjenigen noch intenfiver eutwidelter 
Induſtrielaͤnder vergleichen, 3. ®. mit der Belgiens ober des eigentlichen 
Englands, oder wenn wir daran benfen, daß es innerhalb Deutſch⸗ 
lands feldft große Gebiete mit einer mehr ald doppelt fo flarfen 
Bevoͤlkerungsdichte ald der durchſchnittlichen gibt, wie Sachſen oder 
RheinlandsWerfalen, fo fehen wir daraus, wie leicht eine vorges 
fohrittene Induftrieproduktion großen Stils imftande ift, zahlreiche 
Millionen auf einer Bobenfläche zu unterhalten, die kaum für den 
vierten oder fünften Teil jeuer Zahl Nahrung Tiefern würde, wenn 
allein ihre Ertragsfähigfeit au Agrarproduften für die Volksdichte 
maßgebend fein follte. Solange wir alfo ald Bolt die Erfahrung 
machen, daß ber Gewinn aus unferer Induftrie und unferem Handel 
mit Leichtigkeit ausreicht, um und eine Bermehrungsquote gleich der 
jegigen von faft einer Million Seelen jährlich zu geftatten, werben 
Gedanken über unferen Zuwachs, die burch den Wunſch beftimmt 
werden, unfere Volkszahl möglichkt innerhalb folcher Örenzen zu halten, 
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baß der beutfche Boden bei fortfchreitender SIntenfität ber Bewirt⸗ 
fhaftung noch ausreicht, um für fie Brot zu fchaffen, lediglich 
theoretifchen Wert beanfpruchen können. Unfer nationales Wachdtum 
an Volkszahl und Arbeit ift einfach eine von innen herausquellende 
Lebensbetätigung, die nicht willkürlich, weber durch Berechnungen 
noch durch Deflamationen, eingefchräntt werben kann. 

Wir ftelen alfo feit, daß Deutfchland nicht nur hilfsweiſe fteigend 
auf die Erweiterung der überfeeifchen Abſatzgebiete für feinen 
Handel und feine Induftrie angewiefen if, fondern daß feine wirt 
ſchaftliche und damit aud feine nationalspolitifche Eriftenz fchon 
heute in zwingender Weife davon abhängig ift und es fortdauernd 
noch mehr wird. Wir dürfen und Feiner Illuſion darüber hingeben, 
daß in bdiefer Lage eine gewifle Befahr befchloffen Liegt. Sollten 
wir eined Tages durch eine überlegene Verbindung gegnerifcher 
Kräfte daran verhindert werden, unferen Bebürfniffen Geltung zu 
verfchaffen, fo bedeutet das eine Kriſis für unfere Exiſtenz. Auf 
ber anderen Seite koͤnnten wir ed, auch wenn eine Möglichkeit 
dazu vorhanden wäre, in feiner Weiſe ald wünfchenswertes Ziel 
bezeichnen, und auf und felbft zurädzuziehen und „genügfam” zu 
eriftieren. Die Entwicdlung ber Berkehrömittel hat in unferen Tagen 
alle Zeile der Welt, alle Völker, alle Produktions⸗ und Verbrauchs⸗ 
gebiete in fo nahe und Iebendige Beziehungen miteinander gefegt, 
und die allgemeinen Kortfchritte in ber technifchen Beherrfchung der 
äußeren Natur find fo groß, daß Feine Mation, die überhaupt 
noch über einen Fonds von Aktivität in fich verfügt, bei dem alls 
gemeinen Wettbewerbe um Geltendmachung ihres Einfluffes auf das 
MWeltganze zurückſtehen kann. Eine Politit der freiwilligen Selbſt⸗ 
befchräntung in unferer Entwidlung, bed Zurückſtehens vor den 
anderen in denjenigen großen überfeeifchen Gebieten, bie ſich heute 
dem Einfluß der technifchen und wiflenfchaftlichen Kultur des Abends 
Iandes öffnen, würde in kurzem zur Folge haben, daß bie anderen 
Bölfer anfangen, uns ſelbſt ald Objekt ihres Ausdehnungsbeduͤrf⸗ 
niffe® zu behandeln. Wir können unferen Plag unter ben anderen 
nur dadurch behaupten, daß wir alle und zu Gebote ftehenden 
Mittel aufwenden, um von ben Möglichkeiten poſitiv nationaler 
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Vetätigung, die und das Feld der Welt bereitet, alled, was uns 
erreichbar ift, auch wirklich für und audzunugen. Nur indem wir 
mitwachfen au Zahl, an Kraft und an Reichtum können wir daran 
denken, und, und was Gutes uud Tüchtiged in uns ift, zu behaupten. 

Deutfchlande Außenhandel während ber legten 20 Sahre bietet 
folgendes Bild: 


Gefamteinfuhr Gefamtausfuhr Befamthanbel 
in Millionen Marf 


1890 4518 8677 8195 
1893 4311 3401 7712 
1896 4638 3913 8551 
1899 5827 4512 10339 
1902 5919 4996 10945 
4905 7470 6078 13548 
1908 8303 7019 15322 
1909 9124 7173 16297 
1910 9535 8080 17635 


Zum Vergleich mögen folgende Zahlen über einige ber wichtigften 
anderen Länder dienen. Frankreich fand im Jahre 1890 mit 4416 
Milionen Gefamteinfuhr und 39214 Millionen Gefamtausfuhr im 
ganzen genommen noch etwas über Deutichland. Seine Handels 
bewegung war 8337 Millionen wert, die unfrige 8195 Millionen. 
Auf ähnlihem Stande verblieb unfer gegenfeitiges Verhältnie noch 
einige Jahre. 1895 flanden 7702 Millionen franzöfifchen Geſamt⸗ 
bandeld gegen 8095 Millionen für Deutfchland. Im Sahre 1900 
war das Verhältnis 9208 zu 11089 Millionen; 1905 war ed 9891 
zu 13548 Millionen; 1907 12105 zu 17014 Milionen. Noch mädy» 
tiger erfcheint die Entwidlung des deutfchen Handels, wenn wir fie 
mit der des englifchen vergleichen. 1890, al& ber deutfche und der 
franzöfifhe Gefamthandel ungefähr den gleihen Wert befaßen 
— etwas über 8000 Millionen jährlid — betrug ber englifche 
Gefamthandel 15304 Millionen, alfo beinahe foviel wie der deutfche 
und der franzöftfche zufammengenommen. Die Einfuhr Großbritans 
niend allein überwog bamald mit 8595 Millionen fowohl den 
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deutichen ald auch den franzöfifchen Befamthandel. 1900 betrug 
ber Gefamtwert bed englifhen Handels 17900 Millionen gegen 
11089 Millionen für Deutfchland, und 1907, im Sahre vor ber 
legten Handelskriſis, ftand England auf 23741 Millionen gegenüber 
Deutichland mit 17041. Die letzten veröffentlichten Ziffern beziehen 
fihh auf das Jahr 1910. Sie betrugen auf ber englifchen Seite 
24741 und auf der deutfchen 17635 Millionen. Bor 20 Jahren war 
alfo das Verhältnis zwifchen Deutichland und England annähernd 
wie 1 zu 2; heute annähernd wie 1 zu 11. Die Progreffion ber 
Zunahme iſt alfo in Deutfchland eine bedeutend fchnellere gewefen 
als in England, und wie es fcheint, tft der Zeitpunkt nicht mehr 
fehr fern, wo bie deutfche und englifche Handelöbewegung ungefähr 
gleichwertige Größen fein werben. 

Die vorftehenden Zahlen haben unter anderem fchon gezeigt, daß 
die Handelsbilanz Deutfchlands eine paffive if, d. h. die Einfuhr 
überwiegt die Ausfuhr. Bei Frankreich ift das ähnlich und bei Eng- 
land in noch erheblicherem Maße der Fall, Da auf die Dauer Fein 
Land größere Werte zu fich einzuführen vermag, ald ed an produ⸗ 
zierten Gegenwerten zu erportieren imflande ift, fo muß eine paſ⸗ 
five Handelsbilanz zu fortfchreitender Verarmung führen, wenn fie 
nicht durch andere in der Handelsſtatiſtik nicht erfcheinende Werte 
fompenfiert wird. Das iſt ſowohl bei Deutfchland, ald auch bei 
Frankreich und England der Fall. Diefe Länder find in audges 
fprochener Weiſe — am ftärfften zeigt fich dies bei Frankreich — 
Glaͤubigerſtaaten, bie einen Teil ihres überfchüfligen Kapitals in 
das Ausland verliehen haben. Die bafür zurüdfließenden Zinfen er 
gänzen die paſſive Handels bilanz in der Weife, daß fich eine 
aktive Zahlungsbilanz ergibt. Außer in Form von baren Dars 
Iehen Tann das Kapital einer Nation auch noch auf die Weife im 
Audlande arbeiten, daß es fich in gewerblichen und fonfligen Ans» 
lagen aller Art inveftiert und die hieraus gezogenen Gewinne in das 
Stammland ded Kapitals fließen. So arbeitet 3. B. deutſches Kar 
pital in mittels und füdameritanifchen Pflanzungsunternehmungen, 
belgiſches in ruſſiſchen VBergwerköwerten, englifche® in amerifas 
nifhen Eiſenbahnen ufw. Eine weitere Ausgleichöquelle zwiſchen 
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Haudels⸗ und Zahlungsbilang find endlich die Gewinne aus Sees 
transporten. Diefer Zweig nationalen Erwerbes iſt befonters großs 
artig in England entwidelt. Die englifhe Handelsflotte vermittelt 
nicht nur ben Berfehr für Güter und Menfchen zwifchen denjenigen 
Ländern, mit denen England felbit Handel treibt, fondern andı 
zwifchen folchen fremden Ländern und Plägen, die feine eigene 
ausreichende Haudelsflotte befigen oder deren Schiffahrtöunter- 
nehmungen nicht imflande find, ben Intereſſenten fo vorteilhafte 
Frachtraten anzubieten wie bie englifchen. Dan kann auch nod 
weitere Quellen für bie Ergänzung einer paffiven Handelsbilanz 
zur aktiven Zahlungsbilan; anfzählen, aber diefe find dann mehr 
nebenfächlicher Natur. Zinszahlungen, Betriebögewinn und Traus⸗ 
portgewinn aus dem Auslande find die drei weientlichften Ausgleichs⸗ 
fattoren, unb an ihnen allen hat Deutichland bereits Zeil. Unter 
ſolchen Borausfegungen, wie fie für Deutfchland und England zus 
treffen, ift eine palfive Handelsbilanz ein Zeichen wachfenden Reiche 
tums, und baher brauchen wir uns über biefe Erfcheinung durchaus 
nicht zu beunruhigen. Im Gegenteil, fie ift ein Beweis für nnfere 
nicht nur quantitativ, fondern auch der Qualität nach vordringende 
wirtfchaftlihe Entwidlung. 

Der Wandel in den Xebensbebingungen und in der Lebensbetäs 
tigung Deutichlande nach außen hin mußte naturgemäß unfer Ber- 
haͤltnis zu verfchiedenen anderen Nationen ändern, vor allen Dingen 
gegenüber England. Die englifhe Madıt war fall während bes 
ganzen neunzehnten Sahrhunderts Alleinherricherin auf den Weeren, 
und der englifche Handel hatte jenfeit des Meeres überall dort, 
wo das Prinzip ber fogenannten „offenen Tür” beftand, ebenfalle 
eine fchlechthin herrſchende Stellung. Diejenigen Kolonialgebiete 
anderer Völker, in denen eine handelöpolitiiche Bevorzugung bes 
Mutterlandes ftattfand, wie 3. B. in den franzöflfchen, portugie⸗ 
fiihen und fpanifchen Beſitzungen, waren verhältuiömäßig unbe 
deutend unb wenig entwidelt. Es gab faum irgendwo ein dem 
Welthandel offenes Gebiet, wo nicht englifhe Kaufleute die erften 
am Plate geweien waren: die wirklichen Pioniere der Aufichließung. 
Hier und ba hatten ſich dann, nachdem jene vorangegangen waren, 
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Kaufleute anderer Nationalität fozufagen ald Schupverwandte im 
Schatten des engliſchen Handeldniebergelaffen, barıınter befonberö viele 
Deutfche, und folange hinter ihnen feine große politifche Macht 
fand, folange fie fich, ohne Direkte ober indirekte nationale Ans 
fprüche zu erheben, darauf befchränften, ihren befcheidenen Anteil 
am Sandelögewinn in den Ländern zu nehmen, wo fle ſich ange⸗ 
fiedelt hatten, regten ſich auf der englifchen Seite weber gefchäfte 
liche Mißgunft, noch politifche oder ſonſtige Bedenken. Allmaͤhlich 
aber begann fich eine gewifle Beſorgnis vor ber zunehmenden 
deutfchen Konkurrenz zu entwideln. Dad engliſche Markenſchutz⸗ 
gefeg von 1887 mit feiner VBorfchrift, daß alle nad England eins 
geführten fremden Waren mit einer Bezeichnung bed Urſprungs⸗ 
landes verfehen fein müßten, zielte bereits direkt gegen Deutfchland- 
Durd; ben Stempel „Made in Germany” bachte man ber dbeutfchen 
Ware, auf bie jene befannte Bezeichnung „billig und fchlecht“ 
durchaus nicht mehr zu paflen anfing, den Zutritt nad) England zu 
erfchweren. Die beutichen Erzeugniffe gelangten dorthin, nicht nur 
um in England verlauft, fondern aud um aus England wieder 
ausgeführt zu werden und hierburd; den Anfchein zu erwecken, als 
ob fie englifched Fabrikat wären. Zum Teil waren es beutfche Ins 
duftrielle, die bei dem großen Ruf der englifchen Fabrifate in aller 
Welt diefen die wahre Herkunft verfchleiernden Umweg wählten, 
daneben aber fingen auch große engliiche Erportfirmen an, ſich an 
den Bezug beutfcher Artikel zum Schaden der heimifchen zu gewöhnen, 
weil fie bei dem billigen Preis jener gegenüber den englifchen Er» 
zeugniffen bei ihren Abnehmern in überfeeifchen Ländern einen größeren 
Gewinn erzielten. Nennenöwerten Erfolg in der gewuͤnſchten Richtung 
bat das englifche Geſetz nicht gehabt. Je befler ſich bie Qualität der 
beutfchen Induſtrieerzeugniſſe, unbefchabet ihres billigeren Verkaufs⸗ 
preifed, entwidelte, deſto weniger verfing bei bem faufenden Pubs 
likum in England der Appell an bad vermeintliche nationale Pflicht 
gefühl oder den Stolz, der ed verbieten follte, fremde Ware ber 
einheimifchen vorzuziehen. Wenn man aber andy anfing, bie gefchäfts 
lihe Konkurrenz Deutfchlanbs auf dem Weltmarkte läftig zu emp⸗ 
finden, fo war doch dieſes Empfinden um jene Zeit fowohl bei 
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der öffentlichen Meinung ald auch bei den verantwortlichen Leitern 
ber englifchen Politik noch ohne eigentlich politifche Beimiſchung. 
Einen Beweis dafür bildet der fogenannte Sanfıbarvertrag zwifchen 
Deutichland und England vom Jahre 1890. Diefed Abfommen, das 
noch unter Bismarck vorbereitet, aber erft unter ber Reichskanzler⸗ 
fhaft Caprivis perfekt geworden war, hatte befanntlich den Inhalt, 
daß Deutfchlanb auf feine Anſprüche an der afrikaniſchen Oſtkuͤſte 
nördlich des Umbafluffes fowie auf Sanflbar und Uganda verzichten 
und dafür die Inſel Helgoland in Tauſch erhalten folle. Der bes 
rühmte Afritaner Stanley hat beöwegen dad Wort geprägt, Deutfch> 
land habe „einen guten Anzug hingegeben unb einen Hoſenknopf 
dafür erhalten”. Diefe Redensart ift feitbem unendlich oft wieders 
holt und Eolportiert worben, aber fie war von Anfang an falfch 
und {ft durch ihre häufige Wiederholung — namentlich in beutfchen 
Kreifen hört man fie mit einem großen Aufwand von fittlicher Ent⸗ 
rüftung gegen ben Sanfibarvertrag noch bid auf den heutigen Tag — 
nicht richtiger geworden. Es Laßt fich nicht leugnen, daß wir 1890 
bebeutenden Werten entfagt haben. Zwar ift ed unrichtig zu 
fagen, ohne den Sanfibarvertrag wäre ganz Oſtafrika bis an bie 
abeffinifche Grenze und bie an das Kap Guardafui heute deutſch; 
an verfchiedenen Punkten beitanden bereitö englifche Befigrechte, und 
namentlich war England in entichloffenem Vordringen von Norden 
ber nilaufwärtd begriffen. Aber freilich wäre uufer oftafrifanifcher 
Beſitz größer, als er jegt ifl, wenn wir auf bad Ablommen mit 
England verzichtet hätten. Dann aber wäre Helgoland noch heute 
englifh, und was würde das für unfere Seeverteibigung in ber 
Nordfee bedeuten! Auch wenn man bie Weinungsverfchiedenheiten 
über Wert oder Unmwert Helgolands für Deutfchland ganz beifeite 
läßt, fo kann es doc, keinem Zweifel unterliegen, daß Helgoland 
in englifchem Beſitz eine geradezu unerträgliche Erfchwerung für die 
Aufgabe unferer Seemacht bedeuten würde. Wenn England es im 
Sanfibarvertrag trotzdem hergab, fo ift Far, daß die englifche Politik 
bamald noch von feinerlei Alpdrüden angeſichts der Entwidlung 
ber deutfchen Flotte befallen war. Kein Wunder, denn wenn wir 
heute auf das Werben unferer Marine zurüuͤckblicken, fo brauchen 
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wir und vor der nachträglichen Erkenntnis nicht zu fcheuen, daß 
wir um 1890 eine folche, die England gegenüber ald Tampffähiger 
Faktor in Betracht gekommen wäre, nicht befaßen. Das fah und 
wußte man natürlich in England, und weil man ber Meinung war, 
daß eine deutfche Flotte von gefährlichen Dimenfionen auch in Zus 
kunft nicht entftehen würde, darum gab man unbedenklich Helgoland 
gegen die Länder fort, auf bie man Deutfchlands Verzicht in Afrika 
wuͤnſchte. Wir müffen heute froh darüber fein, daß England unfere 
Fähigkeit nnd unfere Entſchlußkraft für den Flottenbau unterfchägt 
bat, und vorgreifenb fünnen wir hier ſchon bemerken, daß diefe 
Unterfhägung Deutſchlands fi fünfzehn Jahre nad dem Sanſi⸗ 
barvertrag noch einmal in einer für England felbft nachteiligen 
Weiſe wiederholt hat: beim Übergang des engliichen Kriegefchiff- 
baued zum Dreabnought-Typus. Als England biefed neue Riefen- 
fchiff, geftüßt auf bie Erfahrungen des ruffifchsiapantfchen Krieges, 
su bauen beichloß und den Bau in bemerkenswert kurzer Frift 
durchführte, da glaubte man anfcheinend, daß es für bie feſtlaͤn⸗ 
difchen Mächte und inöbefonbere für Dentfchland große Schwierig, 
feiten haben würde, dem englifchen Beifpiel rafch zu folgen. Andern⸗ 
falls durfte man fich doch nicht darüber im Unklaren fein, baß die 
Pofition Englands verfchlechtert wurde, wenn fi durch ben neuen 
Typ Englands früherer Beſtand an Kriegsichiffen verhältnismäßig 
entwertete. Erwiefen fi die anderen Staaten, Deutichland voran, 
ale fähig, gleichfalls in kurzer Friſt Dreadnoughts auf Stapel zu 
legen und fertigzuftellen, fo war für bad Wettrüften zur See, in 
dem England bis dahin einen fo gewaltigen Borfprung befeflen 
hatte, mit einem Male ein nener Start gefchaffen, von bem bie 
Konkurrenten faft gleichzeitig abliefen. Den alten englifchen Flotten⸗ 
vorfprung auch nur annähernd einzuholen, dad mußte für Deutſch⸗ 
fand auf jeden Fall für ausfichtölod und audgefchloffen gelten; im 
Bau von Dreabnoughte aber einigermaßen mit England voran, 
zufchreiten, war, wie bie Erfahrung fehr bald zeigte, für uns feines, 
wegs unmöglich. Wenn man alfo nicht annehmen will, baß die 
Dreabnoughte für die von englifcher Seite vorgefehene unmittelbare 
und aktuelle Möglichkeit eined triegerifchen Zufammenftoßed mit 
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Dentfchland in Fürzefter Friſt hergeftellt waren, nach deflen für Eng» 
land fiegreichem Audgaug ein weiterer bentfcher Flottenbau von 
gefahrbrohenden Dimenfionen nicht zu befürdten war, fo bleibt es 
dabei, daß die Schaffung bed neuen Typs im englifchen Intereſſe 
eine falfche Spelulation war. Ob fi) alle übrigen eine gewilfe 
Seegeltung beanfpruchenden Nationen als fähig herausſtellen werden, 
auf ihren eigenen Werften Rieſenlinienſchiffe und entfprechende 
Kreuzer zu bauen, mag bahingeftellt bleiben. Einige aber, unter 
ihnen an erfter Stelle Deutfchland, koͤnnen es zweifellos, und gerabe 
in Deutichland ift man ohne alle Unficherheit mit einer Leichtigkeit 
und einem Erfolg, auf den wir in der Tat ftolz fein fünnen, an 
die Löfung der von England geftellten Aufgabe herangegangen, 
indem man ſich ohne weiteres über die hierdurch von England freis 
willig gewährte Berbeflerung unferer Lage Mar war. Wenn 
England dieſen von ihm ficher nicht gewünfchten Erfolg hätte ver» 
meiden wollen, fo hätte es die Entfcheidung mit der Waffe während 
der kurzen Zeit herbeiführen müflen, in ber es tatfächlich eine aus» 
fchlaggebende Überlegenheit an Dreadnoughts befaß. 

Im Gegenfag zu dem politifchen Riſiko, das ed vom englifchen 
Standpunkt aus bebeutete, auf Helgoland zu verzichten, wird man 
für die deutfche Seite wohl annehmen müflen, baß der Erwerb der 
Snfel um einen fo hohen Preis bereits dem Entſchluſſe entſprach, 
unferer Politif einen beflimmten Kurs auf neue Ziele hin zu geben 
und als notwendigfle Vorbebingung hierfür eine wirkliche Flotte 
zu fchaffen. Allerdings follte feit dem Sanfibarvertrag noch ein volles 
Sahrzehnt vergehen, bid durch das Flottengefeg vom 14. Juni 1900 
die Entwidlung ber deutſchen Seemacht tatfächlich auf eine brauch- 
bare Baſis geftellt werben kounte. Schuld baran war anf der einen 
Seite die Schwierigfeit, vom Reichstage, befien Einficht in die über- 
feeifchen Bebürfniffe Deutſchlands damals noch fehr gering war, 
die notwendigen Mittel für Vergrößerung der Marine zu befommen. 
Auf der anderen Seite war man ſich aber auch auf Seiten ber 
Megierung noch nicht genügend Mar barüber, welches pofitive Ziel 
für den Flottenbau erftzebt werben koͤnne und wie leiftungsfähig 
in finanzieller Beziehung wir tatfächlich ſchon damals waren. Die 
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Gerechtigkeit erfordert außerdem, auf den großen Unterfchieb hinzu- 
weifen, der zwifchen heute und be Zeit vor 20 Sahren in ber 
Popularität unferes militärifchen Seeweſens befteht. Es ift vielleicht 
das größte Verdienſt Kaifer Wilhelms IL, daß er in bdiefer Ber 
jiehung von Anfang an das Richtige erfannt und gewollt und daß 
er alle Mühe daran gelegt hat, im Bolfe die Einficht davon zu 
verbreiten, wie wahr jened berühmt gewordene Wort if: „Bitter 
not tut und eine ſtarke Flotte.” Bei ber Befonderheit unferer 
ftaatörechtlichen und innerpolitifchen Verhaͤltuiſſe fonute und kann 
in Deutfchland eine Ahnlich entfchiedene Wendung auf neue weiter 
andgreifende Bahnen, wie fie fich in dem Flottengefet von 1900 
offenbarte, nur dadurch zuftande kommen, daß an der Spite bes 
Meiches ein Dann fand, der feit von der Notwendigkeit aktiver 
beutfcher Marinepolitik durchbrungen war und bie Entſchloſſenheit 
befaß, um jeben Preis diefer Notwendigkeit zum Siege zu verhelfen. 
Kriegöflotten find Inftrumente, die auch durch ben größten Genius 
nicht plöglich gefchaffen, bie unter Seinen Umſtaͤnden in kurzer Friſt 
improvifiert werben fönnen. Napoleon, der wie fein anderer davon 
überzeugt war, baß eine noch fo große politifche und militärifche 
Macht ohne eine fchlagfräftige Marine im enticheidenden Augeublid 
ſich als flügellahm erweiſen könnte, hat alled getau, was in feinen 
Kräften fand, um ber infolge ber Revolution ruinierten franzöfl- 
ſchen Seemacht wieber aufzuhelfen, aber ed war vergeblidh. Der 
dauernde Kriegezuftand mit England machte, auch wenn ber Wille 
des Kaifers den Bau noch fo vieler Linienfchiffe auf ben franzoͤ⸗ 
fihen Werften befehlen konnte, die Ausbildung und Erprobuug ber 
Schiffe und der bazu gehörigen Mannfchaften auf hoher See un» 
möglich. Die Idee der napoleonifchen Weltherrfchaft hat fich an ber 
Unmöglichkeit verblutet, den Widerſtand Englands ohne Flotte zu 
brechen. Für Deutfchland iſt ed baher ein nicht hoch genug zu 
fhägendes Gluͤck geweſen, daß trog der bauernb am politifchen 
Simmel drohenden Wolfen ber Friebe, der und bie Schaffung und 
Ausbildung unferer Seewehr ermöglicht hat, biöher erhalten ge 
blieben if. Neben dem Kaifer müflen aber noch zwei Perſoͤulich⸗ 
feiten genannt werben, beren Mamen für alle Zukunft mit dem 
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Begriff wie mir ber Wirklichkeit des „größeren“ Deutichland vers 
bunden fein werden: Des Kaiferd Bruder Prinz Heiurih und 
der Staatöfefretär ded Neichdmarineamtd v. Tirpig. Diefer hat 
die erfte, noch unvolllommene Klottenvorlage von 1898, barnadı 
das große Flottengefet von 1900 und fchließlich die wichtige 
Novelle von 4906 mit gleicher Umficht und Überzeugungsfraft vers 
treten unb Unendliched dafür geran, daß das Bemußtfein von ber 
Notwendigkeit und Leiftungsfähigkeit unferer Flotte allmählich im 
die Tiefe der Nation zu dringen beginnt; und gerade nach dieſer 
Richtung hin it ed auch von dem allergrößten Wert, daß ein Mann 
von der Weſensart des Prinzen Heinrih an der Spite der beuts 
fhen Flotte fteht. Ihm ift ed in ganz befonderem Maße vergönnt 
gewefen, dad Vertrauen aller Schichten und Stämme unferes Volkes 
zu gewinnen. In feiner Beziehung ift Deutſchland, was die vers 
antwortlichen Lenker feiner Entwidlung betrifft, fo durch bad Ges 
ſchick begünfligt geweien wie in dem Aufbau umferer Seemadt 
durch dieſe drei Perfönlichkeiten: Den Kaifer, feinen Bruder und 
feinen Minifter. Ihnen danken wir und die kommenden Gefchlechter. 

Das Ziel des Flottengefeges von 1900 ift bekanntlich die Schaf- 
fung einer Schlachtflotte aus 4 Geſchwadern zu je 8 Kinienfchiffen 
erften Ranges mit 2 Flottenflaggichiffen; dazu fommen 8 große Kreu⸗ 
zer und 24 Peine Kreuzer ale Aufllärungsfchiffe. Ferner fol eine Aus⸗ 
Iandsflotte von 8 großen und 10 Fleinen Kreuzern und eine Materials 
referve von 4 Linienfchiffen, 4 großen und 4 kleinen Kreuzern bes 
fieheu. Da fich die modernen großen Kreuzer an Kampffraft einem 
Linienfchiffe von Dreadnought⸗Typus nähern, fo würde nach voll 
endeter Durchführung bed Gefeged die beutfche Flotte aus 38 und 
20, d. i. 58 modernen Kampfeinheiten beftehen, dazu die Hilfs⸗ 
waffen des Seekrieges: Aufflärungsfchiffe, Torpedofahrzenge, Unters 
feeboote ufw. Natürlich find bei bem rapiben Fortfchreiten der 
heutigen Sciffbaus nnd Waffentechnit die älteſten Scyiffe einer 
Flotte immer im gewiflen Sinne veraltet, aber das trifft nicht nur 
die deutſche, fondern auch jebe andere Seemacht. Iegt, im Sabre 
1912, find wir allerdings uod, nicht foweit, DaB von beendeter Aus» 
führung des Flottengefeged geiprochen werden koͤnnte. Auf den ge 
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feglich vorgefchriebenen Sollbeftand von fo und foviel Linienfchiffen 
und Kreuzgern kommt immer noch eine Anzahl gaͤnzlich wertlofer 
alter Schiffe, die Küftenpanzer, die feinerzeit zur Verteidigung dee 
Nord⸗Oſtſee⸗Kanals gebaut wurden, und die fogenannte Kaiſer⸗ 
faffe zur Anrechnung. Für die Ausbildung der Verbände der Offi⸗ 
ziere und Mannfchaften müffen wir nnd notgebrungen folange mit 
ihnen begnügen, bis die allmählich fertig werbenden Erfaßbauten 
bie Streichung ber alten Fahrzenge and ber Flottenlifte geitatten; 
für den Ernftfall würden dieſe nichts weiter als altes Eifen fein, 
„ſchwimmende Särge” im wahrften Sinne bed Wortes, bie übers 
haupt nicht einem Gefecht mit modernen Schiffen ausgelegt werben 
dürften, da ed für bie Bemannung gar Feine Möglichleit gäbe, 
dem Gegner Schaden zu tun. Schiffe und Beſatzung würden fampfs 
[08 als Zielfcheibe der feindlichen Geſchütze vernichtet werben. 
Mit jedem Jahre aber beffert ſich nnfere Situation. Sie tft heute - 
fhon fo, daß England Bedenken tragen müßte, die beutfche Flotte 
al® Feind zu fehen. Vor einem Jahrzehnt, bevor unfer Flottengefeg 
geichaffen war, hieß es drüben: „Bas tft bie deutſche Flotte? 
Eine Fliege; da figt fie, tretet fie tot!“ Noch ein oder zwei Jahre, 
und bie fortgefegt in die Schlachtlinie eintretenden Neubauten an 
Dreadnoughts und Linienfchifföfreuzgern werden unfere Seemadht 
bereits zu einer achtunggebietenden geftaltet haben, und im Sahre 1917 
werben bie alten Schäben einigermaßen ausgeglichen fein, d. h. die 
Schiffe, die damals, ald dad Geſetz entftand, unfere neueften und 
beften waren, werben in ber letzten Reihe ftehen. Die gefegliche 
Lebensdauer eined Linienfchiffes oder Linienfchiffstreuzers ift Durch 
die Flottenvorlage auf 20 Jahre feftgefegt. Bei einem Gefamts 
beftand von 58 großen Schiffen ergeben ſich alfo jährlich im Durch⸗ 
fchnitt drei Neubauten. Allerdings wird auch 1917 noch nicht das 
legte Schiff der Hochſee⸗ oder Schladhtflotte ein Dreabnought fein, 
weil wir erfi 1906 mit dem Bau biefed Typs begonnen haben, 
aber auch England und die übrigen großen Seemächte werben als⸗ 
dann in ihrem Beſtande noch ältere, wenn auch für den Kampf 
brauchbare Schiffe haben. 

Von flottenfeindlicher oder politifch Turzfichtiger Seite ift gegen 
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die Vermehrung der beutfchen Kriegöflotte und gegen das Flotten⸗ 
gefeb von Anfang an eingewendet worben, ja entfprechende Auße- 
rungen begegnen mitunter auch noch heute, daß es für Deutichland 
doch ausſichtslos fei, im Kriegsſchiffbau mit England zu rivalifieren. 
Englands Mittel feien unbegrenzt und es verfchlüge für England 
nichts, anf jedes deutſche Kriegsfchiff beliebig viel Kampfeinheiten 
dagegen zu bauen. Wir aber würden und durch dem vergeblichen 
Berfuch, ed England nachzutun, finanziell ruinieren, und das forte 
geſetzte Wettrüften würde fchließlich den Krieg, dem ed angeblich 
begegnen folle, von felber hervorrufen. Das ift vollfommen verkehrt 
gebacht. Die Erfahrung der legten Jahre hat und gezeigt, daß Eng⸗ 
lands finanzielle Leiftungsfähigkeit nichts weniger ald unbegrenzt 
ift. Zatfache, leider unbeftreitbare Tatfache if, daß bie patriotifche 
Einficht und Opferwilligfeit der Engländer bort, wo es die Sicher 
rung und Verteidigung ber Wacht ded Baterlandes gilt, größer ift 
als die unfrige. Wir brauchen nnr an die im Verhältnis zu allem, 
was je bei und geplant wurde, ungeheuer erjcheinende Erbſchafts⸗ 
ſteuer in England zu erinnern, bie faft gleichzeitig mit dem klaͤg⸗ 
lichen Untergang unferer Nachlaßfteuervorlage noch nm ein Bes 
deutendes erhöht wurde und fo große Erträge liefert, daß England 
nicht nur feine mächtigen Seeräftungen und feine Eoftfpielige Land» 
macht bezahlen, ſondern auch die Koften für die ſoziale Geſetzgebung, 
vor allen Dingen bie Alteröpenfionen, aufzubringen vermag, bie 
uns nachzutun es fich genötigt gefehen hat. Trogdem aber mehren 
fich in England die Stimmen, die dahin Tauten, daB bie Ausgaben 
anfangen, bie Kräfte des Landes zu überfteigen. Bei und in Deutſch⸗ 
fand kann im Ernfte davon noch nicht die Rede fein. Wer über 
die Militärausgaben Magt und bie Überbürbung ober den Zu« 
ſammenbruch unferer Leiftungefähigfeit vor Augen zu fehen glaubt, 
der fol fi) doch einmal vor Augen halten, wel eine Zunahme 
nicht nur der Rebendanfprüche, fondern auch der burchfchnittlichen 
Wohlhabenheit in Deutfchland während der letzten 20 Sahre ſtatt⸗ 
gefunden hat. Die Berteuerung aller Lebeneverhältniffe, von ber 
fooiel geredet wird, ift zweifellod da, und fie trifft alle diejenigen 
Stände und Berufe, die auf ein feited, Durch Erweiterung der pers 
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fönlichen Tätigkeit nicht wohl zu vermehrendes Einkommen anges 
wiefen find, nicht leicht, aber erftend iſt verfchiebene® gefchehen, um 
die Lage dieſer Stände materiell zu verbeflern, und zweitens fpricht 
ſich die Leiftungsfähigfeit der deutfchen Nation nicht fo fehr in 
biefen Einfommenöverhältniffen aus, wie in der flattgehabten allge- 
meinen Vermehrung der Volkszahl und in ber Vergrößerung bed 
Einfommend, das auf Handel, Gewerbe, Induſtrie und fonftige 
freie Tätigfeit entfällt. Gerade bag wir imftande find, die erhöhten 
Ausgaben für alle Lebensbebärfniffe zu tragen, beweift die Vers 
mehrung des burchfchnittlichen Wohlftandes in Deutfchland, und 
wenn es noch eined weiteren Beweiſes dafür bebürfte, fo braucht 
man fih nur umzutun und zu fehen, welch eine Steigerung im 
Wert des Grund und Bodens ftattgefunden hat, nicht nur in den 
großen Städten, fondern auch anf dem flachen Lande, in Groß« 
wirtfhaften und MWittelbetrieben, wie beim einen Grundbeſitzer. 
Es ift eine durch nichts geredhtfertigte Behauptung, daß wir an 
Nationalwohlſtand erheblich hinter England oder Frankreich zuruͤck⸗ 
ftänden. Sicher verfügen wir nicht über ein fo großes freied Bars 
fapital wie Krantreich ober England. Aber Frankreich erfcheint 
hauptfächlich darum fo reich, weil feine Volkszahl nicht zunimmt, 
weit feine Inbuftrie, fein Handel, feine Schiffahrt fi nur lang» 
fam entwideln, weil bie erworbenen Summen nicht fo in ber Er 
siehung zahlreicher Kinder und in neuen gefchäftlichen Unter» 
nehmungen großen Stils feftgelegt werben wie bei und in Deutſch⸗ 
land. Nicht unfere finanzielle Leiftungsfähigfeit, fondern unfere 
Einfiht in das Motwenbige und bie Organifation unfered Steuer 
weſens im Reiche wie in den Einzelftaaten find mangelhaft. 

Als das deutſche Klottengefeg geichaffen wurde, war fich bie 
Regierung natürlich darüber Mar, daß England feinerfeit® mit 
einer entfprechenden Berftärktung feiner Seemacht antworten würde. 
Davor aber brauchen wir und nicht zu fürchten. Daß bie englifche 
Flotte der beutfchen überlegen ift und daß fie thr für abfehbare 
Zukunft überlegen bleiben wird, das ift fein Unglück; ein Unglüd 
aber wäre ed, wenn fie und in ber Weife bedingungelos über; 
legen geblieben wäre, wie das früher der Kal war. Auch wenn 
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wir die Anfprüde an das Material, an bie Beſatzung und an bie 
Führung unferer Schiffe hochſpannen, aud wenn wir und einem 
noch fo berechtigten Selbfibewußtfein auf Grund befien, was ber 
reitd erreicht ift, hingeben, fo werben wir boch nicht weiter gehen 
dürfen, als daß wir ein beutfches Schiff, das techniſch auf gleicher 
Höhe fteht wie ein englifches, und eine deutſche Schiffsbemannung 
ber entfprechenben englifchen Einheit ald gleichwertig und vol 
gewachſen betrachten. Bis zu biefer Linie bürfen wir allerdings 
geben, und das nm fo beftimmter, ald man auch in England ben 
Wert unferer modernen Schiffe und die Tüchtigfeit ihrer Mann 
ſchaft fehr hoch einfchägt. Sollte mau nun auf Gruud biefer Bor- 
ausſetzung fidy vorftellen, baß die ganze beutiche gegen bie ganze 
englifche Ylotte in einer großen Seeſchlacht eingefeht wird, fo 
würden wir in einer foldhen mit großer Wahrfcheinlichleit unters 
liegen und fchwere Berlufte bis zur völligen Bernichtung ober 
Kampfunfähigmahung unferer Seeftreitfräfte erleiden. Dann aber 
wirb jebed bentfche Linienſchiff auch einen englifhen Gegner mit 
auf den Grund des Meeres binabgenommen oder für lange Zeit 
außer Gefecht gefett haben, und was nach einem ſolchen Kampfe 
von ber englifchen Flotte noch übrig bleibt, das wäre dann nicht 
mehr die einftige abfolute Beherrfcherin der Weere, nicht mehr das 
große Inftrument ber Weltpolitik, befähigt, jeden Widerftand ficher 
nieberzuwerfen, fonbern das wäre eine Seemacht zweiten Ranges, 
ähnlich wie fie bente neben Deutichland auch noch andere Nationen 
befigen. Es liegt auf der Hand, daß fidy von einem ſolchen Mo⸗ 
mente ab bie materielle wie bie moralifche Grundlage ber eng⸗ 
liſchen Macht ſtark verändern, baß bie eine wie bie andere eine 
Schwächung erleiden würde, durch bie Englands fernere Zukunft 
auf das Entfchiebenfte in Frage geftellt würde. Wenn wir alfo eine 
Flotte bauen, wie dad Geſetz von 41900 fie vorfieht, fo iſt es das 
bei nie unfere Abficht gewefen und wird nie unfere Abficht fein, 
eine Seemacht zu fchaffen, bie ber engliſchen gleichwertig fein ſoll. 
Unfer Zwed ift nur ber, die beutfche Flotte auf einen folchen Brad 
der Stärke zu bringen, daß bie Ruͤckſicht auf fie für England ein 
beachtliches Moment für die Erhaltung des Friedens wird. Wenn 
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man ein Beiſpiel aus dem gefchäftlichen Leben nehmen will, fo ift 
die gegenwärtige Lage zwiſchen Deutfchland uud England eine aͤhn⸗ 
liche, wie wenn eine neue aufftrebende Firma in den Geſchaͤftskreis 
eines alten, auf beftimmtem Gebiet bisher allein herrfchenden Hauſes 
tritt. Die alte Firma wird natürlich zunaͤchſt verfuchen, den Ein- 
dringling mit ben Mitteln bed Konkurrenzlampfes fo ober fo zu 
befeitigen, fo lange, bis ihr das entweder glüdt, ober bis fie ein- 
fiebt, daß bie neue Macht für fie zu flark ift und bag bei einer 
Kortfegung bed Kampfes bis zum Außerften das eigene Berluft- 
rififo zu groß wird. Wenn bie Dinge foweit gelommen find, wird 
das alte Haus bem neuen einen Friedensvorſchlag machen und 
feine Bereitfchaft zur Affociation oder zur gemeinfamen Kontrolle 
und Ausnugung ber geichäftlichen Wöglichkeiten innerhalb bes in 
Frage kommenden Kreifed andenten. Es ift fein Wunder, daß bie 
Engländer es unwillig ertragen, bort, wo fie folange Alleinherrfcher 
gewefen find und ohne ernfihafte Konkurrenz alle Vorteile einge, 
heimſt haben, nun einen zweiten neben ſich anflommen zu fehen, 
ber mit fleigendbem Nachdruck die Korberung nach Sleichberechtigung 
erhebt. Kür und aber koͤnnte babei fowohl vom nationalspolitifchen 
und militärifchen, wie vom rein volkswirtſchaftlichen Standpunft 
aus nichts verfehrter fein, ald wenn wir zwar ben ökonomiſchen 
Wettbewerb mit England in berfelben Weife fortfegen wollten wie 
bisher, dabei aber Feine Borforge träfen, bie von und gewonnene 
Pofition gegebenenfalld auch verteidigen zu koͤnnen. Gerade dadurch 
würben wir ja den Engländern die kaum zu überwindende Ber, 
fuchung nahe legen, und gewaltfam beifeite zu fchieben. Es ift bie 
benfbar größte Herausforderung einem Mächtigen gegenüber, fort 
fchreitend reicher und anfpruchövoller zu werben, gleichzeitig aber 
ſchlecht verteidigt zu fein. 

Wenn wir jegt das Iehtvergangene Sahrzehnt rüdfchauend über: 
blidten, fo dürfen wir es ficher mit einem Gefühl der Erleichterung 
tun, einem Gefühl der Befreiung aus einer großen Gefahr, die 
dauernd über unferem Haupte geichwebt bat. Allerdings iſt biefe 
Gefahr noch nicht ganz vorüber, denn noch iſt die Überlegenheit 
Englands über und zur See eine fehr ſtarke. Heute kann England 
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vielleicht noch hoffen, unfere Seemacht vom Meere zu befeitigen, 
ohne nach dem Kampfe felbft fo gefhwädht bazufiehen, baß feine 
Stellung ben übrigen Seegeltung beanfpruchenden Nationen gegen- 
über zn fehr gefährdet ift. Dieſes Heute ift aber im wirklichen Sinne 
des Wortes nur ein Heute; in einem ober in zwei Jahren wirb 
durch bie fortfchreitende Indienſtſtellung unferer großen Neubauten 
Deutſchlauds Lage fon eine erheblich günftigere fein, und auch im 
gegenwärtigen Augenblid ift fie nicht mehr hoffnungslos. Bor einer 
Reihe von Jahren war fie bad noch. Damals hätte England jenes 
Wort von ber Fliege wahr machen können, wenn ed ben Euntſchluß 
dazn hätte faffen wollen. Ob ber Erfolg aud im Falle bed Sieges 
zum Glüd für England ausgeſchlagen wäre, ift freilich eine andere 
Frage, aber barüber zu biöfutieren wäre hier müßig. Niemand ver 
mag mit Beftimmtheit in bie Zukunft zu bliden, auch in die naͤchſte 
nit, und wenn man ed auch mit gutem Gewiflen für unwahr- 
fcheinlich halten Tann, baß die englifche Politit im Laufe dieſes ober 
noch zu Beginn bed naͤchſten Jahres ben Entichluß zu einem Kriege 
mit Dentſchland faßt, fo koͤnnen doch unvorhergefehene Umſtände 
eintreten, die alle gegenwärtigen Vorausſetzungen über ben Haufen 
werfen. Wir find alfo noch nicht volllommen aus dem Drud und 
der Spannung heraus, die in unferem Verhältnis zu England, d.h. 
in dem Mißmut Englands über unfer wirtfchaftliche® und maris 
times Voranfchreiten, enthalten liegt. Wan barf ed den Englänbern 
auch nicht verübeln, wenn fie ſich burdy die Entwidlung Deutſch⸗ 
lands während der legten Jahrzehnte in hohem Grabe alteriert 
fühlen. Was ihr Inneres aufrährt, ift nicht fo fehr unfere kom⸗ 
merzielle und induſtrielle Konkurrenz, wiewohl auch biefe ihnen uns 
angenehm genug iſt, fonbern unfer Klottenbau Wir müffen bie 
Flotte bauen, wir muͤſſen fie auch fo groß bauen, baß fie ber 
Aufgabe, Deutſchlands Entwicklung menfchlicher Vorausſicht nach 
zu fihern, genügt. Zu dem Zweck muß fie fo groß fein, daß 
England Bedenken trägt, und anzugreifen. England bat aber, 
feitdem fein Übergewicht erft über die holländifche und fpanifche, 
dann auch Über die franzöfffche Seemacht entichieben war, d. h. 
feit ungefähr zwei Sahrbunderten, nie auf eine andere feefahrenbe 
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Nation NRüdficht zu nehmen branchen. Wenn es bas jest tum 
fol, fo iſt es eine neue und unerhörte Lage für das englifche 
Selbftgefühl, und nicht nur dieſes ideale Selbfigefühl, fondern 
auch bie praftifche Politit Englands muß von ber Zeit an großen» 
teild auf andere und fchwierigere Grundlagen geftellt werben, wo 
eine neue Seemadht, bie fo ſtark if, daß jie ſich Berüdfichtigung 
erzwingen fann, neben ber englifchen auf den Plan tritt. Bon ba 
an ift England nicht mehr in dem Sinne wie bie englifchen Staates 
männer ed immer als legte Grundlage bes englifchen Machtbewußt⸗ 
feine vertündet haben, eine Infel. Bon da an muß es gleich den 
feftländifchen Nationen fi dazu bequemen, auch ben Bebürfniffen 
und dem Willen ber anderen in einer Weiſe Beachtung zu fchenten, 
mie ed das früher nicht zu tun brauchte. Die ganze Grundlage bes 
englifhen Weſens wirb durch den Bau einer mächtigen beutfchen 
Flotte eine andere und weniger fichere; es ift baher Fein Wunder, 
wenn eine tiefgreifende Erregung ganz England burdhittert. So 
betrachtet, gewinnt die Tatfache, daß wir trogdem Frieden mit Eng» 
land behalten haben, baß England ſich bisher nicht zu dem Entichluß 
bes Überfalls auf Deutfchland burchgerungen hat, „bevor ed zufpätwar“, 
boch ein anderes Geficht, ald man aus ben Deflamationen wohl 
wollender Friedensfreunde und Annäherungsibealiften entnehmen 
fönnte. 

Eine einzige Stelle hat England, wo ed von Europa aus zu 
Lande angegriffen werben kann. Das tft nicht Indien, beun ber Ger 
danke eines erfolgreichen rufftfchen Feldzuges nad, Indien fpielt bei 
ernfthaften Militärs und Polititern, bie imſtande find, ſich eine Vor⸗ 
ftelung von ben Berhältniffen zwifchen Zurkeftan und dem Industal 
zu machen, Feine Rolle mehr. Die alten Eroberer fonnten mit Heeren 
von einigen Zehntaufenden durch die afghanifchen Päfle nadı Indien 
vordringen, weil die Transportmittel auf ungebahnten Straßen bie 
Bewegung folder Maflen gerade noch geflatteten, und weil nicht 
zu erwarten war, baß erheblich ftärfere Kräfte ber einbringenben 
Invafionsarmee entgegentreten würben. Heute aber ift England, wie 
das Beifpiel bes füdafrilanifchen Krieges gezeigt hat, imftande, fehr 
bedeutende Truppenmengen aus Europa nad einem überfeeifchen 


444 Das „Größere Deutſchland 


— 





Kriegsſchauplatz zu transportieren, und Rußland müßte daher eine 
Armee von ähnlicher Stärfe bis an bie indiſche Grenze zu bringen 
vermögen. Das ift ohne Eifenbahn durch Afghaniftan hindurch 
unmöglih, unb eine andere Anmarſchlinie kommt für wirkliche 
Armeen nicht in Betracht. Englands zu Lande verwundbbare Stelle 
liegt aber auch gar nicht in Aften, fondern in Afrifa: in Ägypten. 
Am Beſitz Ägyptens hängt die Herrſchaft Über den Seeweg nadı 
Indien, Dftafien, Anftralien, und nicht nur das, fonbern andy ber 
geficherte Beſitz des britifhen Suban und bes britifchen Oftafrifa. 
Die englifhen Nilländer zwifchen dem Biltoriafee und dem erften 
Katarakt Tönnen ohne eine geficherte Pofition in Ägypten nicht 
bauernb gehalten werben. Dazu kommt, baß bie vorhandenen Un⸗ 
abhängigfeitöbeftrebungen in Britiſch⸗ Suüdafrika ein ganz anberes 
Gewicht für England befommen, wenn von ben Seewegen nadı 
Sndien und dem Großen Ozean nur noch ber um bad Kap der 
Guten Hoffnung unter englifcher Kontrolle fteht. England kann 
Agypten auf feinen Fall gutwillig miffen; wirb es gewaltfam ans 
Ägypten verdrängt, fo wird damit ber Schlußſtein, bie verbindenbe 
Klammer im Bau bes englifchen Weltreichd, herausgefchlagen. Eng⸗ 
lands Beziehungen zu ben übrigen großen Mächten find alfo an 
irgendeiner Stelle audy durch die Nüdficht auf bie ägyptifche Frage 
in maßgebendber Weife mit bedingt. Hier aber ift ein Punkt, wo 
die Intereffen bed „größeren” Deutichland und bie englifchen Ins 
tereffen in weittragenber Art aufeinanbertreffen, und zwar auf dem 
Umwege über die Tuͤrkei. Ägypten iſt nicht nur ein Grenznachbar 
des türkifchen Reiches, fondern es bildet ſtaatsrechtlich fogar einen 
feiner Beftanbteile. Der Khebive von Ägypten, der unter englifchem 
Protektorat fteht, ift Bafall des Sultans, und der Agyptifche Tribut 
fignriert alljährlidy mit einem gewichtigen Poften im türfifchen. Etat. 
Noch größer ifk unter den Ägyptern der Einfluß bes Bewußtſeins, 
daß fie im Grunde Angehörige eined mohammedaniſchen Großſtaates 
und nur faktifch und gegen ihren Willen Untertanen einer fremden 
hriftlichen Macht find. Obgleich niemand leugnen kann, daß Ägypten 
unter englifcher Verwaltung bie großartigften Fortfchritte gemacht 
bat und baß die materielle Lage der Benöllerung hente beſſer ift 
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al& je vorher, fo ift doch eine ſtarke nationaliftifchsreligiöfe Gärung 
gegen bie Engländer vorhanden. Ein von außen fommender Angriff 
auf Ägypten würde daher im Lande felbft wohlvorbereiteten Boden 
finden, und auf bie ägyptifche Armee könnte fih England ſchwerlich 
verlaffen, wenn die Türkei unter den Gegnern if. In ſtrategiſcher 
Beziehung gilt aber für einen Feldzug, der Agypten ald Ziel haben 
fol, dasfelbe, was für die Möglichkeit einer ruffifchen Invafion 
nach Indien gilt: moderne Armeen laflen fih ohne Eifenbahnen 
nicht mehr vorwärts bewegen und verpflegen. Mehemeb Ali, der 
erfte aͤgyptiſche Statthalter, der fi vom Sultan den Titel Khedive 
erzwang, fonnte noch ein Heer von etwa 30000 Mann zu Fuß 
burh Syrien und die Tauruspäſſe auf das anatolifche Hochs 
land dirigieren und bamit die Truppen feines Oberheren bei Konia 
ſchlagen. Weber died noch bad Umgekehrte ift heute mehr möglich. 
Wo man vor einem Jahrhundert mit Zehntaufenden rechnete, da 
gift ed heutzutage, Hunderttauſende vorwärts und ind Gefecht zu 
bringen. Wenn England in einem Kampfe um Ägypten das Land 
mit hunderttaufend oder noch mehr Dann feiner eigenen Truppen 
verteidigt, fo muß der Angreifer über mindeſtens ebeufoviel ver- 
fügen. Der Seeweg nad; Agypten fommt England gegenüber nicht 
in Betracht, denn es beherrfcht die See. Die Eifenbahnverbindung 
von Konftantinopel nach Anatolien in ber Richtung auf Ägypten 
reicht heute bie an den Fuß bed Taurus. Bon dort klafft eine 
500 km breite Lüde bis nach Aleppo, dem Hauptplatz von Norb- 
fprien. Auf diefer Strede finden jebt die Fortfeßungsarbeiten an ber 
Bagdadbahn ftatt, aber bei der Schwierigfeit, beu Taurus und 
den Amanusd zu überwinden, werben noch anderthalb bid zwei 
Jahre vergehen, bis man wirklidy mit der Eifenbahn von Konſtan⸗ 
tinopel bid Aleppo fahren kann. Bei Aleppo beginnt das fchmals 
fpurige fyrifche Bahnſpſtem, an das ſich bei Damaskus nad, Süden 
als türfifhe Staatsbahn die Hebfchadlinie ober die fogenannte 
Mekkabahn anfchließt. Außerdem befleht eine Verbindung von Da⸗ 
maskus über den Jordan und durch bie Kifons Niederung, bie alte 
Ebene Jesreel, nad Haifa. Haifa ift von der ägyptifchen Grenze 
bei Ismailije am Suezlanal noch einen Warfch von über 150 km 
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entfernt. Diefe Diftanz ift für eine große Armee, bie ſich zu Fuß 
vorwärtd bewegen fol, immer noch erheblich, aber fie ift nicht uns 
überwindlich, unb die Geländeverhältuiffe find in biefem Falle nicht 
fchwierig. Erfchwerend kommt in Betracht, daß faft bie Hälfte bes 
Weges durch eine Wüftenfteppe führt, and der für die Verpflegung 
der Leute nichts zu entnehmen ift. Die türfifche Regierung plant 
aber eine direkte Eifenbahn durch die paläftinenfifche Küftenebene 
nach der ägpptifchen Grenze, wo fi bad Anfangsftüd ber englis 
fhen Kap⸗Kairo⸗Bahn baranfchließen fol. Ob England feine Zus 
fimmung gu biefem Bahnbau geben wird, ſoweit es mit dabei in 
Frage kommt, ob es nicht vielmehr bemüht fein wird, die Herſtel⸗ 
lung der Linie ſelbſt auf türfifchem Gebiet zu verhindern, fteht 
dahin. Trotzdem wäre für die Gegenpartei viel gewonnen, wenn 
erft die ununterbrochene Schienenverbinbung von deu türkifchen 
Kernländern und von ber Hauptſtadt her bis Haifa reichte. 

Hier alfo treten die Grundlagen bed heutigen deutſch⸗tuͤrkiſchen 
Berhältniffes zu Tage. Die Türkei ift innerhalb bes europäifchen 
Staatenfyftemd ber einzige Grenznachbar, den England zu Lande 
bat, unb zwar an einer Stelle, wo England annähernd ebenfo 
empfindlich verwunbbar ift wie durch einen direkten Angriff auf die 
Snfeln Großbritannien und Irland. Daraus folgt, daß England 
ein ſtarkes Intereſſe an ber türfifhen Schwädhe hat, andere 
Nationen aber ebenfo ein ſtarkes Intereſſe an ber türfifchen Stärke, 
Bor allen Dingen trifft das für Deutichland zu. Die politifche, 
wirtfchaftlihe und militärifche Kräftigung bes türkifchen Reiches 
fhafft einen Machtfaktor in der englifhen Flanfe, der ald Stüge 
der deutſchen Politik von ber größten Wichtigkeit werben kann. Es 
fragt ſich nur, ob im übrigen zwiſchen Deutſchland und ber Türkei 
eine hinreichende Gemeinfhaft ber Intereflen befteht, um im Not⸗ 
falle ein ſolches Bundesverhaͤltnis praktiſch werben zu laſſen. Das 
it der Fall und zwar in der ausgefprochenften Weiſe. Die eng⸗ 
liſche Machtfphäre hat während des lebten Menfchenalters ein fehr 
ſtarkes territoriale® Wachstum entfaltet, und fie beginnt jegt, fich 
an einer für ihre weitere Eutwidlung äußerft wichtigen, ja entſchei⸗ 
denden Stelle um türfifches Gebiet herumzulegen. Dabei ergibt 
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ſich naturgemäß das ſtarke Beduͤrfnis nach Abſorption des wie 
ein Fremdkoͤrper in bie engliſche Intereſſenſphaͤre hineinragenden, 
fie durchſchneidenden tuͤrkiſchen Territoriums. Es iſt bie Stelle 
zwiſchen Arabien und Perſien, wo bie Türkei durch den Beſitz des 
mefopotamifchen Niederlandes, heute Irak el Arabi, im Altertum 
Babylonien, an den Perfifhen Golf herantritt. Das indiſche und 
das afrilanifche Reich Englands wachfen fidy hier von beiden Seiten 
entgegen. Noch um die Mitte bes nennzehnten Jahrhunderts lag 
bie Weſtgrenze BritifchIndiend am Indus. Dann wurbe Belut⸗ 
ſchiſtan anneftiert, die Süboftede bes tranifchen Hochlandes. Nach 
bem ruffifchsjapanifchen Kriege folgte in dem Abkommen zwifchen 
Rußland und England vom Auguft 1907 die Teilung Perfiens in 
Sntereflenfphären, wobei auf ben englifchen Anteil nominell nur 
das Dreied zwifchen Bender Abbas am Eingang in ben Derfifchen 
Golf, der inbobritifchen Grenze, und einem Punkte etwas ſuͤdweſt⸗ 
lich von Herat entfiel. Dazu wurbe von Rußlaud in ben Gewäflern 
bes Perfifchen Golfes ein befonderes Vorwalten ber englifchen Ins 
tereffen anerkannt. Wenige Jahre danach zeigte es ſich aber, baß 
England auch weit außerhalb desjenigen Stüded von Perfien, das 
ed formell für ſich referviert hatte, den Anfpruch auf praktiſche 
politifche Kontrolle geltend machte. Es ließ Truppen in den beiben 
perfifchen Häfen Lingeh und Buſchehr landen, ed legte eine Abtei⸗ 
Iung indiſchen Militärs, angeblich nur vorübergehend und zum 
Schutze ded Konfulatse, nah Schirad in das Herz der perfifchen 
Südproving Fars; fchließlih hat ed vor kurzem bie perfifche Res 
gierung wiſſen laflen, daß es bie Ordnung auf ben Karawanen⸗ 
ſtraßen in ganz Sübdperfien nötigenfalls mit indifchen Truppen her 
ftellen und aufrecht erhalten werde. Das alles fieht deutlich genug 
danach aus, ald ob damit bie formelle Schugherrfchaft über ben 
ganzen füblichen Zeil Perfiens, einfchließlich der in dem Bertrage 
mit Rußlaud vereinbarten fogenanuten neutralen Zwifdyenzone, vor, 
bereitet werden fol. Durch bie Anglieverung Südperſiens würde 
bie Grenze bed inbobritifchen Reiche bid an die Muͤndung bee 
Euphrat und Tigris vorgefchoben werben. Noch iſt ed nicht ganz 
fo weit, aber bie Ergebniffe Iaffen keinen Zweifel daran übrig, daß 
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die angebentete Entwidlung bevorfleht und daß fie von England 
bewußtermaßen geförbert wird. 

Auf der anderen Seite gerät auch die gewaltige arabifche Halb⸗ 
infel, ohne daß davon in ber Öffentlichkeit viel verlautet, immer 
mehr im englifche Schutzherrſchaft. Diefe begann urfprünglih am 
füdlichen Eingang bed Roten Meered mit ber Offupation von Aden; 
fie erfuhr eine Kortfegung durch bie Erflärung bes Protektorates 
über dad Sultanat Dman, beffen Hauptſtadt Maskat, nahe bem 
Eingang bed Perfifchen Golfes, der Indusmündung gegenüberliegt. 
Heute ftehen die ganze Süd» und Oſtküſte Arabiend unter direktem 
englifchem Einfluß. Sogar in Kuweit, dem projektierten Endpunkt 
der Bagdadbahn, in der Landichaft EI Hafa, die ſtaatsrechtlich uns 
beftritten zum türkifchen Reich gehört, hat England vorgeforgt, ins 
dem es die „Unabhängigkeit“ des dortigen Scheichs anerfanute: 
einzig zu dem Zwed, um mit ihm einen Bertrag über bie Fern 
haltung anderer Mädjte von Kuweit abfchließen zu können. Bis 
tief in dad Innere Arabiend, bis in das große und mächtige 
Nedſchd, reicht der englifche Einfluß. Von Aden aus wirb minde- 
ftend indireft der Aufftand in Yemen gegen die türfifche Herrſchaft, 
der als eine gefährliche offene Wunde am Leibe der Türkei frißt, 
genährt. Nichts wäre England Fieber, ald wenn die Türken ganz 
aus Arabien verbrängt und auc bie heiligen Städte Mekka und 
Medina unter engliihen Schub geftellt werden könnten. Gier im 
Hedſchas und auf der Öftfeite Arabiensd am Unterlauf des Tigris 
und Euphrat hindert noch türkifches Gebiet ben volllommenen Zus 
fammenfchluß des englifchen Wachtbereichd ringe um den Indifchen 
Dsean, vom Biltoriafee und ber Nilmändung über Arabien, über 
Bagdad und Basra, über Süoperfien und Belutſchiſtan, bis nadı 
Indien. 

Das ſind Plaͤne, die naturgemaͤß in der Entwicklungstendenz der 
engliſchen Politik gegenüber ber Türkei liegen. Ihnen gegenüber 
beſitzt die Türkei Abwehrmittel zweierlei Art: Innere Kraͤftigung, 
namentlich nach der militäriſchen Seite hin, und Ausbau ihrer 
Eiſenbahnen. Auch Öfterreichsilngarn gehört durch die Natur feiner 
Bedürfniffe auf diefelbe Seite wie Deutſchland und die Türfet. 
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Bon ber Norbfee bis zum Perfiichen Golf, vom Adriatifchen bis 
zum Schwarzen Weer, findet fidy nirgends ein natürlicher Gegenſatz, 
vielmehr durchweg eine große natürliche Gemeinfamleit der Inter 
effen. Ein politifher Zufammenfchluß zwifchen biefen drei Mächten, 
dem große und gegenfeitige wirtfchaftlicye Vorteile von felber auf 
dem Fuße folgen würden, bildet eine außerorbentlich ftarfe Ber, 
ficherung bed europäifchen Gleichgewichts und ber Lebensbebingungen 
jebed einzelnen Zeiled gegenüber der politifchen Wonopolifierung 
ber Welt durch bas Angelfachfentum und feine romanifchen Gefolge, 
elemente. 

Wir fahen, wie gegenüber ber Türkei das praktifche Prinzip ber 
beutfchen Politif darin beftehen muß, die Entwidiung ber inneren 
und äußeren Kräfte diefes Staatsweſens moͤglichſt zu unterflügen 
und feine Widerftandsfähigfeit gegenüber den englifchen Plänen und 
Tendenzen zu vermehren. Daffelbe Beftreben müffen wir au 
allen anderen Punkten der außereuropäifchen Welt haben, 
wo noch alte regenerationdfähige Mächte erifiieren, Bor 
allen Dingen gilt bad für Oftaflen. Japan hat vor unferen Augen 
aus eigener Kraft eine erflaunliche Probe für die Leiftungsfähigkeit 
der gelben Raſſe abgelegt. Ehina aber ift vom felben Stamm, und 
ed repräfentiert hiftorifcheöfonomifcdh und der Mafle nach ein bedeu⸗ 
tenb größeres Schwergewicht ale Japan. Wenn die allgemeine An» 
nahme bezüglich der Einwohnerzahl Ehinad — etwa 400 Millionen 
Seelen — richtig if, fo umfaßt das Ehinefentum ein gutes Viertel 
der Menfchheit; jeder vierte Meuſch auf der Welt ift ein Ehinefe. 
Nicht nur die Menfchenzahl, ſondern audy ber natürliche Neichtum 
Chinas an Bodenfchägen und die materielle Entwidlungsfähigkeit 
bes Ganzen ift bebeutend größer ald die Japans. Bis vor kurzem 
aber hat man China für unfähig zu einer ähnlichen Umbildung 
feiner Kultur und feiner äußeren Machtmittel gehalten, wie Japan 
fie verwirklicht hat. Es war gerabezu ein Ariom, daß Ehina erftarrt 
fei und daß feine Entwidlungsfähigkeit aufgehört habe. Noch vor 
einem Sahrzehnt war auch in den beflunterrichteten politifchen Kreifen 
ber übrigen Welt die Meinung vorherrfchend, daß der Zerfall dieſes 
Rieſenkörpers und im Zufammenhang bamit feine Aufteilung in 
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eine Anzahl von Intereffenfphären fremder Staaten bevorſtaͤnde. 
Auf diefe vermeintliche Wahrfcheinlichleit arbeiteten namentlich, Ruß⸗ 
land, England und Frankreich hin und nötigten dadurch auch Deutſch⸗ 
and, fich auf alle Faͤlle durch die Beſetzung ber Kiautſchon⸗Bucht 
einen Stügpuntt für die Zukunft zu fihern. Die legten @reigniffe 
in China haben aber die vollfommene Irrigfeit biefer Vorſtellung 
bargetan. Unter dem Einbrucd des Sieges ber flammesverwandten 
Sapaner über die Ruffen hat bie fat nnfihtbar in der Stille ſchon 
vorher vorhanden gewefene chinefifcheNeformbewegung einen mächtigen 
Auffhwung genommen, und die Zentralregiernng in Peking hat im 
vollen Einverfiänbnis mit den führenden Elementen im Volke die 
Modernifierung des chinefifchen Staates, feiner Kultur, feiner Wehr, 
macht und feine Bildungsweſens befchloflen. Gegenwärtig if dieſe 
Kulturs und Staatsreform in Ehina in vollem Gange: nicht weil 
das Ehinefentum fich innerlich mit befonderer Kraft zu den Borzügen 
ber weftlichen Kultur hingezogen fühlte, fondern weil ed eingefehen 
hat, daß Ehina ohne eine folche Reform feine Unabhängigkeit gegen- 
über den Weſtvoölkern nicht länger verteibigen kann. 

Nichts kann erfreulicher für Deutſchland und förberlicher für bie 
allgemeinen Intereſſen Deutfchlaubs fein, ald wenn ed ben Chineſen 
gelingen follte, ihr Vorgehen zu verwirklichen. Allerdings find bie 
Engländer und in weitgehendem tatfächlichen Zufammenwirken mit 
ihnen ihre nächften Verwandten, bie Amerikaner, mit Energie ber 
firebt, die ganze chinefifche Reform möglichft unter ben Einfluß der 
ſpezifiſch⸗ angelſaäͤchſiſchen Kultur zu bringen. Die politifchen und 
wirtfchaftlichen Erfolge, Die das Angelfachfentum in bem Falle ein, 
heimfen würde, wären uuermeßlich. Die englifche Kolonifation Nord⸗ 
amerikas, das England im fiebenjährigen Kriege mit Frankreich er⸗ 
warb, nachdem bereitd das ganze Hinterland ber atlantifchen Weſt⸗ 
füfte, Kanada und bad Miffiffippibeden, franzöflfch geweien waren, 
und die kulturelle Schwäche aller nicht englifchen nach Nordamerika 
einwandernden Elemente haben bereit unwiderbringlich barüber 
entichieden, daß ber gewaltige ameritanifche Kontinent unter ber 
abfoluten Vorherrſchaft des Angelfachfentums fiehen fol. Wenn es 
diefem nun glädt, aud, für die Umwandlung ber chineflfhen Welt 
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bie ausfchließliche Führung au ſich zu bringen, fo wäre es nicht zu 
viel gefagt, wenn man meint, daß damit bie Rolle der angelfädh- 
fifhen Kultur ald der zukünftigen Weltkultur fchlechthin entfchieden 
und bie übrigen nationalen Kulturen auf bie Bedeutung von En, 
Haven Innerhalb einer angelſächſiſchen Welt befchräntt fein würben. 
Daran, daß England und Norbamerifa einen großen Borfprung vor 
ans in China haben, kann niemand zweifeln. Ebenfowenig aber 


find darüber Zweifel möglid, daß wir imflande find, auch unferen. 


Kultureinfluß innerhalb jener chinefifchen Vorgänge träftig zur Gel⸗ 
tung zu bringen, wenn wir nur erfennen, worauf ed anfommt, und 
einen ernfthaften Willensentſchluß faſſen. 

Die Einficht in dieſe Notwendigkeitmuß nur beiundin ähnlicher Weiſe 
zur nationalen Sache werben und als dringliche nationale Aufgabe in 
den weiteften Kreifen empfunden werben, wie bad in England und in 
Amerika der Fall ift. Unfere Wittel genügen reichlich für Die Aufgabe. An 
Intelligenzen haben wir feinen Mangel; woran ed biöher fehlt, tft 
nur das Wiffen, aus dem das Wollen fließt. Hier fleht in der Tat 
ein großes, ja vielleicht ein entſcheidendes Stück bes „größeren“ 
Deutſchland auf dem Spiel, Wieder handelt es fih nicht um ein 
„größeres“ Deutſchland im Sinne territorialer Ausbehnung ober 
ber Begründung eines politifchen Kontrollverhältniffes; im Gegen» 
teil, was wir in unferem Intereſſe erfireben muͤſſen, ift für China 
ganz wie im Falle ber Türkei Konfolidierung einer achtunggebietenden 
nationalschinefiihen Kraft, bie imftande iſt, allein von ſich aus 
äußeren Tendenzen gegenüber, bie einen fremden Einfluß auf China 
monopolifieren wollen, Widerſtand zu leiſten. Gleichzeitig müffen 
wir dabei beftrebt fein, anf dem fremden Boben, ber fich jest ber 
Aufnahme nener Kulturelemente öffnet, auch unfere nationalstulturelle 
Sonderart zu träftiger Geltung zu bringen und einen Zeil unferes 
Geiftes in die Neu⸗ und Umbildung ber öftlichen Welt — vieleicht 
ber größte Prozeß biefer Art, ber im gefamten Verlanf ber Welt 
gefchichte in Gang gekommen tft! — mit hineinfliegen zn Taffen. 
Erft wenn und bas gelingt, Fönnen wir in Wahrheit den Anſpruch 
erheben, bag wir mit unter bie Weltvölter zählen. 

Gegenüber den gewaltigen weltpolitiichen Zufammenhängen im 
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Weiten und Dſten bed afiatiihen Koutinents, innerhalb derer 
und bie Aufgabe geworben if, nm ein „größeres“ Deutſchland zu 
forgen, erfcheint unfer Territorialbefig jenfeit des Meeres, uniere 
Kolonien in Afrifa und an den Geſtaden bed Großen Ozeane, ale 
eine verhältnismäßig beicheibene Groͤße. Eine bebeutungslofe oder 
unmwichtige ift er auch unter bem Geſichtspunkt bes idealen „größeren“ 
Deutſchlaund nicht. 

Deutſchlauds Kolonialepocdhe begann in ber erften Hälfte der 
achtziger Jahre unter dem flarfen Eindrnd der Tatſache, daß 
eine große Zahl Landeskinder alljaͤhrlich bie Heimat verließen und 
in neue Länder jenfeit bed Weered auswanderten. Die Auswans 
derung aus Deutichlanb betrug z. B. im Jahre 1880 ca. 117000 
Köpfe; fie fieg in den beiden folgenden Jahren auf über 200000 
und belief fi im Durchichnitt der Jahre von 1883 bis 1893 auf 
443000 jährlih. Während ber zwei Jahrzehnte von 18741 bis 1904 
find im ganzen zwifchen 21, und 3 Millionen Menfchen aus Deutſch⸗ 
land ausgewandert! Mehr ale vier Künftel ber Auswanderung 
richtete ſich nach Nordamerika. In ber zweiten Hälfte ber neunziger 
Jahre unb während bed ganzen lebten Jahrzehnts hat die Aus⸗ 
wanderung aus Deutichland bedeutend abgenommen und fie wirb 
gegenwärtig von ber Einwanderung aus anberen Ländern nach 
Deutſchland merklich überwogen. Um 1880 aber war ber Eindrud 
eines fo maflenhaften Abftrömensd von Deutichen aus dem Mutter» 
lande in der Tat bedenklich, und daher tnüpfte ber Ruf nach Kolonien 
für Deutfchland mit befonderem Nahdrud au Die Auswanderung an. 

Nüchternerweife aber hätte man ſich ſchon damals Mar darüber 
fein follen, daß es befieblungsfähiges Land größeren Mapftabes 
eigeutlih nirgendd auf der Welt mehr zu erwerben gab. Norbs 
und Sübamerifa fowie Auftralien waren vergeben; in Afrika 
fonnte es fih nur um verhältuismäßig wenig ausgedehnte, dazu 
fo gut wie unbefannte Hochlaͤnder im Innern handeln, und in 
Aſien war gleichfalls nirgends Platz. Abgefehen von den fpäter 
erfolgten unbebeutenben Erwerbungen in der Sübfee uud der Klotten- 
und Handelsſtation an der Kiautichoubucht in Ehina hat ſich der 
Erwerb von Kolonien für Deutfchland tatfächlich auch nur auf afris 
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fanifchem Boden vollzogen. Hier war zunaͤchſt ein Teil bes weft 
lichen Suͤdafrika noch frei, da fi wegen der andgebehnten Wuͤſte 
am Geftabe bed atlantifchen Ozeans und ber ſchwer burdhfchreit- 
baren Kalaharifteppe auf der Gegenfeite, gegen das britifche Suͤd⸗ 
afrita zu, die Nationen, bie früher nach Südafrika gefommen waren, 
von feiner Okkupation hatten abhalten laſſen. Oftafrita war feit 
ber Portugiefenzeit, mit Ausnahme feiner füdlichiten Zeile, von ben 
Europäern überhaupt nicht mehr unter kolonialpolitiſchen Geſichts⸗ 
punkten betrachtet worben. Die Stanlepyſche Durcquerung bes 
Kontinente in ber zweiten Hälfte der fiebziger Jahre hatte aber 
bie Blicke der Nationen hierher gerichtet. An Stanleys Tat Inüpfte 
fi; die Gründung des Kongoftaats und die Aufteilung bed noch 
übrigen Reſtes von Äquatorial⸗Afrika unter England, Frankreich 
und Deutfchland. 

Einen Augenbli hatte es damals den Anfchein, ald ob uns bas 
bei ein großes oftafrifanifches Neich zufallen folle, aber der Sanſibar⸗ 
vertrag, deſſen Bedeutung weiter oben bereitd gewürbigt wurbe, 
begrenzte unferen Anteil an Dftafrifa auf bas heutige beutfche 
Gebiet, dad immer noch faft die doppelte Größe bes Mutterlandes 
hat. An der afrifanifchen Weftküfte wären wir fowohl in Kamerun 
als auch in Togo bei dem großen Wettlauf mit den Engländern 
und Franzoſen faft zu fpät gefommen. Wenige Tage, nachdem im 
Juli 1884 der Generalkonſul Dr. Nachtigall an verfchiedenen Punkten 
im Gebiet ded Kamerunbedend Verträge mit den Eingeborsnen ab» 
gefchloffen und bie beutfche Flagge gehißt hatte, erfchien fein eng» 
liſcher Konkurrent, ber beauftragt war, auf benfelben Grundlagen 
das britifche Protektorat herzuftelen. Im Ginterland waren uns 
bie Franzofen zum Teil zuvorgefommen, woburd; ſich bie bis auf 
ben heutigen Tag beftehende merfwürbig audgefchnittene Grenzges 
kalt von Norblamerun erflärt. Der Anfchluß von Togo an bad 
große Nigerhinterland gelang und überhaupt nicht mehr, ebenfos 
wenig wie den Englänbern bie weitere Ausbehnung ber und bes 
nachbarten Goldküſtenkolonie nah Norden. Man kann nicht jagen, 
daß wir und glei beim Erwerb al diefer ausgebehnten, Deutſch⸗ 
land zufammengenommen an Flächenraum um bad Bierfache über» 
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feigenden Länder über ihren wahren Wert und bie befte Methode 
ihrer wirtfchaftlichen Nutzung annähernd Mar geweſen wären. Biel- 
leiht war das bei dem in Deutſchland befiehenden Mangel aller 
folonialpolitifchen Erfahrung auch verzeihlid. Immerhin merkte man 
bald, daß die neuen überfeeiichen Befigungen nur eine ſehr bes 
fchräntte Aufnahmefähigfeit für Einwanderungszwede befäßen. Kli⸗ 
matiſch fchien für eine ſolche überhaupt nur Suͤdweſtafrika in Betracht 
zu fommen. Mit feinem Areal von über 800000 qkm iſt ed mehr 
ald 41, mal fo groß ald Deutfchlaud, aber es if ein trocdenes 
Steppengebiet, phyſikaliſch wie wirtfchaftlid durchaus ein Beſtand⸗ 
teil der übrigen fübafrifanifchen Laͤndermaſſe, bie überwiegend nur 
für eine ertenfive Weidewirtſchaft günftige Vorbebingungen bietet. 
Allerdings find die Landichaften nördlich; gegen ben Sambefl und 
öftlich gegen den Indiſchen Ozean in Bezug auf den Regenfall 
etwas begünftigter, aber erſtens ift diefe Begünftigung and, nicht 
überall eine dburchgreifende und zweitens iſt die Ausbehnung der 
eigentlichen Trodengebiete eine fehr viel größere. In Sudweſtafrika, 
wo zu ber klimatiſchen Befonderheit des Landes auch noch eine 
weniger vorgefchrittene Entwidlung ber Verbindungen und der Ab» 
fagverhältniffe hinzulommt, als fie in der Kapfolonie, in Transvaal 
ober im einfligen Oranje⸗Freiſtaat befteht, muß man bie erforber- 
liche Durdhfchnittögröße einer Biehfarm immerhin anf 10000 ha verans 
fhlagen. Etwa drei Siebentel bed Landes find als Wuͤſte ober Halb 
wüßte wirtfchaftlich teild wertlos, teild minderwertig. Es verbleiben 
alfo etwa 500000 qkm, gleich 50 Millionen ha, branchbares Weider 
land. Demnad; würden fi vorlänfig etwa nur 5000 Wirtfchaftes 
einheiten für das ganze Land bei durchgehender Befieblung ergeben. 
Das fieht aus, ald ob ed wenig wäre, aber bie Produktionsfaͤhig⸗ 
feit einer folchen Farm belänft ſich unter normalen ober etwas 
weiter entwidelten Berhältniffen anf 20000 bie 30000 Mark. Dazu 
fommt, baß die Diamanten» und Kupferfunde und bie bisher ziem⸗ 
lidy zahlreih aufgefpärten Anzeichen anderer mineraliſcher Bors 
fommen eine günftige bergbauliche Entwidlung der Kolonie vers 
fprechen. 

Unter biefen Umftänden wird man bie künftige Aufnahme⸗ 
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fähigleit von Sübweft für weiße Befleblung ohne zu großen Opti⸗ 
mismusd auf einige 100000 Köpfe veranfchlagen dürfen. Damit 
bleibt das Land innerhalb bed Rahmens ber ſuͤdweſtafrikaniſchen Vers 
hältniffe; hatte doch auch der bedentend vorgefchrittenere Dranjes 
Freiftaat beim Ausbruch des großen fübafrifanifchen Krieges nur 
einige 60000 weiße Einwohner, und babei liegen bie beiben Haupt⸗ 
abfagmärkte für die Probufte der Farmwirtſchaft von Transoranje, 
Sohannesburg und Kimberley, direkt an feinen Grenzen. Der Ges 
famthandel Südweſtafrikas belief fi im Jahre 1940 auf 79 Mil 
lionen Dart, wovon 44 Millionen Einfuhr und 35 Millionen 
Ausfuhr. In der Ausfuhr gebührt den Diamanten weitaus die 
erfte, den Kupfer» und Bleierzen die zweite Stelle. Da aber ber 
Abbau der Diamanten nad) dem lirteil ber Fachleute, trotz ber 
nicht primären Natur der Diamantenlager, noch mit einer Dauer 
von Sahrzehnten rechnen koͤnne und die übrigen Erzvorkommen 
wahrfcheinlich mit ber Zeit eine immer flärfere Entwidlung auf: 
weifen werben, fo fann für abfehbare Zeit noch mit einer erheb⸗ 
lichen Berfärtung bes ſuͤdweſtafrikaniſchen Handelsumſatzes ges 
rechnet werben, denn noch find die Produkte der Farmwirtſchaft 
nur mit ganz unbebeutendeu Beträgen in ber Ausfuhr mit einbes 
griffen. Die bereits auf eine gute Entwidlung zufteuernde Vieh⸗ 
zucht wurbe durch die Berlufte während des großen Eingeborenen, 
aufftandes 1904 bis 1906 wieder bis auf die erften Anfänge zu, 
rüdgeworfen, und es wird wohl noch minbeftens ein halbes Jahr⸗ 
zehnt vergehen, bis das wichtigfte Produkt ber ſüdweſtafrikaniſchen 
Farmerei, Fleifch in Iebendem, gefrorenem oder verarbeitetem Zu⸗ 
land, in nennenswerter Menge aus Südweſtafrika auf den Welt 
marft gelangen wird. Wenu bie Dinge aber erft einmal foweit 
find und bas Land voll befiebelt ift, fo if nicht abzufehen, warum 
feine wirtfchaftliche Leiftungsfähigfeit geringer fein follte ale die der 
benachbarten ähnlich gearteten Teile bes britifch » burifchen Süd⸗ 
afrita. So führt z. B. an farmwirtfchaftlichen Erzeugniflen die Kaps 
tolonie für über 50 Millionen Mark Wolle, für etwa 40 Millionen 
Mark Straußenfebern und für etwa 20 Millionen Mark Angoraziegen- 
haar, Felle und Häute aus, dazu Vieh für ca, 16 Millionen Mark. 
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halb der Landesgrenzen verbraucht; in Sübweltafrifa wird das, 
wenn erft die Farmen bis zur Höhe entwidelt find, anch nicht ans 
nähernd der Fall fein. Im Ganzen genommen if ed durchaus fein 
phantaftifche® Ziel, wenn wir ben zukünftigen voll entwidelten Ges 
famthandel Sübwefafritas anf etwa 300 Millionen Mark jährlich 
veranfchlagen, alfo auf eine Größe, bie innerhalb der beutfchen Ge⸗ 
famtwirtfchaft feine unbeachtliche mehr if. 

Der materielle Wert einer Kolonie wie Sübweltafrifa, die, wenn 
auch nur in ertenfiver Weife, aber in bdiefer mit Erfolg, durch 
Deutfche befiebelt werben kann, ift aber nicht ber eigentlich aus⸗ 
ſchlaggebende, denn wichtiger noch erfcheint und ihr moralifcher 
Wert für bas beutfche Volkstum. Da ed uns einmal nicht befchieden 
it, fo große und kraftvolle Ableger unferer Nationalität in übers 
feeifchen Boden hineinzupflanzen, wie es bie Engländer in Norbs 
amerika und Auftralien getan baben, fo müflen wir erft recht großen 
Wert darauf legen, wenigſtens in beichränfterem Waße überfeeifche 
Erweiterungen unfereö Volkstums hervorzubringen. Auch das Deutſch⸗ 
tum in Südbrafilien {ft unter diefem Geſichtspunkt für uns wichtig. 
Es fteht nicht in ftaatlichem Zufammenbange mit dem Wutterlande 
und wirb auch nie wieder diefem eingefügt werben fünnen, aber es 
wohnt gefchloffen genug, um in bezug auf geiflige Entwidlung und 
Charakter fein Vollstum zu behalten oder doch die neue Weſens⸗ 
art, die es vielleicht ausbildet, auf Grund feiner beutfchen Abſtam⸗ 
mung zu entwideln. Dasfelbe hat ja das Angelfachfentum in Nord⸗ 
amerifa im Berhältnis zum englifchen Mutterlande getan. Suüdweſt⸗ 
afrifa aber ift ein deutſches Land, und wenn es vielleicht in ents 
fernter Zukunft auch mit einen Beflanbteil des großen geeinigten, 
germanifch befiebelten und beherrfchten Südafrika bilden follte, fo 
wirb es imftanbe fein, in jenes vielleicht einmal kommende Gebilde 
einen ftarfen und unverlöfchlichen nationaldeutfchen Einfchlag hinein 
zubringen. 

Südweſtafrika tft aber nicht unfere einzige Kolonie, die Siede⸗ 
Inungsmöglichleiten größeren Maßſtabes bietet. Auch Oftafrita kommt 
hierfür in Betracht, und es ift noch fehr die Frage, ob hier ober 
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in Subweft in Zukunft einmal die größere Zahl dentſcher Koloniften 
wohnen wird. Auf gewifle Teile Dftafrifad war man bezüglich ber 
Mimatifhen Möglichleit ihrer Beflebelung fchon von Anfang an 
aufmerffam geworden, fo auf das kleine Hochland von Ufambara, 
auf die Abhänge des Kilimandicharo, auf hehe und noch einige 
andere Gebiete. Über die wirkliche Ausdehnung derjenigen Hoch⸗ 
länder auf oflafrifanifhem Boden, bie vermöge bed Klimas, 
bes Bodens und ber übrigen Kulturverhältniffe für eine beutfche Ein» 
wanderung aufnahmefähig erfcheinen, ift man fich aber doch erft in 
ben letzten Jahren Far geworden. Man fchägt dieſes Areal jept 
auf 100000 bis 150000 qkm. ‚Hiervon ift ein großer Teil Steppe, aͤhn⸗ 
lih ber fühweltafritanifchen, nur mit einem größeren Reichtum an 
Weidegras, fo daß geringere Flächen zur Gründung einer Weide, 
farm genügen. Andere Streden aber find mit hinreichenbem Regen⸗ 
fall ausgeſtattet, um eine intenfive Bodenkultur zu ermöglichen: 
Gerealien, Kaffee, Sifalhanf und andere tropifche oder fubtropifche 
Dflanzungsgewächfe. 

Dazu kommt, daß andh auf dem Hochlande von Nordweſtkamerun 
ziemlich ausgedehnte Bezirke fo hoch liegen, daß anfcheinenb eine 
deutfche Beſiedelung dort möglich wäre. Allerdings find gerade diefe 
Zeile Kameruns relativ ſtark von Eingeborenen bewohnt, und bass 
felbe gilt z. ©. für das bevorzugtefte aller oflafritanifchen Hoch⸗ 
länder, Ruanda und feine Machbargebiete, weſtlich vom Viktoriaſee. 
Unüberwinblidy aber wird bie Aufgabe der Auseinanderfegung mit 
den Eingeborenen in Oſtafrika wie in Kamerun nicht fein, und es 
wird auch nicht einer prinzipiellen Berbrängung jener, ſondern nur 
eined gewiflen Zufammenrüdene und einer Verbeflerung ber von 
ihnen befolgten aderbaulichen Wethoden bedürfen, um noch eine 
große Menge Plab für die Zuwanderung beutfcher Anflebler zu 
fhaffen. Natürlicd; wäre es verkehrt, baran zu denken, baß bie ganze 
zufünftige beutfche Bevoͤlkerung fchon in ber erften Generation in 
bie und gehörigen afritanifchen Hochländer auswandern fol, benn 
wo bliebe dann Platz für die Nachlommenfchaft, für das Empor» 
wachfen eines wirklichen afritanifchen Deutfchtums? Die Erfahrung 
lehrt, daß die Vermehrung in derartigen überfeeifchen Anſiedlungs⸗ 
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gebieten der weißen Rafle, wenn erft einmal die Grundvoraus⸗ 
fegungen für bie bobenftändige Einwurzelung da find, ohnehin mit 
erheblicher Schnelligkeit vor ſich geht. Stellen wir uns in Gedanken 
vor, daß in Zukunft vielleicht einmal eine Million, ober, wenn bie 
Afklimatifation auf gewiflen Hochlaͤndern beſonders günflig vors 
fchreiten follte, vielleicht einige Willionen bentfcher Afritaner exi⸗ 
flierten, fo wird das ohne allen Zweifel eine fehr wertvolle und 
kräftige Bereicherung bed beutfchen Geſamtvolkstums fein. Gerade 
wir Dentfchen koͤnnen es branchen, bag ein mehr entfchloffener, mehr 
felbfibewußter Typ unter und entfteht, als biöher ber Kal geweien 
if. Es iſt die Krankheit bes deutfchen Selbfibewußtfeins, daß es 
ihm fo ſchwer fällt, fi; auf Grundlage ber Einzelperfönlichkeit zu 
entwideln, flatt auf ber Grundlage ber Zugehörigkeit zu irgend» 
welchen Ständen und Klaſſen. Keine Nation hat ben Standesdünkel 
in fo fataler Reinkultur produziert wie bie beutfche, ald Beweis 
dafür, eine wie große geiftige Unfelbftänbigfeit dem einzelnen unter 
uns innewohnt. Er fühlt fidy nicht auf Grund befien, was er als 
Individuum ift, leiftet ober bebentet, ſondern er tut fidy etwas bars 
auf zugute, daß er bie Zugehörigkeit zu irgendeiner der vielen kaſten⸗ 
artig gegeneinander abgefchloffenen Gemeinfchaften beſitzt, in bie 
wir ald Bolt zerfallen. Er hat weniger eine perfönliche als eine 
Stanbesehre, und ſei es die Ehre einer Studentenverbindung von 
einigen Dugenb jungen, noch ungereiften Köpfen; wer außerhalb 
ded Schematismus irgenbeined Standes denkt und empfinbet, hat 
ed regelmäßig fchwerer ald andere, voranzufommen. Das gerade 
Gegenteil diefer deutſchen Unart ift der Angelfachfe: der Angelfachfe 
in feiner Heimat und erft recht in feinen neuen überfeetfchen Lebens» 
gebieten. Diefelbe Entwidlung wird auch bei unferem Überfee 
Deutfchtum flattfinden, wenn es nicht mehr allein wie jetzt darauf 
angewiejen fein wird, irgenbwo unter einer fremben Nationalflagge 
als Gaſt, Schugverwanbter oder uaturalifierter Einwanderer fidh 
unterzubuden, fonbern wenigſtens zum Teil auf deutſchem Reichs⸗ 
boden jenfeit des Meeres fidh wird entfalten können. Wer fchärfer 
binzufehen vermag, der findet ſchon in ber Betätigungsart unferer 
bentigen afritanifchen Anftebler, ſoviel berechtigte Kritik in ber 
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Heimat fie hier und ba anch hervorrufen mag, bie Elemente biefer 
neuen unb fo wünfchenswerten Welensart im Werben. 

Eine andere, in ihrer Art auch erhebliche Bebeutung haben für 
und bie Tropenländer, bie wir befigen. Sie if überwiegend handel» 
wirtfchaftlicher Art, und die bisherige Entwidlung ift Feine uns 
günftige geweien. So betrug z. ®. im Sahre 1900, nadı etwa 
fünfzehnjährigem Beſitz, der Geſamthandel Dentſch⸗ODſtafrikas 
415,7 Millionen Mark, wovon 14,4 Millionen, Einfuhr und 4,3 Mil⸗ 
lionen Ausfuhr. Zehn Jahre fpäter, 1909, hatte er fi verbreifacdht. 
Heute beträgt die Einfuhr 39, die Ausfuhr 24, der Geſamthan⸗ 
dei 60 Millionen. Kamerun und Togo habeu eine ähnliche Ent⸗ 
widlung durchgemacht; ihr Geſamthandel beläuft fi heute auf 
83,4 und 18,6 Millionen, wobei die Einfuhr lange nicht in der- 
felben Weife wie bei Dftafrifa die Ausfuhr überwiegt. Auch bei 
Oſtafrika wirb biefed Verhältnis in abfehbarer Zeit fich ändern; 
einftweilen ift es ein Beweis bafür, daß bie Entwicklung der Kolonie 
noch im Zeitalter der dauernden Neuanlage von Werten fteht, 
während die damit gefchaffenen Anlagen noch nicht in das produk⸗ 
tionsfähige Alter eingetreten find. Die Sübfeegebiete, Neuguinea, 
Samoa unb die übrigen Infeln weifen einen Gefamthandel von 
21,2 Millionen Mark auf; alle beutfchen Kolonien, ausgenommen 
Kiautfhon, einen Geſamthandel von ca. 240 Millionen, gegen 138 
Milionen im Sabre 1908 und gegen ein Drittel ber eben genannten 
Gefamtfumme vor einem Jahrzehnt. Nimmt man noch Kiautfchou 
binzu, fo beläuft fidh ber dentſche Kolontalhanbel heute bereits anf 
etwa 350 Millionen Dart. Hätte man vor 20 Jahren, ald er noch 
in feinen erften kaum wahrnehmbaren Anfängen ftal, ald Ergeb» 
nis der kommenden Entwidlung während ber beiden naͤchſten Jahr⸗ 
zehnte eine Summe wie bie von 350 Millionen Mark prophezeit, 
fo hätten die Kolonialkrititer eine folche Zahl ald wenig wahr⸗ 
fheinlih, ja vielleicht als ntopifch bezeichnet. Dabei aber müffen 
wir bebenfen, daß erit in den leuten fieben Jahren ein merklich 
fchnelleres Tempo in bie wirtfchaftliche Aufwärtöbewegung unferer 
Kolonien gekommen iſt. Es liegt gar kein Grund vor, anzunehmen, 
daß dieſe Entwidlung etwa von nun an ſich wefentlich verlang- 
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famen follte. Wir dürfen und alfo ohne Anmaßung, vielmehr ins 
dem wir und ber laugewährenden und bedentenden Kehler voll bes 
wußt find, bie wir in Kolonialpolitit und Kolonialwirtſchaft 
begangen haben, nnfered aufblühenden Beſitzes freuen. Alle bie 
nörgelnden, nicht ſachkundig anfbanender Kritik, fondern Fritifieren- 
dem Unverflänbnis entfpringenden Rebensarten, wie man fie faft ein 
Vierteljahrhundert im beutfchen Neichötage und fonft in ber Öffent- 
lichkeit hören mußte: „Die Eolonialen Andgaben felen nnprobuftiv, 
die Kolonien feien ein Faß ohne Boden uſw.“ — fie und bie 
nationale Gemütöverfaflung, aus ber fie entfprangen, können heute 
im Prinzip ald überwunden gelten. 

Trogdem wäre ed falſch, wenn wir den Begriff ded „größeren“ 
Deutſchland, von beffen Erörterung wir zu Beginn des Kapitels 
andgingen, nunmehr nachträglich noch verfuchen wollten, auf bie 
überfeeifchen Veflgungen bed dentſchen Reichs und auf allerlei 
phantaftifche Gedanken über ihre mögliche Erweiterung anfzubauen. 
Dazu find diefe Ländergebiete zu Plein und bazu bieten fie, auch bei 
der günftigften Entwidlung der vorhandenen Befledelungsmöglich- 
feiten, eine zu fchmale Baſis für die räumliche und quantitative 
Ausbreitung des Deutfchtumsd anperhalb feiner enropäifchen Heimat. 
Es muß bei der Einſicht fein Bewenden haben, zu ber wir vorher 
gelangten: Das „größere Deutfchland“ ift nicht fo fehr eine raͤum⸗ 
liche Größe, fondern der Erweis wachſender, beutfcher Kraft und 
mächtiger werdenden deutſchen Geifted in allen Ländern jenfeit 
des Meeres, namentlich aber in denjenigen, bie einer neuen Kultur⸗ 
epoche eutgegengehen. Hier ift ed am beutfchen Geiſte und an ber 
beutfchen Kraft, ſich ein wachſendes Betätigungsfelb zu fuchen. 

So haben wir and das Ergebnis bed langen Handels über 
Marokko, der und im Sommer 1914 wiederholt an den Rand eines 
Krieges mit England und Frankreich geführt hat, als eine Bekraͤf⸗ 
tigung ber Tatſache aufzufaflen, daß und das „größere” Dentfch- 
land im Sinne territorialer Ausdehnung nnter den jeßigen Ber» 
hältniffen noch nicht zu verwirklichen befchieden iſt. Allerdings find 
und die Ereigniffe um Marokko auch nadı der Richtung hin eine 
Lehre geweien, daß England ſich wirklich nicht zu einer ehrlichen 
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Anerfennung unferer felbftändigen VBetätigungsfreiheit jenfeit bes 
Meeres, fei ed auch in noch fo Ioyalen und befcheidenen Grenzen, 
entfchließen zu koͤnnen fcheint. Wenn es dabei verbleibt, fo wird 
ſich allerdings der fchließliche Zufammenftog mit den Englänbern 
ſchwer vermeiden laſſen — aber dann wollen fie ihn haben, nicht 
wir! Ein deutfchrenglifcher Krieg wirb für beide Teile ein Bang anf 
Tod und Leben werden, doch fiehen bie Dinge nicht fo, daß wir ihn von 
vornherein verloren haben, zumal ja in kurzer Zeit durch bie Bollendung 
der Bagbadbahn bid Aleppo der Wert einer türfifhen Bundes⸗ 
genoffenfchaft fich vervielfachen würde. Schlagen wir aber England 
und feinen politifhen Anhang in Europa nahbrüdlidh genug — 
bann könnte wohl der Tag gekommen fein, wo bad Wort 
vom „größeren“ Deutfchland noch einen anderen Sinn 
befommt als denjenigen, den wir ihm bisher nur haben 
beilegen fönnen! 
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Kantate, Buchhandel 828. 
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Kapital, By 291ff., 828, 


Landw. 277 ff. 

Parteien 98f, 116ff. 
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Kapitulanten 260, 265. 
Kapituiantenfchulen 151. 
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Kapkotonie 454 ff. 
Kardinalsfollegium 122. 
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Kartelle 240, 298Ff., 
Rarteliparteien 104. 
Kafagefhäfte 840. 
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Kaffenicheine 356, 370f. 
Rathederfogiatismus 875, 886. 
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Kaufmännifche Bildung der 
Handwerker 310. 
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Buchführung "345. 

Vereine 861f. 
Kaufmann, rechtlich 195, 344. 
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Kavallerie 249, 252, 254. 
Khedive, Ügupten 444 F. 
Kiaurfchon 54,263, 460, 452, 
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Kilometerzeiger 360. 
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Kinderarbeit 294, 298, 308, 
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Kirche 120ff. 
Kirchenbann 126. 
Kirchengemeinden 68, 128f. 
Kicchengefesgebung 21, 180. 
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Kirchenrecht 120f. 
Kirchenftaat 122, 
Kirchenftener 130. 
Kirchenftrafen 125f., 131. 
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Kiagerrhebung 214. 
Klagerücknahmen 202. 
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Eifenbahnen 858, 
Verfaffung 10f. 
Kieinftäbte, DBenäit. 287. 
Kierus 121f. 
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Ktima, Deutſchland 401. 
Knabentonvitte 124. 
Knabenſeminare 124. 
Kuoten 364. 
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878, 886, 896. 
Koedukation 154. 
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Koble 289, 816, 353, 362, 
Kohtengebiete, D. R. 228. 
Kohlenſchiffe 261. 
Kohlenſyndikate 299f. 
Kohle, Verkehr 227f. 
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Kötn, Militär 251, 264, 
Schulden 87. 
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Kotlonialinftitut 166. 
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418ff., 466. 
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Konfeffionen 1f., 28, 120ff. 
Konfeffiongfchule 141. 
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Konfliftszeit, Preußen 18ff., 
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Konkordate 132. 
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Koprfteuer 230. 
Korea 411. 
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Krankenverſi erung 868,889. 
Kreditgefchäfte 328 ff. 
Kredit, Landwirtfchaft 2377 ff. 
Rreditwefen 856. 
Kreditwirtfchaft 4297. 
Kreife, Bayern 61, 79. 
Dreußen 58, 79, 286. 
Mürttemberg 68, 79. 
Kreisgemeinden 68. 
Kreishanptmannfchaften 62, 


Sersfäniufetin 140, 147. 
Kreuzer 2617., 4 . 
Kriegsakademie 106, 248. 
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Kriegserklärung 38 
Kriegsfiotte, D.R. 29, 260 ff, 
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Kriegsflotte, Preußen 15. 
Kriegsaefangene 267. 
Kriegsgerichte 249, 268, 248. 
Kriegsgeichichte 248, 
Kriegshäfen 262. 

Dreußen 15. 
Kriegsleiftungen, Gefep 267. 
Kriegsminifterien 56f., 247fF. 
Kriegsſchatz, Spandau 870. 
Kriegsfchufen 251, 259. 
Kriegsftärte 252 24 f. 
Kriegszulage 2 
Kulturtampf 28, 91, 94, 104, 


Kultusfreiheit 133, 178. 
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Kupongeſchaͤft 339. 

Kurantmünzen 368. 
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Kurſe 318. 
Kursieftfteltung 843 
Kursmakler 341f. 
Kursnotierung 341f. 
Kurswert 342. 
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Großbritannien 408. 
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Schweiz 414. 
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erfaſſung 14, 21, 


Laien, Gericht 201, 210. 
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Landesbiſchof 127. 
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Landesgefepblätter 17 
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ng 243. 
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Landesgewerbeamt 147. 
Landesherren, Bündnisrecht 3. 
Ehrenrechte 247. 
Kirchenhoheit 1f., 28. 
Mord 176 


Landeshoheit, Eutftehung 2f., 
6, 55, 71. ſtehuns 31 
Landeskirchen 1f., 127. 
Landestulturrat, Sachfen 286. 
Landesökongmiekollegium 286. 
Landespotizeibehörde 177. 
Landespoftverwaltungen 867. 
Landesfchulrat 139. 
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247 ff., 404f., 408ff. 
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Frankreich 424f. 
Landflucht 276ff. 
Landgemeinden 68f. 
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Landgerichte 200 
Landgrenze war. 
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Laͤndliches Erbrecht 271 f., 
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Landraͤte, Preußen 58, 79. 
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Landfchaft, Mecklenburg 66. 
Landftäbte, Bevölkerung 287. 
Landftände 5, 14, 88, 68 
Preußen 12. 
Steuerbewilligungsrecht 


gandffräßen 858 f. 
Landſtreicher 177. 
Landfturm, spflicht 254. 
Zandtage 38. 
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Landtag, preuß. vereinigter 12, 
17, 225. 


Landtagswahlrechte 59 ff. 
Landtransport 3581. 
Landwehr, «pflicht 264f. 260. 
Landwehrbezirke 266, 260, 267. 
Landwehroffiziere 259f., 268. 
Landwirtfchart oh, 496f. 

Arbeiter 274 ff. 

Betriebsgrößen 118. 

Bevölkerung 270f., 287 f. 

Geſetzgebung 21, 62, 171. 

Genofienfchaften 275f. 

ochſchulen 166. 

26 464 ff. 

Kredit 277 ff. 
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Trebenbetriebe 845. 

Preſſe 286. 

Produkte, Verkehr 227f. 
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Preußen 285f. 
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—— — Nof. 
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Laſſiten 272. 
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Laufende Rechnung 888. 
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Zazarettichiffe 261. 
geben, Seberinbuftrie 291,807, 
Legatitätsprinzip 181, 209. 
Legislaturperiode 44. 
reußen 60. 

Legitimation 174. 
Lehrer, aladem. 157 ff. 
Sehrerbildungsanflalten 162. 

Zehrerinnenvereine 154. 
Zehrermangel 143. 
Zehrertage 158. 
Lehrervereine 158. 
Zehrerverein, Deutfcher 142. 
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Lehrerverein, Sächſiſcher 148. 
Lehrfreiheit 14, 173. 


Lehrling, Gewerbe 292, 809 ff. 2 


Lehrlinge, Handlungs 848 ff. 

Leibrente 187. 

Leipzig, Arbeiterbeweg. 381. 
Börfe 316 


Buchhandel 8227. 
Meſſe 316. 
Reichsgericht 22. 
Schulden 87. 
Wahlrecht 77. 
Zeiftung 186. 
Lektoren 168. 
Lefungen 4ff. 
Leug mitteiſteuer 172, 286, 


Beutenne 275. 
Leutnaut 2350. 
Eiberale Parteien 20, 48, 51, 
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20, 89ff., 


—— 278, 418f. 
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ae 80, 278, 295, 
874f., 887f. 
Lieferungsgefchäfte 817. 
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gibff., 821. 
Linealfolge 55. 
Linienſchiffahrt 364. 
Linienfchiffe 261 ff., 434, 486. 
Linksliberale 109. 
Finpe, Gemeinden 72. 
ulmefen 135f. 
Liquidationskaſſen 320. 
Liftenwahlen 63. 
Lockout 304. 
Lohn BTaff. 887, 3977. 
Lohnämter 308, 
Lohngeſetz, ehernes BB1f. 
Lohn, Gewerbe 27bf. 294,298, 
303, 313. 
Hausinduftrie 807. 
Landwirtſchaft 275f. 
Lokohandel 315. 
Lokomotiven 354. 
Eombarbgefchälte 324, 883, 


gondonir Vrotokolt 1852. 16. 
Loſe 342 


Loſung 266. 

Lothringen f. Eifaß- Lothringen. 

otterie, Befteuerung 235. 

Lübeck 9, 88. 
Schulweſen 135f. 
Verfaſſung 67. 

Zuftfchiffahrt 106. 
Militär 264. 

ger im Proseß 203. 
Luther, Martin 1, 126. 

Lutheriſche Kirche If, 10, 126ff. 
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u. Holland 9, 28. 

Eifenbahnen 23, 29, 414. 
u. Deutſches Reid) 41a. 
Zoltwefen 23, 414. 

Lurusfteuern 230, 

Lyceen 123. 


made in Germany 431. 
Mädchenfortbitdungfchute 149. 
höhere 159 ff. 
Magdeburg, Börfe 316. 
Feſtung 252. 
Stadtrecht 70. 
Dagiftrat, Magiſtrats verfaſ⸗ 
ſung 73ff. 
Mahlſteuer 233. 
Mahnverfahren 186, 199ff. 
Mainlinie 22, 27,31,40, 406. 
Main⸗Neckarbahn 359. 
Mainz, Feſtung 251. 
Bentralunterjuchungsfom, 
miffion 10f. 
Major 250. 
Majorat 279. 
Makler 319f., 341f., 345. 
Mannheim, Börfe 316. 
Mannfchaftserfag 248, 262, 
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Marine 268. 
Mannichaftsverforgung 2647. 
Manufakturfoftem 293. 
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Kriegsflotte. 
Marinebildungsweſen 261ff. 
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Deutſches Reich, Großbri⸗ 

tannien 438. 
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Marinegefepe 182, 261ff., 
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Marine-Infanterie 262. 
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Ausbildung 437. 
Marineordnung 268. 
Marine, Sanitätsoffiziere 263. 
Marineichule 262. 
Marineftarionen 261f. 
Marineteile am Lande, zur 

See 26lf. 
Marineverwaltung 261. 
Mark, Srafichaft 3. 
Martenichug, bririfcher 481. 
Martetender 267. 

Märkte und Meſſen 315. 
Markthallen 83, 229. 
Marokko 1911. 414, 460. 
Marſchall⸗Inſeln 268. 
Marrismus 115, 876, 381. 
Marz, Karl 115, 381, 383 ff. 
Märzminifter 12. 
Märzrevolution 12. 
Mafchinenbau, A.G. 297. 
Ziafchinengrmeht 262. 

Maſchinen, Landpwirtichaft 280. 
Mafchinenzeitatter 115f., 291, 

294 ff. 306 ff. 


Maskat iaſs. 

Maſſengũter 354, 359. 

Maffenproduktion 289 ff., 299, 
307, 316f. 


Maſſe, Verkehr 83f. 

Maße und Gewichte 29, 356. 
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Materielle Geſetze 170f. 
Matrikel d. Reichſskonſuln 174. 
Matrikularbeitraͤge 45. 
Matroſenartillerie 262f. 
Matroſendiviſionen 262. 
Maximalarbeitstag 298, 387. 
Marimattarif, Zollweſen 241. 
Rozimitian, Deutfcher Kaifer 
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©üterzerihlagung 277. 
Eifenbahnen 857. 
Schulweſen 135f. 
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Mediziner, Bitihr 257. 
Meerestüfte 408 

Mehemed Ati 445. 
Mehrheit 38, 41, 49, 90. 
Mehrftimmenredht 68. 
Mehrwert 422. 

Meineid 176. 
Meitbegünftigungsverträge 


Kite, Gewerbe 292f., 811. 


Mekkabahn 46. 

Meldeamt, mititär. 255. 
Meivepricht, militär. 249,256. 
Metiorationen 280, 426, 
Menfchenrechte, allgemeine 5. 
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Mefopotamien 447. 
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Meſſen, Buchhandel 828. 
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Mititärärzte 249, 256 ff. 
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Mititärbaumelen 260. 
Mititärbeamte 264, 266. 
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Mititärflugwefen 264. 
Mititärgeiftliche 249. 
Mititärgerichtswefen 249, 


Mititärgefege 182. 
Mititärgefeggebung 247 ff. 
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Mititärkabinett 56, 248, 261. 
Mititärkonventionen 22, 81. 
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Militärreiamationen 257. 
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Militärverwaltung 248 ff.,265. 
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Militär, Wahlrecht 38f. 
Milizſyſtem 253, 
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Mittäterfchaft, Straftaten 180. 


Mittelbetriebe, Gewerbe 295 f. 
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Robitmachung 247 ff, 264 f., 
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Monopoke, ‚Vertehr357,362f., 
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NamenSpapier 840. 

Napoteon 1. of .‚ 858, 485, 
I. 22£,, 241. 

Naſſau, Keen 21. 

erfaflung 36. 
Nationale Frage 6ff. 
Naripnalgefüht, Amerika V. 


Deutſchland 7ff., 406, 
422 fi., 468. 
ankreich 428. 
Brit. 422f., 438,468, 
er ir? Partei 20, 
103 ff., 
—8 108. 
Nationalverein 108, 
Nationaloerfammlung,benfiche 
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Viehzucht 288. 
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bſtbau 285. 

dländereien 426. 
Dffenbarungseid 42, 206. 
Ofene gzdandelsseſ. 156 297, 
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